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A. Reichsgesetzgebung.

I. Verwaltung im Reiche.
?cr 9lrt. 4 Per öerfaffung be3 Tenrfdicn 8?cid6e§ bom 16. Sltoril 1871

(SIMM. <B. 63) befaiit u. a. folgenbeS:
Der Beaufsichtigung seitens des Reichs und der Gesetzgebung des¬

selben unterliegen die nachstellenden Angelegenheiten:
1. die Bestimmungen . . . über den Gewerbebetrieb, einschließ¬

lich des Versicherungswesens . . .;
2. die Zoll- und Handelsgesetzgebung Mnd die für die Zwecke

des Reichs zu verwendenden Steuern;
3. die Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtssystems . . .;
5. die Erfindungspatente:
6. der Schutz des geistigen Eigentums:

13. die gemeinsame Gesetzgebung über das gesamte bürgerliche
Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren;

14. das Militärwesen des Reichs und die Kriegsmarine;
15. Maßregeln der Medizinal- und Veterinärpolizei.

Obgleicr) und) biefeni Slrtüel fa'intlicbe ntebi.ynairjolycilii'ben ittngelegenljeiten
jur Suftättbigfeit be3 SReidjei geboren, ift ein Jetl berfelben, barunter irßbefonbere
bie Errichtung, Sertegirng unb ber Setrieb ber 8lbotr)efen, nodt) auf fanbe8red)t«
liebem SBege geregelt, dagegen Ijaben bon rein bljarmajeuHfdjeri angelegen«
beiteu Slrjnetbudj unb SIrjnettoje, ferner baä ißrüfunggtuefen unb ber ^erfebr
mit Slrjneimitteln aufjerr/alb ber ^(potbefen eine reidV.-'oefeuiirbc Orbnung er»
fahren.

Tic Weirb^iefehe erbauen ibre nerbinbiirbe Mraft biircb ibre SBerfünbtgung
im •tteidvja.efetsblntt. Tie $etct)ggefe$e get)en ben 8anbe3gefe|en bor.

$ie $etcf)3gefe|jgebung für 8tngelegenr)etten be3 ©efunb|eitö unb 9Kebijtnal«
WefenS wirb im SRetcpami beS Innern bearbeitet, bem aß beratenbeS Organ
bo'5 SatferHrhe ©efunbljeitSamt jur Seite fiebt. Temfetben gehört ein avi
beut i'lpotbeferftanbe fyerborgegangeneä SKitalieb an.

oii öerbinbung mit beut' Maiferlirften ©efunbljeitgamte ftebt ber WeulK-
(lefunbbeit'Mat, beffen Schaffung burd) baS ©efefc betreffenb bie S3e=
förnnfung gemetngefä&rltcrjer f ranfbeiten bom 30. v>ni 1900 (dl®M.
S. 306) herbeigeführt warben ift. Tiefen tiefen befitmmt in § 43 folgenbeg:

§ -f.'S. In Verbindung mil dem Kaiserlichen Gesundheitsamt wird ein
Keiehsgesundhoitsrat gebildet. Die Geschäftsordnung wird vom
Reichskanzler mit Zustimmung des Bundesrats festgestellt. Die Mitglieder
werden vom Bundesrat gewählt.

Böttger, Apothekengeaetze. 3. Aufl. 1
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2 I. Verwaltung im Reiche. — II. Gewerberecht.

Der Reichsgesundheitsrat hat das Gesundheitsamt bei der Erfüllung
der diesem Amt zugewiesenen Aufgaben zu unterstützen. Er ist befugt.
den Landesbehörden auf Ansuchen Rat zu erteilen. Er kann sich, um
Auskunft zu erhalten, mit den ihm zu diesem Zwecke zu bezeichnenden
Landesbehörden unmittelbar in Verbindung setzen, sowie Vertreter ab¬
senden, welche unter Mitwirkung der zuständigen Landesbehörden Auf¬
klärungen an Ort und Stelle einziehen.

Die bom 9teidj8fcm$lererfoffene ©efdjäftäorbnung beS SReid)§gefunb«
IjettäratS enthält u. a. folgenbe SBeftimmungen:

§ 2. Zu den Verhandlungen über einzelne Gegenstände können Mit¬
glieder des Kaiserlichen Gesundheitsamtes und andere auf Sonder¬
gebieten erfahrene Sachverständige, deren Teilnahme von dem Vor¬
sitzenden für zweckdienlich gehalten wird, zugezogen werden. Den
Reichs- und Landeszentralbehörden steht es frei, zu den Beratungen Ver¬
treter zu entsenden.

§ 5. Der Reichsgesundheitsrat berät in seiner Gesamtheil oder in
Ausschüssen.

Ausschüsse werden gebildet für:
1. Gesundheitswesen im allgemeinen — insbesondere soweit Wohnung,

Heizung, Lüftung, Beleuchtung, Bekleidung, Schule. Bäder, l'x-
stattung und Beförderung von Leichen in Betracht kommen;

2. Ernährungswesen — ausschließlich Fleischbeschau;
3. Wasserversorgung und Beseitigung der Abfallstoffe — einschließ¬

lich der Reinhaltung von Gewässern;
4. Gewerbehygiene;
5. Seuchenbekämpfung — einschließlich Desinfektion;
6. Heilwesen im allgemeinen — insbesondere Unterbringung, Be¬

handlung und Beförderung von Kranken, Angelegenheiten des
Heilpersonals;

7. Heilmittel — einschließlich des Verkehrs mit Giften;
8. Schiffs- und Tropenhygiene;
9. Veterinärwesen — einschließlich Tierseuchenstatistik, Angelegen¬

heiten des Veterinärpersonals und Fleischbeschau.

Da ber ^etdjSgejunbfyeitgrat in fetner öefatntbeit nur feiten mfammentritt,
liegt ber ©djmerpunft feiner lätigfeit bei beu 2u$fd}üffen, Don benett für hau
^othelenroefeti unb ben Strjnei- unb ©tftberfebr SluSfdmfi 7 in 33etradjt foiumt.
93ei biefetn 8tu8fdmf3 finb bann rtodt) brei UnterauSfc&fiffe eingefegt: je ein
mebttbttfcBet unb ein ptjarmaaeutifdjer UnterauSfajujj für bass' Wrjueibudi
(an ©teile ber früheren Sßljatmafopoe .tioimuiffioit), foroie ein fotd)er für ben
SSerfefit mit Slrjnetntitteln ufiu. inuerlialb unb aufserhalb ber SKpotljeien
emfdjüeftüd) bc« Verteilt? mit ©iften. Dem §Reid)§gefunbheitöratgehören jur
geit inSgefamt 92 llütglieber an unb barunter befinben fiel) 5 \Hpott)efer.

II. Gewerberecht.
Dag grunbtegeubc Wefeti iiber bie reditliriieu $erl)ältuiffc ber (bewerbe ift

bie SfteidjSgerDerbeorbnung, bie jebod) auf bie ©rridbtung unb Verlegung bon
?Ibotbefeit überhaupt niebt unb auf ben Sßenauf bou »tpeimttteln nur in fein
befriiraufteiu Umfange 2mtt>enbung ftubet.



Reichsgewerbeordnung. §§ 1—7. 3

CrewerWordiiuii»' für das Deutsche Reich.
In der Fassung der Bk. vom 2(>. Juli 11)00 (R.G.B1. S. 871).

Titel I. Allgemeine Bestimmungen.
§ 1. Der Betrieb eines Gewerbes ist jedermann gestattet, sofern

nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben
oder zugelassen sind . . .i).

§ 2. Die Unterscheidung zwischen Stadt und Land in bezug auf
den Gewerbebetrieb und die Ausdehnung desselben hört auf.

§ 3. Der gleichzeitige Betrieb verschiedener Gewerbe, sowie
desselben Gewerbes in mehreren Betriebs- oder Verkaufsstätten ist ge¬
stattet . . .2).

§ 4. Den Zünften und kaufmännischen Korporationen steht ein Recht,
andere von dein Betriebe eines Gewerbes auszuschließen, nicht zu.

S 0. Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf . . . die
Errichtung und Verlegung von Apotheken . . .»). — Auf . . . die
Ausübung der Heilkunde, den Verkauf von Arzneimitteln . . . findet
das gegenwärtige Gesetz nur insoweit Anwendung, als dasselbe ausdrück¬
liche Bestimmungen darüber enthält 4 ).

Durch Kaiserliche Verordnung wird bestimmt, welche Apothekerwaren
dem freien Verkehr zu überlassen sind 8).

§ 7. Vom 1. Januar 1873 ab sind, soweit die Landesgesetze solches
nicht früher verfügen, aufgehoben:

1. die noch bestehenden ausschließlichen Gewerbeberechti¬
gungen, das heißt die mit dem Gewerbebetriebe verbundenen Be¬
recht igimgen, anderen den Betrieb eines Gewerbes, sei es im all-

: ) 3)te ©eroetbe, auf meldte bte ©ew.O. (eine SHnroenbung fiubct, finb im s 6 ge«
nannt, unb f)iet ift bte ISrririttuna, unb Verlegung uoti ^(putbefeu überbauet unb
bet ©exfrfuf boti Sltjneimitteln, jomeit niebt ougbittcßiäie SBeftimmungen betrübet gegeben
fmb, bet SBirfung be3 ®efe|e« etttjogen. SBie ba2 9t.©. in einem Urteil öom 7. 3unt 1899
(W-Stg. 1901 9fr. 35) auäfüljtte, ift biefet Spccragtaplj bnbiu ;,u »erfreuen, bafj jroat
„bie Erridjtung unb Verlegung von ^bntbefeu" niebt ober irbicditbin bai SBtootljefer.
getoerbe fenfeitg beS ®eltung8beteid)e$ beS ®efe$e8 bleiben foll. Jjfn [einet Stellung aß
®etoetbetteibenbet im allgemeinen nimmt fomit bet SHfcotb,eIet an ben Jteitjeiten uitb
«ettoflidjtungen bet ®ett>.£). Jeii. iöefonbete ©eftimmungenfür ^.'ipotbefer enthält bic
®ett>.D. aufjetbem in ben §§29, 40, 53, 54 unb 117,1 betr. Stpptobatwmen,41 unb
154 betr. ®ef)ilfen unb ßetjtlinge, 80 unb 148,8 betv. £aren.

2) auf bag ^potbcfcriietuerbcfinbei § 3 feine SBtatDenljung, ba § (i bie Stridjtung
bon Styotljefen auäbtudflicb all eine bet SWatetien bejetcbjtet, bie bei Regelung bnvdi bic
®e».0. entjogen ftnb. »ie Jtage, ob ein Slpotljelet neben ber bereite in feinem S3e-
ft$e bcfinblidien x'lpotlictc und) eine obet mebvere anbete butefi Rauf erwerben unb be¬
treiben barf, mitfi au« ber a<?ot^eIerotbnungbeä betteffenben ßanbeS beantmottet
werben. £ie gübtung anbetet ®ef*äfte butdö SteJIöettretet neben ber Slpott)efe ift
geftattet.

■') Tie äRotiee befagen, bafj ber ;imeri bei § 0 ber fei: geroiffe Sroeige ber ©ewetbe-
gefe&gebung ober »Dtbnung bnrd) Spejialgefe&e ootjubeljalten, weil biefelben nidjt
betläufig in einer allgemeinen ®emetbeotbnung $u etlebigen finb. Das in betreff bet
Sttidjtung unb Verlegung ber Oöoff>e!en in SluSftcbJ gefteUte S^ejialgefeJ ift 6« ietri
"iriit erluffeu, e« finb bab,et bie breiigen lanbe3gefefclid}en Seftimmungen über ®t<
nriituiiii, (i-nuerb unb S8efi$ ber 8fyotf>elen meiierbin m ffitafl betblieben.

*) ©eftimmungen über ^r.iiieinutlel finb entbalteu in §6 Stbf. 2 unb § 56.
•') ättafigebenb ift gegenwärtig bie auf ©tunb obiget iöeftimmung etlaffene Ratfet«

llrf H- SSetotbnung turnt 22. ßftobet 1901 (f. Seil IV.)
1*
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II Gewerberecht.

3.

(i.

gemeinen oder hinsichtlich der Benutzung eines gewissen Betriebs¬
materials, zu untersagen oder sie darin zu beschränken 1);

2. die mit den ausschließlichen Gewerbeberechtigungen verbundenen
Zwangs- und Bannrechte, mit Ausnahme der Abdeckerei¬
berechtigungen ;
alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte
der Verleihungsurkunde ohne Entschädigung zulässig ist;
die Berechtigungen, Konzessionen zu gewerblichen Anlagen
oder zum Betriebe von Gewerben zu erteilen, die dem Fiskus, Kor¬
porationen, Instituten oder einzelnen Berechtigten zustellen;
vorbehaltlich der an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden
Gewerbesteuern alle Abgaben, welche für den Betrieb eines
Gewerbes entrichtet werden, sowie die Berechtigung, dergleichen
Abgaben aufzuerlegen 2),

üb und in welcher Weise den Berechtigten für die vorstehend auf¬
gehobenen ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, Zwangs- und Bann¬
rechte usw. Entschädigung zu leisten ist, bestimmen die Landesgesetze.

§ 10. Ausschließliche Gewerbeberechtigungen oder Zwangs¬
und Bannrechte, welche durch Gesetz aufgehoben oder für ablösbar er¬
klärt worden sind, können fortan nicht mein' erworben werden.

Realgewerbeberechtigungen dürfen fortan nicht mehr begründet
werden 8).

§ 11. Das Geschlecht begründet in Beziehung auf die Befugnis zum
selbständigen Ret riebe eines Gewerbes keinen unterschied.

Titel II. Stehender Gewerbebetrieb.

I. Allgemeine Erfordernisse.
§ 14. Wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes an¬

fängt, muß der für den Ort, wo solches geschieht, nach den Landesgesetzen
zuständigen .Behörde gleichzeitig Anzeige davon machen . . .*).

!) SBiefe Seftimnurttgen ftnben (tote bie mutiidKu JüRotibe bemerfen) auf tue burch
§ 6 Don bau borltegenben ®eje$e auägefcbloffenen bk-ioeibe tetne Antoenbung, S)ie
Srllufibredite bei Abotrjefen bleiben alfo unberührt (j. hierüber £eil XIII).

2) Xa bot s 7 auf bns Apothefergeroerbe ferne Anroenbung finbet, fo finb bie cm
ächten Korporationen äuftetjenben SBeredjtigungen *ur ©tteüung bon Apotrjelentbnjeffumen
unb jux Auferlegung einet i>lbanfac bafür, ttw.fte, wie j. SB. tu SRecflenburg Ijtnfidbtltcr)
einiger 2tnbte noerj befielen, bierbitrd) ttidbl aufjet Straft gefegt. (Selber, meldte all
®egenleiftung für ein oerlier/eneä SRealprunleg gejohlt werben, fallen ntctjt unter tue
Abgaben be« s 7 Abf. 1 sJcr. 6, toeil S 6 b. ®ero.D. bie (SrridjtttTtg unb Verlegung bon
Abotbefen bon bem Antoenbunglgebiet bei ®erb.D. gänjliä) ausgenommen bat (9t.®.
26. ftobember 1896).

3) SESenn, wie logifetjertoetfe anjunetjmen, midi bie SSeftimmungen be3 § lt) auf
bal \Hpotticfcraeioevbe tetne Anroenbungfinbeu, fo mttfjte bie Söegrünbung bon Seal»
geroerbeoeredjtigungen in biefem ®eroerbe, roo SanbeSbefiitnmungenbeut nicr)t
entgegenfteben,nod) luetteriun juläffig fein. $n Sßreufjen itt bie Söegrünbung foldjer
inbeS fdjon fett beut 2. SZooember 1810 unterfagt (f. leti XIII).

4 ) Die %xac\c, ob ber SBeginn bei SBetriefeä einer Apotr/efe bei Anjeigepflicbt
unterliegt, ift nadt Sanbmannju bejahen, ba und) § 6 btofj bie feridjtung unb Verlegung
bon Apotbefen ber Sanbeägefefegebmtg n ttlici mfrillt, wäbrenb c« fidi im § 14 tun eine
SBerpflicbtung banbelt, bie ein älpotrjeler, ber bie SBerecbttguiig junt Söetriebe einer Apottjele
bereits beftfct, jdiou ber (Sinjd)ätutng jur ®eroerbefteuer halber, ju erfüllen 1ml. Tic preu
|ifct)e AvtöfflinrungSanroeifung jur ©eto.D. bont l.fflm 1904 befagt ju § 14 folgenbeS:

Die im § 14 Abs. 1 erforderte Anzeige hat hei dem Gemeindevorstande des
Orts zu erfolgen, an dem das Gewerbe betrieben werden soll. Der Anzeige bedarf es
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Reichsgewerbeordnung. §§ 10 -29. 5

§ 15. Die Behörde bescheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang
der Anzeige.

Die Portsetzung des Betriebes kann polizeilich verhindert werden,
wenn ein Gewerbe, zu dessen Beginn eine besondere Genehmigung erforder¬
lich ist, ohne diese Genehmigung begonnen wird.

§ loa. Gewerbetreibende, che einen offenen Laden haben oder Gast-
oder SeiinnkWirtschaft betreiben, sind verpflichtet, ihren Familiennamen
mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen an der Außenseite
oder am Eingänge des Ladens oder der Wirtschaft in deutlich lesbarer
Schrift anzubringen.

Kaufleute, die eine Handelsfirma führen, haben zugleich die Firma
in der bezeichneten Weise an dem Laden oder der Wirtschaft anzubringen;
ist aus der Firma der Familienname des Geschäftsinhabers mit dem aus¬
geschriebenen Vornamen zu ersehen, so genügt die Anbringung der Firma. - 1 ).

II. Mrfordernis besonderer Genehmigung.
§ 29. Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der

Befähigung erteilt wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Personen,
welche sich als Ärzte (Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte
und Tierärzte) oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder seitens
des Staats oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen
Funktionen betraut werden sollen 2 ). Es darf die Approbation jedoch von
der vorherigen akademischen Doktorpromotion nicht abhängig gemacht
werden.

Der Bundesrat bezeichnet, mit Rücksicht auf das vorhandene Be¬
dürfnis, in verschiedenen Teilen des Reichs die Behörden, welche für
das ganze Bundesgebiet gültige Approbationen zu erteilen befugt sind, und
erläßt die Vorschriften über den Nachweis der Befähigung 3). Die
Namen der Approbierten werden von der Behörde, welche die Approba¬
tion erteilt, in den vom Bundesrate zu bestimmenden amtlichen Blättern
veröffentlicht').

auch dann, wenn für den Betrieb des Gewerbes oder für dir gewerbliche Anlage eine
besondere Genehmigung erforderlich und erteilt ist .... Die nach .... § 35
Abs. ß außerdem erforderlichen besonderen Anzeigen sind bei der Ortspolizeibehörde
des Wohnorts des Gewerbebtreibendenzu machen. Im Stadtkreise Berlin ist die im
§ 14 Abs. 1 vorgeschriebeneAnzeige der Verwaltung der direkten Steuern zu erstatten.

S8ei (Jrridjtung eines jroeiten Sktfcmfaiofalä aufjet bem bereits befteljenben tft
ebenfalte hieteon SJtnjetge :,u erfüllten. Stnbetenfafte liegt eine (^roerJ&efteuettonttaüention
bot (Db.Irib. 187!)).

J ) S5er sRome mufj fo beutttdi angegeben fein, baß iljit jebet, bet fein äuge barauf
ridjtet, [efen fann Ol.et. s. SRoöembet 1906, ^u.;ita,. 1906 3fr.91). 3tad) bei Sßteujjtfdjen
ätpotbelen-SBetrtebäorbnungmufj bei atpot|efet aufjen noch bai ©ort „i'lpotftefe"
anbringen. ®eht'biefe S8e§eid)nung inbel gleichfalls auS bet gritma hetbor, fo burfte
fid) bfe nochmalige Anbringung bei SSorteä „3tpotl)ete" erübrigen.

2) 9htt bie SBejeidjnung al8 Ätjt unb bie Jfifitung atjtd&nlichet ötel tft au ben
Söefifc einet 2ü>jjtobation gernttpft. Eie 2tu8ubung bet ©eiltunbe an fid) ift butd)
§ 1 bet ®en>.£). [ebetmann freigegeben unb tauu aud) nidjt auf lanbeSgefejjIiqetn SBege
betboten werben (0.8.©. 22. 8tyril 1895, M.W. % l, 3.29). «ur für ätöot&elet ift
burd) § 144 eine äluSnatjme gefdjaffen (f. ®. 15).

3) 8tuf @tunb biefet Seftimnutng ift bie förttfungSotbnung füt SlBotheter
«om 18. SKoi 1904 ergangen (f. Seil in).

*) SHe 8Setöffentltd)ung erfolgt jährlich butd) ben SReidjftmieiget unb fetteng
bet apptobierenben rad)tpteuf3tfd)en 8et»ttalbet)j)tben augetbem burd) beten amtliche
Organe (Söunbeätatebef^tug»om 8. SDejembet L881).
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6 II. Gewerberecht.

Personen, welche eine solche Approbation erlangt haben, sind inner¬
halb des Bundesgebietes in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe be¬
treiben wollen, vorbehaltlich der Bestimmungen über die Errich¬
tung und Verlegung von Apotheken (§ 6), nicht beschränkt 1).

Dem Bundesrate bleibt vorbehalten, zu bestimmen, unter welchen Vor¬
aussetzungen Personen wegen wissenschaftlich erprobter Leistungen von
der vorgeschriebenen Prüfung ausnahmsweise zu entbinden sind.

Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem Bundes¬
staate die Berechtigung zum Gewerbebetrieb als Ärzte, Wundärzte, Zahn¬
ärzte, Geburtshelfer, Apotheker oder Tierärzte bereits erlangt haben, gelten
als für das ganze Bundesgebiet approbiert.

§ 33. Wer Gastwirtschaft, Schankwirtschaft oder Kleinhandel mit
Branntwein oder Spiritus 2 ) betreiben will, bedarf dazu der Erlaub¬
nis . . . 3).

H

!) 2luch Stpotheietgehilfen, welche in einem Bunbegftaate bai ©ebtlfenjeugniä
erworben haben, bürfen in allen Bunbegftaaten ihrem Beruf all ©ehilfen nachgeben
(BunbetSratSbefcfjlufj Dom 2. Jebruat 1874).

2) Unter ben Begriff ber Schanfmirtfdjaft fällt auch baä Berabreidjenbon SDcinetal«
waffer, überhaupt [ebe Slrl bon ©etränfen (D.B.®. 1. 3fuli 1877); „Branntwein" be¬
greift auch Siföre, fogna! unb ähnlidje ©etränfe (Ob.Xtib. l4.3Rai L879), bagegen
nicht ßifor- bjw. ffiognafeffenjen, bie erft jur Bereitung bon Branntweinen bienen Jollen
unb baher nur als §albfabrifate anpfehen finb (D.S.®. Hamburg 3iobember 1906,
$h.3tg. 1906 Kr. 96).

35er Segriff SHeinhanbel Ift ein tatfächlicher unb nach, ben forifreten Umftänben
bcj (ginjelfalll su entfeheiben. Qm allgemeinen ift feber Berfauf in SRengen unter 151
al8 Mleinhanbcl ju betrachten, auch bie Abgabe Bon Branntwein (ffiognaf; Sifören)
in berfieaelten Tvlafdjcn ober in Brebeflafchen ift nach, bet neueren SRecbtfbrechungbe»
St.®. unb be3 D.B.©. als con^effion&bflicbtiger SHeinhanbel anjufehen.

Sie Tyragc, ob auch Stpotheler jum Kteinrjanbel mit SBranntwein ber (Srlaubnil
bebürfen, beantwortet fich nach ben §§ 6 unb 33 ber ©em.D. folgenbermafjen:25a bie
©em.D. nad) § 6 auf ben ©erlauf bon ätrjneimitteln nur infowett SSnwenbung finbet,
als fie auSbrüctliche Beftimmungen Darüber enthält, § 33 johlte auSbrüclliche Beftimmungen
aber nicht trifft, fo ift ber ©erlauf oon Branntwein (ftognal) unb Sbirituä, fofembiefe
als Slrjneimittel bienen [ollen, nicht lon^ffionSöflichttg ((Sri. beS gtnanä»9Jcin.
oomlO. April 1897; st.W. 23. Dftobet 1906, ©h.Stg. 19053er. 88;Ä.©. 22. ganuar 1906,
©h.3tg. 1906 9er. 8; St.®. 8. Dltober 1906, Sph.gtg. 1906 3er. 82; D.S.®. ©reSben
3coöembet 1903, Sßh.sjtg. 1903 Kr. 102). Sagegen ift auch in SÄpotrjefen bie Abgabe oon
Branntwein *u anberen, befonberS OenufjäWeaen an eine ©enehmigunggernttpft. (Sin
©erlauf als ©enufjmtttel liegt uor, fobalb bie Stnwenbung &u biefem ;} werte als war)rfcc)ein«
lief) anjunehmen ift, nitrl) wenn ber Stmtfev einen anberen BermenbungSgwed angegeben
hat {St.®. 11. Scäentbcr 1905, SfJh.Stg. 1905 3er. 100; D.U.«. Srcsben 31. SJcars 1892).

ftür ben betrieb ber ©aftwirtfehaft, ber ©chanlwirtfchaft (SluSfchani öon lUctnerat-
waffer), beS SUciuhmibcls mit Branntwein ober Spiritus ift jährlich eine befembere Be«
triebsfteuer 311 entrichten. SJtit Siüdjicbt hierauf ift auch, ber Mleiitttanbel mit Brannt¬
wein, nachbem bie borgefdjriebene (Erlaubnis baju erteilt ift, noct) befonberS bei ber ;,u
ftänbigen Berjötbe anjumelben (St.®. SKärs 1900, Sßh.Qtg. 1900 3er. 27). Die Be-
triebSfieuer beträgt in Breufjen für jeben, weichet eine* ober mehrere ber fteuerpflich«
tigeu ©emerbe betreibt, wenn er bon ber ©ewerbefteuerbefreit ift LO SKI., wenn er
pr ©ewerbefteuer öeranlagt ift: in ber flaffe IV-16 9Jc!., III -26 9JH., 11 =50 Uff.,
I =100 9JH.

8um ßanbel mit benaturiertem Spiritus bebarf eS [einer befonberen .ston«
seffion, fonbern nur einer 3ln§eige bei ber DrtSbefjörbe. (KäheteS f. in Seil VII).
?tud) unterliegt biefer .ymttbet feiner BetrtebSfteuet.

3) Über bie Beworben, welche bie ©enei)tnigung erteilen, beftimmt baä t-'renfiijdte
©efej} über bie Quftänbigleit ber Berwaltung? unb Berwaltung2gericr)täbef)örben 00m
1. SSuguft 1883 (^5r.®.©. 3. 237) folgenbe?:

§ 114. Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe der Gastwirt-
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Die Landesregierungen sind befugt, außerdem zu bestimmen, daß:
a. die Erlaubnis zum Ausschänken von Branntwein oder zum Klein¬

handel mit Branntwein oder Spiritus allgemein;
b. die Erlaubnis zum Betriebe der Gastwirtschaft oder zum Aus¬

schänken von Wein, Bier oder anderen, nicht unter a. fallenden
geistigen Getränken in Ortschaften mit weniger als 15 000 Ein¬
wohnern, sowie in solchen Ortschaften mit einer größeren Ein¬
wohnerzahl, für welche dies durch Ortsstatut (§ 142) festgesetzt
wird, von dem Nachweis eines vorhandenen Bedürfnisses abhängig
sein solle.

Vor Erteilung der Erlaubnis ist die Ortspolizei- und die Gemeinde¬
behörde gutachtlich zu hören . . .

§ 34. Abs. 3. Die Landesgesetze können vorschreiben, daß zum
Handel mit Giften . . . besondere Genehmigung erforderlich ist . . . x ).

§ 35. Abs. 4. Der Handel mit Drogen und chemischen Präparaten,
welche zu Heilzwecken dienen, ist zu untersagen, wenn die Handhabung
des Gewerbebetriebes Leben und Gesundheit von Menschen gefährdet . . . 2 ).

Ist die Untersagung erfolgt, so kann die Landeszentralbehörde oder
eine andere von ihr zu bestimmende Behörde die Wiederaufnahme des
Gewerbebetriebes gestatten, sofern seit der Untersagung mindestens ein
Jahr verflossen ist.

Personen, welche die in diesem Paragraphen bezeichneten Gewerbe

Schaft oder Schankwirtechaft, zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, sowie ...
zum Handel mit Giften (SS 33, 34 der R.Gew.O.) beschließt der Kreis(Stadt)ausschuß.

Wird die Erlaubnis versagt, so steht dem Antragsteller innerhalb zwei Wochen
der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren vor dem Kreis-
(Stadt)ausschusse zu.

Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis... zum Kleinhandel mit Branntwein oder
Spiritus, ist zunächst die Gemeinde- und die Ortspolizeibehörde zu hören. Wird von
einer dieser Behörden Widerspruch erhoben, so darf die Erteilung der Erlaubnis nur
auf Grund mündlicher Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren erfolgen.

Die Entscheidung des Bezirksausschusses ist endgültig. In den zu einem Land¬
kreise gehörigen Städten mit mehr als 10000 Einwohnern täritl an die Stelle des Kreis¬
ausschusses der .Macistrat (kollegialische Gemeinde vorstand).

SBegtiglidt) bei fturucfttafyme bei Sonjeffion f. § 53 ©ew.D.
1) iöoTt biefer Ermächtigunghoben bte meiften SBunbeSftaaten ©ebtaudj gemadjt

Sluct) in Sßreufjen ifi bor ©ifthanbel bon einet befonberen ©enehmigung abhängig.
(9Mt)eteS f. in £etl XVII.)

$o fomit bie fianbeSgefehgebung befug! ift, SBotfdjrtften übet Sic Erlaubnis jum
©ifthanbel ju etlaffen, bat fie auch »u beftimmen, tnaS unter „®ift" ,;tt derftehen
ifi (£.©. l. Dftobet 1894, #.©.81. I, 3. 43).

2) Qux Untetfagung beS SDtogenljanbelS jii Jpeiljmeclen ifi etfotbetttdj, bafj
bie §anbhabung beS ©etoetbebettiebegSehen unb ©efunbheil bon äJlenfdjen gefätjtbet;
es ifi iebodt) nicht nötig, bafj ein Schabe bereite eingetreten ift; eS genügt, roenn au£ bet
•■öniibiiubiiiiq beS SBettiebeS etheflt, bafj Geben unb ©efunbheil tum SKenfchen babutefi
in gtage geftetll toitb (D.üß.®. 7. gebruat 1900, 20. Dftobet L900, ?b-3tg. L900 SRr. 29
unb 86). gn bet Mofjen fcatfache beS unbefugten Sirpei- über ©ifthanbel« fann allein
noch fein ©tunb jut Untetfagung beS 3>xogenhanbeIä gefunben roetben. ES ift abet
äuläffig, auS einer gefejjroibtigen 91x1 bet Stufberoahtung bon ©iften auf eine gtobe lln-
botftthtigfeit unb auS biefer weitet batauf ju fchliepen, bajs bte §anbhabung beS ©e-
rperbebettiebeS 8eben unb ©efunbheil gefähtbet (D.53.®. 17. Wläxi 1900, 5ßh.3tg. 1900
9te. 39). ES ift jebodt) ju beachten, bag uidtt ber gefamte Drogenhanbcl, fonbern nur bet
•önubet mit folctjen Drogen unb Ehetntfalien, bie 511 §eitätoecfen bienen, untetfagt
toetben tann. Übet baS Verfahren bei Untetfagung bei ©etüetbebcttiebeS [iehe bie
Bfufnurte 3 auf 3. 12.
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X II. Gewerberecht.

beginnen, haben bei Eröffnung ihres Gewerbebetriebes der zuständigen Be¬
hörde hiervon Anzeige zu machen 1 ).

§ 36. Das Gewerbe . . . derjenigen, welche den Feingehalt edler
Metalle oder die Beschaffenheit, Menge oder richtige Verpackung von
Waren irgend einer Art feststellen-), der Güterbestätiger, Schaffer,
Wäger, Messer, Bracker, Schauer-'5) Stauer usw. darf zwar frei betrieben
werden, es bleiben jedoch die verfassungsmäßig dazu befugten Staats- oder
Kommunalbehörden oder Korporationen auch ferner berechtigt, Personen,
welche diese Gewerbe betreiben wollen, auf die Beobachtung der bestehen¬
den Vorschriften zu beeidigen und öffentlich anzustellen.

Die Bestimmungen der Gesetze, welche den Handlungen der genannten
Gewerbetreibenden eine besondere Glaubwürdigkeit beilegen oder an diese
Handlungen besondere rechtliehe Wirkungen knüpfen, sind nur auf die

!) &iefe Stnjeigen, tue neben bei nadj ü 1 1 erftrrbetfichen gehen, fittb bei ber Dtt*>
poHjet&eJjötbebei äBohnottS be3 ©eroetbetteibenben anjubttngen (j. jjfufmote 4 auf 3. 4).

2 ) 3u tien Sßerfonen, roeldje bie $efd)affenl)eit ufro. einer 28ate fejljicllett, geböten
bie gettrfjtliffjcn .öaubeläcfjemifcr, welche bureft bte amtlichen §anbel3betttetungett
(JpanbeMamrtieru)beetbigt unb öffentlich angeftefli metben.

3) 2>ie tedjrudjen SBetbultniffe ber gleifchbefc&auet unb Indtinciijrbaiicr iiiib
jejft geregelt biirrfi ba$ ©efefc betr. bte ©djladjtbteb- unb Tsletjcl) liefcfjait Dom
3. guni 1900 (91.0.931. S. 547) unb bie boju etlaffenen MugfühtungSbeftimmungen bei
SBunbeltatS bom 30.50M 1902. 3tpothelet genießen bei ber gulaffung ,',ur Iridiuten-
jeftau eine genriffe SBetgünftigung nach SJtofjgabe eine» gemeinsamen (h'lajje» ber SBhnifter
her SReb. Angelegenheitenunb für Canbroirtfcfiaft öom 24. 5Jfnr;, L905.

Min.-Erl. betr. Zulassung von Apothekern zur Trichinenschau. Vom 24. März 1905.

Während nach § 11 Abs. 1 der Ausführungsbestimmung E. des Bundesrats (B.B.E.)
und nach § 43 Abs. 2 der preußischen Ausführungsbestimmungen vom 20. März 1903
(A.ß.J.) die Ärzte und Tierärzte ohne besondere Prüfung zur Ausübung der Trichinen¬
schau zugelassen sind, bestellen derartige Ausnahmevorschriften für die Apotheker
nicht, so daß diese sich den für die Laien maßgebenden Bestimmungen zu unterwerfen
haben. Damit wird dem allgemeinen Bildungsstande der Apotheker und ihren be¬
sonderen Fachkenntnissen namentlich ihrer Fertigkeit im Gebrauche des Mikroskops,
nicht in genügendem Maße Rechnung getragen. Zwar verlangt die Trichinenschau
auch Kenntnisse über die Grundzüge der Lehre vom Körperbau des Schweines und
vom feineren l'.au der Muskulatur, ferner Übung in der Entnahme der Proben und
endlich die Fähigkeit, Trichinen und Finnen richtig ZU erkennen und zuverlässig von
anderen Parasiten zu unterscheiden. Es wird daher, da diese Eigenschaften, nach der
Art ihrer Ausbildung wohl den Ärzten und Tierärzten, nicht aber auch den Apothekern
ohne weiteres zuzutrauen sind, bei letzteren auf den Nachweis der zm- Trichinenschau
nötigen Fähigkeiten durch Ablegung einer Prüfung nicht verzichtet »erden können.
Dagegen sind die Apotheker imstande, sich die gedachten Kenntnisse selbständig zu
erwerben und durch eigene Weiterarbeit auch zu erhalten. Ks kann ihnen daher die
Beibringung eines Ausbildungsnachweises (§ '■>Abs. I Nr. I B.B.E. und $ lö Abs. 2
A.B.J.) und die Ablegung der Nachprüfungen (§ 9 B.B.E. und § ts Abs. 1 A.B.J.) er¬
lassen werden. Auch ist in der Vorbildung der Apotheker und ihrer gesellschaftlichen
Stellung einer der besonderen Gründe zu sehen, die nach § 44 Abs. ;! A.B.J. die Aus¬
führung der Prüfung durch den De parte mentstierarzt rechtfertigen.

Da die Apotheker sich an der Untersuchung ausländischen Fleisches zurzeit nicht
beteiligen und auch in Zukunft nicht beteiligen «Verden, erscheint eine Abänderung
der B.B.E. nicht notwendig. Ks genügt vielmehr, wenn in den § C{ A.B.J. folgender
Abs. 3 eingeschoben wird:

„Apotheker können sieh über die zur Vornahme der Trichinenschau erforder¬
lichen Kenntnisse durch Ablegung einer Prüfung vor dem Departementstierarzt aus¬
weisen, ohne zur Beibringung eines Ausbildungsnachweises (§ 16 Abs. 2) verpflichtet
zu sein. Auch sin«) sie von den nach § 48 vorzunehmenden Nachprüfungen befreit."
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von den verfassungsmäßig dazu befugten .Staats-oder Kommunalbehörden
oder Korporationen angestellten Personen zu beziehen.

§40. Die in den §§ 29—33a und im § 34 erwähnten Approbationen
und Genehmigungen dürfen weder auf Zeit erteilt, noch vorbehaltlich der
Bestimmungen in den §§ 33a, 53 und 143 widerrufen werden 1).

Gegen Versagung der Genehmigung zum Betriebe eines der in den
§§ 30, 30a, 32—33a und 34, sowie gegen Untersagung des Betriebes der in
den §§ 33a, 35 und 37 erwähnten Gewerbe ist der Rekurs zulässig. Wegen
des Verfahrens und der Behörden gelten die Vorschriften der §§ 20 und 21 2 ).

III. Umfang, Ausübung' und Verlust der Gewerbebefugnisse.
§ 41. Die Befugnis zum selbständigen Betriebe eines stehenden Ge¬

werbes begreift das Recht in sich, in beliebiger Zahl Gesellen, Gehilfen,
Arbeiter jeder Art und, soweit die Vorschriften des gegenwärtigen Ge¬
setzes nicht entgegen stehen, Lehrlinge anzunehmen. In der Wahl des
Arbeits- und Hilfspersonals finden keine anderen Beschränkungen statt,
als die durch das gegenwärtige Gesetz festgestellten.

In betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehilfen und Lehrlinge
anzunehmen, bewendet es bei den Bestimmungen der Landesgesetze 3).

§ 41a. Soweit nach den Bestimmungen der §S 105b—105h Gehilfen,
Lehrlinge und Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonn- und Fesitagen
nicht beschäftigt werden dürfen, darf in offenen Verkaufsstellen ein Ge¬
werbebetrieb an diesen Tagen nicht stattfinden. I )iese Bestimmung findet
auf den Geschäftsbetrieb von Konsum- und anderen Vereinen entsprechende
Anwendung 4 ).

x) $>te Stöprobationenbei § 29 fittb bie der Ar;,te unb Stpotljefer, bie be« § 34 bie
Stonjeffionen jum ßanbel mit ©iften. 9Iu3 ben ^eftimmungen bet §§ 40, 53 unb 143
folgt, baß einem 8tpotr)e!et bie Approbation, fofern fic auf ©tuni richtiger SRadj-
wetfe erworben würbe, nuv bann im Strafwege entgogen werben fmut, wenn bem
Sntjaber bie bürgerlichen (£r)renredjte aberfannt worben finb. Xitrrb 9ridjtau8übung
bei SBerufeS erlifdji bie Approbation nicht. SntgegenftehenbeSBeftim'mungen ber SSLpo-
thefenorbnungenftnb, bo bie ©ülttgfeil beä § 29 ber ©ew.O. auf baä Slpotheletgewerbe
ouSbrütDidi auägefprodjen ift, gegenwärtig ungültig.

Tie Apotherenfou.u'iiioueu fallen nulit unter bie ®em.D., bie ftrage, ob beren
ouvitttital) ine juläfftg ift ober nicht, iiiuft baffer auf ©runb ber (anbeägefe|rficr)en S8e«
ftimmungen bjm. be8 gn&altS ber ffionjeffionSutlunben beantwortet werben. A'nrfi ber
preugifdjen ßanbeä- b$w. 8f|)ott)efengefe^gebung ift biefel&e nidjt juläffig.

2) Xie §§20 unb 21 befagen folgenbeä:
§ 20. Gegen den Bescheid ist Rekurs an die nächstvorgesetzte Behörde zulässig,

welche !>,-i Verlust desselben binnen 14 Tauen vom Tage der Eröffnung des Bescheides
an gerechnet, gerechtfertigt werden muß. Der Rekursbescheid ist den Parteien
schrittlidi zu eröffnen und muß mit Gründen versehen sein.

§ 21. Die näheren Bestimmungen über die Behörden und das Verfahren, sowohl
in der ersten als in der Rekursinstanz, bleiben den Landesgesetzen vorbehalten . . ■

3) Xie in beu älpof&efetorbmmgen borgefdjriebenen SSefdjränfungen bezüglich, bet
Annahme bon Sehrlingen liaben formt ibve ©ettvmg bebauen (f. Seil XIV). S3e«
jüglidi bet Auuabme oou älBothelergehilfen gelten bie burrti bie SBetanntmadjung
be« SReichglanjIer« bom 13. Januar 1883 unb 12. Jebruar 1902 mitgeteilten Sunbe?-
ratäbefdjlüffe (f. 2. 38).

*) Auf ben SBetrteb ber Slpotheten finbet § 41a betr. bie Sonntagsruhe au3 einem
bobüelten ©runbe feine ätnmenbung. Soweit e8 ftdj um Arzneimittelhanbelt, tonn er
nullt in SBetracbt ronmieu, ba bie ©ew.O. laut § (i auf beu »erlauf oou Arzneimitteln
nur infoweit Slnwenbung finbet, aö fie augbrüdliche©eftimmungen barübet enthält,

:genb uidit ber Tvall ift. Aber midi bezüglich fonftiger Arfifel ntuf; mau ba* gieic&eloa* borlieget..
annehmen. 3)enn § IIa ball fid) auibrücflidj im Ota&men ber SS 106b luv 105h.

ie
£iefe
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10 IL Gewerberecht.

Weitergehenden landesgesetzlichen Beschränkungen des Gewerbe¬
betriebes an Sonn- und Festtagen steht diese Bestimmung nicht entgegen.

aber ftnben wtebet taut 5 154 auf Welulfeii unb Setjtltnge in Stpotfjefen feine 5tnwen>
bung. 3n biefem ©tnne entfcBieben audj bn§ 2.@. Siel unter bem 9. 2tötil 1894 unb bn§
3t.®. Sübed unter bem 10. Üluguft 1906.

Stuftet ben Slnotbnungen ber ®ew.D. übet ©onntagStuhe, bie fomti für bai Slbo»
tfjelenwefen nicht in S8etrad)t lommen, befielen jebbdi m Steufjen noch überall gleid)«
loutenbc ntobinjiefle Solijeibetotbnungen übet Sonntaggheitigung, weldje gong
anbcre gmedc betfolgen unb nicht Wie bie @ew.£f. bon fonalpotitifdien, Jonbern öon
religiösen, fttdjltdjen ©eficht&punften misgebeu. Tic für ben 2anbe3J>ohjeibe«tf SBetltn
(b. f. bie (Stabtftetfe SBetltn, (Efjatlottenbutg,Sctjönebetg unb Stijbbtf) ettaffene SSer-
orbnung Ijat in ihten wefenttid)ften Seftimmungen folgenben SBotttaut:

P.-V. betr. die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage. Vom 27. März 1903.

§ 1. An den Sonntagen und Feiertagen sind alle öffentlich bemerkbaren Arbeiten
sowie alle geräuschvollen Arbeiten in den Säusern und Betriebsstätten verboten, sofern
sie geeignet sind, die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu beeinträchtigen.

Zu den hiernach verbotenen Arbeiten gehören insbesondere:
d) der Betrieb der offenen Geschäftsstellen des Handelsgewerbes (vgl. jedoch

§§ 5 und 6).
§ 5. Soweit die Beschäftigung gewerblicher Arbeiter auf Grund der Gewerbeord¬

nung an Sonn- und Feiertagen gestattel ist, findet das Verbot des § I auf die Arbeiten
in offenen Geschäftsstellen dv^ Handelsgewerbes . . . keine Anwendung.

§ 6. Bas Aushängen und Ausstellen von Waren in den Schaufenstern und Schau¬
kästen sowie in und vor den Ladern üren ist an Sonn- und Feiertagen nur wahrend
der zulässigen Verkaufszeit gestattet. Außerhalb dieser Zeit müssen die Ladentüren
geschlossen und die Schaufenster geräumt oder verhängt sein.

§ 7. Apothekernist der Verkauf von Arzneimitteln und Gegenständen
der Krankenpflege jederzeit gestattet.

§ 16. Zuwiderhandlungen gegen die Polizeiverordnung werden, sofern nicht nach
den bestehenden Strafvorschriften eine härtere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis
zu sechzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft.

§ 17. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft. Die über die Sonntagsruhe
im Handelsgewerbe und im Gewerbebetriebe erlassenen Verordnungen werden durch
dies!- Polizeiverordnung nicht berührt.

ä3ei biefen aSetotbmragen fdicmt ctlfo tntfächlid) bie Stbficht gewaltet ;,ii haben,
ben Stsothefetn beu Setlauf anbetet Strtifel als bet tu s 7 genannten roähtenb bet all
gemeinen 9tuhejeii rvtdjl ,1" geftatten. Stbet ganj (tat ift und) tnejev Sunfl fetneSwegS.
2)enn bn jn im Stpothefetgewetbe bie 53efcMftigung bon ©ehilfen unb Sebtüngen audj
an (Sonntagen bauetnb geftattet ift (S 154 ©etD.D.), hat basi Setbot bor aSetotbmmgen,
welches nadt § 5 augbtüälid) nur foweit gelten [oÜ, nte bie Sefchäftigunggewetbltdjet
Arbeiter auf ©tunb ber fätro.D. nicht suläffig ift, Stbotbefetn gegenübet eigentlich aar
feine Untettage. Unter biefen Umftänben etfdjeint bet S 7 bet «etotbnungen, wie audj
bas 2t.©. Stegnifc tu einem Urteil oom Sßai L898 ($&.3tg. L898 9fr. 38) ausführte,
überflüffig. Sluch bn« in biefen SSerorbmmgen enthaltene ©eoot beSSetljfingenS bet
Sdjaufenftet, beliebt (ich banad) nicht auf Slbothelen (St.®. tStbiug 4. äRai 1902,
5Pb-8tß- 1902 9er. .HS).

3tn Stnfdjlujj hieran fei ermahnt, bafj aud) bie wetteten fojiatpotitifdjen SDcafjnatjmen
bev (v>eiu.C. auf bn? iilmvuia;,eiitijd)c Setfonal in beu atbottjefen ferne Stnwenbung finben.
©8 hanbelt fiel) Dabei namentlich um folgenbe Sßunlte: SRuhejett unb SDcittagSbaufe, 9ceun«
uhtfchlufj unb Sitzgelegenheit. Xie Säeftimmungen über Muhejett unb SfJcittagSbaufe
jnib tu $ 139c enthalten unb fommen gemäfj § 154 für ätpotbeletgehilfen unb i'eliv-
linge Qbethaubt uiriit m Settacht. Xer 9ceunuhrfchlufj bev ©efdjäfte ift bind) § 139«
geregelt, tautenb:

S I39e. Von neun l'lu' abends Ins fünf Uhr morgens müssen offene Verkaufs¬
stellen für den geschäftlichen Verkehr geschlossen sein. Die beim Ladenschluß im
Laden schon anwesenden Kunden dürfen noch bedient werden.
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§ 42a. Gegenstände, welche von dem Ankauf oder Feilbieten im Um¬
herziehen ausgeschlossen sind, dürfen auch innerhalb des Gemeinde¬
bezirkes des Wohnorts oder der gewerblichen Niederlassung von Haus
zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder anderen
öffentlichen Orten nicht feilgeboten oder zum Wiederverkauf angekauft
werden ...

§ 45. Die Befugnisse zum stehenden Gewerbebetriebe können durch
Stellvertreter ausgeübt werden; diese müssen jedoch den für das in
Rede stehende Gewerbe insbesondere vorgeschriebenen Erfordernissen ge¬
nügen i).

§ 46. Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für
Rechnung der Witwe während des Witwenstandes, odwr wenn minder¬
jährige Erben vorhanden sind, für deren Rechnung durch einen nach § 45
qualifizierten Stellvertreter betrieben werden, insofern die über den Betrieb
einzelner Gewerbe bestehenden besonderen Vorschriften nicht ein anderes
anordnen 2 ). Dasselbe gilt während der Dauer einer Kuratel oder Nach¬
laßregulierung.

§ 47. Inwiefern für die nach den §§ 34 und 36 konzessionierten
oder angestellten Personen eine Stellvertretung zulässig ist, hat in jedem
einzelnen Falle die Behörde zu bestimmen, welcher die Konzessionierung
oder Anstellung zustellt . . . ;i).

§ 48. Realgewerbeberechtigungen können auf jede, nach den
Vorschriften dieses Gesetzes zum Betriebe des Gewerbes befähigte Person

2uut) hier ergibt fiel) ffit beti ©erlauf bort 2lr$neimitteln bie Unanroenbbarfeilot)ne
roeitereS au3 §6 ber ©eto.D. Jttr ben fonftigen ©efd&äftSoerleljt in Pen Slöotr)eIen
und) neun Uhr abenbS ergib) fie fiel) au8 ber amtlicr)en SBegrünbung ber testen -Kooefle
jut ©ero.D., meldte biefe neue SSejnmmung enthielt, ^n ber ftaglidjen SBegtünbung
jr>ar gejagt: „Xiirch, bie ©ejeidntung ber ©efdjäfte aK .offene SetlaufSjieflen' wirb jutn
Sluäbrud gebracht, bafj bjerju alte betriebe ;,u redjnen finb, auf roeldje ber § 41a ber
©ero.D. atoroenbung finbet." ©iefer § 41a bejierjl jirli aber, tote oben bargelegt, auf
Styotbelen ma)t. Sludrj bie S8efanntmad)ung be8 SReicr)3!anjIer8 oom 28. ScoBembet 1900,
welche bie Gmtridjtung oon Si$gelegent)eit für Stngeftellte in offenen SSet«
fiuiföftciicu anotbnete, finbet unter biefen llmftänben auf 8tpotr)efen nicht 8fa
toenbung.

3ebocb finben alle biefe S3eftimmungen auf faufmännifdjeS Sßetfonal (SBudb/
fjaltet, Safjierer, ffirpebienten),welche in Styotrjefeu befcbäftigi finb, ebenfo natürlid)
auf tner tätige Arbeiter, Ütnroenbung (f. Jufnote 3 auf 2. IT).

*) 3>ic Js-rnge, ob § 46 ber ©eto.D. betr. StellBertretung mtch auf boi --Mpotheren
toefen Slnwenbung finbet, ifi Bon ben r)öcr)ften ©etidjten übeteinftitnmenb bejat)! roorben.
SotoohJI boi M.®. (7. Suni 1««), Sptj.fltg. 1901 9er. 35) tote aucr) ba3 0.».©. (2. 9to
Bember 1905, Sßrj.ßtg. L906 3h. 11) hnbon entfctjieben: „§45 ber ©ero.D. gilt mich für
boi 8lbotb,efenmefen.®er Qnbaber einer atBottjele barf biefe fomit burefj einen appro¬
bierten StBotbefer Bemalten (äffen, unb jttfar ob,ne ©eneljmigung ber Dtegierung." Ter
entgegenftetjenbe § 41 bor preufjifcben 9lBotb,eIen-S8etriebgorbnung ifi Bom D.Ss.©. für
ungültig etflätt roorben (f. Seit XIV). gür bie SBerfcadjtung wirb bie ätntoenb-
barfeit beS § 45 tum einjelnen Seiten beftritten, ba ber Sßädjter nicht a!8 „©teil-
Bertreter" anjuferjen fei, weil boi ©efdjäft Bon bem Trichter für eigene SRedntung, Bon
bem ©telloertreter bagegen für SRedjnung be? Eigentümers betrieben roerbe. (9Wt)ere3
f. in Seit Mit).

2) Tiefer SßaragraBb, finbet mir bebingungltneifeauf ba8 8tBotb,eIergeroerbe an
toenbung, b. i). nur inforoeit, als bie über ben Söetrieb begfelben beftebenbeu befonberen
SSorfdjrtfteri nicht ein anbete« anotbnen. SBo alfo in ben 2t»otf)eferoronungen nun bem
§ 46 abmeidjenbeSBeftimmungen befieben, bleiben biefelben na*) wie Bot in .straft. _

:i) Ter i) 34 ltnnbel! Bßn ben ffionjeffionen juiu ©anbei mit ©iften, ber § 36 betrifft
bie Aleijrhbefdtaner, äRetaltorobiererunb §anbeI8d)emifer.
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in der Art übertragen werden, daß der Erwerber die Gewerbeberechtigung
für eigene Rechnung ausüben darf 1).

§ 53. Die in dem § 29 bezeichneten Approbationen können von
der Verwaltungsbehörde nur dann zurückgenommen «erden, wenn die
Unrichtigkeit der Nachweise dargetan wird, auf Grund deren solche erteilt
worden sind, oder wenn dem Inhaber der Approbation die bürgerlichen
Ehrenrechte aberkannt sind, in letzterem Falle jedoch nur für die Dauer
des Ehrverlustes 2 ).

Außer aus diesen Gründen können die in den §§ 30, 30a. 32, 33, 34
und 36 bezeichneten Genehmig u ngen und Bestallungen in gleicher Weise
zurückgenommen werden, wenn aus Handlungen oder Unterlassungen
des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenschaften, welche bei der Erteilung
der Genehmigung oder Bestallung nach der Vorschrift dieses Gesetzes vor¬
ausgesetzt werden mußten, klar erhellt. Inwiefern durch die Handlungen
oder Unterlassungen eine Strafe verwirkt ist. bleibt ilw richterlichen Ent¬
scheidung vorbehalten . . . :J).

HM

1) 3Hefe SSefttmmung gilt audj füt Stpothefen Steaibetea^ttgungen. £ie SJet«
Pachtung öonÄpotljefenptiöUegieri fanti danach nicht betboten toerBeti (f. Jett XIII).

2 ) 3« ttbetrinftimtnuttg mit s i 13 bet ®ero.D. tft tjicr auSgefütodrSn, bafj bte ffint«
jiehung betSlpbtobattoneri bet Srjte und 2tpotfteIet wegen SJetlefcung ihrer Setufö«
HPflidtjteii gegenroättia oll SRebenfttafe mchi mebt betbängf toetben tonn (j. and) bte 2ln-
metfung ju § 40). £>urd) bte ftutüdnafyme bet Slbötobatton öerlierl bet Slbotljefet bte
S3efugni3 jum felbftänbigen (Betriebe be? SJtpotfjcIergettiCTbeS nnb wirb, wenn er baS
(bewerbe *u betreiben fortfährt, gemäß § 147,1 beftraft.

3) Slbf. 2 bei §53 fommt namctttltd) bei ^^ui'üdual) tue bet ©iftlonjeffioti
in Slnroenbung. Xa in Sßteufjen bte gubetläffigleü De-? (Seraetbetteibenbenbie etfte
SBotauJfejjung füt (gtteilung bet ®iftIonjeffion tft, [o roitb bte ;juriicfual)iue betfelben
bitrch uneberitolte SBetftöfje gegen bie giftpoIUeiUd&en®otfd)riften nnb bamit berotefene
Unjubetläfftgleil getedjtfetttgi (zahlreiche (StüMeibungenbeä D.S.©.). Xie üiTufjifdje
$u3fttbranfllantt>eifungjut ©erD.D. bom 1. Ilfat 1904 fagl über ben § 53 folgenbeS:

5h. Zur Erhebung der Klage auf Untersagung des Gewerbebetriebes (SS 35,
53, Abs. 3) und Zurücknahme von Approbationen Genehmigungen ..... I Be¬
stallungen (S 53, Alis. I, 2) ist die Ortspolizeibehörde des Ortes, an dem das Gewerbe
betrieben wird, mit der Maßgabe zuständig, daß sie zuvor die Ermächtigung des Re¬
gierungspräsidenten einzuholen bat, wenn die Klage abzielt .... auf Entziehung
der Approbation eines Arztes '»Irr Apothekers . . .

62. Ist die Zurücknahme der in den SS -9, . . . 33, . . . 34, 38 bezeichneten
Approbationen, Genehmigungen und Bestallungen rechtskräftig erfolgt, so hat die
Ortspolizeibehörde die Auslieferung der Approbations-, Konzessionsurkun¬
den, Prüfungs- und Befähigungszeugnisse usw. nötigenfalls auf dem in SS 127 ff- L.V.G.
bezeichneten Wege herbeizuführen.

Über bie 8 u ftänbigfeii bet SBebötbeti im Tvalle bei S 53 fagl boS btettfjijdje Weich
über bie Quftänbiglett bet SetwaltungS« nnb SBerroaltungägettrhtSbel)ötben
bom l. Sluguft 1883 ($t.©.@. 2. '237):

§ II!). her Kreisausschuß, in Stadtkreisen und in den zu einem Landkreise
hörigen Studien mii mehr als 10000 Einwohnern der Bezirksausschuß, entscheidet
auf Klaue der zuständigen Behörde:

1. ('her die Untersagung dee Betriebes der im § 35 der B.Gew.O.....
gedachten Gewerbe;

2. über die Zurücknahme von Konzessionen .... zum Kleinhandel mit
Branntwein und Spiritus sowie .... zum Handel mit Giften (§ 53 a. a. 0.).

S 121». Der Bezirksausschuß entscheide! auf Klage der zuständigen Behörde überdie Zurücknahme:

1. der im vorstehenden s IM) Nr. 2 nielii »■dachten im § 63 der Gew.O. aufge¬
führten Approbationen, Genehmigungen und Bestallungen ....
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§ ~>4. Wegen des Verfahrens und tlcv Behörden, welche in bezug auf
die untersagte Benutzung einer gewerblichen Anlage (§ 51), auf die Unter
sagung eines Gewerbebetriebes (§ 35) und die Zurücknahme einer
Approbation, Genehmigung oder Bestallung (§§ 33a, 53) maßgebend sind,
gelten die Vorschriften der §§ 20 und 2H).

Titel III. Gewerbebetrieb im Umherziehen.
S 55. Wer außerhalb des Gemeindebezirkes seines Wohnortes oder

der durch besondere Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde dem Ge-
meindebezirke des Wohnorts gleichgestellten nächsten Umgebung desselben
ohne Begründung einer gewerblichen Niederlassung und ohne vorgängige
Bestellung in eigener Person

1. Waren feilbieten,
-. Warenbestellungen aufsuchen oder Waren bei anderen Personen als

bei Kaufleuten, oder an anderen Orten als in offenen Verkaufs¬
stellen zum Wiederverkauf ankaufen.

.'{. gewerbliche Leistungen anbieten will,
bedarf eines Wandergewerbescheins, soweit nicht für die in Ziffer li
bezeichneten Fälle in Gemäßheit des § 44a eine Legitimationskarte genügt.

§ 56. Beschränkungen, vermöge deren gewisse Waren von dem Feil¬
halten im stehenden Gewerbebetriebe ganz mla- teilweise ausgeschlossen
sind, gelten aueh für deren Feilbieten im Umherziehen.

Ausgeschlossen vom Ankauf oder Feilbieten 2) im Umher¬
ziehen sind . . .

7. solche mineralische und andere öle, welche leicht entzündlich sind,
insbesondere Petroleum, sowie Spiritus;

!'. Gifte und gifthaltige Waren 3 ), Arznei-') und Geheim-
mittel ;>) sowie Bruchbänder;

10. . . . Futtermittel . . .

') 2. Jujjnote 2 auf 2. 9.
2) § -r>(; bet ©eto.D. [djliefji bie bafelbfi genannten äBaren bom ,,2utiau| obet ,Vii

bieten", alfo bon jebetn SBertetjr int Umr)eräier)en an?. S)er SBegriff SÄnfauf ift Hat.
8118 ?feilbieten Bon äBaren im llmr)erjiet)en hat iM>> ff.©, in meuteren(Sntfdjeibungen
(26. September 1899, Aoii. \, 2. 196; 4.3untl894, &©. 31 i, 2.31) übereinfrimraenb
„008 fötifliclir Slnbieten bon 28aten, toeld)e bet geroerbetretbenbe Umr)er§iet)er mit fid)
füfirf" befiniert. J)o2 bloße 2luffucr)en bon Verteilungenauj ültjnei unb®et)eimmittel
«ft bagegen ouä §56,9 bet ©em.D. nid)t ftrafbat (ft.©. 6. SJlobember 1884, ®olt. 42,
8. 152; 4. Suni 1894, ffi.®.9t. t, 2. 31; 25. 3uni 1894, SReger XVI, 2. 19; 6. 3uni 1901,
^b-8tg. 1901 9h. 48).

'■') 8H3 ©ifte [tnb in erfter 9teir)e bie in bem bet ißerotbnung übet ben §anbel mit
©iften (j. Jcii XVII) betgegebenen SBetjeidjntö bet ©ifte genannten Stoffe ju eetfterjen,
barüber fnnauS aber aud) aHe fonfrigeu SKSrber, bie in Heiner Sofia genommen, burrti
ifyre cr)emifct)e SBefdjaffenfieU bie ©efunbtjeit 6§m. boi Seben ju gerftören geeignet finb.

4 ) Unter 8It§netmittel im Sinne beS § 56,9 finb, mir baS 0.®.©. in ben ©r»
fenntniffen bom 17. Swjembet 1894 (Ä.@.9t. i, 2. 55) unb 6. Subtil 1905 (*ß^-3ta. 1905
3fr. 30) überjeugenb batgetan, alte 9Jhrtel ju berftetjen, „nuldtcn beim £>attoel bie
©genfdjaft einet§eilrmrfung beigelegt nnrb, unb stoar aud) bann, roenn bieSJHttel
nidu ju ben in pcii SBetjeidjniffen A unb h bet Setotbnung übet benSSet
letjtmil Strjnetmttteln aufgejagten gehören, unb toenn fie midi ifjrer 3ufammen
fe$ung für ben $eiIjroed bollftänbtg mirfungäloS finb." 3fn gleidjetn Sinne batbaSffi.®.
orfniint tu ben Urteilen bom 17. Quli 1902 (f t>.Stg. 1902 9h. 59), 22. yanuat unb
30. SRära 1903 (Sßf) Rtg. 1903 9h. 9 unb 27); ebenfo Ö.8.®. tfcllc 29. SRai 1897 (Üteger
XVIII, s. 3(1).

■'■)BBie au« bet amtlidjen SSegtünbung rjetoorgetjt, wollte bet ©efefcgeber buret) bie
Einfügung bet ©erjeim mittel in ben § 66 midi Stf}önrieit3mittel treffen. Sin ©eb,etm-
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§ 56a. Ausgeschlossen vom Gewerbebetrieb im Umherziehen
sind ferner:

1. die Ausübung der Heilkunde, insoweit der Ausübende für die¬
selbe nicht approbiert ist:

3. das Aufsuchen von Bestellungen auf Branntwein und Spiritus bei
Personen, in deren Gewerbebetriebe dieselben keine Verwendung
finden . . .

§ 56b. Der Bundesrat ist befugt, soweit ein Bedürfnis obwaltet, an¬
zuordnen, daß und inwiefern der Ankauf oder das Feilbieten von einzelnen
der im § 56 Abs. 2 ausgeschlossenen Waren im Umherziehen gestattet sein
soll. Die gleiche Befugnis steht den Landesregierungen für ihr Gebiet oder
Teile desselben hinsichtlich der im § 56 Abs. 2 Ziffer 10 bezeichneten Gegen¬
stände zu . . .

Titel V. Taxen.
§ 78. Hinsichtlich der Taxen für solche gewerbetreibende Personen,

welche nach den Bestimmungen im § 36 von den Behörden zu beeidigen
und anzustellen sind, wird durch das gegenwärtige» Gesetz nichts geändert.
Die nach § 36 zuständigen Behörden sind befugt, für diese Personen auch
da Taxen einzuführen, wo dergleichen bisher nicht bestanden.

§ 79. Die in den §§ 73—78 genannten Gewerbetreibenden sind be¬
rechtigt, die festgestellten Preise und Taxen zu ermäßigen.

§ 80. Die Taxen für die Apotheker können durch die Zentral¬
behörden festgesetzt werden. Ermäßigungen derselben durch freie Ver¬
einbarungen sind jedoch zulässig 1).

mittel im Sinne beä ^ 66, 9 lunre bemnad) ,ui befinieren a\$ „ein ju Seit- ober loämettfrfcen
Qraeclen bei ÜWenfdjen ober Steten bejhmmteS Mittel, übet: beffen Statut unb Hu
fammenfefcung imiu fpäteftenä beim feilbieten in qualitattbet unb quontitatiöet S8e«
jiefmng bollftänbige unb gemeinoetftänbüdjeSttngoben gemalt luerbcn".

') Xu« fRecht, Sltjneitaren feftjufeften, vuiu unrfi § 80 bet Wen>.£. mdit bei ben
Retcr)8bet)3rben, [onbetn bei beu ^eiurntbeborben bei einzelnen S8unbe8ftaaten. ©cit
1. Ebril 1905 gilt jebocfj in allen Staaten bie aletdbe, bnrcl) eine Sßeteinbatung bei' Bet«
büubcteu Regierungen feftgefteflte S)eutfAe S&tjneitaje, ju beren Qnfraftfejjung e-5
befemberer (ätnfü^rungSöerotbnungenbet dinjelftaaten bebarf.

Bk. des Reichskanzlers betr. die Einführung einer einheitlichen Deutschen
Arzneitaxe. Vom 23. Februar 1905.

Zufolge einer unter den Bundesregierungen getroffenen Verständigung wird vom
1. April d..). ab in den Bundesstaaten eine einheitliche Arzneitaxe eingeführt weiden.
Den Bundesregierungen isl überlassen geblieben, einen Preisnachlaß (Rabatt) für
Arzneilieferungen an öffentliche Anstalten und Kassen und an solche Vereine und
Anstalten, welche der öffentlichen Armenpflege dienen, sowie für Tierarzneien vorzu¬
schreiben.

3)ie 3)eutjd)e Slrjneitare erfd&eml alljäljrücb, jum 1. jjanuat in neuer StuSgabe.
Son bem bei ihrer SJereinbarung ben SBunbeSftaaten öorbefaltenen Stedjte, SßteiSnad}«
(äffe für Waffen unb Xierarjttcieu bonufdjreiben, haben bie einzelnen Regierungen in
febr berfdjiebenartiget üßeifc ©ebrnnrf) gemadjt. 311 ißreufjen ftnb inbejfen (einerlei
amtliche Rabatte borgefrhrieben. 8fa bem unbefdjtänlten Recfcie bei Regierungen,
foldje 9lad)lajfe Uor^ufchteiben, fauit nicht ge*roeifeit »erben.

(föne allgemeine Erläuterung §ur Slrjnetiare würbe bnrd) einen !Dlin.«6tl betr.
bie SSeredjnung bon §anböer!auf8attileln bom 17. »im L904 bal)iitgel)eub
gegeben:

daß der Apotheker nicht verhindert werden kann, souolil beim Vorliegen einer
ärztlichen Verordnung wie auch bei der Abgabe auf aröndlichee oder schriftliches Er¬
fordern die Arzneien nach den Ansalzen der Arzneilave zu berechnen. Nur die
Überschreitung der Arzneitaxe isl unstatthaft.

H
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Die Bezahlung der approbierten Ärzte usw. (§ 29 Abs. 1) bleibt der
Vereinbarung überlassen. Als Norm für streitige Fälle im Mangel einer
Vereinbarung können jedoch für dieselben Taxen von den Zentral¬
behörden festgesetzt werden.

Titel X. Strafbestimmungen.
§ 143. Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann, abge¬

sehen von den in den Reichsgesetzen vorgesehenen Fällen ihrer Entziehung.
weder durch richterliche noch administrative Entscheidung entzogen
werden . . . ] ).

§ 144. Inwiefern abgesehen von den Vorschriften über die Entziehung
des Gewerbebetriebs (§ 143) Zuwiderhandlungen der Gewerbetreiben¬
den gegen ihre Berufspflichten, außer den in diesem Gesetze erwähnten
Fällen, einer Strafe unterliegen, ist nach den darüber bestehenden Ge¬
setzen zu beurteilen 2).

Jedoch werden aufgehoben die für die Medizinalpersonen bestehenden
besonderen Bestimmungen, welche ihnen unter Androhung von Strafen
einen Zwang zu ärztlicher Hilfe auferlegen.

§ 147. Mit Geldstrafe bis zu 300 Mark und im Unvermögensfalle mit
Haft wird bestraft:

1. wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes.
zu dessen Beginn eine besondere polizeiliehe Genehmigung (Kon¬
zession, Approbation, Bestallung) erforderlich ist ohne die vor¬
schriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder fortsetzt, oder von
den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen abweicht 3).

Sic ätrjneitoje i(t alfo fitv beti Stpotfjefer infofern binbenb, all fie nidit ßberfchrttten
inerten bcrcf. tiberfdi)reitungen bei Iure inerten gemäß § 148,8 bei ©ero.D. beftxaft.
Unterbaff) bet Jare ,ui Betlaufen, ift beut Slöotfjefer inbeä nicht nennelivt, unb fann et
non btefet Erlaubnis foiunbl im ®injelberfef)t olS bei Slbfcfjlug nun Stanetlteferungen
an Mvanfenfafjen, Mranfenbiinjer ufm. burd) ©ewäfjrung nun Stabatt in beliebiget Mühe
ieberjeit Webrniich machen, gn btefem Sinne ift bet jwette Safc beS § so „©rmäfjigungen
burd) freie Vereinbarung firio juläffig" ,\u uerftehen. Ter Sajj befagt alfo baifelbe rote
§■7'.). Wicht anroenbbar ift bagegen nie-»li^neitnrc aufSBaren, bie nicht ;,u benSlrjneten
gehören, nun ben 2tpotf)efern jebodj fyerfömmlidj »erlauft werben. Sine fuldie äluS-
Segnung würbe nicht rarcbem Söegriff einet „Slrjneitaie", fonbern aud)berratio legis, melche
auf ber aefefcUdjenSBefcrjränhmg be8 Verlauf« non Slrjneimitteln beruht, wiberfpredjen.

') ginbel auf Slpotf)efenbered)tigungen feine SKnroenbung; hinficbtüch ihrer bleibt
e« bei ben umbe«gefe£Hchett Vorfcbriften.

2) Tnrch § 1-14 finb inSbefonbere mich biejeuicien (anbe«recr)tltcben Veftimmungen
nnfrecht erholten roorben, melche ben Sfpotbelern bie "Jlii-Jiibniui ber ärztlichen ^JrajiS
itnb bie Sfbgabe uon Strjneimitteln uhnc amtliche Drbination uerbieteit. (Urteile be«
M.W. nuni :!'. Jebruar 1887 unb 18. SRoüember 1889, >b. vn, 3. 22.-) unb X, 5. 180).
*3)ie 2fu«übung ber StrjtöraEi« ift gegenwärtig mit her einjigen in § ."><>nber ®ero.D.
borgefeb^nen Vefchränrung an jeberniann freigegeben; tnbe« oa nach § 144 ber ®ew.£5.
bie für bie einzelnen ©ewetbetretbenben beftefjenoen befonberen 93erufspflict)ten in Straft
bleiben unb bie 9cidE)tau«ttbung ärgtlidjer Verridjtungen §u ben S8eruf«pflichtett be«
9ltootf)elet« qebert, fo bleibt biefer bun ber greigebung be« Slrjtgewerbe«unberührt
(3Ritt.-Verf.6om 23. September 1871).

3) Unter biefen Sßaragrabb, fällt bie unbefugte 8lu«übuna be« älöotfjeferge
Werbe« bnreh einen Jitcbtabotbeler, nicht aber bie unbefugte ©rridjtung einer
Stbottjele burdi einen Stoprobietten,ba bie Ketdj8gefe$gebung nur für bie ©rteiiung ber
Stpbrobation juftänbig ift, wäfyrenb bie ffionjeffiontetung nun Stbotbelen 2anbe«facbe ift.
(M.M, 27. Störil 1«)'.),' St.®M. III, 2. 377.)

Von einem unbefugten \Hputtiefenbetrieb im Sinne be« §147,1 fann litbefjcu
nidit uline weitere« fchuii bann c\ejprucben werben, wenn femanb ben 2t»otf)elen bor-
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.'i. wer. ohne hierzu approbiert zu sein, sich als Arzt, (Wundarzt
Augenarzt, Geburtshelfer, Zahnarzt, Tierarzt) bezeichnet, oder sich
einen ähnlichen Titel beilegt, durch den der Glaube erweckt wird,
der Inhaber desselben sei eine geprüfte Medizinalperson 1).

§ 148. Mit Geldstrafe bis zu 160 Mark und im Unvermögensfalle mit
Haft bis zu vier Wochen wird bestraft:

1. wer außer den im § 147 vorgesehenen Fällen ein stehendes Gewerbe
beginnt, ohne dasselbe vorschriftsmäßig anzuzeigen.

4. wer der nach § 35 gegen ihn ergangenen Untersagung eines Ge¬
werbebetriebes zuwiderhandelt oder die im § 35 vorgeschriebene
Anzeige unterläßt.

.">. wer . . . den §§ 42a—44a zuwiderhandelt;
7a. wer dem § 56 Abs. 1, Abs. 2 Ziller I 5, 7—11 . . . den §§ 56a oder

5 6 b zuwiderhandel t;
8. wer bei dem Betriebe seines Gewerbes die durch die Obrigkeit oder

durch Anzeige bei derselben lest gelegten Taxen überschreitet. . .2),
!). wer die gesetzlichen Pflichten gegen die ihm anvertrauten Lehr¬

linge verletzt;
14. wer den Vorschriften des § 15a zuwiderhandelt.
§ 151. Sind bei der Ausübung des Gewerbes polizeiliche Vorschriften

von Personen übertreten worden, welche der Gewerbetreibende zur l.ei-
tung des Betriebs oder eines Teiles desselben oder zur Beaufsichtigung
bestellt hatte, so trifft die Strafe diese letzteren. Der Gewerbetreibende
ist neben denselben strafbar, wenn die Übertretung mit seinem Vorwissen
begangen ist, oder wenn er bei der nach den Verhältnissen möglichen eigenen

behaltene Heilmittel eerfauft. ©in unbefugter Sttotbetenbetrieb liegt meliiieljt: cvft bann
öor, roenn {ich femanb ijtoothefer nennt unb t>aä Sßubüfum in ben ©lauben betfefct, eS
hanbte fid) bei feinem ®efchäfl um eine Spofhele (ft.W. 23. Oftober 1905, WStg. 1905
9h\ 86), bjto. incnn gewerbsmäßig äJtebilamente nact) fixjtli(t)er äßorfdjrift burd) Sfttfdjen,
Sodben, ©eftiliieren ufm. bergeftellt roerben (D.S.®. ffiöln 27. 3unj 1904, 5ßt).8ta. L904
Sir. -ri3). Xet einfache Sßertauf bon Stxjneien, »eiche ben älpotfjefern borbeljalten ftnb, ift
nad) § 367, 3 Str.®.93. ;,u beftrafen.

*) Tyiit bie unbefugte gfii)tung bc«? Titels „Slpottyefer" ift eine Strafbefrimmung
nicfjt öorgefeljen. Ob bte ©trafbefitmmung be§ § 360 8iff- 8 ber iR.<5tr.@.£ angeroenbet
merben tonn, ift jweifctrjoft. äßobf aber fann auf ®runb tanbeSredhtficber SBeftimmungen
(in Sßreujjen gemäß Seil n Titel 17 § 10 be§ 2Hlg. ßanbrectjtS, monach bie Stt)altung
ber öffentlichen Drbnung in ben ätufgoben ber Sßolijei gehört), ©etoerbetreibenbenbte
ßffentüdje Beilegung be8 tttelS 2tpotbe!er unterfogt lucrben. ,§anbclt e» [ich, bobei um
©eroerbetreibenbe, bie nicht atö ätyotljeler approbiert ftnb, fo wirb bte Unterfagung in
allen gälten mßgltdj fein; ftnb biefelben bagegen im SBefiö *roar ber 2lpprobation, aber
nicht ber ffionjeffion gum betriebe einer Slpotbele, [o ift bie Söcöglicfiletl eineä ©infchreitenS
nur bann gegeben, wenn burdt) bie ndtjere im einzelnen ju prüfenbe 2Irt unb Söeife ber
Jitelbeiiegung bei bem weniger urteilsfähigen SJJublifum ber ^rrtum b,eröotgetufen
werben tarnt, all fei baS ©efchöff ber betreffenden Sßerfon eine Spotbele. s.»liif biefem
Stanbpuntt fleht bte neuere iRechtfprecbung beS CSS.®. ausnahmslos. 11. a. Urteile
com 14. Xesember 1878 (ffintfdj. IV, S. 3-12), 5. SBlai 1892 (ffintfet). III, 3. 442), 8. Quni
1905 (^h.Stg. L905 Kr. 47), 7. %u\\ 1900 (^h.fltg. 1900 «Rr. (33 unb 81), 10. 3uni L901
(P)-3tg. 1901 9fc. 49), 7. 3uK 1904 ($b.3tg. 1904 3fc. 56).

2luS bem gleichen Stnlafj unb unter benfelben SSorauSfefeungen fßnnen and) S3e
jeichnungen tute „OKebiäinalfonblung" ober „ßanbel mit SRebtiinalbrogen" ($reu|.
iWin.-teri. 15.Februar 1882), ferner „^potheterroarenhanblung", „Stierarjnef
mittel" unb ähnliche uevboten werben. (Sine öoilftctnbige Sammlung ber in biefer SJtaterie
ergangenen Gmtfcheibung'en ift abgebruclt bei ©ßttger: „Tic reitt)Sgefe&lichenSBeftim«
mungen über ben ©erlehr mit ätrjneimitteln außerhalb ber 8tpotr>eIen", IV. Stuft.,
SBetlin 1902, Verlag Don gultuS Springer.

2) iia&i biefer 3iffer roirb bie fiberfchreitung Der arjneitaren beftraft.
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Reichsgewerbeordnung. §§ I4S —154. 17

Beaufsichtigung des Betriebs oder bei der Auswahl oder der Beaufsich¬
tigung der Betriebsleiter oder Aufsichtspersonen es an der erforderlichen
Sorgfalt hat fehlen lassen 1).

[sl an eine solche Übertretung der Verl us 1 der Konzession, Appro¬
bation oder Bestallung geknüpft, so findet derselbe auch als Folge i\fv
von dem Stellvertreter begangenen Übertretung statt, wenn diese mit Vor¬
wissen des verfügungsfähigen Vertretenen begangen worden 2), [st dies nicht
der Fall, so ist der Vertretene bei Verlust der Konzession. Approbation usw.
verpflichtet, den Stellvertreter zu entlassen.

Schlußbestimmungen.
§ 154. 1>ie Bestimmungen der §§ 105—133e, 139c -139m finden auf

Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken . . . keine Anwendung .. . 8).

') Söirb micl) auf Apotfjefenoerwalterunb Sterroalter oon Filialen Anwenbung ju
finbeti linlH'ii. ©te Jenbenj be? § 151 geljt bahm, bajj ©ewerbetreibenbe,benen bin«
iiflitltri) ihres SSetriebeS ein beftimmteä Jim ober Unterlaffen jur Pflicht gemacht ift,
bnfür oerantwortlidj finb, bafj biefe SSotfdjrtftenbefolgt werben unb bajj fie bat)er
foldje SSeranftaltungen ,\u treffen Ijaben, bau bie Befolgung biefer Sßorfdjriftcn fetten»?
ihrer ©ewerbegehüfen qejidieri ift. (8t.©. 12. DRober 1880, & II, 2. 321; $.©.
3. gebruar 1887, Qoh. VII, 2. 225.)

-) 35a webet retchggefefelicf) bet SSerluft bei Approbation als Apotbefer,
noch tanbe8gefe{jlidj bie ffintjtetjung ber ffionjeffion jinn SBetriebe ber Aportjefe
an eine Übertretung polijetlid|er SBorfcbrtften gelnüpft ift, l)ai § L51 Abf. 2 für Apo«
tr)e!er feine Sßebeutung.

3 ) 3>te SBefrimmungen, weldje banad) für Apotr)eferget)üfen unb Setjtlinge
aufjer Anwenbung bleiben, gehören fämtlicr) bew £itel VII ber ©ew.O. an, ber bie „ge-
wetbUchen Arbeiter (©efellen, ©et)ilfen, Sehrtinge, S8etrteb8beamte, äöerimeifiet, Jecb
mt'ev, gabrifarbeiter)'' betjanbelt. jormefl ntdii aufgehoben finb baoon nur § I33f
foroie bie SBefrimmungen über Jabrilarbeiter unb bie Auffidjt (§§ 134 -139b), bie aber
aul materiellen ©rünben für bie eigentlichen Apotr)eferger)ürfen naturgemäß oon born»
bereut nicht in Söettacbi Eommen. & bleibt alfo nur §133f, berfoIgenbenSBorttauthat:

§ I33f. Eine Vereinbarung zwischen drin Gewerbeunternehmer und einem der
im § 188a bezeichneten Angestellten, durch die der Angestellte für die Zeit nach der
Beendigung des Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt wird,
i-t für den Angestellten nur insoweit verbindlich, als die Beschränkung nach Zeit, Ort
und Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch «eiche eine unbillige Erschwerung
-eines Portkommens ausgeschlossen wird. Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der
Angestellte zurzeit des Abschlusses minderjährig ist.

3>r § I33f bezieht (ich alfo nur auf bie in § 133a bezeichneten AngefteHten (b.f. J8e
triebsbeamte, ÜBerfmeifter, 3Kafd)inented)niIer, SBautedjniter, (Shemifer, ;}eid)iier u. bgl.),
unb bii biefer § 133a auf Apotrjeferger)ilfen (eine Anwenbung finbet, bürfte für fie audj
§ I33f nicht in SBetrachl tommen.

Tic Muänabmebeftimmungin § 154 bat tue SBtrhmg, bafj bie Apothefergehtijen
unb -fiet)rlinge oon allen fo*ialpoIitif(r)en SJcafjnabmen ber ©ero.O. au8gefer)Ioffen ftnb
(f. A'iifiimte J auf 2. 9). Xie im § 164 enthaltene Ausnahme besieht firii jebodj nur
auf bie eigentlichen pbarmageutifd) technifeben ©ehüfen unb ßehrlinge mit befttmmter
SBor unb AuSbilbung, umfaßt aber mdit fonftige faufmännifdje ober gewetbttdje MfS'
fräfte, wie SSuifcbalter, ftafjierer, Gtrpebienten, $ader, Arbeiter ufw., bie in größeren
Apotr/efen häufig neben beni tednuidien ^crjomil angeftellt finb. Tiefen ©runofafe hat
b<» D.S.®. SKünchen burä) Urteil oom 10. >lt 1900 auSgefprochen (5ßh.3tg. 1900
9er. 57). Auf bal in Apothefen befchäftigte taufmännifche Sßerfonal finben alfo bie Joe.
ftimmungen ber ©ew.ü.'über Sonntagsruhe, 9hfhepaufen, Jceunuhrfchtufj u. bgl. in
oollem umfange Anwenbung.

An ©teile ber aufgenommenen Paragraphen treten für bie ©ehüfen unb ßehr¬
linge in Apothefen, foweit c» iirb um bie 8tecbtSöerhältniffe jwifchen bcnfelben unb ben
t ; niMii'nleii hanbelt, bie SBeftimmungen beä §.©.58. b^w. beä S8.©.S8. (f. Eeil vill).

BOttger, Apothekensesetze.S. Aufl. 2
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18 III. Prüfungswesen.

§ 155. Wo in diesem Gesetz auf die Landesgesetze verwiesen ist.
sind unter den letzteren auch die verfassungs- oder gesetzmäßig erlassenen
Verordnungen verstanden . . .

III. Prüfungswesen.
Xiio gefcmtte pfjarmajcutifdje SßrüfungSroefen tft gegenwärtig ciiilicitinli

burri) iMct)ftet)enbc ißrüfunglorbnung für Wpofydex geregelt:

■'■•iifiingsordiiuiis für Apotheker.
Vom IS. Mai 1904. (R.Z.B1. S. 150.)

Der Hundesrat hat beschlossen, auf Grund der Bestimmungen im § 29
der Reichsgewerbeordnung der nachstehenden Prüfungsordnung für Apo
theker seine Zustimmung zu erteilen.

Berlin, den 18. Mai 1904.
Der Reichskanzler.

I. V. Graf von Posadowsky.

A. Zentralbehörden, welche Approbationen erteilen.

§ 1. Der selbständige Betrieb einer Apotheke erfordert eine Appro¬
bation.

Zur Erteilung der Approbation als Apotheker für das Reichsgebiet
sind befugt:

1. die Zentralbehörden derjenigen Bundesstaaten, welche eine oder
mehrere Landesuniversitäten haben, mithin zurzeit die zuständigen
Ministerien des Königreichs Preußen, des Königreichs Bayern, des
Königreichs Sachsen, des Königreichs Württemberg, des Groß¬
herzogtums Baden, des Großherzogtums Hessen, des Großherzog
tums Mecklenburg-Schwerin und in Gemeinschaft die Ministerien
des Großherzogtums Sachsen und der sächsischen Herzogtümer;

2. das Herzoglich Braunschweigische Staatsministerium und das
Ministerium für Elsaß-Lothringen.

äBte bie Wciu.C, fo t>nt audj bie übrige [ojialpolitifd^e ©ejejjgebuttg, inSbefonbere
bag Shanfen* itub bas Qnödibenoerfichetungägefej}, bie Stpothelergehtifeti unb Cetjr
linge tu Äuänabmebeftimtnungeti behanbelt (f. Xetl IX). ©tetdjeä tun auch jwei neuere
©ejefee, baS ©etüerbegeridjtggetejj unb baS ®efej betr. Rauftnannägertdjte.
Sie betreffenbeti SBejümmungen lauten:

Gewerbegerichtsgesetz. In der Fassung der Bk. vom 29. September 1901.
§ 81. Dir Bestimmungendieses Gesetzes linden keine Anwendung auf Gehilfen

und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeschäften ....

Gesetz betr. Kaufmannsgerichte. Vom 6. Juli 1904.
§ 4. Auf Handlungsgehilfen,deren Jahresarbeitsverdiensl an huhu oder Gehali

den Betrag von 5000 Mark übersteigt, sowie auf die in Apotheken beschäftigten Ge
lullen und Lehrlinge finden die Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung.
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B. Vorschriften über den Nachweis der Befähigung als Apotheker 1).
§ 2. Die Approbation wird demjenigen erteilt, welcher die pharma¬

zeutische Prüfung vollständig bestanden und den Bestimmungen über
die Gehilfenzeit entsprochen hat 2 ).

Der pharmazeutischen Prüfung hat die pharmazeutische Vorprü¬
fung vorherzugehen.

Die Zulassung zu den Prüfungen sowie die Erteilung der Approba¬
tion ist zu versagen, wenn schwere strafrechtliche oder sittliche Ver¬
fehlungen vorliegen. Die Entscheidung erfolgt endgültig durch die Zentral¬
behörde des Bundesstaats, in dem die Zulassung nachgesucht wird; sie ist
bindend für die übrigen in Betracht kommenden Zentralbehörden und
diesen durch Vermittlung dc^ Reichskanzlers mitzuteilen.

I. Pharmazeutische Vorprüfung.
§ •>. I>ie Prüfungskommissionen für die Vorprüfung bestehen

aus einem höheren Medizinalbeamten als Vorsitzenden und zwei Apothekern,
von denen tunlichst einer am Sitze (]{'r Kommission als Apothekenbesitzer
ansässig sein soll.

Der Silz der Prüfungskommissionen wird von den Zentralbehörden
der einzelnen Bundesstaaten bestimmt.

x) Über bte »uläffigen SMäBenfationen f. §88.
2) i'(uci) UHMblirfu' Sßerfonen Birnen unter bcujelbeu SSebingungen wie SKönnet

beu StyJotheferberuf ergreifen unb bte Wpnrobatioitettoetben. 3" einem hierauf be-
äüglidjen (StA, bom 6. Slpril 1905 bemevtte bev preugifcbe SKebijinoIminifter, „bafi eä
toeiblidjen Sßerfonen, inelche bte SBebmgungen für bie ;{iilajiuna, ju ben pbarmajeu-
tifdjen Prüfungen erfüllen, unbenommen ift, ben älpoiheferberuf ju ergreifen." (feie
H'eit bei SKitgüebern geifflidjer $trcmfett|>flege Bereinigungen SSergünftigungen juläffig
finb, j[t ouä bei Spe$iatgefef>gebung ju evfeben, f. Seil XIV). Jn einem weiteren
"biiii. o'-vl. Bom ätttgufl 1906 roitb inbeffen gefagr, bafi bei erfolgreirbe SSefudj einer
bveiifjijdien höheren äRäbdjenfchule aueb bei Slblegung einer Sonberprüfung im
Catein nicht a\i gleichwertig mit bev im § (i s.'lbf. 1 bev SprüfungSorbnung für 8Lpot|eIet
bom is. s.Kni 1904 für bie ^ulajjuna, ,;uni 8tpotbefetberuf geforberten Schulbilbung
cmgefeben werben tonn.

;',u ben früheren Sßrttfunggborfdjriften für Sitrjte unb 2lpotbefer hatte bev SBunbeä«
tut und) einer S8elanntmadt)ung be8 iReicbglanjterS bom 24. 9tprtl 1899 einen ©efdjlufj
fU'fafst, bev bie Sulaffung lueiblidiev Sßerfonen *u biefen SBerufen unb ben evfüvbevlidicn
Prüfungen in bie SBege leiten füllte, unb bev in ben nachftchenb angeführten ;{iffevu 1
unb 2 uiH'b jeni ©eltung bat.

Bk. des Reichskanzlers, betr. die Prüfungsordnungen für Ärzte, Zahnärzte und
Apotheker. Vom 24. April 1809.

Auf Grund der' Bestimmungen im § 29 der Qew.O. für das Deutsche Reich hat der
Bundesrat beschlossen, daß den Prüfungsordnungen für Ärzte, Zahnärzte und Apo¬
theker fortan folgende Auslegung gegeben werde:

I. Als Universitätsstudium uilt auch die Zeit, in welcher die zur Prüfung
sich Meldenden gastweise (als Hospitanten oder Hospitant innen) an einer
Universität bei der Apothekerprüfung auch an einer gleichstehenden Lehr¬
anstalt Vorlesungen besucht haben, sofern sie ungeachtet des Nachweises
der für die Zulassung vorgeschriebenen schulwissensohaftlichen Vorbildung,
sowie der erforderlichen sittliohen Führung aus Gründen i\r>- l'niversitätsver-
waltung von der Immatrikulation ausgeschlossen waren, und die Einhaltung
eines ordnungsmäßigen akademischen Studienganges nachgewiesen wird.

'_'. Als Univereitätsabgangszeugnis gilt in den unter I bezeichneten Fällen
jede Bescheinigung der Universitäts- oder Anstaltsbehörde über die voll¬
ständige Erledigung des Studiums.

2*
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Der Vorsitzende und die Mitglieder sowie deren Stellvertreter werden
für drei Jahre von derjenigen Behörde ernannt, welche die Aufsicht über
die Apotheken an dem Sitze der Prüfungskommission führt 1 ).

Für die Prüfung von Lehrlingen, welche von einem der prüfenden
Apotheker ausgebildet worden sind, ist der Stellvertreter einzuberufen.

§ 4. Die Prüfungen werden in der zweiten Hälfte der Monate März,
Juni, September und Dezember jeden Jahres an den von der Aufsichts¬
behörde (§ 3) festzusetzenden Tagen abgehalten.

§ 5. Die Zulassung zur Prüfung erfolgt vorbehaltlich des § 2
Abs. 3 durch die Aufsichtsbehörde, in deren Bezirke die Lehrzeit beendet
wird 2 ). Den Zulassungsantrag hat der ausbildende Apotheker spätestens
bis zum 15. des vorhergehenden Monats einzureichen; spätere Meldungen
dürfen nur ausnahmsweise berücksichtigt werden.

§ (i. Der Meldung zur Prüfung sind beizufügen:
1. Der Nachweis der erforderlichen wissenschaftlichen Vorbil¬

dung. Der Nachweis ist zu führen durch das von einem Gym¬
nasium, einem Realgymnasium oder einer Oberrealschule des
Deutschen Reichs ausgestellte Zeugnis der Reife für Prima 8).

Inhaber eines Zeugnisses einer Oberrealschule haben außerdem
den Nachweis zu erbringen, daß sie bereits bei Zulassung zur Apo-

• thekerlaufbahn in der lateinischen Sprache diejenigen Kenntnisse
besessen haben, welche für die Versetzung nach der Obersekunda
eines Realgymnasiums notwendig sind. Dieser Nachweis ist durch
ein auf Grund stattgehabter Prüfung ausgestelltes Zeugnis eines
Gymnasiums oder Realgymnasiums zu führen 1).

2. Das Zeugnis des ausbildenden Apothekers über die Dauer der
Ausbildung, die Führung und die Leistungen des Lehrlings
während der Ausbildungszeit nach beigefügtem .Muster | •">). Das
Zeugnis muß von dem zuständigen Medizinalbeamten (Kreisarzt,
Bezirksarzt usw.) hinsichtlich der Dauer der Ausbildungszeit anil
lieh bestätigt sein. Die Ausbildung umfaßt einen Zeitraum von
drei .Jahren, für die Inhaber des Reifezeugnisses einer neunstufigen
höheren Lehranstalt einen solchen von zwei Jahren und muß in

2) Unter SluffidjtSbeljiSrbe im Smuc bet SS 3 ätbf. 3, 4, 5 intb 7 ift in SBreufjen
ber 3legierung3präfibent,ui berfteljen (f. SluSffibjungftmroeifung 2. 33).

2)'®tc ^otljelerleljrlinge ftnb nljo in bet äBafl bei Siommiffion, bei meldtet
fte bic Sotbrüfung abjulegen roünfdben, m bem Sinne einet S3ejd)tänfung unterworfen,
bafe fte in bet Siegel an bie Kommiffbn ihres Ce^tbejirK gebunben finb. Tic ^ulaffuug
eines älpottjefetlefyrttngä jut SJorptüfung !ann bereits bann erfolgen, wenn bie öor-
gefdjriebene Serrcjeit oon bemfetben erfi mit bem Slblaufe be8 betteffenben Sßtüfungä
monats »utüelgelegt wirb (bgl. § 6 sJir. 2).

;t) ©er preu|ifd)e Äultu?miniftet hat el in einem ©njelfaHe nie- gtunbfäftlicfjen
SBebenlen niebt unterttegenb bezeichnet, augnat)m8»Deife Schülern bet Dberfefunba
nach anbettfjalbjäbrigem iöefudje biefet Klaffe bie SRetfe füt bie Unterprima jujuerlennen,
fofern fte bei !Ka3)it>eife3 ber Sßtimatetfe fflt ben Eintritt in einen Söeruf be«
bürfen.

*) f/jebeS ^eugius (alfo audj baS SReifejeugnt«) einet Dbettealfdjule bebatf
bet Cfctgänpng butcb, ben in Ziffer 1 Sfbf. 2 angefügten SftadjroeiS, unb biefet ift bereit?
ürr eintritt in ben 2lpotf)e!erberuf ju erbringen.

5) Qn einer Beifügung öom 1. jRooetnbet 1904 bemerrte bet Berliner Bolijei
präftbent fnerju: „bafj ^eiuiniije ofene bie ootgefdjriebenen Stngaben über bie 7s-üt)rung
unb bic Seiftungen, bie eine Sußerung batübet enthalten muffen, nue bie Vchrbetrcn
bte fieiftungen beurteilen, als ben ©orfSjtiften entfpreefjenb uirbt angefefyen unb bem«
jufolge aucit nullt ivci-nr^tiich beglaubigt werben tonnen."
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Apotheken des Deutschen Reichs erfolgen 1 ). In die Ausbildungs¬
zeil wird der Prüfungsmonat eingerechnet. Sie darf nicht unter¬
brochen sein: doch können Unterbrechungen, die in Urlaub oder
Krankheit und ähnlichen entschuldbaren Anlassen ihre Ursache
haben, bis zur Gesamtdauer von acht Wochen in die Ausbildungs¬
zeit eingerechnet werden 8).

3. Das Tagebuch, welches (Irr Lehrling während seiner Ausbildungs¬
zeit über die im Laboratorium unter Aufsicht des ausbildenden
Apothekers oder Gehilfen ausgeführten pharmazeutischen Arbeiten
führen und das eine kurze Beschreibung der vorgenommenen Ar¬
beiten und der Theorie ({er in Betracht kommenden chemischen
Vorgänge enthalten muß. Dem Tagebuch ist eine Bescheinigung
des ausbildenden Apothekers beizufügen, daß der Lehrling die Ar¬
beiten selbst ausgeführt hat.

§7. Nach Empfang der Zulassungsverfügung, in welcher auch der Zeit¬
punkt der Prüfung bekannt gemacht wird, hat der ausbildende Apotheker
dafür Sorge zu trauen, daß die von dem Lehrlinge zu entrichtenden Prü¬
fungsgebühren im Betrage von "24 Mark an die von (]t'v Landesbehörde
zu bestimmende Stelle eingezahlt werden, und (lr\\ Lehrling gleichzeitig
dahin anzuweisen. dal.i er sich vor Antritt der Prüfung mit der Zulassungs¬
verfügung und der Quittung über die eingezahlten Gebühren noch persön¬
lich bei dem Vorsitzenden der l'riilungsk ......nission zu melden hat. Der
Zulassungsverfügung ist ein Abdruck der gegenwärtigen Bekanntmachung
beizufügen.

§ X. Die Prüfung zerfällt in drei Abschnitte:
I. die schriftliche Prüfung.

II. die praktische Prüfung und
III. die mündliche Prüfung.
§ 9. I. /weck der schriftlichen Prüfung ist. zu ermitteln, ob der

Lehrling die ihm zur Bearbeitung vorzulegenden Fragen, soweit dieses von
ihm gefordert weiden kann, beherrscht und seine Gedanken klar und richtig
auszudrücken vermag.

Der Lehrling erhält drei Aufgaben, von denen eine dem Gebiete der
pharmazeutischen Chemie, eine dem der Botanik oder Pharmakognosie und
die dritte dem der Physik entnommen ist.

') Jic iciiiflfrit in einer Sßharmajiefrhule, in bei Styotheferlefirlinge für bie
Vorprüfung iliam-iijrl) dor&ereüet werben, fann und) einem Sri. beä preufjifdEien SWebi«
Smoimtnifter? t>om 7. Slpttl 1893 nicht in Stnredjnung fommen. 3" biojcm Sri. beißt e8:

Nach bekannt gewordenen Vorgängen scheint in den beteiligten Kreisen eine ab¬
weichende Ansieht namentlich hinsichtlich des Besuohes der Pharmazeutenschulen zu
bestellen, welcher, sc empfehlenswert er für die theoretische Ausbildung des Lehrlings
neben seiner praktischen Ausbildung in der Apotheke sein mag, doch diese letztere
auch nur (eilweise zu ersetzen imstande sein dürfte.

Eine irrtümliche Auffassung des Begriffes der vorschriftsmäßigen d. h. im Sinne
der einschlägigen Bestimmungen anrechnungsfähigen Lehrzeit würde den Lehrling
durch die selbstverständliche Hinausschiebung seiner Zulassung zur Gehilfenprüfung
benachteiligen.

Das bewußte Verschweigen in Abrechnung zu bringender Unterbrechungen, so-
fern dadurch die Bestätigung eines wahrheitswidrigen Lehrzeugnisses herbeigeführt
wird, kann den Tatbestand der intellektuellen Urkundenfälschung erfüllen und die
Bestrafung des schuldigen Lehrherrn auf Grund des ü i'7l des Reichsstrafgesetzbuches
zur Folge haben.

-) Unterbtedjungen, bie netd) ®runb unb Sauet über 8iff« - (e&ter Safe hinaus«
gehen, fönnen nur im ©igpenfattottSmege (S 38) jugelaffen ober angerechnet werben.
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Die Aufgaben werden aus einer hierzu angelegten Sammlung durch
das Los bestimmt und sind säintlich so einzurichten, daß je drei von ihnen
in sechs Stunden bearbeitet werden können.

Die Bearbeitung erfolgt unter ständiger Aufsicht ohne Benutzung von
Hilfsmitteln.

§ 10. II. Zweck der praktischen Prüfung ist. zu ermitteln, ob
der Lehrling das für die Tätigkeit eines Gehilfen erforderliche Geschick
sich angeeignet hat.

Der Prüfling hat:
1. drei ärztliche Verordnungen zu verschiedenen Arzneiformen zu

lesen, anzufertigen und die Preise zu berechnen;
2. zwei galenische Zubereitungen und ein pharmazeutisch-chemisches

Präparat des Deutschen Arzneibuchs anzufertigen;
3. zwei chemische Präparate auf ihre Reinheit nach Vorschrift des

Deutschen Arzneibuchs zu untersuchen.
Die Aufgäben zu 2 und 3 werden aus je einer hierzu angelegten Samm¬

lung durch das Los bestimmt, die Verordnungen zu den Arzneiformen von
den Examinatoren unter tunlichster Benutzung der Tagesrezeptur gegeben.

Die Lösung der Aufgaben geschieht unter ständiger Aufsicht je eines
der beiden prüfenden Apotheker.

§ 11. III. Zweck der mündlichen Prüfung ist, zu ermitteln, ob
der Lehrling die Arzneimittel kennt und sie von anderen Mitteln zu mit er
scheiden weiß, ob er die Grundlehren der Botanik, der pharmazeutischen
Chemie und Physik beherrscht und ob er sich hinlänglich mit den gesetz¬
lichen Bestimmungen bekannt gemacht hat, welche für die Tätigkeit eines
Gehilfen maßgebend sind.

Er hat:
1. mehrere frische oder- getrocknete Pflanzen zu bestimmen;
2. mehrere Drogen und pharmazeutisch-chemische Präparate zu er

kennen und ihre Abstammung, ihre Anwendung zu pharmazeu¬
tischen Zwecken sowie die vorkommenden Verfälschungen zu er¬
läutern ;

3. Fragen aus den (irundlehren (Abs. I) und aus der Apothekengesetz¬
gebung zu beantworten.

Bei der Prüfung hat der Prüfling auch die während der Ausbildungs¬
zeit angelegte Pflanzensammlung nebst einer Bescheinigung des aus
bildenden Apothekers vorzulegen, daß, soweit ihm bekannt, der Prüfling
die Pflanzen selbst gesammelt hat.

§ 12. Für die Prüfung sind zwei Tage bestimmt.
In der Regel sind nicht- mehr als vier Prüflinge zu einer mündlichen

Prüfung zuzulassen.
§ 13. Über den Gang der Prüfung eines jeden Prüflings wird eine

Niederschrift aufgenommen, welche von dem Vorsitzenden und den
beiden Mitgliedern der Kommission zu unterzeichnen und zu den Akten
der Aufsichtsbehörde zu nehmen ist.

§ 14. Für diejenigen Prüflinge, welche die Prüfung bestanden haben,
wird unmittelbar nach Beendigung der Prüfung ein von den Mitgliedern
der Prüfungskommission unterzeichnetes Zeugnis nach dem beigefügten
Muster 2 ausgefertigt und nebst den gemäß § 6 vorgelegten Zeugnissen dem
ausbildenden Apotheker zur Aushändigung an den Prüfling zugestellt 1 ).

x) Sic 3cuaniffc übet Du- pljcrctnaäeutifdje SBorprüfung finb tu 9ßteufjeri mit 1,60 SKI.
ftempelpfltdjtig. (9Mf)ete8 f. itt 2etl xix.)
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In dem Prüfungszeugnis ist das Gesamtergebnis durch eine der Zen¬
suren „sehr gut", „gut", „genügend" zu bezeichnen.

§ 15. Das Nichtbestehen der Prüfung hat die Verlängerung der
Ausbildungszeit um drei bis sechs Monate zur Folge; nach dieser Frist
muß die Prüfung vollständig wiederholt werden.

Über das Nichtbestehen ist von der Prüfungskommission ein Vermerk
auf der im § 6 Ziffer 2 genannten Urkunde zu machen.

Wer bei der Benutzung unerlaubter Hilfsmittel während der Prüfung
betroffen wird, ist auf drei Monate zurückzustellen. Die Prüfung gilt in
diesem Falle als nicht bestanden.

Wer auch bei der zweiten Wiederholung nicht besteht, wird zu einer
Heiteren Prüfung nicht zugelassen.

II. Pharmazeutisch« Prüfung.
S 16. Die pharmazeutische Prüfung kann vor jeder bei einer

Universität oder einer Technischen Hochschule des Deutschen Reichs ein¬
gerichteten pharmazeutischen Prüfungskommission abgelegt werden. Die
Prüfungskommissionen werden jährlich von der zuständigen Behörde
(§ 1) aus je einem Lehrer der Botanik, der Chemie, der Pharmazie und
der Physik sowie einem oder zwei Apothekern gebildet. Der Lehrer der
Chemie kann durch den Lehrer der Pharmazie ersetzt werden 1 ).

Der Vorsitzende der Kommission und dessen Stellvertreter werden von
der zuständigen Behörde (§ I) ernannt; sie können aus der Zahl der Mit-
glieder gewählt werden.

Der Vorsitzende leitet die Prüfung, ist berechtigt, ihr in allen Ab¬
schnitten beizuwohnen, achtet darauf, daß die Bestimmungen der Prü¬
fungsordnung genau befolgt werden, bestimmt unter Beachtung der Vor¬
schriften der Prüfungsordnung die Examinatoren für die einzelnen Prü¬
fungsabschnitte, ordnet bei vorübergehender Behinderung eines Mitgliedes
dessen Stellvertretung an, berichtet unmittelbar nach Abschluß einer jeden
Prüfungsperiode der vorgesetzten Behörde über die Tätigkeit der Kom¬
mission und legt Rechnung über die Gebühren.

In jedem Jahre finden zweimal (im Sommer- und im Winterhalbjahre)
Prüfungen statt.

§ 17. Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind bei der zu¬
ständigen Behörde (§ I) oder bei der von dieser bezeichneten Dienststelle
einzureichen-).

1 ) Unter beut „Sehrer bei Sßc)atmajte" ift ein Setjrer itichl irgenb eine! pbarmajeu
tifeften jjctdjes, fonbern ber pharmajeuttfefcen Shemte ju oerfteben.

-) 3n einem an bie Unioerfität^furotorengerichteten (Sri. tunn 15. September 1904
bemetfte ber preufjifche SJlebijinalmintfter ;,u § 17 foIgenbeS:

Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind wie bisher an das Universitäts-
K ii in t ori u in zu richten. Wenn bei Prüfung der Unterlagen sich keim- Anstände er¬
geben, ist die Zulassung zu verfügen, der Kandidat zu benachrichtigen und dem Vor¬
sitzenden der Prüfungskommission anter Übersendung der Akten Mitteilung zu machen.
Bezüglich der Einzahlung und Verteilung der Prüfungsgebühren verbleibt es bei dem
bisherigen Verfahren, Über die ausnahmsweise Berücksichtigung verspäteter Anträge
ist dortseits Entscheidung zu treffen.

Unter Bezugnahme auf den Runderlaß vom 7. Oktober 1880 mache ich darauf
aufmerksam, daß die Immatrikulation der Kandidaten der Pharmazie in der Philo¬
sophischen Fakultät für das Studium der Pharmazie in Zukunft von dem Nachweise
einer in Apotheken des Deutschen Reiches zugebrachten Gehilfenzeit von mindestens
einjähriger Dauer abhängig und in der Prüfungsordnung eine dispensweise Be¬
freiung von der Erfüllung dieses Erfordernisses nicht vorgesehen ist.
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Die Meldung zur Prüfung im Sommerhalbjahre muß spätestens bis
zum 15. März, die Meldung zur Prüfung im Winterhalbjahre spätestens
bis zum lö. August unter Beifügung der erforderlichen Zeugnisse eingehen.
Spätere Meldungen dürfen nur ausnahmsweise berücksichtigt werden 1 ).

Uer Meldung sind die nach § (i für die Zulassung zur pharmazeutischen
Vorprüfung erforderlichen Nachweise sowie das Zeugnis über die bestandene
Vorprüfung (§ 14) beizufügen 2 ).

Die Zulassung zur Prüfung ist außerdem bedingt durch den
Nachweis:

1. einer nach bestandener pharmazeutischer Vorprüfung und vor Be¬
ginn des Universitätsstudiums (Ziffer 2) in Apotheken des Deutschen
Reichs zugebrachten Gehilfenzeit von mindestens einjähriger
Dauer 3 );

2. eines durch ein Abgangszeugnis bescheinigten sachgemäßen Stu¬
diums von mindestens vier Halbjahren an einer Universität
des Deutschen Reichs 4 ). Insbesondere ist nachzuweisen, daß der

!) (Jiu Sri. beä pteujjifcben äftebtgtnalmtnifterS oom 19. 91uguft 1905 befagt:
Im Einverständnis mit dem Herrn Reichskanzler werden die Meldetermine

für die noch nach den alten Prüfungsvorschriften für Apotheker rom 5. März 1875
abzulegenden pharmazeutischen Prüfungen hiermit gemäß § 17 Abs. 2 der Prüfungs¬
ordnung vom ls. Mai 1904 für die Zukunft auf den 15. August bzw. 15. März jedes
Jahres festgesetzt.

©in befummlet Termin für ben Söegtnn bet Prüfungen ift in bor Sßxüfungäotbnung
inbeffen nicht feftgefefti (»gl. § 16 "Hb). 4).

-) Ifo ftnb alfo bei bem gulaffungägefudj;,ur phatmaäeutifrhenPrüfung folgenbe
Sßadjroeife beizufügen: 1. ba§ adjuljeugniä; iJ. baS Cehtjeugntö; 3. bag Sagebudj
((HabotationSjoutnal!); 4. boi SBotprüfungSjeugniS; 5. ba3 ober Sie 65efjtlferijeugritffe
unb 6. bot? Um»etfität8$eugni§.

3) frier/,!! erging folgenbe
Bk. des Reichskanzlers, betr. die Prüfungsordnung für Apotheker.

Vom 6. Februar 1005.
Auf Grund der Bestimmungen im 5 '2!i der Gew.O. für das Deutsche Reich bat

der Bundesrat beschlossen:
Der Reichskanzler wird ermächtigt, von der Vorschrift im (j 17 Abs. 4

Ziffer I der Prüfungsordnung für Apotheker vom IS. Mai 1904 in Qberein
Stimmung mit der zuständigen Landeszentralbehörde zugunsten solcher Apo¬
thekergehilfen, die vor dem I.Juli 1904 in einer ausländischen Apotheke als
Gehilfen eingetreten sind, Ausnahmen zuzulassen.

4 ) l'i'it ;KiUiju'l)t auf bie SßrüfungSotbnung für 9tpotfte!et bat bet § 2 bet pteufci
[djen ißotfchttften füt bie Stubtetenben bet SanbeSunioetfitäten ufro. oom
l. Dftöbet 1879 7. jebruat L894 butdb, SSetotbnung be3 SJlebijinalmimfterä »om
6. Januot 1905 folgenbe Raffung erhalten:

§ 2. Zum Nachweise der wissenschaftlichen Vorbildung für das akademische
Studium halien Angehörige des Deutschen Reiches außerdem dasjenige Reifezeugnis
einei- deutschen neunstufigen höheren Lehranstalt beizubringen, welches für die Zu¬
lassung zu den ihrem Studienfach entsprechenden Berufsprüfungen in ihrem Heimat¬
staate vorgeschrieben ist: aui Grund ausländischer Reifezeugnisse dürfen Reichs¬
angehörige nur dann immatrikuliert «erden, wenn daraufhin ihre Zulassung zu den ihrem
Studienfach entsprechenden Berufsprüfungen in ihrem Heimatstaate gesichert erscheint.
Genügt nach den bestehenden Bestimmungen für ein Berufsstudium der Nachweis
der Reife für die Prima einer neunstufigen höheren Lehranstalt, so reicht das auch
für die Immatrikulation aus. Die Fakultät, bei welcher der Studierende einzutragen
ist, bestimmt sich durch das von ihm gewählte Studienfach.

Stubietenbe bet Sßfcatmajte mit Sßrtmanerjeugntäerhalten banadj an Pen pteu«
fjifrhen Unibetfttäten jclit bie gtofje ÜKattifel.
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Studierende während des Universitätsstudiums mindestens je zwei
Halbjalnv an analytisch-chemischen und pharmazeutisch-chemi¬
schen Übungen, mindestens ein Halbjahr an Übungen in der mikro¬
skopischen Untersuchung von Drogen und Pflanzenpulvern regel¬
mäßig teilgenommen, auch sich mit den üblichen Sterilisationsver¬
fahren vertraut gemacht hat; die Nachweise sind durch Bescheini¬
gungen der zuständigen Universitätslehrer zu erbringen 1).

Dein Besuch einer Universität steht der Besuch der Technischen Hoch¬
schulen zu Stuttgart. Karlsruhe, Darmstadt und Braunschweig gleich.

Außerdem sind der Meldung beizufügen:
a. ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf, in welchem der Gang der

Universitätsstudien darzulegen ist, sowie,
b. falls der Kandidat sich nicht alsbald nach dem Abgange von der

Universität meldet, ein amtliches Zeugnis über seine Führung in
der Zwischenzeit.

Die geforderten Nachweise nebst dem vorstehend zu b. bezeichneten
Zeugnisse sind in Urschrift vorzulegen.

§ 18. Der Zulassungsverfügung ist ein Abdruck der gegenwär¬
tigen Bekanntmachung beizufügen.

Der Kandidat hat sich binnen einer Woche nach Behändigung der
Zulassungsverfügimg mit dieser Verfügung und der Quittung über die ein¬
gezahlten Gebühren (§ 33) bei dem Vorsitzenden >\<-f Prüfungskommission
ohne besondere Aufforderung persönlich zu melden.

§ 19. Die Prüfung zerfällt in folgende Abschnitte:
L die schriftliche Prüfung:

die praktische Prüfung:
A. die analytisch-chemische Prüfung;
15. die pharmazeutisch-chemische Prüfung;

die mündliche Prüfung:
A. die allgemein-wissenschaftliche Prüfung;
B. die pharmazeutisch-wissenschaftliche Prüfung.

II.

III.

20.

Schrift liehe Prüfu n g.

I. /weck der schriftlichen Prüfung ist, zu ermitteln, ob
der Kandidat die- ihm zur Bearbeitung vorzulegenden Kragen vollständig
beherrscht und seine Gedanken klar und richtig auszudrücken vermag.

Der Kandidat erhält drei Aufgaben, von denen eine dem Gebiete der
anorganischen, «ine dem der organischen Chemie und eine dem der Botanik
oder Pharmakognosie entnommen ist.

') \ncv (;ii erging folgenbet Gert beä pteu&ifc&eti äRebijmaltnimfteTä öom 17. Dftobet

Im § 17 Abs. 4 Ziffer 2 der Prüfungsordnung für Apotheker \<>m 14. Mai 1904
ist vorgeschrieben, daß behufs Zulassung zur pharmazeutischen Prüfung der Nach¬
weis regelmäßiger Teilnahme an bestimmten Übungen zu erbringen sei. Hier-
nach können nur solche Zeugnisse als ausreichend für die Zulassung zur Prüfung be¬
trachtet «erde,, m denen die Regelmäßigkeil der Teilnahme ausdrücklich bescheinigl
ist. Ich ersuche deshalb ergebenst, bei der Zulassung zur Apothekerprüfung darauf
zu achten daß die von den Universitätslehrern ausgestellten Zeugnisse dem Wert-
laute der Prüfungsordnung entsprechend den regelmäßigen Besuch der Pflichtübungen
bescheinigen Zeugnisse, welche diesen Vermerk nicht enthalten, sind als genügend
nicht anzuerkennen. Die mit den Pflichtübungen betrauten Dozenten ersuche ich,
aul vorstehende Bestimmung gefälligst aufmerksam zu machen.
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Die Aufgaben weiden aus einer hierzu angelegten Sammlung 1 ) durch
das Los bestimmt und sind sämtlich so einzurichten, daß jede Aufgabe
in längstens drei Stunden erledigt werden kann.

Die Bearbeitung erfolgt unter ständiger Aufsicht ohne Benutzung von
Hilfsmitteln.

Praktische Prüfung.

§ 21. IIA. Zweck der analytisch-chemischen Prüfung ist, zu
ermitteln, ob der Kandidat die in der analytischen Chemie erlangten wissen¬
schaftlichen Kenntnisse nicht mir theoretisch sich angeeignet hat, sondern
auch praktisch in dem erforderlichen .Maße zu verwerten imstande ist.
Insbesondere muß der Kandidat befähigt sein, folgende Aufgaben richtig
zu lösen:

1. eine natürliche, ihren Bestandteilen nach dem Examinator bekannte
chemische Verbindung oder eine künstliche, zu diesem Zwecke
besonders zusammengesetzte Mischung aus nicht mehr als sechs
Stoffen qualitativ zu analysieren und außerdem drei einzelne
dem Kandidaten zu bezeichnende Bestandteile einer chemischen
Verbindung oder einfachen Mischung, deren Zusammensetzung dem
Examinator bekannt ist. quantitativ zu bestimmen;

2. eine vergiftete organische oder anorganische Substanz, ein
Nahrungsmittel oder eine Arzneimischung in der Weise zu unter¬
suchen, dal.! die Ergebnisse über die Art des vorgefundenen Giftes
oder (\ry Verfälschung und, soweit dies nach der Beschaffenheit des
vorgefundenen« Giftes oder der Verfälschung verlangt werden kann,
auch über die Menge des Giftes oder (\c^ verfälschenden Stoffes eine
möglichst zuverlässige Auskunft geben.

Die Aufgaben werden von (\c\t Examinatoren bestimmt und unter Auf¬
sicht bearbeitet.

Der Examinator bestimm! die Fristen, innerhalb deren die Arbeiten
auszuführen sind.

Über die Ausführung der Arbeiten hat der Kandidat innerhalb der
vom Examinator zu bestimmenden Frist schriftlichen Bericht zu erstatten.

Der Examinator ist berechtigt, den Kandidaten auch mündlich über
die Aufgaben zu prüfen.

Hei der Zensur haben die Examinatoren den Gegenstand der gestellten
Aufgaben namhaft zu machen.

§ 22. IIB. Zweck der pharmazeutisch-chemischen Prüfung
ist, zu ermitteln, ob der Kandidat das für seinen Beruf erforderliche tech¬
nische Geschick sich angeeignet hat.

Der Kandidat bat:
1. zwei pharmazeutisch-chemische Präparate anzufertigen;
2. die Prüfung und Wertbestimmung einer Droge auf mikroskopi¬

schem Wege und
:!. die Prüfung und Wertbestiinmung Je einer Droge oder eines galeni-

schen Arzneimittels auf chemischem Wege auszuführen.
Die Aufgaben werden aus einer hierzu angelegten Sammlung 1) durch

das Los bestimmt und unter Aufsieht erledigt.
Der Examinator bestimmt die Fristen, innerhalb deren die Arbeiten

auszuführen sind.

*) Xie geftftellung biejet Sammlung lieg! beti einjelnen ^rfifungälommifftonen
ob. 3m ®egenfa$ ,;u bet bei beti SBotptfifungen ;u betroenbenben Sammlung (f. Seite 36)
üt tfiet oui allgemeines SDlufter betfelben nicht Berßffentlicljt rootben.
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Über die Ausführung der Arbeiten hat der Kandidat innerhalb der von
dem Examinator zu bestimmenden Frist schriftlichen Bericht zu erstatten.

Der Examinator ist berechtigt, den Kandidaten auch mündlich über
die Aufgaben zu prüfen.

Mündliche Prüfung.

8 23 III A Zweck der allgemein-wissenschaftlichen Prüfung
ist, zu ermitteln, ob der Kandidat in der Chemie Physik und Botanik
wissenschaftlich soweit ausgebildet ist, wie es sein Beruf erfordert.

Die Prüfung wird von drei Mitgliedern der Prüfungskommission m
Gegenwart des Vorsitzenden abgehalten.

In der Hegel werden nicht mehr als vier Kandidaten zu ernenn 1 ru-
fungstermine zugelassen. , .... , u„-f „.

« 24 HIB Die pharmazeutisch-wissenschaftliche Prüfung
wird von den Lehrern der Botanik und Pharmazie und den Apothekern
in Gegenwart des Vorsitzenden abgehalten.

Der Kandidat hat: . . ,.
1 mindestens zehn frische oder getrocknete, offizielle oder solche

Pflanzen, welche mit den offiziellen verwechselt werden können,
zu bestimmen und zu erklären; , ., .,

2 mindestens zehn „„zerkleinerte Drogen zu erkennen und ihre Ab-
" stammung und äußeren Merkmale sowie ihre Anwendung zu phar¬

mazeutischen /wecken und die vorkommenden Verfälschungen zu

3 von U mehreren chemischen Rohstoffen und pharmazeutisch-
chemischen Präparaten die Eigenschaften, che Zusammen¬
setzung, Darstellung, Prüfung und Wertbestimmung sowie die vor¬
kommenden Verunreinigungen zu erklären;

4 ausreichende Kenntnisse in den das Apothekenwesen betreffenden
gesetzlichen Bestimmungen darzutun.

[n der Regel werden oicht mehr als vier Kandidaten zu „neu, 1 ru-

fan8 JlSr ,SÄRundlichen Prüfungen ( §§ 23. 21) wird für jeden Kandi¬
daten eme bes......ere Niederschrift unter Anführung der IVutungsgegen-
srlnde abgenommen und von den Examinatoren vo zogem

I 26 Über jede der in den Prüfungsabschnitten I HA und ÜB
n* an _«« ,,, fertigenden einzelnen Arbeiten sowie tiber den Ausfall eines(§§ 20—22) zu fertagenaen i d w .rd
jeden Teiles der J^^gJjSf J?ä Bezeichnungen sehr gut (1) -eine Zensur erteilt .< . b. s n * ^ ^

HS wu,t"::;^- LVmiffi ^l .„»,.,•,......^^1 de r
Kommissi mit Einschluß des Vorsitzenden und mit Ausschluß des LehrersKorn mssu.n. Abschnitten von den zustandigen Examina-
i ,; X % s : .«.; Stellung der Zensur für die ,.,,,,„ Arbeiten
nn Abschnitt 1 Stimmengleichheit, so entgehe^*jJ£™J J*£
sich für die mindergünstige Zensur •™^^ 2ß J^3S
-—- ..... wpSrÄhÄ^
i M i u lll i; für einen Teil dieses Abschnitts die Zensur „ungo-
JAS JchleS - S) -teilt, oder werden in den, Abschnitte [IIAnugena w «u« ,, schlecht" (5) oder zwei Stimmen für die Zensur

nicht bestanden.
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Wer bei der Benutzung unerlaubter Hil Es m it t el wahrend der Prü¬
fung betroffen wird, ist auf sechs Monate zurückzustellen. Der Prüfungs¬
abschnitt gilt in diesen] Falle als nicht bestanden.

Tritt ein Kandidat ohne genügende Entschuldigung von einem bereits
begonnenen Prüfungsabschnitte zurück, so kann durch einen mit Zu¬
stimmung des Vorsitzenden gefaßten Beschluß der Prüfungskommission
der betreffende Prüfungsabschnitt für nicht bestanden erklärt werden.

Nach dem Ergebnisse der Einzelzensuren wird die Zensur für jeden
in allen Teilen bestandenen Prüfungsabschnitt in der Weise bestimmt, daß
die Summe der Zensuren für die einzelnen Teile des .Abschnitts durch die
Anzahl der Teile dividiert wird. Ergibt sich bei der Division ein Bruch,
so wird dieser hei Festsetzung ilry Zensur für den Abschnitt ohne Abrun-
dung eingestellt.

§ 28. Ist nach $ 27 ein Prüfungsabschnitt nicht bestanden, so muß er
wiederholt werden. Die Festsetzung der Wiederholungsfrist geschieht
durch den Vorsitzenden im Benehmen mit den zuständigen Examinatoren.

Die Wiederholung eines nicht bestandenen Prüfungsabschnitts darf bei
der- Zensur „ungenügend" (4) in <\t-r Regel erst nach drei Monaten, hei t\ t<v
Zensur ..schlecht" (ö) in der Hegel erst nach sechs Monaten erfolgen, muß
aber spätestens innerhalb der beiden folgenden Prüfungshalbjahre statt¬
finden, widrigenfalls auch die früher mit günstigem Erfolge zurückgelegten
Prüfungen zu wiederholen sind. Das gleiche tritt ein, wenn ein Kandidat
nach erfolgreicher Ablegung eines Prüfungsabschnitts die Fortsetzung der
Prüfung ohne genügenden Entschuldigungsgrund über die nächsten zwei
Prüfungshalbjahre hinaus verzögert.

Wer auch bei der zweiten Wiederholung eines Prüfungsabschnitts nicht
besteht, wird zu einer weiteren Prüfung nicht zugelassen.

§ 29. Die einzelnen Prüfungen sind in der im § li) angegebenen
Reihenfolge ohne Unterbrechung zurückzulegen. Die Aufgaben für jeden
Abschnitt sind erst bei Beginn der Prüfungen zu erteilen. Zwischen den
einzelnen Abschnitten darf in der Regel nur ein Zeitraum von einer Woche
liegen.

Zu dem Abschnitte II wird nur zugelassen, wer den Abschnitt I be¬
standen hat, zum Abschnitte HIB mir. wer die sämtlichen früheren Ab¬
schnitte bestanden hat. Wer die Abschnitte IIA oder II 15 nicht besteht.
hat die Wahl, ob er sich den Prüfungen in den Abschnitten II li und III A
beziehungsweise III A sogleich oder erst nach Wiederholung der nicht be¬
standenen Abschnitte unterziehen will.

§ 30. Hat der Kandidat den Abschnitt HIB bestanden, so wird un¬
mittelbar nach dessen Beendigung die Gesamtzensur unter entsprechen¬
der Anwendung des § 27 Abs. 4 Satz 1 bestimmt. Ergibt sich bei der Ge¬
samtzensur ein Bruch, so wird derselbe, falls er über 0,5 beträgt, als ein
Ganzes gerechnet; anderenfalls bleibt er unberücksichtigt.

Die Gesamtzensur wird in <\cv Niederschrift über den Abschnitt HIB
(§§ 24, 25) vermerkt.

Der Vorsitzende überreicht hierauf die vollständigen Prüfungsverhand-
lungen, einschließlich der die .Meldung und Zulassung des Kandidaten be¬
treffenden Urkunden, i\ov zuständigen Behörde (§ I). Diese erteilt das
Prüfungszeugnis unter Angabe i\i-f Gesamtzensur mich dein beigefügten
Muster 3.

§ 31. Wer sich nicht rechtzeitig gemaü den Bestimmungen des § 18
persönlich meldet, oder die für die Anfertigung der Arbeiten oder für die
mündlichen Prüfungen gesetzten Zeiten ohne hinreichende Gründe ver-
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säumt, kann auf Antrag des Vorsitzenden von der zuständigen Behörde.
(§ 1) bis zum folgenden Prüfungshalbjähre zurückgestellt werden.

§ 32. Die Prüfung darf nur bei der Kommission fortgesetzt oder
wiederholt werden, bei welcher sie begonnen ist.

Die mit dein Zulassungsgesucb eingereichten Zeugnisse (§ 17) sind dem
Kandidaten erst nach vollständig bestandener Prüfung zurückzugeben.
Verlangt er sie früher zurüok, so sind die Behörden (§ I) durch Vermitt¬
lung des Reichskanzlers zu benachrichtigen, daß der Kandidat die Prüfung
begonnen, aber nicht beendigt hat, und daß ihm auf seinen Antrag die
Zeugnisse zurückgegeben worden sind.

In die Urschrift des letzten Universitäts-Abgangszeugnisses ist ein
Vermerk über den Ausfall der bisherigen Prüfung einzutragen.

§ 33. Die Gebühren für die gesamte Prüfung betragen 140 Mark.
Davon sind

für die Abschnitte I. IIA, IIB und 111 A je 18 Mark - 72 Mark,
für Abschnitt III B............... 24
für Verwaltungskosten, Anschaffung von Prüfungs¬

gegenständen USW ...............
berechnet.

Bei Wiederholung einzelner Abschnitte sind nach diesen Sätzen auch
die betreffenden Gebühren, für Verwaltungskosten jedoch nur im Falle
einer Wiederholung der Abschnitte II A, II B und III A je 10 Mark noch¬
mals zu entrichten. .

§ 34 Wer während der Prüfung zurücktritt oder zurückgestellt wird,
.rhalt die nach § 33 zu berechnenden Gebühren für die noch nicht be¬
gonnenen Prüfungen zurück.

III. Praktische Tätigkeit nach der Prüfung.
S 35 Nach vollständig bestandener pharmazeutischer Prüfung und

in der Regel im Anschluß an dieselbe hat der Kandidat weitere zwei Jahre
als Gehilfe in Apotheken, darunter mindestens ein Jahr in Apotheken
<les I »rutschen Keichs. sich praktisch zu betätigen. _

Die Wahl der Apotheken steht dem Kandidaten frei, jedoch
sind die Landesregierungen befugt, in besonderen Ausnahme¬
fällen einzelne Apotheken als nicht geeignet zu bezeichnen.

Während dieser Gehilfenzeit, welche in der Hegel ohne Unterbrechung
zu erledig«',, ist'). hat der Kandidat seine praktischen Kenntnisse und Fähig¬
keiten zu vertiefen und fortzubilden, sowie auch ausreichendes Verständnis
für die Vufgaben und Pflichten des Apothekerberufs zu zeigen Den Nach¬
weis, daß die Gehilfenzeit mit Erfolg zurückgelegt worden ist hat der Kan¬
didat durch ein Zeugnis zu erbringen, das eine eingehende Würdigung
seine',- Tätigkeil enthält. Das Zeugnis ist von dem Apotheker, der die Aus¬
bildung geleitet hat, „ach dem .Muster 4 auszustellen und von dem zu-
ständigen Medizinalbeamten zu beglaubigen.

Gewinn! die zuständige Behörde (§ I) nicht die l berzeugung, daß der
Kandidat durch seine Beschäftigung den aachi Abs. -3 zu stellenden An¬
forderungen entsprochen hat, so hat der Kandidat die Tätigkeit als Ge¬
hilfe während eines von der Behörde zu bestimmenden Zeitraums fort-
zusetzen.

') T K- MfungSorbnung jagt, ba& bte »raftifd&e Sätigfeitnadj «t^eheti bet Staats-
OTüfiua inbetWael" im «U&Iug an biefelbe unb „m bet «Reget" ohne Ltntetbred)ung
?u etlebigen % XÄen! etwa äum 8»e* *f Södtoiitf dl» SKahtungSirnttel.
dbemifer ober bet fcoftotBromotion bfttften aho mcht au3gefd)lofjeTi fem.
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C. Erteilung der Approbation.
§ 36. Nach Ablauf der im § 35 vorgeschriebenen Gehilfenzeit hat der

Kandidat bei der zuständigen Behörde (§ I) des Bundesstaats, in dem er
die pharmazeutische Prüfung bestanden hat, die Erteilung der Approba¬
tion als Apotheker zu beantragen. Dabei sind einzureichen:

das Prüfungszeugnis (§ 30), die Zeugnisse über die nach der pharma¬
zeutischen Prüfung abgeleistete regelmäßige Tätigkeit als Apotheker¬
gehilfe (§ 35) und die auf die Zeit seit Ablegung der pharmazeu¬
tischen Prüfung bezüglichen polizeilichen Führungszeugnisse sowie
eine Geburtsurkunde.

Die Approbation wird nach dem beigefügten Muster 5 erteilt 1 ).
§ 37. Dem Reichskanzler werden von den Behörden (§ 1) Verzeich¬

nisse der in dem abgelaufenen Jahre Approbierten eingereicht.

D. Ausnahmen.

§ 38. Von den Vorschriften in § 6 Ziffer 1 und 2, § 17 Abs. 4 Ziffer 2,
§ 28 Abs. 2 und § 32 Abs. 1 kann der Reichskanzler in Übereinstimmung
mit der zuständigen Landeszentralbehörde Ausnahmen zulassen-).

!) 3)ie 3Ipptobatü>n ift m «ßrcugeti mit 1,511 Wll ftempel^flid&tig (f. Seil XIX).
2 ) Seid) biefetn ißatagrapfc finb alfo SluSnabmen (5)t8penfationen) bon ben Söe-

fthnmuna,enher ^tüfungäotbnung nur in folgenben Jdfleti juläffig:
fjinftd&tltd) bet [djutroijfenfcbaftlidjen öor&flbung;

2. fymfidjtlid) bor £auer ber ße^tjett;
3. l)injtri)tlid) beä Stubutmä Bon Biet Semeftetn;
4. hinficf)tlid) bcei 3 f ' trai im2! bet SBMebetljolungeinet uidit beftonbeneti Staat*«

Prüfung unb
5. t)inftd)tiid) ber 2Bal)( bet ftommiffüm für tue gottfejjimg ober Sßiebetholung bet

Staatsprüfung:
6. ®aju (ommt uodi auf ©tunb ber SBefanntmadjung beS >h'eid)«tnn,',ler«Born

(i. A-ebruar 1905 (f. 3. 24) 3)i?penfation tum bem StfotbemfcS einer einjährigen
Wel)iljen,\eit iu beulten Stpothefen jugunften joldter ^otheletgerjilfen, bie
Bor ben; 1. ^uli 1904 in einer auJlänbifdjen Slpothefe eingetreten fiub.

X)i8pe niii ti oii8ge jndie be t *.'lp o 11)e fe rle l)r 1i nge fiub an ba8 juftänbige SDWnifte»
riutu ju richten, jebori) beut 8tegierung8präfibenten ein.inreidien. (Eine nlltabrlid) eriajfeite
^Beifügung be8 SBethnet Sßoüjeiptäfibenten faßt batübet in ÖJbetetnftimraung mit frübeven
ÜRiniftetialetlaffen folgenbeS:

Apothekerlehrlinge, welche eine Dispensation von einzelnen Vorschriften der Prü¬
fungsordnung betreffend die pharmazeutische Vorprüfung für Apotheker vom IS. Mai
1904 nachsuchen wollen, haben mit dem Gesuche alle zur Beurteilung desselben dienen¬
den Unterlagen (Zeugnisse über die schulwissenschaftliche Vorbildung, Lehr- und Ser¬
vierzeugnisse usw.) iti Urschrift oder beglaubigter Abschrift einzureichen. Gesuche um
Dispensation von dem Erfordernis einer anunterbrochenen Lehrzeit müssen so zeitig
gestellt werden, dal.! ihre Erledigung vor dem Termin für die nächste pharmazeutische
Vorprüfung erfolgen kann. Dies ist aber nur möglioh, wenn die Gesuche in den ersten
14 Tagen des Vierteljahrs hier eingehen, an dessen Ende die Prüfung abgelegt werden
soll. Spater eingehende Gesuche haben keim- Aussicht auf Berücksichtigung.

Sgl. bn^ii bie StuSführungganroetfung beS ORiniftetS uom 15. September 1904
giffer 7 (f. S. 34). (Einjeine SRegietunggütäftbenten Bedangen, bafj biete ©tepenfation*'
gefudje Don bem auäbilbenben SIpothelet einqereidit roetben unb jroat unter Um»
ftriubcit fd)oii 33Jfrmate bot Stblauf ber ßebtjeit. gn biefem JaUe [inb bie ©efudje beut
Sftegietimgäptäfibenten gemäfj § 19 ber Srtenftanroeijung für Mroi»ar;,te bind) bte^anb
beg juftänbigen ftteteatjteS dotjulegen.

Übet 2>i8penfatton8gefudje öon Stubenten ber 5J5barmajie iitifjerte ftctj
ein löefdjeib bei 9leid)8fan5let« dorn 17. Sanuat 1902 batjin, „baf; ©efudje um £)i3»

tf
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Mit dem Gesuch um Dispensation von der Vorschrift des § 32 Abs. 1
ist zugleich eine Erklärung der bisherigen Prüfungskommission wegen
etwaiger dem Wechsel der Kommission entgegenstehender Bedenken vor¬
zulegen.

E. Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 39. Auf die Lehrlings-, Gehilfen- und Studienzeit ist die Militär¬
dienstzeit nicht anzurechnen 1).

§ 40. Vorstehende Bestimmungen treten am 1. Oktober 1904 in Kraft.
§ 41. Wer spätestens am 1. Oktober 1904 als Apothekerlehrling ein¬

getreten ist. wird zu den Prüfungen zugelassen, wenn er auch nur den
Nachweis der bisher erforderten Wissenschaft liehen Vorbildung erbringt.

Apothekergehilfen, die am I. Oktober 1904 eine mindestens einjährige
Gehilfenzeil abgeleistet haben, sind berechtigt, den Rest der Gehilfenzeit
ganz oder teilweise vor dem üniversitätsstudium abzuleisten. Leisten sie
die Gehilfenzeit ganz vor dem üniversitätsstudium ab und melden sie sich
spätestens am 15. März 1908 zur Ablegung der Prüfung, so dürfen sie diese
(einschließlich etwaiger Wiederholungsprüfungen) auf ihren Antrag nach
den bisherigen Vorschriften ablegen. Beginnen sie das üniversitätsstudium
vor vollendeter dreijähriger Gehilfenzeit, so ist ihnen die vorher abgeleistete
Gehilfenzeit, soweit sie ein .Jahr übersteigt, auf die im § 35 vorgeschriebene
praktische Tätigkeit anzurechnen.

Apothekergehilfen, die spätestens im Sommerhalbjahr 1904 das üni¬
versitätsstudium begonnen haben, dürfen die Prüfung (einschließlich et¬
waiger Wiederholungsprüfungen) auf ihren Antrag nach den bisherigen
Vorschriften ablegen 2 ).

penfatioti Don ben «Btüfunggooticbtifieti ffit Möothefer bei ber jugättbigen Central«
befjörbe beSjenigen SöunbeäftaateS einpeichen [inb, welchem bte q^fungSrommiffton,
bei ber bie Prüfung abgelegt werben foll, ongefjört".

M SMher War (Sri beS preufjifdhen 2Jcebtsmalmmtfterä turnt 14. September 188b
wtb beä ffleicWtauIet«botn 16. SSRärj 1891) bie 8tnredjnung ber äRtlitärbtenftaeit
auf bie ©eröterjeit bann äutäffig, „wenn ber betreffende $totinaMut aurfi toflfrntb
feines äRilitärbienfteS, [oweit ledere« e8 ihm geftattet, in etner SInotbefe als ©etnlfe tätig
gewefen ift unb hierüber ein Sertiierjeucjm«beizubringen oertnag.''

3lu3 ber Raffung beä § 39 ber <|$rüfungSorbnung nt mbeffen ,ui {eben, bajj ictu eure
Anrechnung ber fearjett Überhaupt nicht mehr erfolgen fotl, audj wenn ber betreffenbe
einiäfitiae nebenbei in einer Ütpotbefe tötig ift. Sagegen rann etn »abtenb beä Süctlttar-
bienfteä abfoIoierteS Stubium Ihm eoentuefier [päterer Sßromonon ober atabrungSnttttel-
§emifer»rufung angerechnet werben. 9hir eine SHnredjnung bei ber pbarmajeuttfdjen
Prüfung ift auSgefcbloffen. ....

2) ^ u. QoergangSbeftimmungen beä § 11 erlduteri nacbflehenber preufjtfcher
Min.-Erl. betr. die Prüfungsordnung für Apotheker. Vom 24. November 1904.

Der Ausdruck „Ablegnng der Prüfung muh den bisherigen Vorschriften" im Sinne
des § 41 \hs 2 and 3 der Prüfungsordnung vom 18. Mai 1904 schließt das Prüfungs¬
verfahren und die Zulassungsbedingungen (also auch die Vorschriften über die Studien¬
dauer) ein. , . . „ ..

Die Zulassung zur Prüfung mit dem Nachweise eines pharmazeutischen Studiums
von nur drei Halbjahren und'die Abhaltung der Prüfung naoh dem bisherigen Ver¬
fahren kann demnach nur erfolgen

a. gemäß § 41 Abs. 2 a. a. O. bei Apothekergehilfen, »eiche
l. am I. Oktober 1904 eine mindestens einjährige Gehilfenzeit abgeleistet hatten

und
•_'. den Rest der Gehilfenzeit ganz vor dem l niversitätsstudium zurücklegen und

schließlich
3. sich spätestens am L5. März 1908 zur Ablegung der Prüfung melden;
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Muster 1 (zu § 6).

Zeugnis über die Tätigkeit als Apothekerlehrling.
Dem (Vor- und Zuname) .................. ,

geboren am ten ..............................in
wird hiermit bescheinigt, daß er vom..........''" 19.....
bis zum ........ ten .......................................19- in der von mir geleiteten
Apotheke als Lehrling beschäftigt gewesen ist.

(Folgen die Angaben über die Führung nnd die Leistungen des Lehrlings
während der- Lehrzeit.)

...................., den .......... t™ ................................... 19
(Unterschrift des Apothekers.)

Beglaubigt.
...................., den ..... ten ..................... 19......

(S egel und Unterschrift des Medizinalbeamten.)
Muster 2 (zu § 14).

Zeugnis über die pharmazeutische Vorprüfung.
Dem (Vor- und Zuname) ........................................ .........

geboren am teu .......................... in ... .........
wird hiermit bescheinigt, daß er vor der unterzeichneten Prüfungskommis¬
sion die pharmazeutische Vorprüfung mit der Zensur .......... bestanden hat.

.................. ..........., den..........'•'" .......19 .

Prüfungskommission für die pharmazeutische Vorprüfung.
(Siegel der Prüfungskommission und Unterschrift der- .Mitglieder.)

Muster 3 (zu § 30).

Zeugnis über die pharmazeutische Prüfung.
Dem Kandidaten ih-r Pharmazie (Vor- und Zuname)

geboren am .......... ,el1 .................... in .
wird hiermit beseheinigt, daß er vor der ..

pharmazeutische Prüfung mit der Zensur
.................. , den ••'"

. Prüfungskommission
................... 19- die

bestanden hat.
19

(Siegel und Unterschrift der Behörde.)

b. gemäß § 41 Abs. ;i a. a. O. bei Apothekergehilfen, die spätestens im Sommer¬
halbjahr 1904 das Uniyersitätsstudium begonnen haben.

Weitere Voraussetzung für die Ablegung der Prüfung nach den bisherigen Vor¬
schriften ist in beiden Fällen (a und b) nach dem Wortlaute des § 41 der Prüfungsord¬
nung vom IS. .Mai 1904 ein entsprechender Antrag des Kandidaten. Wo indes aus Un¬
kenntnis der Bestimmungen bei der Meldung zur Prüfung ein derartiger Antrag unter¬
lassen worden ist, habe ich nichts dagegen einzuwenden, wenn den betreffenden Kandi¬
daten nach Belehrung über die Sachlage eine entsprechende Ergänzung ihres Antrages
nachgelassen wird.

Bei dieser Gelegenheit ordne ich ferner zur Vermeidung einer verschiedenartigen
geschäftlichen Handhabung während <]i-v Übergangszeit hiermit an. daß hinsichtlich
der Festsetzung der Wiederholungsfristen fortan allgemein nach der Bestimmung des
S l's Abs. I der Prüfungsordnung vom IS. .Mai 1004 verfahren werde. Die Festsetzung
der Wiederholungsfrist hat demnach auch in denjenigen fällen durch den Vorsitzenden
der Prüfungskommission nach Benehmen mit den zuständigen Examinatoren zu er¬
folgen, in denen die Prüfung im übrigen noch nach den Vorschriften vom .r>. März IS7Ö
abgelegt wird.
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Muster 4 (zu § 35).

Zeugnis über die Tätigkeit als Apothekergehilfe
für dm Kanditaten der Pharmazie................................

Dem Kandidaten der Pharmazie (Vor- und Zuname) ...............
aus............................ wird hiermit bescheinigt, daß er nach

vollständig bestandener pharmazeutischer Prüfung vom..... *''" 19
bis zum u 'u ............ 19 in der von mir geleiteten Apotheke als Ge-
hilfe beschäftigt gewesen ist.

(Folgt eine nähere Würdigung der Art der Beschäftigung, wobei anzugeben
ist, inwieweit der Gehilfe in der bezeichneten Zeit seine praktischen Kennt¬
nisse uiul Fähigkeiten vertieft und fortgebildet, und ausreichendes Verständnis

für die Aufgaben und Pflichten des Apothekerberufes gezeigt hat.)
fcenden I ^^^^^^^^^^^^^

(Unterschrift des Apothekers.)

19

Beglaubigt (z. B. mit dem Bemerken,
daß Nachteiliges über den pp. nicht
bekannt geworden ist).
.................., den 10

(Siegel und Unterschrift (\i^ Medizinalbeamten.)
Muster 5 (zu § 36).

Nachdem der Kandidat der Pharmazie (Vor-und Zuname)........
aus ..................... am .......... ten 19 die

pharmazeutische Prüfung vor der Prüfungskommission in
mit der Zensur bestanden und die Bestimmungen über die
Gehilfenjahre mit dem .......... ten .............................. 19 erfüllt hat, wird
ihm hierdurch

die Approbation als Apotheker

'iir das Gebiei des Deutschen Reichs gemäß S 29 der Koiehsgewerbeord-
nung erteilt.

..............................., den .......... ten .... ...... 1!» .....

(Siegel und l"nterschrift der approbierenden Behörde.)
Approbation

für

als Apotheker.

(Sine Sfllgemeine SluSfühmngSanroeifung jut Sßrüfunggorbmmg ift unter
bem 15. September 1904 bom ütettpifdjeri fiultuSmimfier erlaffen lüorben. ©ie
lautet:

AiisführHiijjsanweisinig zur Prüfungsordnung für
Apotheker. Vom 15. September 1904.

Zu den Bestimmungen der neuen Prüfungsordnung bemerke ich im
einzelnen folgendes:

l. Die nach § .'! Abs. •'!. §§ 4. 5 und 7 der „Aufsichtsbehörde" und
der „Landesbehörde" übertragenen Obliegenheiten sind von Ew. Hoch-
wohlgeborenen wahrzunehmen.

Böttger, Apothekengesetze. 8. Aufl. 3
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Zu § 3.
2. Als Sitz der Prüfungskommission für die pharmazeutische

Vorprüfung bestimme ich für jeden Regierungsbezirk den Amtssitz des
Regierungspräsidenten (s. o. Ziffer 1).

Wegen Bildung der Prüfungskommission für den dortigen Bezirk für
die Zeit vom 1. Oktober 1904 bis Ende September 1907 ersuche ich das
Erforderliche zu veranlassen.

Zum Vorsitzenden ist in der Regel der Regierung«- und Medizinalrat
oder sein Stellvertreter zu ernennen.

Zu § 5.
3. Über die ausnahmsweise Berücksichtigung verspäteter Mel¬

dungen ist dortseits Entscheidung zu treffen.

Zu § (!.
4. Die Kreisärzte sind anzuweisen, vor Erteilung des Zulassungs¬

zeugnisses als Apothekerlehrling (vgl. § 43 der Apotheken-Betriebsord¬
nung und § 51 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901)
an Inhaber eines Zeugnisses einer Oberrealschule sich zu überzeugen, ob
der vorgeschriebene Nachweis der' erforderlichen Kenntnisse in der latei¬
nischen Sprache erbracht ist.

5. Ferner sind die Kreisärzte, wie schon in dem Runderlasse vom
25. Juli 1895 — M. 7194 — angeordnet, darauf hinzuweisen, daß Lehr¬
zeugnisse, die ohne die vorgeschriebenen Angaben über die Führung
und die Leistungen des Lehrlings zur Bestätigung vorgelegt werden, als
ungeeignet zurückzuweisen sind.

6. Die Beglaubigungen der Lehr- und Servierzeugnisse (vgl. § 6
Ziffer 2, § 17 Abs. 4 Ziffer 1, § 35 Abs. 3 der Prüfungsordnung) durch die,
Medizinalbeamten sind stempelfrei (vgl. Erl. vom 28. Oktober 1897
— M. 7682 —).

7. Anträge, welche eine Ausnahme von den Vorschriften des § 0
Ziffer 1 und 2 bezwecken, sind dortseits vorzuprüfen und nebst sämtlichen
zur Beurteilung erforderlichen Zeugnissen und sonstigen Unterlagen mit
einem sich zur Sache äußernden Begleitberichte rechtzeitig, und zwar,
wenn es sich um eine Ausnahme von der Vorschrift des § 6 Ziffer 2 handelt
— spätestens zwei Monate vor Ablauf der Lehrzeit — an mich einzureichen.

Zu 8 7.
8. Es wird sich empfehlen, mit der Vereinnahmung der Prüfungs¬

gebühren die Regierungshauptkasse zu beauftragen. Aus den Prüfungs¬
gebühren sind zunächst die bei der Prüfungskommission entstehenden such
liehen Ausgaben zu bestreiten. Der verbleibende Rest der Gebühren gelangt
nach näherer Bestimmung von Ew. Hochwohlgeboren unter dem Vorsitzen¬
den und den Mitgliedern der Prüfungskommission zur Verteilung.

9. Die den Zulassungsverfügungen beizulegenden Abdrücke der Prü¬
fungsordnung sind dortseits zu beschaffen . . .

Zu §§ 9. 10.
10. Die bei der schriftlichen und praktischen Prüfung zu verwendende

Aufgabensammlung habe Leb von der technischen Kommission für die
pharmazeutischen Angelegenheiten erneut zusammenstellen lassen und füge
zwei Abdrücke der Zusammenstellung für die dortigen Akten und zur
Übermittlung an den Vorsitzenden der Prüfungskommission bei.
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Zu § 15.
11. Über die Dauer der Verlängerung der Ausbildungszeit bei

Nichtbestehen der Prüfung hat der Vorsitzende nach Anhörung der Mit¬
glieder der Prüfungskommission Entscheidung zu treffen.

Zu § 35.

Etwaige Anträge wegen Bezeichnung einer Apotheke als nicht
geeignet für die praktische Betätigung der Kandidaten nach bestandener
pharmazeutischer Prüfung sind mit eingehender Begründung an mich ein¬
zureichen.

An die Herren Regierungspräsidenten.

Abschrift übersende ich Euerer Exzellenz zur gefälligen Kenntnisnahme.
Mit Rücksicht darauf, daß die Militärdienstzeit der Apotheker

nach § 39 der Prüfungsordnung auf die Lehrlings-, Gehilfen- und Studien¬
zeit zukünftig nicht angerechnet werden darf, wird es sich empfehlen, bei
Bewerbungen um Apothekerkonzessionen die etwa abgeleistete
Militärdienstzeit auf das Approbationsalter der Bewerber insoweit in An¬
rechnung zu bringen, als durch die Erfüllung der Militärdienstpflicht die
Erlangung der Approbation verzögert worden ist.

Berlin den 16. September 1904.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

I. V.: Wever.

An die Herren Oberpräsidenten.

Zusammenstellung von Aufgaben für die Prüfungen
der Apothekergehilfen.

I. Pharmazeutische Chemie.
Aceturn et Acidum aceticum.
Acidum arsenicosum et Liquor Kalii

arsenicosi.
Acidum benzoi'cum.
Acidum boricum et Borax.
Acidum carbolicum et Kreosotum.
Acidum hydrochloricum.
Acidumhydrocyanicum. AquaAnryg-

dalarum amararum et Oleum
Amygdalarum aethereum.

Acidum nitricum.
Acidum phosphoricum.
Acidum salicylicum.
Acidum sulfuricum.
Aeidum tartaricum et Tartarus de-

puratus.
Aether et Aether aceticus.
Aqua chlorata etCl toralum hydratum.
Bismutum et ejus salia.

Ammonium bromatum. Kalium bro-
matum, natrium bromatum.

Calcium et ejus salia.
Lithargyrum et Minium.
Chininum et ejus salia.
Chloroformium et Jodoformium.
Cuprum et ejus salia.
Emplastra et Sapones.
Perrum et ejus salia.
Glycerinum.
11ydrargyrum et ejus salia.
Jodum et ejus salia.
Kalium et ejus salia.
Magnesium et ejus salia.
Natrium et ejus salia.
Plumhum et ejus salia.
Spiritus.
Sulfur.
Zincum et ejus salia.

3*
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II. Botanik und Pharmakognosie.

Adepa et Sebum.
Amylum et Dextrinum.
Balsamum peruvianum.
Benzoe.
Camphora.
Cetaceum.
Cortex Chinae.
Crocus.
Flores Arnicae.
Flores Chamomillae.
Flores Koso.
Flores Sambuci.
Flores Verbasci.
Folia Digitalis.
Folia Menthae crispae et piperitae,
Folia Sennae.
Folia Uvae Ursi.
FrucUis Anisi et Fruct. Foeniculi.
Fructus Juniperi.
Gummi arabicum.
Herba Conii.
Herba H yoscyami.
Lycopodium.
Manna.

Moschus.
Myrrha,
Oleum Amygdalarum.
Oleum Jecoris Aselli.
Oleum Hicini.
Oleum Sinapis.
Opium.
Radix Althaeae.
Radix Gentianae.
Radix Ipecacuanhae.
Radix Liquiritiae.
Radix Rhei.
Radix Sarsaparillae.
Radix Senegae.
Radix Valeriana«.
Rhizoma Calami.
Rhizoma Filicis.
Saccharum et Saccharum Lactis.
Seeale cornutum.
Semen Lini.
Seinen Sinapis.
Semen Strychni.
Tubera Jalapae.
Tubera Salep.

Thermometer.
Barometer.
Wagen.
Spezifiscbes Gewicht.
Freier Fall des Körpers.
Elektrizität.
Magnetismus.
Wärme.

IN. Physik.
Adhäsion, Kohäsion.
Mikroskop.
Dampf masebine.
Luftpumpe,
Aggregatzustände Her Körper.
Polarisation.
Apparate zur Maß-Analyse.
Telephon und Telegraph.

IV. Galen ische

Aqua Calcariae.
Aqua Cinnamomi.
Aqua Foeniculi.
Aqua Menthae piperitae.
Cuprum aluminatum.
Electuarium e Senna.
Elixir e Succo Liquiritiae.
Emplastrum Cantharidum ordina-

rium.
Emplastrum Cantharidum perpe-

tuuni.
Emplastrum fuscum camphoratum.
Emplastnim II ydrargyri.
Emplastrum Lithargyri.
Emplastrum Lithargyri compositum,

Zubereil u tige a.
Emplastrum saponatum.
Infusum Sennae oompositun
Liqor Ammonii anisatus.
Sirupus Althaeae.
Sirupus Amygdalarum.
Spiritus saponatus.
Tinctura Jodi,
Tinctura Rhej aquosa.
Unguenl um diaehylon.
Unguent um ( Hyperini,
Unguentum Kalii jodati.
ünguentum leniens.
Unguenl nm l'araffini.
Unguentum Zinoi.
Vinum camphoratum.



Aufgaben für die Vorprüfung.

V. Pharmazeut iscK-chemische Präparate.
Acidum benzoicum.
Ammonium chloratum ferratum.
Aqua chlorata.
Aqua hydrosulfura ta.
Ferrum sulfuricum.
Hydrargyrum bijodatum.
Hydrargyrum oxydatum via humida

paratum.
Hydrargyrum praecipitatum album.

Liquor Ammonii acetioi.
Liquor Cresoli saponatus.
Liquor Ferri jodati.
Liquor Kalii acetioi.
Liquor Kalii arsenicosi.
Liquor Kaliii earbonici.
Liquor Plumbi subacetici.
Mixtum sulfurica acida.
Sapo kalinus.

VI. Chemische
Acetaniliduin.
Acidum aceticum.
Acidum benzoicum.
Acidum boricuxn.
Acidum carbolicum.
Acidum citricum.
Acidum hydrochloricum.
Acidum nitricum.
Acidum phosphoricum.
Acidum salicylicum.
Acidum sulfuricum.
Acidum tannicum.
Acidum tartaricum.
Act her,
Aether aceticus.
Ammonium bromal um.
Ammonium chloral um.
Aqua Amygdalarum amararum
Aqua chlorata.
Balsamum Copaivae.
Balsamum peruvianum.
Bismutum subgallicum.
Bismutum subnitricum.
Bismutum subsalicylicum.
Bromoformium.
Calcaria chlorata.
Calciuni phosphoricum.
ChiiuMum ferro-citricum.
Chininum tannicum.
Chloralum formamidatum.
Choramm hydratum.
< 'hloroformium.
Coca'inuin hydrochloricum.
Codeinum phosphoricum.
Ferrum lacticum.
Ferrum pulveratum.

Präparate zur Prüfung.
Ferrum reductum.
Glycerinum.
Hydrargyrum bijodatum.
Hydrargyru chloratum.
Hydrargyrum oxydatum.
Hydrargyrum praecipitatum album.
Jodoformium.
Kalium bromatum.
Kalium carbonicum.
Kalium chloricum.
Kalium jodatum.
Kalium nitricum.
Kreosotum.
Liquor Ammonii caustici.
Liquor Ferri sesquichlorati.
Liquor Kalii arsenicosi.
Magnesia usta.
Magnesium carbonicum.
Morphium hydrochloricum.
Natrium bicarbonieum.
Natrium bromatum.
Natrium nitricum.
Natrium sulfuricum.
Phenacetinum.
Phenylum salicylicum.
Pyrazolomun phenyldimethylicum.
Pyrazolonum phenyldimethylicum

sali cylicum.
Stibium sulfuratum aurantiacum.
Sulfur praecipitatum.
Tartarus depuratus.
Tartarus natronatus.
Tartarus stibiatus.
Zincum oxydatum.
Zincum sulfuricum.

2fli grgäruung 5111' JßrüfungSorbnung für 9tyotbefer fmb nodj jmei frühere
83xtnbe8ratöbe,(|lüffe anjufe^en, roeldje bie ^ulaffung bon 9lpoti»efer-
gefyüfen in beutfd)eri 9l^ot^efen betreffen. Tiefe mit ben 8elanntma<f)ungett
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be§ 8ftetcMtortäierg öom 13. Januar 1883 unb Dom 12. gebruar 1902 oeröffent«
lidjten 58efc£)lüffe be§ 33unbe3rat§ bleiben jufolge SBunbe§rat§befct)luffe8Dom
5. tylai 1904 burdi bie 'SßrüfungSorbnung für 9lf)otbefer unberührt.

Sie 33efd)Iüffe lauten:

Bk. des Reichskanzlers vom 13. Januar 1883.

Der Bundesrat hat beschlossen, die Bekanntmachung, betreffend die
Prüfung der Apothekergehilfen, vom 13. November 1875 durch die nach¬
stehende Vorschrift zu ergänzen:

„Als Apothekergehilfe darf nur servieren, wer den maßgebenden
Vorschriften über die Prüfung der Apothekergehilfen durchweg ge¬
nügt hat."

Bk. des Reichskanzlers vom 12. Februar 1902.

Der Bundesrat hat beschlossen, die Bekanntmachung vom 13. .Januar
1883 durch folgende Vorschrift zu ergänzen:

„Der Reichskanzler wird ermächtigt, in Übereinstimmung mit der
zuständigen Landeszentralbehörde in besonderen Fällen Personen,
welche die Prüfung der Apothekergehilfen im Lnlande nicht abge¬
legt haben, mit Rücksicht auf eine im Auslande abgelegte gleich¬
artige Prüfung ausnahmsweise in einer deutschen Apotheke als
Apothekergehilfe zuzulassen."

IV. Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb
der Apotheken.

iiuipgebenb für i>cn Umfang beS aufjettjalb bor 9tpotr)e!en jugelajfenert
Strjneibanbefö finb bie auf ©rurtb Don § 6 3(bf. 2 bei ©ero.D. ergangene ftaifer«
liebe Serorbramg betreffenb ben Serlebr mit 9lrjnetmittetn unb boren Gütgän«
jungen 1). 2>ie bie^bejüglidien SSerorbnungen lauten: •

!) 3ubereitungen unb Stoffe, welche nicht unter btefe SBerorbnungen falten, finb
barmt, fofern fie nicht j« ben ©tften geboren" unb mit 3lu8nah,me bon Süjjftoff,
betn freien SJerlehr ttoerlaffen. ^ottjeiberorbnungen, metdje noch toettergehenbeäße«
jcfjräntnna,en ober SBcrbote be*5 getfhattenä unb SertcrufenS bon Strjneimittetn nuftcvlinlb
ber Stbotbelen feftfefcen, finb ungültig ($.©. 16. 3uni 1898, .ft.0.91. II, 3. 239 unb 27t;;
4. SOcat 1899, ft.W.M. III, 6. 378: IG. £e;,ember 1901, M.MAH. IV, S. 600; 25. September
1905, $f).3tg. 1905, 3<r. 78).

©otueit bie freigegebenen Zubereitungen unb Stoffe aber ,yi ben ©iften gehören,
bürfen fie außerhalb ber ätbothelen nur bon fonjeffionierten Wifthtinbleru unb nur unter
ben in ber ©iftberorbnung angegebenen SBebingungen feüger)aiten unb herlauft roerben
(S.05. 11. Xcgcmbcr 1899,' ff.®.9l III, Z. 397. Näheres b/ieruber in Teil XVII). Xer
umfang beä jugetaffenen ®tftt)artbel8 ift im übrigen nicht atigemein feftgetegt, fonbern
rictjtet jirf) btetmefrt banaef), für welche ©tfte im (Jmjelfafle bie beljürbltche ©enebmigung
nacfigeiucht bjro. erteilt worben ift. ©ifte, melche im SBerjetcbniS I* ber SSerorbnung
bom 22. Dftpber 1901 angefügt finb, bleiben natürlich unter alten Umftänben bom SHetn«
hanbel außerhalb berätbotbefen au§gefd)Ioffen (&®. 10. 3Rai 1900, St.MA'l. in, 3.379).

Sas Seithalten unb ber SBerfauf nun Sttfjftofj ift burd) ba8 Süßftoffgefe)} bom
7. 3ulil902 (f. Seit XI) nnfierhnlb ber «pothefen überhaupt berboten. GJbenfo barf
ber 3tfifcr)enbanbelmit fufsfroffhaltigen 9lahrurtgS< unb ©enufjtnittetn nur burd) bie
2(botfielen erfolgen.
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Verordnung, botr. den Verkehr mit Arzneimitteln. 1)
Vom 22. Oktober 1901 (R.G.B1. S. 380).

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen
usw. verordnen im Namen des Reichs auf Grund der Bestimmungen im
§ 6 Abs. 2 der Gewerbeordnung (R.G.B1. 1900 S. 871), was folgt-):

§ 1. Die in dem angeschlossenen Verzeichnisse A aufgeführten Zu¬
bereitungen dürfen, ohne Unterschied," 6b sie heilkräftige Stoffe ent¬
halten oder nicht, als Heilmittel (Mittel zur Beseitigung oder Linderung
von Krankheiten bei Menschen oder Tieren) außerhalb d er Apotheken nicht
feilgehalten oder verkauft werden.

Dieser Bestimmung unterliegen von den bezeichneten Zubereitungen,
soweit sie als Heilmittel feilgehalten oder verkauft werden,

a. kosmetische Mittel 3) (Mittel zur Reinigung. Pflege oder Fär¬
bung der Plaut, des Haares oder der Mundhöhle). Desinfektions¬
mittel und Hühneraugenmittel nur dann, wenn sie Stoffe ent¬
halten, welche in den Apotheken ohne Anweisung eines Arztes,
Zahnarztes oder Tierarztes nicht abgegeben werden dürfen 4 ), kos¬
metische Mittel außerdem auch dann, wenn sie Kreosot, Phenyl-
salicylat oder Resorciti enthalten;

b. künstliche .Mineralwässer HUT dann, wenn sie in ihrer Zu¬
sammensetzung natürlichen Mineralwässern nicht entsprechen und
zugleich Antimon, Arsen. Baryum, Chrom, Kupfer, freie Salpeter¬
säure, freie Salzsäure oder freie Schwefelsäure enthalten.

Auf Verbandstoffe (Binden, Gazen, Watten und dergleichen), auf
Zubereitungen zur Herstellung von Bädern, sowie auf Seifen
zum äußerlichen Gebrauche findet die Kestimmung im Abs. 1 nicht
Anwendung.

§ 2. Die in dein angeschlossenen Verzeichnisse B aufgeführten
Stoffe dürfen außerhalb der Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft
Werden.

§ :!. Der Großhandel unterliegt den vorstehenden Bestimmungen
nicht. Gleiches gilt für den Verkauf der im Verzeichnisse B aufgeführten
Stoffe an Apotheken oder an solche öffentliche Anstalten, welche
üntersuchungs- oder Lehrzwecken dienen und nicht gleichzeitig Heil¬
anstalten sind.

§ 4. Der Reichskanzler ist ermächtigt, weitere, im einzelnen bestimmt
zu bezeichnende Zubereitungen, Stoffe und Gegenstände von dem Feil-
halten und Verkaufen außerhalb der Apothekern auszuschließen 6).

§ 5. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April 1902 in
Kraft. Mit demselben Zeitpunkte treten die Verordnungen, betreffend den

>) ffitn auSfüfytlidjet Kommentar ;,n bei ißerorbnung tft erfdjienen unter bem litcl:
Itc reidjägefefcttdjen ©efttmmungen llbei beti ©erlebt mit Strsnetmittelnaujjetfjalb ber
äöoirjefen. Unter SSenufcung ber ©ntfcfjeibungen ber beutjfdE»en ®ericr)t3r>ßfe erläutert
bon Dr. ,s>. SBöttger, SRebafteur ber Sßrjarmaäeutifdjen 3dtm%. SBierte üerme^rte v)luf«
tage. S3erlin 1902. Sgerlag tum guliuS Springer.

~) Übertretungen ber Sßerorbnung roerben nadj § 367, 3 §tr.©.23. beftraft (jtelje
Seit VIII).

») Mievba tft autf) § 3 be8 ®efe$e3 betr. bie ißerroenbung gefunbrjettSfdjäb.
lieber garben bei ber fterfteflung öon SJcatjrunggmitteln, ©enu^mitteln unb ©ebtaucb>
gegenftänben Dom 5. guli 1887 (f. £eil XI) ju berttd|icr)ttgen.

•') 2. Jotl XV.
5) SBon biefer ©rmädjtigung tiett ber [Reidjäfanjler in ber ^erorbnung öom

1. Dftober 1903 ©ebraudj gematf)t (f. 2. 44).
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Verkehr mit Arzneimitteln, vom 27. Januar 1890, 31. Dezember ISÜ4.
25. November 189.-) und !!). August 1897 (R.G.B1. 1890 S. 9, 1895 S. I und
455, 1897 S. 707) außer Kraft.

Gegeben Neues Palais, Potsdam, den 22. Oktober 1901.
Wilhelm.

Graf von Posadowsky.

Verzeichnis A. 1)
1. Al> koch u nge n und A u E-

güsse (decocta et infusa);
2. Ätzstifte (styli caustici);
3. Auszüge in fester oder

flüssigei- Ferm (extracta et tinc-
turae), ausgenommen:

Arnicatinktur,
Baldriantinktur, mich ätherische,
Benediktineressenz,
I icnzoetinktur,
Bischofessenz,
Eichelkaffeeextrakt,
Fichtennade lex trakt.
Fleischextrakt.
Himbeeressig,
Kaffeeextrakt,
Lakritzen (Süßholzsaft), auch mil

Anis.
Malzextrakt, auch mit Bisen,

Lebertran oder Kalk.
Myrrhen tin ktur,
Nelkentinktur,
Teeextrakt von Blättern des Tee¬

strauches,
Vanillentinktur,
Waehholderextrakt;

4. Gemenge, trockene von
Salzen, oder zerkleinerten Substan
zen, oder von beiden untereinander,
auch wenn die zur Vermengung be¬
stimmten einzelnen Bestandteile ge¬
sondert verpackt sind (pulveres,
salia et species mixta), sowie Ver-
reibungen jeder Art (triturationes),
ausgenommen:

Brausepulver aus Natriumbikar¬
bonat und Weinsäure, auch mit
Zucker oder ätherischen Ölen
gemischt.

Eichelkakao, auch mit Malz.
Hafermehlkakao,
Riechsalz.
Salicylstreupulver,
Salze, welche aus natürlichen

.Mineralwässern bereitet oder
den solchergestalt bereiteten
Salzen nachgebildet sind.

Schneeherger Schnupftabak mit
einem Gehalte von höchstens
.'{ Gewichtsteilen Nießwurzel in
Ion Teilen des Schnupftabaks;
5. Gemische, flüssige und

Lös u nge n (mixturae et solutiones)
einschließlich gemischte Balsame,
Honigpräparate und Syiupe. aus¬
genommen:

Ätherweingeis! (1 Infi mannst rup¬
fen),

Ameisenspiritus,
Aromatischer Essig,
Bleiwasser, mit einem Gehalte von

höchstens zwei Gewichtsteilen
Bleiessig in 100 Teilen der Mi¬
schung.

Kukalvpt uswasser.
Fenchelhonig,
Fichtennadelspiritus (Waldwollex¬

trakt),
Franzbranntwein mil Kochsalz,
Kalkwasser, auch mit Leinöl,
Kampferspiril u^.
Kar.....litergeist,
Lebertran mit ätherischen Ölen,
Mischungen von Ätherweingeist,

Kampferspiritus. Scifenspiri! US
Salmiakgeist und Spanischpfef-
fertinktur, oder von einzelnen
dieser fünf Flüssigkeiten unter-

*) Xen gletdjen SBefrimtnungen wie bie im SBerjeic&ttrl \ angegebenen Qu-
beteitungen unterließen taut ÜJetorbnung be-s SRetdi§fanjter8 öom 1. Oltober L903
(f. ©. 14) bie bret pbatmajeutififien Speäialitäten: ahm;' (EufaltiptuStnittel,
^ometiana unb aBeibemannS ruffifdfjet ffinßteric&tee.
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einander zum Gebrauche für
Tiere, sofern die einzelnen Be¬
standteile der Mischungen auf
den Gefäßen, in denen die Ab¬
gabe erfolgt, angebel>en werden,

Obstsäfte mit Zucker. Kssig oder
Fruchtsäuren eingekocht,

Pepsinwein,
Rosenhonig, auch mit Borax,
Seifenspiril us,
weißer Syrup;

0. Kapseln, gefüllte, von Leim
(Gelatine) oder Stärkemehl (cap-
sulae gelatinosae et amylaeeae re-
pletae), ausgenommen solche Kap¬
seln, welche

Brausepulver der unter Nr. 4 an¬
gegebenen Art.

Copaivabalsam,
Lebertran,
Natriumbikarbonat,
Ricinusöl oder
Weinsäure

enthalten ;
7. Latwergen (electuaria);
8. Linimente (Linimente),

ausgenommen flüchtiges Lini¬
ment;

9. Pastillen (auch Plätzchen
und Zeltchen), Tabletten. Pillen
und Körner (pastilli-rotulae et tro-
chisci-, tabulettae, pilulaeet granula).
ausgenommen:

aus natürlichen Mineralwässern
oder aus künstlichen Mineral
quellsalzon bereitete Pastillen.

einfache Molkenpastillen,

Salmiakpastillen, auch mit Lak¬
ritzen und Geschmackzusätzen,
welche nicht zu den Stoffen des
Verzeichnisses I! gehören,

Tabletten aus Saccharin 1) Na¬
triumbikarbonat oder Brause¬
pulver, auch mit Geschmack¬
zusätzen, welche nicht zu den
Stoffen des Verzeichnisses B
gehören ;
10. Pflaster und Salben em-

plastra et unguenta), ausgenom¬
men:

Bleisalbe zum (rebrauche für Tiere,
Borsalbe zum (rebrauche für Tiere.
Cold-Cream, auch mit Glyzerin,

Lanolin oder Vaselin,
Pechpflaster, dessen Masse lediglich

aus Pech. Wachs. Terpentin und
Fett oder einzelnen dieser Stoffe .
besteht.

englisches Pflaster.
I let't pf laster.
Hufkitt,
Lippenpomade,
Pappelpomade,
Salicyltalg,
Senfleinen,
Senfpapier,
Terpentinsalbe

für Tiere.
Zinksalbe

Tiere;
11. Suppositorien (supposi-

toria) in jeder Form (Kugeln, Stäb¬
chen. Zäpfchen oder dgl., sowie
Wundstäbchen (cereoli).

zum Gebrauche

zum Gebrauche für

Pfel'l'enninzp lätzchen.

\T Verzeichnis 1$.
Bei den mit * versehenen Stoffen sind auch die Abkömmlinge
der bei reffenden Stoffe sowie die Salze der Stoffe ui\ii ihrer Ab¬

kömmlinge inbegriffen.
*Acetariilidum.
Acida chloracetica.
Acidum benzolcum e resina Subli¬

mat um.
Acidum camphoricum.
Acidum cal hartinicum.
Acidum cinnamylicum.

Acidum ehrysophanici im.
Acidum hydrobromicuin.
Acidum hydrocyanicum.

♦Acidum laeticum.
*Acidum osmicum.
Acidum sclerotinicum.

♦Acidum sozojodolicum.

1) Sic gretgabe bet Sacdjarintabletteti ift butdj ba3
1902 (f. £eil XI) aufgehoben.

Süfjftoffgefeg oom 7. guli
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Acidum succinicum.
♦Acidum sulfocarbolicum.
*Acidum valerianicum.
*Aconitinum.
Actolum.
Adonidinum.
Aether bromatus.
Aether chloratus.
Aether jodatus.
Aethyleni praeparata.
Aethylidenum biehloratum.
Agaricinum.
Airolum.
Aluminium aeetico tartaricum.
Ammonium chloratum ferratuni.
Amylenum hydratum.
Amylium nitrosum.
Anthrarobinum.

♦Apomorphinum.
Aqua Amygdalarum amararum.
Aqua Lauro-cerasi.
Aqua Opii.
Aqua v\ilneraria spirituoea,

♦Arecolinum.
Argentaminurn.
Argentoluin.
Argoninum.
Aristolum.
Arsenium jodatum.

*Atropinum.
Betolum.
Bismutum bromatum.
Bismutum oxyjodatum.
Bisrnutum subgallicum (Dermato-

lum).
Bismutum subsalicylicum.
Bismutum taimicum.
ßlatta orientalis.
Bromalum hydratum.
Brornof ormium.

♦Brueinum.
Bulbus Scillae siccatus.
Butylchloralum hydratum.
Camphora monobromata.
Cannabinonum.
Cannabinum tannicum.
Cantharides.
Cantharidinuiu.
Cardoliiiii.
Castoreum eanadense.
Castoreum sibiricum.
Cerium oxalieum.

*( Ihinidinum.

♦Chininum.
Chinoidinum.
Chloratum formam idatum.
Chloralum hydratum.
('hlorol'ormium.
(Ihrysarobinum.

♦Cinchonidinum.
Cinchoninum.

•Cocainum.
♦Coffeinum.
Colchicinum.

♦Coniinum.
Convallamarin um.
Convallarinum.
Cortex Chinae.
Cortex Condurango.
Cortex Granati.
Cortex Mezerei.
Cotoinum.
('ubebae.
(luprum ahiminatum.
Cuprum salicylicum.
Curare.

♦Curarinum.
1»elphininum.

*Digitalinum.
♦Digitoxinum.
*l tuboisinum.
*Einetinum.
♦Eucainum.

Euphorbium.
Europhenum.
Fei taui-i depuratum siccum.
Ferratinum.
Ferrum arsenicicum.
Ferrum arsenicosum.
Ferrum earbonieum saccharatum.
Ferrum eitricum ammoniatum.
Ferrum jodatum saccharatum.
Ferrum oxydatum dialysatum.
Ferrum oxydatum saccharatum.
Ferrum peptonatum.
Ferrum reductum.
Ferrum Bulfurioum oxydatum am¬

moniatum.
Ferrum sulfuricum siccum.
Mores Cinae. ,, ,
Flores K11
Folia Belladonnae.
Folia Bucco.
Folia Cocae.
Folia Digitalis,
Folia Jaborandi.
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Folia Rhois toxicodendri.
JFoKa^ Stramo n ii.
Fructus Papaveris immatirri.
Fungus laricis.
Galbanum.

*Guajacolum.
Hamamelis virginica.
Haemalbuminum.
Herba Aconit i.
Herba Adonidis.
Herba Cannabis indicae.
Herba Cicutae virosae.
Herba Conii.
Herba Gratiolae.
Herba Hyoseyami.
Herba Lobehae.
*Homatropinum.
Hydrargyriu 11 aceticum.
Hydrargynim bijodatum.
Hydrargyrui n bromatum.
Hydrargynim ehlorstum.
Hydrargyrum cyanatum.
Hydrargynim formamidati 1111.
Hydrargyi'iim jodatum.
Hydrargyrum oleinicum.
Hydrargyrum oxydatum viahumida

parat um.
Hydrargyrum peptonatum.
Hydrargyrum praecipitatum album.
Hydrargyrum salicylicum.
Hydrargyrum fcannicum oxydula-

tum.
*Hydrastininum.
*Hyosoyaminum.

Itidlimi.
Jodoformium.
Jodolum.
Kairinum.
Kairolinum.
Kalium jodatum.
Kamala.
Kosinum.
Kreosot um (e iigno paratum).
Lactopheninum.
Laetucarium.
Larginum.
Lithium benzolcum.
Lithium salicylicum.
Losophanum.
Magnesium citricum effervescens.
Magnesium salicylicum.
Manna.
Methylenum bichloratum.

Methylsulfonalum (Trionalum).
Muscarinum.
Natrium aethylatum.
Natrium benzolcum.
Natrium jodatum.
Natrium pyrophosphoricum ferra-

t um.
Natrium salicylicum.
Natrium santoninicum.
Natrium tannicum.

*Nosoplienum.
Oleum Chamomillae aethereum.
Oleum Crotonis.
Oleum Cubebarum.
Oleum Matico.
Oleum Sabinae.
Oleum Santali.
Oleum Sinap ia.
Oleum Valerianae.
Opium, ejus alcaloida eorumque

salia et derivata eorumque salia.
(Codeinum, Heroi'num, Morphi-
num, Narceiinum. Narcotinum,
Peroninum, Thebai'mim, et alia).

*Orexinum.
♦Orthoformium.

Paracotoi'num.
Paraldehydum.
Pasta Guarana.

•Pelletierinum.
*l'henaeetinum.
* Phenooollum.
*l'lieuyium salicylicum [Salolum).
♦Physostigminum (Eaerinum).
Picrotoxinum.

*Pilocarpinum.
* Piperazinum.

Plumbum jodatum,
riunibum tannicum.
Podophyllinum.
Praeparata organot herapeutica.
Propylaminum.
Protargolum.

♦Pyrazolonum phenj Idimethylicum
(Antdpyrinum).

Radix Belladonnae.
Radix Colombo.
Radix Tpecacuanliae.
Radix Gelsemii.
Radix EJhej.
Radix Sarsaparillae.
Radix Senegae.
Resina Jalapae.
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Resina Scammoniae.
Resorcinum purum.
Rhizoma Filiois.
Rhizoma Hydrastis,
Rhizoma Veratri.
Salia glycerophosphorica.
Salophenum.
Santoninum.

*Scopolaminum.
Secalo cornutum.
Semen Calabar.
Semen Colchici.
Semen Hyoscyami.
Semen St. [gnatii.
Semen Stramonii.
Semen Strophanthi.
Semen Strychni.
Sera therapeutica, liquida et sicca,

et eorum praeparata ad usum
humanuni.

*Sparteiinum.
Stipitea Dulcamarae.

♦Strychninum.
*Sulfonalum.

Sulfur jodatum.
Summitates Sabinae.
Tannalbinum.

Tannigenum.
Tannoformium.
Tartarus stibiatus.
Terpinum hydratum.
Tetronalum.

♦Thallinum.
♦Theobrominum.
Thioformium.

*Tropacocai'nun i.
Tubera Aconiti.
Tubera Jalapae.
Tuberculinum.
Tuberculocidinum.

♦Urethanum.
*] [£QJ rnpinuin.
Vasogenum et ejus praeparata.

♦Veratrinum.
Xeroformium.

*Yohiml>inuiii.
Zincum aceticum.
Zineuin chloratum purum.
Zincum cyanatum.
Zincum permanganicum.
Zineuin salicylicum.
Zineuin sulfoiehthvnlieuin.
Zineuin sulfuricum purum.

|{< U;iiiiiiiii.»eiiini-. betr. den Verkehr mit Arzneimitteln.
Vom I. Oktober 1903 (B.G.B1. S. 281).

Auf Grund des § 1 der Kaiserl. Verordnung, betreffend den Verkehr
mit Arzneimitteln, vom 22. Oktober 1901 (K.G.B1. S. 380) wird bestimmt:

Eukalyptus mitte] Heß' (Eukalyptol und Eukalyptusöl Heß'),
Homeriana (aucli Brusttee Homeriana, russischer Knöterich, Poly-

gonum aviculare) 1) und
Knöterichtee, russischer. Weidemanns (auch russischer Knö-

terich- oder Brusttee Weidemanns) 1 )
werden vom L.Januar 1904 ab von dem Peilhalten und Verkaufen außer¬
halb der Apotheken unbeschadet der Bestimmung im $ :i der Ix 'zeichneten

') Übet beu SSerleht mit st iiütovid) erging ttocfefte'hettbe erläuternbe SSefannt»
tnadjung beS preujjifdjen äKebiginalminifterä botti 8. SRärj 1905:

Die Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers, bei reffend den Verkehr mit
Arzneimitteln, vom I. Oktober 1903, hat mehrfach die Auslegung erhalten, daß Vbgel-
knöterich, oder wenigstens russischer Knöterich in jeder Form, mm Großhandel ab¬
gesehen, unter allen l'insländen als Heilmittel nur in Apotheken feilgehalten "der ver¬
kauft werden dürfe. Diese Auslegung ist nicht zutreffend und entsprich! nicht der
gesetzlichen Absicht . . .

Der Vorschrift <]i-y Bekanntmachung vom I. Oktober 1903 unterliegen nicht Knöte¬
rich oder Knöterichtee schlechthin, sondern nur die als ..Homeriana" oder als „Weide¬
manns russischer Knöterichtee" in den Handel kommenden Waren, diese allerdings
auch dann, wenn sie unter den in der Bekanntmachung aufgeführten anderen Bezeich¬
nungen vertrieben »erden.
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Verordnung mit der Wirkung ausgeschlossen, daß auf sie die Bestimmung
des § 1 Abs. 1 der Verordnung Anwendung findet.

Berlin, den 1. Oktober 1903.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

(traf von Posadows k v.

©er burd) borfteljenbe SBerorbmmgen freigegebene SlQnriberfeljr fpielt
firh in ben Srogenbanblungen ab, betten fiel) atl befpnbere Sfljart noch bie
[«genannten i&rogenfcfcränfe beigefeilt Iiabcn. Tiefe ©efeftäfte unterliegen
in ^reufjen einer boppelten Sefttfjtigung, einmal uftb ;,ir>nr alljäljrficr) burd)
Sontmtffare ber DrtgbolüeibefciSrbe, unb jtoeitenS in bet Siegel alle brei Safere
burd) bie ftoatfichen Sl^ot^elenreöiftonälontmiffionen; Tie roefentfidjften hierüber
foroie über ben Sßettieb ber 3)rogenljanbIungen beftetjenben Sorfd&riften finb
folgenbe 1):

llin-.llrl.. betr. <»ruudxiijrc Über die Regelung dos Verkehrs
mit \i /iieiniiiieln ;*■■ liei Im11> der Apotheken und die Re-

aufsirhtigiing desselben. Vom 22. Dezember 1902.
Um die in den einzelnen Landesteilen bestehenden Bestimmungen über

Einrichtung ui\t\ Betrieb der Drogen-, Material-, Farben- und ähnlicher
Handlungen einheitlich zu gestalten, habe ich den Erlaß über die Besich¬
tigung solcher Handlungen vom 1. Februar 1894 nach Anhörung von Ver¬
tretern des Apotheker- und des Drogistenstandes einer Umarbeitung unter¬
worfen. Dabei sind die auf den gemeinschaftlichen Erlaß vom 10. Februar
1900 erstatteten Berichte in der Weise verwerte! worden, daß die von der
Mehrzahl der Berichterstatter befürworteten Vorschläge tunlichste Berück¬
sichtigung gefunden haben.

Im Einverständnis mil den Herren .Ministern des Innern und für Handel
und Gewerbe lasse ich Ew, I loeh wohlgeboren die beifolgenden Grundzüge
über die Regelung des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken
mit dem ergebensten Ersuchen zugehen, auf Grund derselben in dem dort¬
sei t igen Bezirke, soweit es noch nicht geschehen sein sollte, eine entsprechende
Polizeiverordnnng zu erlassen bzw. bestehende Verordnungen entsprechend
abzuändern (vgl. § :!(i7 Xr. 5 des Reichsstrafgesetzbuchs) 2 ).

Für die Ausführung der Aufsicht über die genannten Verkaufsstellen
füge ich folgende Anweisung hinzu:

1. Verkaufsstellen, an welchen Arzneimittel, Gifte oder giftige
Farben feilgehalten werden, sind nebst den zugehörigen Vorrats- und
Arbeitsräumen sowie dem Geschäftszimmer des Inhabers der Handlung in
der Kegel alljährlich einmal unvermutet zu besichtigen.

2. Die Besichtigung erfolgt durch die Ortspolizeibehörde unter
Mitwirkung eines approbierten Apothekers und, soweit tunlich, unter
Zuziehung des zuständigen Kreisarztes, der in diesem Falle die Besich-

!) Seine etfdjöpfenbe Darlegung bet 9ted)t3Bett)äItniffe übet ben SSettieb unb bie
Übetroachung Per jJttogenhanbtungenm Sßteujjen tft unter Slnführung bex einjelnen
barübet ergangenen SßotijeiBetotbnungen gegeben in: SöetriebSborfa^riften füt Troani
unb ©iftbanblungen in SJkeufjen. 8 um ®ebtaud)e füt ®eroetbetteibenbe unb SBehötben
beatbeitel Bon ii;. Utban, SRebalteut an bet Sßhatmajeutifcben ;}eituiui. Sßetfin 1906,
SSetlag tum guHuS Springet.

-) Detattige SSetotbnungen finb in allen oteufjifcfien SRegietungSbejitfen mil -.Hu»
nähme oon Signtatingen etlaffen rootben. Sie jeigen ietunit im einseinen mehrfache
2tbroeicr)ungen Bon ben Born SJctniftet angegebenen ®tunbjügen;.
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tigung leitet. In seinem Wohnorte leitet der Kreisarzt stets die Besich¬
tigung. Ein Apotheker darf an dem Orte, in welchem er eine Apotheke
besitzt, an der Besichtigung nur teilnehmen, wenn der Ort über 20 000 Seelen
zählt; auch in solchen Orten ist von der Mitwirkung eines dort geschäft¬
lich angesessenen Apothekers in den Fällen abzusehen, in denen die zu
besichtigende Handlung als Konkurrenzgeschäft für dessen Apotheke zu
betrachten ist 1 ).

3. Bevollmächtigten der höheren Medizinalbehörden stellt außer¬
dem die Besichtigung der Verkaufsstellen jederzeit frei.

4. Über die Besichtigung ist unter Zuziehung des Geschäftsinhabers
oder seines Beauftragten an Ort und Stelle eine Niederschrift aufzu¬
nehmen, von welcher dem Geschäftsinhaber auf Antrag kostenpflichtig Ab¬
schrift zu erteilen ist.

5. Über den Besichtigungsplan hat sich die Polizeibehörde mit
dem Kreisarzte rechtzeitig vertraulich zu verständigen. Die Entscheidung
darüber, ob den zur Tragung einer Uniform verpflichteten Polizeibe¬
amten für die Mitwirkung bei der Besichtigung die Anlegung von Zivil¬
kleidern aufzuerlegen oder zu gestatten ist, wird Ew. Hochwohlgeboren
Ermessen überlassen. Die Polizeibehörde wird zweckmäßig durch Hilfs¬
beamte der Staatsanwaltschaft vertreten werden, um erforderlichenfalls
sofort Beschlagnahmen ausführen zu können.

6. Bei der Besichtigung ist festzustellen:
a. Ob der Betrieb nur in den der Polizeibehörde angezeigten Räumen

stattfindet. Die Durchsuchung anderer Räume darf nur unter Be¬
obachtung der Vorschriften der §§ 102 und flg. der Reichsstraf-
prozeßordnung*) erfolgen,

b. Ob die Bestimmungen der Kaiserlichen Verordnung, betreffend den
Verkehr mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 1901 — R.G.BI.
S. 380 — innegehalten sind, insbesondere, ob etwa in den Neben¬
räumen namentlich der Drogenhand Im igen Arzneien auf ärztliche
Verordnungen angefertigt werden.

c. Ob die Aufbewahrung der Gifte und der Verkehr mit denselben
den Vorschriften der Polizei Verordnungen über den Handel mit
Giften vom 24. August 1895 und vom 16. Oktober 1901 3) ent¬
sprechen. Auch die Konzession zum Gifthandel ist einzusehen und
das Giftbuch nebst Giftscheinen auf ordnungsmäßige Führung zu
prüfen.

d. Die Besichtigung hat sich ferner auf die Aufstellung und Aufbe¬
wahrung sämtlicher Arzneimittel, der indirekten Gifte und der

!) ©ine örtläutetung btefet SSeftimmung, tue in bet früheren 3fteDtftoniantt>eifung
ben gleiten SSortlaut hatte, würbe in nachftehenber Verfügung bet SDHnijter beä gnnern
unb 'für SUtebtäiuntaiigelcgeiujetten öont 16. Dftober 1894 gegeben:

Auf die Berichte vom . . . betreffend die Besichtigung von Drogenhandlungen,
erwidern wir ergeben st, daß kein Apotheker dazu angehalten werden kann, bei solchen
Besichtigungen mitzuwirken; dagegen daß ein approbiertet Apotheker, «elcher nicht
Besitzer ei ner A potheke ist, zu der Besichtigung zugezogen wird, haben wir nichts
zu erinnern. Auch sind vrir damit einverstanden, daß der Kreisarzt in den Fällen,
in welchen die approbierten Apotheker der Nachbarorte eine Teilnahme an der Be¬
sichtigung ablehnen, befugt ist, dieselbe mit dem l'olizeiveiwaltcr oder dessen Vertreter
allem vorzunehmen. Die Zuziehung von entfernter wohnenden Apothekern hat zur
Vermeidung von Kosten zu unterbleiben. Daß der Polizeiverwalter sich durch einen
Sekretär oder Sergeanten vertreten läßt, erscheint unbedenklich.

2) ®tefe Sorfdjrtftert ftnb In Jett vui aboebtudt.
;>) >tu öerorbnung ootn 22. gebruett 1906 (f. Seil xvil).
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giftigen Farben und Trennung der arzneilichen Stoffe von den
Xahrungs- und Genußmitteln zu erstrecken.

e. Auch ist festzustellen, ob die vorgeschriebenen Sondergeräte für
die Gifte und differenten Mittel (Wagen, Löffel, Mörser) vorrätig,
gehörig bezeichnet und sauber gehalten sind.

Präzisierte Wagen und Gewichte, sowie besondere Wagen für unschäd¬
liche Arzneimittel sind nicht erforderlich.

Die Vorschriften der Polizeiverordnungen über den Handel mit Giften
vom 24. August 1895 und 16. Oktober 1901 *) bleiben für die Bezeichnung
der Gefäße sowie auch im übrigen unberührt.

7. Bei der Beurteilung der Güte der Waren in denjenigen Handlungen,
in welchen Arzneistoffe feilgehalten werden, sind nicht so strenge Anforde¬
rungen zu stellen, wie an die Beschaffenheit der Arzneistoffe in Apotheken.

8. Vorschriftswid rige Waren sind mit zu Protokoll gegebener
Zustimmung des Geschäftsinhabers oder seines Vertreters zu vernichten;
falls die Zustimmung versagt wird, sind sie in geeigneter Weise. ■/.. B. durch
amtliche Versiegelung, bis zur richterlichen Entscheidung aus dem Ver¬
kehr zu ziehen.

In dem Strafverfahren ist für den Fall der Verurteilung die Einziehung
der vorschriftswidrigen Ware nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen
zu beantragen.

Für die Beseitigung kleiner, offenbar auf Unwissenheit oder Irrtum
beruhender Mängel, geringer Mitordnung und Unsauberkeit in den Ver¬
kaufs- und Nebenräumen hat die Polizeibehörde unter Hinweis auf den
Befund der- Besichtigung Sorge zu tragen. Gröbere Verstöße, erhebliche
Unordnung und Unsauberkeit sind ernstlich zu rügen und im Wieder¬
holungsfalle zur Bestrafung zu bringen.

Wegen der Übertretung der Vorschriften der Kaiserlichen Verord¬
nung vom 22. Oktober 1901 und i\rv Polizeiverordnungen, betreffend
den Verkehr mit Giften vom 24. August 1895 und 16. Oktober 1901 1) hat
die Polizeiverwaltung auf Grund des Gesetzes vom 2.'!. April 1883 in Ver¬
bindung mit der Ausführungsanweisung vom 8. Juni desselben .Jahres die
Strafe festzusetzen, wenn nicht nach Beschaffenheit der Umstände eine die
Zuständigkeit der Ortspolizei überschreitende Strafe angemessen erscheint,
in welchem Falle die gerichtliche Verfolgung durch den Amtsanwalt zu
veranlassen ist. Mit besonderer Strenge sind Källe der Anfertigung von
Arzneien zu verfolgen; auch ist gegebenenfalls auf Grund des § 35 Abs. 4
der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich (in der Passung der Bekannt¬
machung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1900) zu verfahren.

9. Der Kreisarzt hat eine Zusammenstellung der unter seiner Leitung
stattgehabten Besichtigungen in Gemäßheit der Vorschrift des § 55 der
Dienstanweisung für die Kreisarzte vom 23. März 1901 Ew. Hochwohl-
geboren mit dem Jahresberichte einzureichen.

Gelegentlich der Apothekenbesichtigungen haben die Bevoll¬
mächtigten auch die hier gedachten Verkaufsstellen einer Besichtigung
nach vorstehenden Grundsätzen zu unterwerfen und die darüber auf¬
genommenen Verhandlungen Ihnen einzureichen-).

i) Sefci äSetotbnung öotn 22. gebtuat 1906 (f. Eeil XVII).
2) gn öbemnftimmung htettnil fagl bie 2tnroeifung flu bie amtlidje S8e-

ftdjttgung bot apotbeleti bom 18. Jebrucrc 1902 (f. Seil .will) in:
§' 27.' Soweit möglich, haben die Bevollmächtigten auch Drogenhandlungen,

welche an demselben Orte sich befinden wie die besichtigten Apotheken, nach den
darüber bestehenden Vorschriften zu besichtigen.
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10. Die durch die Besichtigung der Verkaufsstellen usw. entstellenden
Avisgaben sind als Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung zu betrachten
und fallen denjenigen zur Last, welche diese Kosten nach dem bestehen¬
den Rechte zu tragen haben.

11. Auf Geschäfte, welche ausschließlich Großhandel betreiben,
finden die vorstehenden Vorschriften keine Anwendung.

Berlin, den 22. Dezember 1902.
Der .Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

Studt.

Grundzüge über die Regelung des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb
der Apotheken.

1. Wer den Verkauf von Arzneimitteln außerhalb der Apotheken be¬
treiben will, hat in Zukunft zugleich mit der durch § 35 Abs. (i der Gewerbe¬
ordnung für das Deutsche Reich (in der Fassung der Bekanntmachung
des Reichskanzlers vom 26. Juli 1900) vorgeschriebenen Anzeige einen
Lageplan und eine genaue Angabe der Betriebsräume einschließlich
des Geschäftszimmers (Bureau. Kontor) zu den Akten der Ortspolizei¬
behörden einzureichen.

Andere als die bezeichneten Räume dürfen weder als Betriebs- noch
als Vorrats- oder Arbeitsräume benutzt werden.

Auch die Aufstellung von sogenannten Drogenschränken ist genau
anzugeben.

2. Sämtliche Räume, sowie die Behältnisse für Arzneimittel und Arznei¬
stoffe sind stets ordentlich und sauber zu halten.

3. Die Behältnisse für die nicht zu den Giften zählenden
Arzneimittel sollen mit lateinischen und in gleicher Schriftgröße aus¬
geführten deutschen Bezeichnungen, welche dem Inhalt entsprechen,
in haltbarer schwarzer Schrift auf weißem Grunde versehen sein. Bezeich¬
nungen in anderen Sprachen sind unzulässig.

Lediglich für den Gebrauch in der Tierbehandlung dem freien Verkehr
überlassene .Arzneimittel sind durch die Bezeichnung

„Tierheilmittel"
auf dem Behältnis kenntlich zu machen.

Zur Herstellung der in Absatz 1 verlangten Bezeichnungen ist für be¬
stehende Handlungen eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember 190<>. so¬
fern die derzeitigen Bezeichnungen bestehenden Polizeivorschriften ent¬
sprechen, bis zum 31. Dezember 1912 zu gewähren. Neue Einrichtungen
sind den gegenwärtigen Vorschriften sogleich zu unterwerfen.

4. Die Behältnisse sind im Verkaufsräume, wie in den Vorrats räumen
nach dem Alphabet insoweit lateinische Bezeichnungen vorgeschrieben
sind, nach dem Alphabet dieser Bezeichnungen in Gruppen geordnet
übersichtlich aufzustellen. In neuen Geschäften' und bei Verlegung be
stehender Geschäfte in neue Geschäftsräume hat die Aufstellung einreihig
zu erfolgen. Vom 1. Januar 1907 ab ist ausschließlich die einreihige Auf¬
stellung zulässig.

5. Arzneimittel, welche gleichzeitig als Nahrungs- oder Genuß¬
mittel dienen oder technische Verwendung finden, sind an der dem über¬
wiegenden Gebrauch entsprechenden Stelle einzureihen.

6. Dasselbe Arzneimittel in ganzer, zerkleinerter oder pulveri¬
sierter Ware ilaft in gesonderten Fächern desselben Kastens auch in
bezeichneten Papierbeuteln aufbewahrt weiden.
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7. Abgefaßte Arzneimittel können in verschlossenen Behältnissen
vorrätig gehalten werden. Den Besichtigungsbevollmächtigten steht das
Kecht der Probeentnahme ohne Entschädigung zu.

8. Die vorhandenen Arzneimittel müssen echt und zum Gebrauche
für Menschen und Tiere geeignet, dürfen weder verdorben, noch verun¬
reinigt sein.

9. Auf Geschäfte, welche ausschließlich Großhandel betreiben, finden
die vorstehenden Vorschriften keine Anwendung.

Vlin.-Ki-I.. betr. «lic Überwachung der Sehrsuikdrogisteii.
Vom 5. Juli 1898.

Um den wirtschaftlichen und gesundheitlichen Gefahren, welche durch
die neuerdings immer mehr aufkommenden sogenannten Schrankdro-
gisten herbeigeführt werden, wirksam zu begegnen, ersuchen wir ergebenst,
die nachgeordneten Behörden, insbesondere auch die Medizinalbeamten zur
strengsten Handhabung der folgenden Maßnahmen zu veranlassen:

Den Vorschriften über Besichtigung der Drogen-und ähnlicher
Handlungen vom 1. Februar 1894 *) unterliegen auch die Schrankdro¬
gisten; dieselben sind nach § 35 Abs. 4 und 6 der Reichsgewerbeordnung
(Novelle vom 6. August 1896) verpflichtet, den Handel mit Drogen und
chemischen Präparaten, welche zu Heilzwecken dienen, der zuständigen
Behörde anzumelden, widrigenfalls gemäß § 148 Ziffer 4 der Gewerbe¬
ordnung auf Geldstrafe bis zu 150 Mark und im Unvermögensfalle auf
Haft bis zu vier Wochen erkannt werden kann. Ergibt die Besichtigung,
daß die Handhabung des Gewerbebetriebes Leben oder Gesundheit von
Menschen gefährdet, so ist der Handel laut § 35 der Gewerbeordnung zu
untersagen. In dieser Beziehung kommt namentlich die mittelbare Ge¬
fährdung in Frage, insofern die rechtzeitige Anrufung des Arztes verzögert
oder verhindert wird. Jene Gefährdung wird nicht nur durch Schrank¬
revisionen, sondern auch durch die anderweitig bekannte Art und Weise
des Arzneiverkaufs festzustellen sein. Die Polizeibehörde wird die Bean¬
tragung der Untersagung des Handels schon dann in Erwägung zu ziehen
haben, wenn nach ihren Ermittlungen der Schrankdrogist auch bei
schweren, einen Arzt unbedingt erfordernden Krankheiten
Arzneien verkauft.

Durch eine scharfe Kontrolle der Erfüllung der Anzeigepflicht, durch
[läufige und unerwartete eingehende Besichtigungen seitens der berufenen
sachverständigen Personen, sowie durch l'ntersagimg des Gewerbebetriebes
in jedem Falle, in dem Leben oder Gesundheit von Menschen durch die
Art der Ausübung des Betriebes gefährdet werden, wird es voraussichtlich
gelingen, die Ausschreitungen der Schrankdrogisten und ihrer Lieferanten
zu verhüten.

Berlin, den 5. Juli 1898.
Der- Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten,

I. A.: Förster.
Der Minister für Handel und Gewerbe.I »er Minister des Innern.

I. A.: von Bitter. I. V.: Loh mann.

Jfteben beti borftebenb rotebergegebenen SWinifteriderlaffeti belieben noch
öielfad) befonbere 9teot|ionganroeifungeii bor 3ftegtemng§präfibenten.

') Jefri 22. £iv,euilH'v 1902 (f. 3.45).
Böttger, lpothekenges«tie. 8. Aufl.
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V. Militär-Apothekenwesen.
gu ber beutfdjen Slrmee gibt es folgenbe 2lrtett sDcititärapotl)eier:
a. SSeirn Sanbtjeer: Giniäbrig*freiroiitige StTtilitärapottjefer, ©tabäapotrjefer,

SorpSftaböapottjefer, 1. £berftab§apotf.)efer; baju bie Stpotljefer beS beurlaubten«
ftanbeS: llnterapotfjeter unb £berapotl)efer.

b. 3 n oer Marine: äJtormeftabSapot&efer, 9Jcarineoberftab*apotl)et'er,
1. WouüeruementJapotfjeier. in Jfmgtou. ©injä^rig-freitDttlige Slpottjefei unb
SJiilitämpottjeter beä 33eurfaubteiiftanbeö gibt eS in bei SWartne nid)t.

Xie einjäf)rig*freitoü(igen ä)ci(itärapotbefer unb lluterapothefer ftnb $er»
fönen be£ ©otbatenftanbeö, bie Dberapotfjefer, <Stab3= unb ftoxptftdbäapotydet
foroie bie Storiitefiabö» unb 3Rattncoberfiab8apoÜ)eIet obere 3Jttlitärbeamte, bet
Dberftabsapotbefer gimfljeamter ber SOWßtSröetlDaÜung, bor ©out>ernementJ<
apoffyefer in Sftngtau Rtmtbeamter ber ©oubetncmen&öerttoltung.

$um Xieuft afe emiä^rig-ftetttrillige SDHKtätotoot^eler tnerben nur foldje
juin einiät)rig«freirui((igeu Xieuft berechtigte junge Seute juaefoffen, tueldie be«
reite ein halbes $af)t mit ber SÖaffe gebient, baS ruilitärifd)e Xieuft,',eiignt§ (fietje
(Seite 58) unb bie Approbation aß Wpothefer erworben Ijabcu.

Xie ©eftintnuingcnüber bie sJJc'ilitcirbicuftpflid)tint allgemeinen unb ben
einjä^rig*freinuiligen Xienft im befonbereu ftnb niebergetegt in ber Xeutfcbeu
SBebrorbnung. Xie roiditigfien fünfte, bie t)ier iutereffieren, fiub folgenbe:

Deutsche WehroruiHiiij»'.
In der Fasstmg der Bk. vom '22. Juli J90I (B.Z.B1. Nr. 32).

§ 4. Wehrpflicht. 1. Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann
sich in Ausübung dieser Pflicht nicht vertreten lassen . . .

2. Diejenigen Wehrpflichtigen, welche zwar nicht zum Waffendienste,
jedoch zu sonstigen militärischen Dienstleistungen, welche ihrem bürger
liehen Berufe entsprechen, fähig sind, können zu solchen herangezogen
werden').

3. Die Wehrpflicht beginnt mit dem vollendeten 17. Lebensjahre und
dauert bis zum vollendeten 45. Lebensjahre.

§ 5. Gliederung der Wehrpflicht. 1. Die Wehrpflicht /.erfüllt
in die Dienstpflicht und die Landsturmpflicht.

2. Die Dienstpflicht ist die Pflicht zum Dienste im Heere oder in der
Marine. Während der Dauer der Wehrpflicht ist jeder Deutsche in der
Regel vom vollendeten 20. Lebensjahre bis zum 31. März desjenigen Kaien
derjahres, in welchem er das :j9. Lebensjahr vollendet, dienstpflichtig.

3. Die Pflicht zum Dienste im Heere wird eingeteilt in:
a. aktive Dienstpflicht )
I). Reservepflicht )
c. Landwehr] >flicht,
d. Ersatzreservepflicht.
6. Alle nicht zum Dienste im Heere oder in der Marine eingezogenen

Wehrpflichtigen sind landsturmpfliehtig (§ 20).
§ 6. Dienstpflicht im stehenden Heere. I. Die Dienstpflicht

im stehenden Heere umfaßt die aktive Dienstpflicht und die Reservepflicht.

Dienstpflicht im stehenden Heere.

') Xtcfc SBefrimtmmg lint für ben Xienft bet Slpotbetet feine Söebeutung, ba
jejjt aud) bie SJtiHtätapott)efet uot ihrer l)atbjäh,rtgeit Xieuftjnt m einet Sajatettapottjete
ftetS ein ljalbeS 3al)t bei ber SSaffe gebienl laben muffen.
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2. Die Dienstpflicht im stehenden Heere dauert sieben Jahre (vgl.
jedoch § 11, 5).

§ 7. Aktive Dienstzeit im Heere. 1. Die aktive Dienstzeit wird
nach dem wirklich erfolgten Dienstantritte mit der Maßgabe berechnet,
daß diejenigen Mannschaften, welche in der Zeit vom 2. Oktober bis 31. März
eingestellt werden, als am vorhergehenden 1. Oktober eingestellt gelton.

§ 8. Aktive Dienstzeit der Einjährig - Freiwilligen. 1. Junge
Leute von Bildung, welche sich während ihrer Dienstzeit selbst bekleiden,
ausrüsten und verpflegen und welche die gewonnenen Kenntnisse in dem
vorgeschriebenen Umfange dargelegt haben, werden schon nach einer ein¬
jährigen aktiven Dienstzeit im stehenden Heere — vom Tage des Dienst-
eintritts an gerechnet — zur Reserve beurlaubt.

§ 11. Reserve])!'licht. 1. Die Reservepflicht wird von demselben
Zeitpunkt ab berechnet, wie die aktive Dienstpflicht, auch wenn in der
Erfüllung der letzteren eine Unterbrechung stattgefunden hat 1).

ö. Die Versetzung aus der Reserve in die Landwehr ersten Aufgebots
(§ 12, I —.'!) erfolgt bei den nächsten auf Erfüllung der Dienstzeit im stehen¬
den Heere folgenden Frühjahrskontrollversammlungen.

Nur diejenigen Mannschaften, deren Dienstzeit im stehenden Heere in
der Zeit vom 1. April bis 30. September ihr Knde erreicht, werden bei den
Herbstkontrollversammlungen des betreffenden Jahres zur Landwehr ver¬
setzt.

§ 12. Landwehrpflicht. 1. Die Landwehr wird in zwei Aufgebote
eingeteilt.

2. Die Verpflichtung zum Dienste in der Landwehr ersten Aufgebots
ist von fünfjähriger Dauer.

3. Der Eintritt in die Landwehr eisten Aufgebots erfolgt nach ab¬
geleisteter Dienstpflicht im stehenden Heere.

4. Die Versetzung aus der Landwehr ersten Aufgebots in die Land¬
wehr zweiten Aufgebots erfolgt nach erfüllter Dienstpflicht bei den Früh-
jahrskontrollversamnilungen 2). Nur diejenigen Mannschaften, deren Dienst¬
zeit in der Zeit vom 1. April bis 30. September abläuft (vgl. § 11, 5 zweiter
Absatz), treten bei den Herbstkontrollversammungcn des betreffenden
Jahres in die Landwehr zweiten Aufgebots über.

5. Die Verpflichtung zum Dienste in der Landwehr zweiten Aufgebots
dauert bis zum 31. März desjenigen Kalenderjahrs, in welchem das 39. Lebens¬
jahr vollendet wird.

7. Der Übertritt aus der Landwehr zweiten Aufgebots zum Landsturm
zweiten .Aufgebots (§ 20, 2—5) erfolgt nach erfüllter Dienstpflicht ohne
weiteres 3).

§ 13, Ersatzreservepflicht. 1. Die Ersatzreserve dient zur Er¬
gänzung des Heeres bei Mobilmachungen und zur Bildung von Ersatz¬
truppenteilen.

2. Die Ersatzreservepflicht dauert zwölf .Jahre und rechnet vom
1. Oktober desjenigen Kalenderjahrs ab, in welchem das 20. Lebensjahr
vollendet wird.

J ) SBie oic-ö j. SIV bei 3lpotfie!etn burdj bie Teilung bei SHenftjtfbreä (baib bei bet
SBaffe unb Salb aß äMtätapotbeler) m bet Kegel bet Sali 1(1.

*) jflt obere SÜHtfttäTbeamte (Dbetapotljefer) gelten befonbere 8efrtmtnungen.
$eerotbmmg § 44 3'ff cr 4 ((• ®- 68 )-

'■>)gut obere ÜJMIüärbeamte gelten bie ©eftimntungettbet §eerorbnung § 44
8tffet 8 (f. 3. 68).
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§ 20. Landsturmpflicht. 1. Der Landsturm hat die Pflicht, im
Kriegsfalle an der Verteidigung des Vaterlandes teilzunehmen; er kann in
Fällen außerordentlichen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres und der Marine
herangezogen werden.

2. Der Landsturm besteht aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten
17. bis zun) vollendeten 45. Lebensjahre, welche weder dem Heere, noch
der Marine angehören.

3. Der Landsturm wird in zwei Aufgebote eingeteilt.
4. Zum Landsturm ersten Aufgebots gehören die Landsturmpflichtigen

bis zum 81. März desjenigen Kalenderjahres, in welchem sie ihr 39. Lebens
jähr vollenden, zum Landsturm zweiten Aufgebots von dem eben bezeich¬
neten Zeitpunkte bis zum Ablauf der Landsturmpflicht.

(>. Der Übertritt vom Landsturm ersten Aufgebots zum Landsturm
zweiten Aufgebots erfolgt im Frieden ohne weiteres; ebenso erlischt die
Landsturmpflicht zu dem unter Ziffer 2 angegebenen Zeitpunkt, ohne
daß es dazu einer besonderen Verfügung bedarf.

§ 22. Bedeutung der Militärpflicht. 1. Die Militärpflicht ist
die Pflicht, sich der Aushebung für das Heer oder Marine zu unterwerfen.

2. Die Militärpflicht beginnt mit dein 1. Januar des Kalenderjahres,
in welchem der .Militärpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, und dauert
so lange, bis über die Dienstverpflichtung des Wehrpflichtigen endgültig
entschieden ist.

3. Während der Dauer der Militärpflicht heißen die Wehrpflichtigen
militärpflichtig.

§ 24. Freiwilliger Eintritt vor Beginn der Militärpflicht.
1. Um im allgemeinen wissenschaftliche und gewerbliche Ausbildung so
wenig wie möglich durch die Dienstpflicht zu stören, ist es jedem jungen
Mann überlassen, schon nach vollendetem IT. Lebensjahre, wenn er die
nötige moralische und körperliche Befähigung hat. freiwillig zum aktiven
Dienst hu Heere oder in die Marine einzutreten.

§ 29. Vorläufige Entscheidungen. 1. Zurückstellung Militär¬
pflichtiger von der Aushebung kann erfolgen:

a. wegen zeitiger Ausschließungsgründe (§ 30),
b. wegen zeitiger Untauglichkeit (§ 31).
c. in Berücksichtigung bürgerlicher Verhältnisse ($§ 32 und '.VA),
d. als überzählig (§ 34).
2. Die Zurückstellungen unter la—c werden in der Regel durch die

Ersatzkommission, die unter ld durch die Oberersatzkommission verfügt.
3. In der Kegel erfolgt Zurückstellung nur für die Dauer des laufen¬

den Jahres, d. h. bis zum Termine für Anmeldung zur Stammrolle im
nächsten .lahre. Lassen besondere im Gesetze begründete Verhältnisse eine
weitergehende Berücksichtigung gerechtfertigt erseheinen, so ist Zurück¬
stellung durch che Ersatzkommission bis zum dritten Militärpflicht jähre
zulässig.

4. Zurückstellung über das dritte Militärpflicht jähr hinaus ist durch
die Ersatzkommission zulässig ... c. infolge erlangter Berechtigung zum ein¬
jährig-freiwilligen Dienste und zwar bis zum 1. Oktober des siebenten Militär¬
pflichtjahres (§§ 32, 5 und 93) 1). Auch in diesen Fällen darf die Zurück¬
stellung in der Kegel nur von Jahr zu Jahr erfolgen. (Siehe jedoch § 03, 2 und 3).

5. Zurückstellung wird von derjenigen Ersatzkommission verfügt, in
deren Bezirke der Militärpflichtige gestellungspflichtig ist (§ 2<i, 2).

!) 2ns tft baä ftatfi, tu luolcljcm baS 26. ßebenSjatjt eollenbet wirb.
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7. Zurückstellungen Militärpflichtiger auf Grund besonderer im Ge¬
setze nicht ausdrücklich vorgesehener Verhältnisse können ausnahmsweise
von der Ersatzbehörde dritter Instanz 1) bis zum dritten Militärpflichtjahre
verfügt werden. Ferner kann die Ersatzbehörde dritter Instanz Zurück¬
stellungen der zum einjährig-freiwilligen Dienste Berechtigten
über die in Ziffer 4e erwähnte Frist hinaus ausnahmsweise, in der Regel
von Jahr zu Jahr, bis zum I. Oktober tU^ neunten Militärpflichtjahres ge¬
nehmigen 2).

Zurückstellungen Militärpflichtiger über die in Abs. 1 sowie die in
Zitier 3 und 4a und b erwähnten Fristen hinaus können ausnahmsweise
von (\w Mirfisterialinstanz genehmigt werden. Solche Zurückstellungen
sind seitens der Ersatzkommission auf dem Instanzenwege zu beantragen.
1)ie Zurückstellung ganzer Berufsklassen auf Grund dieser Bestimmung
ist unzulässig.

ij 32. Zurückstellung in Berücksichtigung bürgerlicher Ver¬
hältnisse. I. Zurückstellungen in Berücksichtigung bürgerlicher Verhält¬
nisse» finden auf Ansuchen ( Reklamationen) der Militärpflichtigen oder deren
Angehörigen statt.

2. Esdürfen vorläufig zurückgestellt werden: ... f. Militärpflichtige,
welche in der Vorbereitung zu einem bestimmten Lebensberufe oder in der
Erlernung einer Kunst oder eines Gewerbes begriffen sind und durch eine
l'nterbrechung bedeutenden Nachteil erleiden würden.

5. Im dritten Militärpflicht jähre muß über die in Berücksichtigung
bürgerlicher Verhältnisse Zurückgestellten endgültig entschieden werden.
Auf die unter 2f aufgeführten Militärpflichtigen finden die Bestimmungen
des § 29 Ziffer 4b oder c Anwendung.

§ ss. Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienst. 1. Die
Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienst wird durch Erteilung eines
Berechtigungsscheines zuerkannt.

2. Die Berechtigungsscheine werden von den Prüfungskommissionen
für Einjährig-Freiwillige (§ 2, 7) erteilt.

§ 89. Nachsuchung der Berechtigung. 1. Die Berechtigung zum
einjährig-freiwilligen Dienst darf im allgemeinen nicht vor vollendetem
17. Lebensjahre nachgesucht werden. Die frühere Nachsuchung darf, so¬
fern es sich nur um einen kurzen Zeitraum handelt, ausnahmsweise durch
die Ersatzbehörde dritter Instanz zugelassen werden, doch hat in solchem
Falle die Aushändigung des Berechtigungsscheines nicht vor vollendetem
17. Lebensjahre, zu erfolgen.

Der Nachweis der Berechtigung bzw. die Beibringung der für die Er-
teilung des Berechtigungsscheines erforderlichen Unterlagen hat bei Ver¬
lust des Anrechts spätestens bis zum I. April des ersten Militärpflichtjahres
(§ 22, 2) bei der Prüfungskommission zu erfolgen. Bei Nichtinnehaltung
dieses Zeitpunkfes darf drf Berechtigungsschein ausnahmsweise mit Ge¬
nehmigung der Ersatzbehörde dritter Instanz erteilt werden.

') $>ie (Erfa&behörben jerfaflen in ©tfaj}beb,örben bet SRinifterialinftattj, ffitfajj«
bebötben bor britteti ^nftanj, Obet-(5tfa|fommiffioneTi (jroeite Snftonj), erfajjfomtnifjionen
(erfte ^nftattj). 0 n ben einzelnen Etfagbejirlen fu-iit Per (ommonbierenbe ©eneral
beS Sltmeeforp« in ®emeinfdjaft tnil bem ÜBef bet ^tobtnjial- obet 8anbe8oerroaItung3-
behörbe, fofern nid)t hierfür in einteilten S8unbe8ftaaten befonbere SBeljötben beftelll
finb, ben Srfa&cmgelegenfjeiten cüä „©t{a|jbeherbe brütet gnftonj" tun- (SSebr«
orbnung § 2).

8) $>aS ift bno Uni)v, in luelcheni ba3 28. ßebenljobt oollenbet uuvö.
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2. Die Berechtigung wird bei derjenigen Prüfungskommission für Ein¬
jährig-Freiwillige nachgesucht, in deren Bezirk der Betreffende gestellungs¬
pflichtig sein würde (§§ 25 und 26), sofern er bereits das militärpflichtige
Alter erreicht hätte.

3. Wer die Berechtigung nachsuchen will, hat sich spätestens bis
zum 1. Februar des ersten Militärpflichtjahres bei der unter Ziffer 2
bezeichneten Prüfungskommission schriftlich zu melden.

Zwischen dem 1. Februar und dein 1. April des ersten Militärpflicht-
jahres eingehende Meldungen dürfen ausnahmsweise von der Prüfungs¬
kommission berücksichtigt werden (Ziffer 1).

4. Der Meldung (Ziffer 3) sind beizufügen:
a. ein Geburtszeugnis;
b. die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters mit der Erklärung, daß

für die Dauer des einjährigen Dienstes die Kosten des Unterhalts,
mit Einschluß der Kosten der Ausrüstung, Bekleidung und Woh¬
nung, von dem Bewerber getragen werden sollen; statt dieser Er¬
klärung genügt die Erklärung des gesetzliehen Vertreters oder eines
Dritten, daß er sich dem Bewerber gegenüber zur 'Prägung der be¬
zeichneten Kosten verpflichte und daß, soweit die Kosten von der
.Militärverwaltung bestritten werden, er sich dieser gegenüber für
die Ersatzpflicht des Bewerbers als Selhstschuldner verbürge.

Die Unterschrift des gesetzlichen Vertreters und des Dritten
sowie die Fähigkeit des Bewerbers, des gesetzlichen Vertreters oder
des Dritten zur Bestreitung der Kosten ist obrigkeitlich zu be¬
scheinigen. Cbernimmt der gesetzliche Vertreter oder der Dritte
die in dem vorstehenden Absätze bezeichneten Verhindlielikeiten.
so bedarf seine Erklärung, sofern er nicht schon kraft Gesetzes zur
Gewährung des Unterhalts verpflichtet ist, der gerichtlichen oder
notariellen Beurkundung;

e. ein Unbescholtenheitszeugnis, welches für Zöglinge von höheren
Schulen (Gymnasien, Realgymnasien. Oberrealschulen, Progymna-
sien. Realschulen, Realprogymnasien, höheren Bürgerschulen und
den übrigen militärberechtigten Lehranstalten) durch den Direktor
der Lehranstalt, für alle übrigen jungen Leute durch die Polizei¬
obrigkeit oder ihre vorgesetzte Dienstbehörde auszustellen ist.

Sämtliche Papiere sind im Original einzureichen. ist die Erteilung
eines Unbescholtenheitszeiignisses wegen erfolgter Bestrafung versagt, und
ist aus der Art des Vergehens und der dabei in Betracht kommenden Neben-
umstände unter gleichzeitiger Berücksichtigung des jugendlichen Alters des
Betreffenden Anlaß zu einer milderen Beurteilung gegeben, auch die sonstige
Führung des Bestraften eine gute gewesen, so kann derselbe durch die
Ersatzbehörde drittel 1 Instanz von Beibringung des Unbescholtenheitszeug¬
nisses befreit werden.

5. Außerdem bleibt die wissenschaftliche Befähigung forden einjährig¬
freiwilligen Dienst noch nachzuweisen. Dies kann entweder durch Bei
bringung von Schulzeugnissen (§ 00) oder durch Ablegung einer Prüfung
vor der Prüfungskommission (§ 91) geschehen.

Der Meldung bei der Prüfungskommission sind daher entweder
a. die Schulzeugnisse, durch welche die wissenschaftliche Befähigung

nachgewiesen werden kann, beizufügen; oder
b. es ist zu erwähnen, daü dieselben nachfolgen, in welchem Falle die

Einreichung bis zum 1. April ausgesetzt werden darf; oder
c. es ist in der Meldung das Gesuch um Zulassung zur Prüfung aus-
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zusprechen. Tn diesem Falle ist anzugeben, in welchen zwei fremden
Sprachen der sich Meldende geprüft sein will, und ferner, ob wie
oft und wo er sich der Prüfung vor einer Prüfungskommission bereits
unterzogen hat. Auch hat der sich Meldende (inen selbst ge¬
schriebenen Lebenslauf beizufügen 1).

§ 93. Pflichten der zum einjährig-freiwilligen Dienste Be¬
rechtigten. 1. Die zum einjährig-freiwilligen Dienste Berechtigten können
sieh auf Grund ihres Berechtigungsscheins den Truppenteil, bei welchem
sie ihrer aktiven .Dienstpflicht genügen wollen, wählen. Beschränkungen
siehe § 94, 3. Zum Eintritt in die Marine ist die Geeignetheit für den
gewählten Marineteil erforderlich und enthält die Marineordnung Näheres
hierüber.

2. Beim Eintritt in das militärpflichtige Alter haben sich die zum ein¬
jährig-freiwilligen Dienste Berechtigten, sofern sie nicht bereits vorher zum
aktiven Dienste eingetreten sind, sowie diejenigen Militärpflichtigen, welche
gemäß § 89, 3 die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienste bei der
Prüfungskommission nachgesucht haben, bei der Ersatzkommission ihres
Gestellungsorts (§26, 2) schriftlich oder mündlich unter Vorlegung ihres
Berechtigungsscheins, sofern ihnen derselbe bereits behändigt ist, bzw.
unter Vorlegung des Befähigungszeugnisses zum Seesteuermann (§ 88, 3)
zu melden und ihre Zurückstellung von der Aushebung zu beantragen.

3. Sofern sich die Betreffenden im Besitze des Berechtigungsscheins
befinden, werden sie durch die Ersatzkommission bis zum 1. Oktober ihres
vierten Militärpflichtjahrs, d. i. des Jahres, in welchem sie das -23. Lebens¬
jahr vollenden, zurückgestellt.

4. Versäumnis der unter Ziffer 2 festgesetzten .Meldung hat, sofern
nicht auch t\fV unter Ziffer 3 angegebene Zeitpunkt Überschritten wird,
nicht den Verlust der Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienste, wohl
aber eine Bestrafung wegen Verstoßes gegen die Melde- und Kontrollvor-
schriften (§ 20, 7 erster Absatz) zur Folge.

6. a. Eine weitere Zurückstellung durch die Ersatzkommission ist bis
zum 1. Oktober des siebenten Militärpflichtjahrs, d. i. des Jahres,
in welchem das 26. Lebensjahr vollendet wird, ausnahmsweise
und zwar in der Regel nur von Jahr zu Jahr zulässig.

b. Im übrigen siehe § 2!). 7 zweiter Absatz.
c. Die Zurückstellung muß rechtzeitig bei derjenigen Ersatzkommis-

sion nachgesucht werden, welche die erste Zurückstellung ver¬
fügt hat.

d. Die Einreichung eines Gesuchs um weitere Zurückstellung entbindet
nicht von der Verpflichtung der Meldung zum Dienstantritte bei
einem Truppen-(Marine-)teile (Ziffer 8).

8. Wer den Zeitraum der ihm gewährten Zurückstellung verstreichen
läßt, ohne sich zum Dienstantritte zu melden, oder nach Annahme zum
Dienste sich rechtzeitig zum Dienstantritte zu stellen, verliert die Berech¬
tigung zum einjährig-freiwilligen Dienste. Letztere darf nur ausnahms¬
weise durch die Ersatzbehörde dritter Instanz, welche der unter Ziffer 6c
bezeichneten Ersat■zkommission vorgesetzt ist, . . . wieder verliehen werden.

§ 94. Meldung Einjährig-Freiwilliger zum Diensteintritte.
1. Der Diensteintritt Einjährig-Freiwilliger findet alljährlich bei sämtlichen
Waffengattungen am I. Oktober, sowie bei einzelnen durch die General-
Kommandos zu bestimmenden [nfanterietruppenteilen (Bataillonen) am

') 8iff eT •""' '" ber (Mfung bei Söefonntmad^ung eom 25. ÜWätj 1904.
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I. April statt. Ausnahmen hiervon können nur durch die Gencralkoni-
mandos verfügt werden.

Der Diensteintritt der Einjährig-Freiwilligen bei der Marine erfolgt
nach den in der Marhieordnung enthaltenen Bestimmungen.

2. Die Meldung zum einjährig-freiwilligen Dienste kann zu den unter
Ziffer 1 genannten Zeiten und im Laufe des den einzelnen Terminen voran¬
gehenden Vierteljahrs erfolgen. In begründeten Ausnahmefällen darf diese
Frist im Interesse der Bewerber bis zu einem halben .lahre vor dem Ein-
stellung.stermine durch die Generalkommandos verlängert werden 1 ).

Bei der Meldung ist der Berechtigungsschein und ein obrigkeitliches
Zeugnis über die sittliche Führung seit Erteilung der Berechtigung
vorzuzeigen 2 ).

Die perfönlid)en, Xienft urtb 6mfommenSöerl)äItniffe ber äJHlttcftapotfoefet
fittb gufommenfoffenb burdi eine ffiobinrttlorber bom 14. SEJloi 1902 geregelt,
roeldje folgertbermafjeri lautet:

Persönliche, Dienst- iiikI F,in kommen* v«'Hiültiiiss<> der
ÜUlltärapo theker.

Kabinettsorder vom 14. Mai 1902 (A.V.B1. S. 161).

Auf den Mir gehaltenen \"ortrag bestimme Ich:
Die Militärapotheker werden dem Sanitätskorps angegliedert 8 ). Ihre

Dienst- und Rangverhältnisse regeln die beiliegenden Ergänzungsbe¬
stimmungen zur Verordnung über die Organisation des Sanitäts
korps vom 6. Februar 187.'! und die zugehörigen Übergangsbestim-
m u ngen.

Gleichzeitig genehmige [ch die anliegenden Änderungen der Heer¬
ordnung nebst Übergangsbestimmungen mit der Maßgabe, daß die
neuen Vorschriften über die Dienstpflicht der einjährig-freiwilligen Militär¬
apotheker vom 1. April 1903 ab in Kraft treten. Alle über denselben Gegen¬
stand früher erlassenen Vorschriften sind aufgehoben.

Das Kriegsministerium hat das Weitere zu veranlassen.
Wiesbaden, den 14. Mai 1902.

Wilhelm.
An das Kriegsministerium. v. Goßler.

Vorstehende Allerhöchste Kabinettsorder wird hiermit zur Kenntnis der
Armee gebracht.

Zugleich wird bekannt gegeben, daß zufolge Allerhöchster Kabinetts
order vom 10. April 1902 der Oberstabsapotheker im Kriegsministerium

') B'ff er 2 ni bei jjctffung ber 33e!annttnad)ungbotn 25. SKürj 1904.
2 ) Zum einjährig-freiwilligen Dienste Berechtigte, welche bis zum Zeit¬

punkte der Meldung eine Lehranstalt besuchen, können an Stelle eines obrigkeitlichen
Zeugnisses ein von dem Direktor usw. der Lehranstalt ausgestelltes vorzeigen. Ci'lintl.
Sltvmerlg.)

:') Tn? ScinitätälorpS betteln iiarii § 1 bet SJerorbnung bom 6. Jebruar ist:!
a. ati'3 bcn im pffijierrange ftehenbeti SRilttärörjten - beut SanitätSofftjterfotpg —:
b. bcn im Unteroffijierrange ftehettbeti SKilitärärjten, bcn ßajorettgehilfett uttb mili
tiinjdieit Jttanfenwärtern. 2tn ber Sptt.u- beS SanitätSlorpä nebt ber Wcnevalfttib-javu
ber Strmee als Efcef beSjelben.
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im unmittelbaren Verkehr mit den Truppen die Uniform der Korpsstabs¬
apotheker mit den Keinem Range entsprechenden Abzeichen anlegen
darf*).

Berlin, den 29. Mai [002.

Kriegsrriinisterium.
v. Goßler.

Anlage f.

I. Ergänzungsbestimmungen zur Verordnung über die Organisation
des Sanitätskorps vom 6. Februar 1873.

§ 1 erhält folgenden Zusatz:
Dem Sanitätskorps sind die Militärapotheker angegliedert.

11 inter
§ 42 ist zu setzen:

Vierter Abschnitt.
Dienst Verhältnisse, Rang und Er^änzuns der Militiirapotheker.

Einteilung der Militärapotheker.
§ 43. Zu den Militärapothekern gehören:
a. als obere Militärbeamte Korpsstabsapotheker, Stabsapo¬

theker, Oberapotheker;
b. als Personen des Soldatenstandes Unterapotheker, einjährig¬

freiwillige Militärapo theker.
§ 44. Jedem Sanitätsamt ist zur Bearbeitung der pharmazeutischen

und chemischen Arbeiten ein Ivorpsstabsapo t lie kor zugeteilt-).
Die Stabsapotheker sind den Chefärzten in größeren Garnison¬

lazaretten zur Leitung des pharmazeutischen Dienstes unterstellt und unter¬
stützen die Korpsstabsapotheker bei chemischen Arbeiten.

Die Oberapotheker und unterapotheker, soweit sie nicht zu
Übungen einberufen sind, gehören dem Beurlaubtenstande an und sind für
den pharmazeutischen Dienst im mobilen Verhältnis bestimmt. Über den
Sanitätsdienst samt lieber Militärapotheker vgl. F.S.O. u. K.S.O.

§ 4."). Apotheker. Apothekergehilfen, -Lehrlinge und -An¬
wärter, welche die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienst haben,
geniigen ihre]' aktiven Dienstpflicht entweder

a. ganz mit der Wulfe oder
b. ein halbes .fahr mit der Walle 1) und. wenn sie das Dienstzeugnis

*) Sem Dberftabgaöotbefei im ffiriecrämmifterittm ift burdj ffiabinettSotbet
bom 17. Qanuat 19(17 bet Diang bet diäte iv. Stoffe beigelegt, ffit ortiält bie Uniform
bet StoröSftabgaöottjefer mit ben feinem ifiange entfpteäienoen Streichen (ffiöauletten
mit ftlbernen gtanfen unb geflochtenen Sldjfelftüden) unb »roei geftietten [ilbernen Sifcen
um Kragen unb an ben Srmelauffdjlägen bc« SSaffenrocB, aufjerbem bie ©atobofe.

-) Wufjetbem ifl im btjgienifdj rlicmijdicii ßabotatorium bei ffiaifer«S58it|eIm8-
Mlabemie 111 SBerlin cm StorpSftabSasotbefet angeftellt, bie ©efamtjabl bet ffotpSftabS-
aöofhefet beträgt bemnatf) im SDeutfcben Stetere 24.

:<) S8ei ÜKelbung ,111111ffiintriti ift betn betreffenben Slbjutanten gleicb, mitzuteilen,
bnfj man baS jroeite §albjcü>t als äJMUtäraöothefet bienen wolle.
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(vgl. § 4) 1) erlangt und die Prüfung als Ajjotheker 2) bestanden
haben, ein halbes Jahr in einer Lazarettapotheke als einjährig-frei¬
willige Militärapotheker.

Behufs Erlangung des Zeugnisses über die bestandene Prüfung .als
Apotheker werden die unter b Bezeichneten, wenn sie ein halbes Jahr
mit der Waffe gedient und das Dienstzeugnis erlangt haben, unter Vor¬
behalt der Ableistung des Restes der aktiven Dienstzeit als Sanitätsmann¬
schaften zur Reserve beurlaubt.

Den Rest ihrer aktiven Dienst zeit müssen sie spätestens im letzten
Halbjahre ihrer Zugehörigkeit zum stehenden Heere 3 ) ableisten. Sie haben
sich daher nach erlangter Approbation spätestens !> Monate vor Ablauf
ihrer Zugehörigkeit zum stehenden Heere durch ihre Kontrollstelle bei
dem Generalarzt des Armeekorps, in dessen Dienstbereich sie einzutreten
wünschen, zur Einstellung als einjährig-freiwillige Militärapotheker zu
melden l ).

Einjährig-freiwillige Militärapotheker können durch den Generalstabs¬
arzt der Armee vom Orte ihres Diensteintritts im Falle dienstlicher Not-

1) Xu* Xieuft, -,cugnis ift und) § 4 bec SBetotbnung „ein dem ben militärtfdjen
©orgefefcten duägeftellteS 2>ienftjeugnt8", in weldjem auägefprodjen wirb, beift bie in
bor sableiftung ihrer Xiouftpfiidjt begriffenen jungen Oeute, „undi ib/ret Jüfyrung, 3>ienft-
applifation, (il)iivnftcv unb ©efinttung für im'irbia,, fowte aud) und) bem ©rabe bet er¬
worbenen Xieuftrenntniffcpiv_qualifizierteradjtel werben, bereinfl bie Stellung eine!
militnrifdjou Sorgefefcten im SanitätSbtenfi <yi befletben." Um bal ^wefte t&albjaljr als
äÄüMrapotbeler bienen ju tonnen, iff alfo biufiditlidi bet tntlitärtfdbcn Qualtfilation
mit bie Gfrlangung bei iJtenffäeugntffeg, uidit ober bie SBeförberung ;,iiin ©efreüen bor«
gefdjrieben. i$er baS 2)ienft$eugni3 uidit erlangt, mufj and) boi jweüe §afbjob,r fofott
unter bet griffe weiter bienen.

2 ) 9Uä bie ftabinettlorber bom 14. äßoi 1902 erloffen würbe, wor midi bet geltenben
pl)arma$euttfd)en ^rüfungSOorfcfttift bns S8efleb,en ber Sßrüfung als ittpothefer mit ber
(Srtangung bor Slpprobation tbentifer). Jtadjbem bie unteroeffen in .straft getretene
Sßrttfungäorbnung bom 1«. iölai 1904 bbtgefdjrieben tint, bafj bie Slpprobation erft nadi
einer auf bie Prüfung folgenben mil (Erfolg jurttdgelegten jmeijäljrigen praftifdjen Iritig-
feit erteilt wirb, muß obtge SBeftimmung batnn aufgefafjt werben, bafj ntdjt mebt ba&
SBeftetjen ber plKirimi;,eutiid)en Staatsprüfung, fonbern erft bie (Erlangung bei Appro¬
bation als 2tpotb,efer ,',11111Sübbienen bei jweiten §albjai)r3 als SDWlttärapotljeler be«
reebtigt. Xies fleht audj auä § 21 bet $eerorbnung beurltd) berbor (f. 3. 66).

:!) Xie 3ugeb,örigleit tum fteljenben Meer bauert fieben ^af)te imb wirb uad)
bent Wirflid) erfolgten Xienfteiutritte mit ber iliafsgabe bererfjnet, bafj btejenigen ilUnun»
fdjoften, toeldie mit ber geil inun 2. Dftobei btö 31. SRärj eingeftelll werben, all am
oorbergebenben 1. Dftober eingeftellt gelten (SBefytorbnung Sü (i unb 7). Ter lohte SKelbe«
termin sunt Eintritt al8 einjäb,rig»freiwilIigeraKtlitärapotfefer ift bnnnd) 6 l /*3ia^re nadj
bent auf biefe SSeife beregneten Xieitfteiuttitt bei ber äBaffe (f. oudb §eerorbnung § 21, 3).

*) Xa£ ^eräeidjni? berjenigen ©arnifonotte b^ru. ©arnifonUuatette im Xeutfdjen
8tetcbe, bei wetzen bie Aufteilung bon einjäb,rig«freiwilligen äRtlitärapotfyelern
ftattfinbet, ift in jebem gatjrgange bei pjarmajeutifdjen stalenber« (Sertag mm ^uliu»
(Springer, Berlin) abgebrudt.

Xie ^ntii ber bei einem ©armfonlajarett einjuftellenben äRilütapotljelet ridjtei
jid) und) § 96, 4 Slnmerfung ber jJriebengfanitätSorbnung. 3" 0et 3tegel erhalten ®ar»
nifonlajarette mit einer <RormaIfran!enjat)i bon 71—120 einen, bon 120—240 jwei unb
Bon 241 unb barübet brei äJKlitärapot^eter; bod) (ann unter befonberen Umfttiubeu
bie ffiinftellung einer größeren Sünja^l tum SDlilitärapotb,eIern in bie ©arnifonlajarette
mit guftimntung ber SPJebijinalabteilung be« Srriegätmntftetiuml erfolgen. Xeu ©arntfon«
lajaretten mit SanitätSbepot unb bunieuifdidiemifdier ttnterfucb,ung3fteHe, fowie beu«
jenigen mit l)i)aieuijd)-ri)emifri)em ßaboratonum Wirb je ein SKititürobotbefer befonberl
(lemdbrt. Xeni ®efud£| um gmftellung all einjäbrig-freiwilltget3RiIitarapotb,efer finb
beipfügen: bie Slpprobation al« lpot|eIet, bog Xieufccuciui<5 unb ber Wilitärpaf;.
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wendigkeit versetzt werden. Sie erhalten in solchen Fällen eine tägliche
Vergütung 1 ).

Vor Ablauf der Dienstzeit haben sich die einjährig-freiwilligen Militär¬
apotheker einer mündlichen Prüfung zu unterziehen. Bei der Entlassung
aus dem aktiven Militärdienst wird denjenigen, welche diese Prüfung be¬
standen haben, ein Zeugnis des Korpsgeneralarztes ausgestellt, welches sich
darüber ausspricht, daß der Betreffende während seiner 1»ienstzeit zur
Beförderung sich geeignet gezeigt hat. (Befähigungszeugnis.) Die¬
jenigen, welche dieses Zeugnis nicht erlangt, haben, können zur nachträg¬
lichen Erwerbung desselben eine aehtwöchige Übung als Unterapotheker
innerhalb der nächsten zwei auf ihre Entlassung folgenden Jahre ableisten.
Bei ihrer Entlassung aus dem aktiven Dienste treten die Militärapotheker
als Unterapotheker zum Beurlaubtenstande.

§ 46. Zwecks Beförderung zum Oberapotheker müssen die Unterapo-
theker des Beurlaubtenstandes, welche das Befähigungszeugnis (§ 45) be¬
sitzen, eine sechswöchige Dienstleistung bei einem Garnisonlazarett
ablegen 2). Im Mobilmachungsfalle kann von der Übling abgesehen werden.

Über den Erfolg der Übung hat der Korpsgeneralarzt ein Zeugnis aus¬
zustellen, in welchem zum Ausdruck zu bringen ist. ob der Unterapotheker
nach seiner Führung und Dienstleistung, sowie auch nach seinen mora¬
lischen und Charaktereigenschaften zur Beförderung zum Oberapotheker
pflichtgemäß empfohlen werden kann. Kann dieses Zeugnis nicht erteilt
werden, so entscheidet dff Korpsgeneralarzt, ob dem Unterapotheker zu
gestatten ist, zur Erlangung desselben eine nochmalige sechswöchige Dienst¬
leistung ablegen. Bleibt auch die zweite Übung erfolglos, so kann eine
Beförderung im Frieden nicht stattfinden.

Die Beförderung zum Oberapotheker erfolgt mit Zustimmung
des Generalkommandos auf Vorschlag des Korpsgeneralarztes durch das
Kriegsministerium 8).

§ 47. Apotheker, welche das Befähigungszeugnis (§ 45) erworben haben
oder dem Beurlaubtenstande als Offiziere angehören, können, falls sie den
Befähigungsausweis für Nähr ungs mittele he miker besitzen, schulden¬
frei und felddienstfähig sind, behufs Einstellung als Stabsapotheker vom
Generalstabsarzt der Armee zu eine]' Probedienstleistung einberufen werden.
Anträge auf Einberufung zur Dienstleistung als Stabsapotheker sind auf
dem Dienstwege an den Generalstabsarzt der Armee zu richten.

*) 9fudj jur StuSbiibung im gelblajareU-SBerroaltungSbtenft tonnen unter
Umftanben bie äDctlitärajJofherer fotnmanbiert »erben, hierüber bejagt eine SBerfügung
com 8. SJcobember 1893 folgenbe«:

I. Die Ausbildung der Militärapotheker im FeHlazarett-Verwaltungsdienst wird
vom Sanitätsamt im Einvernehmen mit der Korpsintendantur geregelt. Die¬
selbe findet nur in denjenigen Garnisonlazaretten statt, in welchen der ord¬
nungsmäßige Dienstbetrieb in der Lazarettapotheke nicht darunter leidet.

•2. Hei Bestimmung der Zeit und der Dauer der Vorbereitung zum Verwaltungs¬
dienst ist zu berücksichtigen, daß auf die militärisch-pharmazeutische -Aus
bildung und Beschäftigung nach wie vor der Schwerpunkt gelegt und eine
Uberbürdung der betreffenden Militärapotheker vermieden werden muß.

:!. Die Festsetzung der Dienststunden bleibt dem Chefarzte überlassen, der die
Ausbildung der Militärapotheker überwacht.

*) Tic Unterapothefer erhalten bnlu-i ein ÖbungSgelb bon 1,50 SKI, pro Jag
unb oo -m. ffiinfleibungSgelb.

:1) Xio SSeförberung erfolgt fofort nach erfolgreicher Übung ohne bie früher bor«
gefdjriebene }roeijärjrtge SBartejeit. gm übrigen ogl. EJierju § 21 bet §eerorbnung (@. 66).
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Hat der Einberufene während der in der Regel auf sechs Monate be¬
messenen Probezeit nach dem Berichte des Korpsgeneralarztes seine Be¬
fähigung zur Wahrnehmung der Stelle dargetan, so wird er durch das
Kriegsministorium unter Erteilung einer Anstellungsurkunde zum Stabs¬
apotheker ernannt und endgültig in seinem Amte bestätigt. Für Unter-
apotheker sind die ersten 6 Wochen der Probedienstzeh der in § 46 er¬
wähnten Übung gleich zu achten.

Rangverhältnisse und Einkommen.

§ 48. Die einjährig-freiwilligen Militärapothekerund Unter¬
apotheker stehen im Hange eines Portepeeunteroffiziers. Die Ober¬
apotheker zählen zu den mittleren Beamten, die Stabsapotheker und
Korpsstabsapotheker zur fünften Rangklasse der höheren l'rovinzial-
beamten 1 ).

1 ) 9hir bie 2tnbs» unb ftorpSftabSapoffiefet füllen banadj ju ben beeren SBeamten
itnb jtoot jut fünften JHoffe. ^''biifen ullin älteren $orp3ftabäapothefctnba3 ^Sräbifat
aii Oberftabäapofijefer mit bem perfonlidjen SRange der Mia'te IV. Klaffe öetliehen toerben.
Ober hie SRangöerhältniffe bei QberftabgapothefeiS f. gujjtuJte 1 auf @. 57.

Die Ökujjfrage her OTilitärapotbefer ift folgenbertnafjen geregelt: HHnjabrig«
freiwillige STMitutapotbefet unb Unterapothefet haben als Sßetfonen bei Solbaten«
ftonbe? im ötange eines SßortepeeuntetoffisierS ohne weitete! 2lnfüruch auf ben ©ru&betftonbe
«Kann
fforpSjtabSapothefet
STJJannfdjaftenunb Unteroffijiere; (nnftdjtlidj bet als obere Sfötlttärbeamte qualifizierten

, StabSapofhefer nub Cberaiunbefer gilt folgenbe SBexotbnung:

Kabinettsorder, betr. Grußpflicht und Helmabzeiehen der Beamten
der Militärverwaltung. Vom 15. Mai 1905.

Auf (Ich Mir gehaltenen Vortrag bestimme Ich:
1. Die in Ziffern Ki<> und 168 der Garnisondienstvorschrift von, 15. März 1902

für obere Militärbeamte enthaltenen Bestimmungen ii 1><-r die beim Erscheinen in Uni¬
form zu erweisenden Ehrenbezeugungen' gelten fortan für alle oberen Beamten
der Militärverwaltung.

2. Die bis jetzt nur einem Teile der oberen Militärbeamten gegenüber bestellende
Grußpflicht der- Unteroffiziere und Mannschaften wird auf alle oberen
Beamten der Militärverwaltung bei ihrem Erscheinen in Uniform ausgedehnt. Sie
haben demgemäß als Mützenabzeichen den luv die zu grüßenden Beamten vorgeschrie¬
benen silbernen Adler nach den Festsetzungen .Meiner Ordre vom :i. August 1898 zu
tragen.

:!. Um die Beamten der' Militärverwaltung auch beim Erscheinen im Helm als
solche kennt lieb zu machen, führen sie das für sie bestimmte Mützenabzeichen —
obere Beamteden Adler, Unterbeamte das Wappenschild auch am Helm, und zwar:
auf silbernem Helmzierat vergoldet, auf vergoldetem Helmzieraf von Silber', nach den
Mir vorgelegten Proben.

Bezüglich derjenigen Beamten, die anderweite Hoheitsabzeichen tragen, ist das
Entsprechende zu vereinbaren.

Übet bie 9tangoerf)ältniffeunb Uniform ber Warnienpntbefev ergingen itacb-
ftehenbe befonbere Serorbnungen:

Kabinettsorder, betr. die Bangverhältnisse und Uniform der Marineapotheker.
Vom 4. August 1902.

Ich bestimme:
Die Marinestabsapotheker und die Marineapotheker gehören zu den höheren Be¬

amten der Marine mit dem Range der Räte fünfter' Klasse. Sie erhalten die Uniform
der Marinekriegsgerichtsräte mit dem Range der' Räte fünfter Klasse, jedoch mit der
Abänderung, daß überall an die Stelle des karmoisinroten Samts dunkelblauer Samt
tritt. In den Kpauletten und Achselstücken tragen die Marinestabsa|i<if lieber zwei
Rosetten, die Marineapotheker eine Rosette.
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Das Einkommen der Korpsstabsapotheker und Stabsapotheker be¬
steht in dem etatsmäßiger] Gehalt nebst Wohnungsgeldzuschuß und Servis.
Bei Dienst- und Versetzungsreisen erhalten sie Vergütungen nach den für
Beamte der Militärverwaltung bestehenden Vorschriften 1 ).

Disziplin.
§ 4!). Die Disziplinverhältnisse der Korpsstabsapotheker, Stabs¬

und Oberapotheker regeln sich nach dem R.B.G., sowie nach der Diszi-
plinarstrafordnung für das Heer. Die Disziplinarstrafverhältnisse der Unter¬
apotheker sind in der letzten Dienstvorschrift festgesetzt.

Der Korpsstabsapotheker ist berechtigt, sämtlichen übrigen Mili¬
tärapothekern seines Dienstbereichs Weisungen in bezug auf den militär-
pharrnazeutischen Dienst zu geben und eine mangelhafte Ausführung seiner
Anordnungen zu rügen; eine Bestrafung ist jedoch an zuständiger Stelle
zu beantragen. Die gleiche Befugnis steht den übrigen Militärapothekern
bezüglich der Amtsgenossen geringeren Grades zu.

Das [Interpersonal <\cv Arznei- und Verbandmittelanstalten, der Laza¬
rettapotheken und Sanitätsdepots hat den dienstlichen Anordnungen der
Militärapotheker Folge zu leisten.

Beförderung, Versetzung und Verabschiedung.
ij 80. Beförderungen, Versetzungen und Verabschiedungen der Korps-

stahsapotheker, Stabsapotheker und Oberapotheker erfolgen durch das
Kriegsministerium. Bei der Beförderung und bei der Anstellung ist mög¬
lichst das Dienstalter zu berücksichtigen.

Meldungen.
§ 51. Die Militärapotheker sind verpflichtet ihren im Garnisonorte

befindlichen unmittelbaren Vorgesetzten alle ihre Person betreffenden dienst-

Kabinettsorder, betr. die Titel der Marineapotheker. Vom 26. Januar 1907.
[oh bestimme:
Die Marinestabsapotheker haben den Titel Marineoberstabsapotheker und die

Marineapotheker den Titel Marinestabsapotheker zu führen. Hinsichtlich des Ranges
und Her Uniform dieser Beamten verbleibt es bei .Meiner Order vom 4. August 1902.

3n bet Statine finb im ganzen frei)» Styotbelet tätig, je ein 3RarineoberftabSano.
tfcefet ber Dftfee unb brv Stotbfee unb biet äKurmeftabäapofhefer. Tic betben erstgenannten
fteben im 9tange unb ©ehali ber, ffiorpSftab8apothefem, bie übrigen beti StabSapotbefern
gleidb.

J ) Sic ©ebaltSfätje bei SKüitfitapotbelet jinb gegenroätttg noch bet Kabinetts«
ortet bom i Juni 1906 folgenbe: ©et Dbetftabäapothefet beim ffirieggminifterium
6102—6702 SDH fteigenb tum btei *u btei gahten um je 300 W., fonrie 900 3Kf. nicht.
penfionSfätnae Kenftjuloge. Tic ftotp8ftab$apotbefet3150 -6650 SRI., fteigenb bon
btei »u btei gäbten um je 400 SRI., bie StabSapoihefet mit bem SBefäbigunggauStoeiä ci&
SRoätunggmittelÄemifet 2550—4350 SKI., fteigenb bon btei ju btei gabten äroeimal um je
500 2K!., smeimol um je 400 SKI. Sämffidbe (Beamte bejieben aujjetbem äSobnungSgetb«

©obnung8geIb«ufcf)ufj III 2 beträgt in Setöüffaffe A (3tttona, Setiin, aSteSlau,
StcSbcn 5tanffutto.ro., Seipjtg, -))h% SRündjen, Stta&butg t. @. unb Stuttgart)
900 3»!., in ben ttbtigen ©atntfonotten 660 SKI. _

Hufiertem besiehe" bet DberftabSapotbelet jut gett etne mchtpenftongfahtge
Setm&ufoae bon 270 SRI. unb bie ftotpäftabS- unb StabSapot&efet in ben ©amifonen
bor ®er»iSKaffe \ eine SetbiSjutage bon 222 30«. Tu- SetbiSjulage Fommt jebodfi
mich ben ©eftimmungen be« 8tet<fig&au8i>AltSetatffflt 1906 fpäteften« mit bem
31. Sttätj I !>1^ in jottfall.
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liehen Meldungen nach Maßgabe der örtlichen Bestimmungen schriftlich
oder mündlich zu erstatten.

Auszeichnung«' n.
§ 52. Auszeichnungsvorsohläge für Korpsstabsapotheker, Stabs- und

Oberapotheker sind von den Korpsgeneralärzten dem Generalstabsarzt der
Armee einzureichen 1 ).

Uniform.
§ 53. Die Militärapotheker erscheinen im Dienst in Uniform (vgl.

die Anlage). Den einjährig-freiwilligen Militärapothekern und den Unter-
apothekern ist das Tragen von Zivilkleidern auch außer Dienst nicht
gestattet. Ausnahmen können in besonders begründeten Fällen durch den
Korpsgeneralarzt genehmigt werden.

Beurlaubungen der Militärapotheker.
§ 54. Der Chefarzt ist berechtigt, dem Stabsapotheker Urlaub bis

zu 14 Tagen, der Korpsgeneralarzt dem Stabsapotheker und Korpsstabs¬
apotheker Urlaub bis zu U^Monaten zu erteilen, der kommandierende General
bis zu drei Monaten. (Im übrigen s. § 14 des R.B.G. und die Verordnung
über den Urlaub der Reichsbeamten und deren Stellvertretung vom 2. No¬
vember 1874, A.V.B1. S. 127 u. ff.)

Einjährig-freiwilligen Militärapothekern und Unterapothekern steht
ein Anspruch auf Urlaub nicht zu, doch kann ihnen ausnahmsweise Urlaub
gewährt werden und zwar vom <hefarzt bis zu 14 Tagen, vom Korpsgeneral¬
arzt bis zu D/2 Monaten, vom kommandierenden General bis zu 3 Monaten.
Bezügliche Anträge sind an den Chefarzt zu richten.

Bei Beurlaubungen wird der Korpsstabsapotheker durch den rang-
ältesten Stabsapotheker seiner Garnison, der Stabsapotheker durch einen
hierzu geeigneten Militärapotheker vertreten. Dauert die Vertretung
voraussichtlich länger als U/2 Monate, oder steht eine geeignete Persön¬
lichkeit aus der Zahl der Stabsapotheker und einjährig-freiwilligen Militär-

!) s>lu älpothefet be8 SSeurlaubtenftanbes' femn bie ijanbroebtbienftauäjeicfi
rtung betrieben werben. hierüber erging bie folgenbe

Kabinettsorder, betr. Landwehr-Dienstauszeichnung 1. und 2. Klasse.
Vom 28. Juni 1906.

Aul den Mir gehaltenen Vortrag genehmige [oh, dal.! Mir auch für die im Offizier¬
range stehenden M il itärbca mten unter den für Offiziere und Sanitätsoffiziere gültigen
Festsetzungen Vorschläge zur Verleihung der ersten Klasse der Landwehr-Dienstaus-
Zeichnung vorgelegt werden dürfen. Gleichzeitig bestimme Ich, dali auch die Vor¬
schläge zur Verleihung der zweiten Klasse der Land wehr - Dienstauszeiehnung an
diese Beamten zu Meiner Kidscheidung zu bringen sind.

2>ie SBeftimmungen übet bie äSetlet&ung ber 8onb»e6rbienft«u<3jeid)nung on Offi¬
ziere 1111b (ScuutätSoffiäiete finb in Slnlage () jur §eerorbnung enthalten unb lauten:

Die erste Klasse der Auszeichnung können nur Offiziere und Sanitätsoffiziere des
Beurlaubtenstandes erhalten, welche freiwillig eine zwanzigjährige Dienstpflicht im
stehenden Heere und in der Landwehr ersten Aufgebots übernommen und sich durch
reges Interesse für den Dienst hervorgetan haben. Eine Doppelrechnung von Kriegs¬
iahren findet hierbei nicht statt, auch bleibt in der' Landwehr zweiten Aufgebots ab¬
geleistete Dienstzeit außer Berechnung.

©orftehenbeS gut ctlfo jeM und) für obere äÄuitäroeamte (Dberapotljetet). 3Me
Stufnahtne ber äiiifitäiupotnctev in bie SRang« uitb Ouartierlifte ift big jet.u itodi
nidjt erfolfli.
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apotheker der Garnison nicht zur Verfügung, so sind dem ttriegsministerium
«egen der Vertretung geeignete Vorschläge zu unterbreiten.

Erhält ein einjährig-freiwilliger Militärapotheker während der Dauer
seines Dienstjahres mehr als 14 Tage Urlaub, so ist er verpflichtet, die
über diese Dauer hinausgehende Urlaubszeit nae hz udienen.

Gesuche.
§ 55. Kein Militärapotheker darf dienstliche Gesuche mit Umgehung

seiner Vorgesetzten vorlegen. Dienstlich unzulässige Gesuche muß der Vor¬
gesetzte zurückgeben.

Beso hwerden.
>i .")(i. Bezüglich der Vorschriften über den Dienstweg und die Behand-

lung von Beschwerden sind die besonderen Allerhöchsten Anordnungen
maßgebend.

Krankheits- und Todesfälle.
§ 57. Bei Krankheits- und Todesfällen von Militärapothekern finden

die §§ 34, 35 und 30 dieser Verordnung, für die Vertretung bei Erkrankungen
§ 54 sinngemäße Anwendung. (Im übrigen siehe § 20 des R.B.G.)

Heiraten der Militärapotheker.
ij 58. Die Erlaubnis zur Verheiratung erteilt:
a. der Generalarzt der Armee: für die Korpsstabsapotheker und die

Stabsapotheker;
I). der Korpsgeneralarzt: für die einjährig-freiwilligen Militärapotheker.
§ 59. Militärapotheker des Beurlaubtenstandes bedürfen zu ihrer Ver¬

heiratung einer- Erlaubnis nicht.

II. Übergangsbestimmungen.
1. Die vor dem 1. April 1902 angestellten Stabsapotheker stehen,-so¬

lange sie den Befähigungsausweis für Nahrungs m i t i ele he miker nicht
besitzen, den Oberapothekern im Range gleich, deren Uniform sie anzu¬
legen haben.

2. Die Unterapotheker und Militärapotheker, die ihrer Dienstpflicht
nach den bisherigen Bestimmungen genügen oder genügt haben, gehören
auch lerner zu den unteren Militärbeamten und tragen die bisherige
Uniform. ■

Ä nlage.

Nachweisung der Dienstbekleidung für die Militärapotheker.
mit Unterfutter von karmoisinrotem
Tuch und versilberte, gewölbte,
glatte Knöpfe.

Überrock: Von dunkelblauem
Tuch 1) mit Kragen von karmoisin¬
rotem Samt ; Vorstöße um die Ar-
melumschläge und an den Taschen¬
leisten, sowie Brustklappenfutter von
karmoisinrotem Tuch und versilberte
flache Knöpfe.

I. Korpsstabsapotheker.
Waffenrock: Von dunkel¬

blauem Tuch mit abgerundetem
Kragen und schwedischen Arinel-
aufschlägen von karmoisinrotem
Samt ; Vorstöße vorn herunter und
an den Tasehenleisten von karmoisiii
rotem Tuch, silberne, zweimal <U'V
Länge nach mit einem blauen Sei
denfaden durchzogene Epauletthalter

') Qbetrdde üon bunfelMouem lud) (tot) bet frübet öorgefd)riebener, Moufd)maijett
finb biirdi JtobinettSorber dorn 28. äJtai 1903 eingeführt motben.



64 V. Militär-Apothekenwesen.

Epauletts: Mit silbernen ge¬
preßten Halbmonden, Felder von
karmoisinrotem Samt und Unter¬
futter von karmoisinrotem Tuch,
Schieberborte von silberner, mit
blauer Seide durchzogener Tresse.
Die Felder mit vergoldetem Wappen¬
schild und zwei vergoldeten Rosetten

Achseist ü c k e : Aus vier
dicht nebeneinanderliegenden Platt¬
schnüren von Silber mit blauer Seide
durchwirkt, mit vergoldetem Wap¬
penschild und zwei vergoldeten Ro¬
setten. Futter und Vorstoß von
karmoisinrotem Tuch.

Hose: Von schwarzem Tuch
mit karmoisinroten Vorstößen in den
Seitennähten.

.Mantel oder Paletot: Von
grauem Tuch. Kragen nach innen
von dunkelblauem Tuch, nach außen
von karmoisinrotem Samt. Ver¬
silberte, gewölbte, glatte Knöpfe 1 ).

Mütze: Von dunkelblauem
Tuch mitBesatz von karmoisinrotem
Samt; Vorstoß um den Hand des
Deckels von karmoisinrotem Tuch.
Auf dem Besatzstreifen die Landes¬
kokarde, am Deckel die deutsche
Kokarde; zwischen beiden ein kleiner
silberner Wappenadler.

Bewaffnung: Infanterieoffi¬
zierdegen 3); Portepee von Silber und
dunkelblauer Seide. Koppel mit
BÜbernem Tressen besatz.

Helm: Lederhelm mit eckigem
Vorder- und abgerundetem Hinter¬
schirm, versilberten Beschlägen, glat¬
ter Spitze auf vierblätteriger Unter-

lage und versilberten, gewölbten
Schuppenketten Wappenadler (ohne
Devisenband) mit F. R. Rechts die
deutsche, links die Landeskokarde 3 ).

II. Stabsapotheker.
Waffenrock: Wie zu I.
Überrock: Wie zu I.
Epauletts: Wie zu I., jedoch

mit nur einer vergoldeten Rosette.
Achselstücke: Wie zu L, je¬

doch mit nur einer vergoldeten Ro¬
sette.

Hose: Wie zu I.
Mantel oder Paletot: Wie

zu I.
Mütze: Wie zu I.
Bewaffnung: Wie zu I.
Helm: Wie zu I.

III. Oberapotheker«
Waffenrock: Wie zu I.
Überrock: Wie zu 1.
Epauletts: Wie zu I., jedoch

ohne Rosetten.
Achselstücke: Wie zu L, je¬

doch ohne Rosette 4 ).
Fl ose: Wie zu I.
Mantel oder Paletot: Wie

zu I.
Mütze: Wie zu I.
Bewaffnung: Wie zu I.
Helm: Wie zu I.

IV. Unterapotheker, ein] ährig-frei¬
willige Mllltärapotheker.

Waffenrock: Wie zu I., je¬
doch Kragen und Ärmelaufschläge
von karmoisinrotem Tuch, ohne

') §ietju erging folgenbe
Kabinettsorder, betr. die Offiziers-Paletots.

Auf den Mir gehaltenen Vortrag bestimme [eh:
1.

Vom 20.!Dezember1903.

Die Paletots der Offiziere, Sanitätsoffiziere und oberen Beamten der Militär
Verwaltung sind künftig mit einer oben eingenähten Längsfalte iin Rüeken-
stück zu fertigen. Paletots bisherigen Schnittes dürfen aufgetragen werden.

■2. Die Offiziere, Sanitätsoffiziere und oberen Beamter der Militärverwaltung
tragen die für sie vorgeschriebenen Achselstücke auch zum Paletot, der
dementsprechend mit Schulterknöpfen und Tuchösen zu versehen ist.

2 ) idnut fitabinettSotber oom 15. guni 1905 jiuS tiie Segen unb Säbelfchetben
bunlel ;,n färben.

3) ;-}n bcii genannten $leibung2ftficfen fommt iukIi bie fiitemla, bie jejjt für alle
SRilitärperfonen ou8 grauem lud) borgefchrieben ift.

4 ) Eingeführt burd) ffiabinettäorbet Dom 25. Dftobet 1906.
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Epauletthalter. Schulterklappen von
karmoisinrotem Tuch mit silberner
Einfassungstresse; die einjährig-frei¬
willigen Militärapotheker außerdem
mit Einfassung von schwarz und
weißer Schnur.

Überrock: Keiner.
Epauletts: Keine.
Achselstücke: Keine.
Hose: Wie zu I.
Mantel oder Paletot: Paletot

wie zu I., jedoch Kragen nach außen
von karmoisinrotem Tuch und mit
Schulterklappen wie am Waffenrock.

Mütze: Wie zu L, jedoch Be¬

satz von karmoisinrotem Tuch und
ohne Wappenadler.

Bewaffnung: Infanterieoffi¬
zierdegen; Portepee von Silber und
schwarzer Seide. Unterschnallkop-
pe) von schwarzem Lackleder.

Helm: Ledorhelm mit eckigem
Vorder- und abgerundetem Hinter¬
schirm, weißen Beschlägen, glatter
Spitze auf vierblätteriger, durch
Kopfschrauben befestigter Unterlage
und weißen, gewölbten Schuppen¬
ketten. Wappenadler (ohne Devisen¬
band) mit F. R. Rechts die deutsche,
links die Landeskokarde.

I. Änderungen der Heerordnung 1).

(Jiiltig vom 1. April 1903 ab.

Anlage II.

II. Übergangsbestimmungen.

1. Diejenigen Apotheker, welche sich am 1. April 1903 noch in Ab¬
leistung ihrer aktiven Dienstpflicht als einjährig-freiwillige Militärapotheker
befinden und nach Ausfall einer vor Beendigung ihrer Dienstzeit abzuhalten¬
den Prüfung das Befähigungszeugnis zum Oberapotheker erwerben, werden
als Unterapotheker, anderenfalls als Militärapotheker zur Reserve beurlaubt.

2. Das gleiche gilt für diejenigen Apotheker, die noch am 1. April [903
auf Grund der Bestimmungen des § 21, 4 H.O. nach halbjährigeT aktiver
Dienstzeit mit der Waffe vorläufig entlassen sind oder am 31. März 1903
diese Dienstzeit bei guter Führung beenden, falls sie es nicht vorziehen,
ihrer weiteren Dienstpflicht nach den neuen Bestimmungen zu genügen 2 ).

3. Die Unterapotheker und Militärapotheker, die ihrer Dienstpflicht
nach den bisherigen Bestimmungen genügen, oder genügt haben, gehören
auch ferner zu den unteren Militärbeamten.

4. Befähigimgszeiignisso zur Weiterbeförderung stellt der Korps¬
generalarzt aus.

5. Die Beförderung der unter 1 und 2 genannten Apotheker erfolgt:
durch den Korpsgeneralarzt zum Unterapotheker 3 );

!) £>ic Sfeuotbramg bet ®ienftt>et651tmffe bei SJHlttStapotfiefet machte auch eine
Anbetung bet bietübet geltenben fünfte bei fteetotbnung itötroenbtg. Xu- einzelnen
Anbetungen fmb biet fottgefoffen. 3>afüt finb alle für SDctlitätapotbelet in SBettadjl
tommenben ©ejHmmungen bet ©eetoibnung in ibtet ich! gültigen gaffung auf S. 66
im 3ufammenljange abgebtudt.

2) in diesem Falle ist von der nachträglichen Beibringung des .Dienstzeugnisses
abzusehen. (Stltltt. Slnntetlg.)

3 ) Militärapotheker, «reiche die vorgeschriebene Prüfung (Ziffer 1 und 2) vor Be¬
endigung ihrer aktiven Dienstzeit nicht bestanden haben, dürfen behufs Erlangung des
BefShigungszeugnisses zum Oberapotheker (Ziffer 4) bzw. Beförderung zum Unter¬
apotheker zu einer Nachprüfung im Garnisonlazarett des Stationsortes des Korps-
generalarztes zugelassen werden. Bezügliche Gesuche sind durch Vermittlung des Be¬
zirkskommandos an den Korpsgeneralarzt zu richten. (Wllltl. Stnmetlg.)

BOttger, Apothekengesetae. 3. Aufl. 5
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durch das Kriegsministerium auf Vorschlag des Korpsgeneralarztes 1)
zum Oberapothekor.

9Jebett ber SBebrorbnung unb ber burd) bie ftabmettgorbet bom 14. SRai 1902
ergänzen SSerorbnung über bie Organisation be§ ©anitälälor^S enthält nodi
bie .'peerorbnung, bie bie miütärifdje Grgcmsung ber SBerjrorbnung bübet,
mehrere bie ®tenftberMüntffe ber bcutfdjen Styotfoefer berübrenbe Seftimmungeu,
oott benen ein feijr bebeutfamer Teil ebenfalte crft burd] bie Crber tiom 14. Max
1902 feine jetiige «efialt erhalten \)at. 3fn ihrer jeW gütttgen Raffung l)at bie 23er=
orbnung in ben fjter. in Tyrage fonimenben fünften folgcnben Sßortlant:

Heerordnung.
Vom 22. November 1888.

§ 17. Entlassungspapiere. 1. Jeder Soldat, welcher aus dem
aktiven Dienst entlassen wird, erhält einen Militärpaß.

2. Der Militärpaß wird ... für Unterärzte, Militärapotheker und
Krankenwärter vom Korpsgeneralarzt erteilt.

4. Neben dem Militärpaß erhält jeder Mann bei seiner Entlassung aus
dem aktiven Dienst ein Führungszeugnis . . . Das Führungszeugnis wird
... für die Unterärzte und Militärapotheker vom Korpsgeneralarzt . . .
unterzeichnet.

5. Mediziner, welche nach halbjährigem Waffendienst als Sanitäts¬
mannschaften entlassen werden, erhalten statt des Führungszeugnisses ein
Dienstzeugnis. Über den Inhalt dieses Dienstzeugnisses siehe § 4
der Verordnung über die Organisation des Sanitätskorps. Etwaige Strafen
sind in gleicher Weise, wie bei den Führungszeugnissen vorgeschrieben,
aufzunehmen. Auf einjährig-freiwillige Militärapotheker und Unterroßärzte
findet vorstehendes sinngemäße Anwendung.

6. Einjährig-Freiwillige usw., welche zu Reserveoffzieraspiranten er¬
nannt werden, erhalten bei ihrer Entlassung aus dem aktiven Dienst neben
den Führungszeugnissen besondere Befähigungszeugnisse.

lii lähigungszeugnisse zur Weiterbeförderung für Unterärzte, Militär¬
apotheker und Unterapotheker werden durch den Korpsgeneralarzt aus¬
gestellt.

§ 19. Einjährig-freiwilliger Dienst im allgemeinen. 1. Der
einjährig-freiwillige Dienst wird mit der Waffe abgeleistet.

Apotheker, Apothekergehilfen, -Lehrlinge und-Anwärter 2 ) dürfen ihrer
einjährig-freiwilligen Dienstzeit auch ein halbes Jahr mit der Waffe und nach
bestandener Prüfung als Apotheker ein halbes Jahr in einer Lazarettapotheke
— einjährig-freiwilliger Militärapotheker — genügen.

§ 21. Apotheker, Apothekergehilfen, -Lehrlinge und -An¬
wärter.

!) Zum Oberapothekor können Unterapotheker auf ihren an die Bezirkskom-
mandos zu richtenden Antrag vorgeschlagenwerden, sofern sie mindestens zwei Jahre
dem Beurlaubtenstande bei tadefioser Führung angehört haben. Den Vorschlägen
sind Auszüge aus der' Landwehrstammrolle beizufügen. Die Beleihung eines unter-
apothekers mit einer etatsmäßigen Apothekerstelleder mobilen Feldarmee hat die Be¬
förderung desselben zum Oberapotheker zur Kolge. (91mtt. Sttttnetlg.)

2) Unter Apothekeranwärtern sind diejenigen jungen Leute zu verstehen,
welche durch das vom Kreisarzt ausgestellte Zulassungszeugnieund durch eine von
der Polizeibehörde beglaubigte Bescheinigungdes Apothekenvorstandes nachweisen,
daß sie als Lehrlinge angenommen sind. (9Xmtl. Ütttmettg.)
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1. Apotheker, Apothekergehilfen, -Lehrlinge und -Anwärter, welche
die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienst haben, genügen ihrer
aktiven Dienstpflicht entweder

a. ganz mit der Waffe, oder
b. ein halbes Jahr mit der Waffe und, wenn sie das Dienstzeugnis

(§ 17, 5) und die Approbation als Apotheker erlangt haben,
ein halbes Jahr in einer Lazarettapotheke — einjährig-freiwilliger
Militärapotheker.

2. Behufs Erlangung der Approbation als Apotheker werden die unter
lb Bezeichneten, wenn sie ein halbes Jahr mit der Waffe gedient und das
Dienstzeugnis erlangt haben, unter Vorbehalt der Ableistung des Restes
der aktiven Dienstzeit als Sanitätsmannschaften zur Reserve beurlaubt.

3. a. Den Rest ihrer aktiven Dienstzeit müssen sie spätestens im
letzten Halbjahre ihrer Zugehörigkeit zum stehenden Heere ab¬
leisten 1 ).

b. Sie haben daher bis spätestens neun Monate vor Ablauf ihrer Zu¬
gehörigkeit zum stehenden Heere (W.O. § 11, 5) — d. i. bis zum
1. Juli, sofern ihre Dienstpflicht bei der Frühjahrskontrollver¬
sammlung endet, oder bis zum 1. Januar, sofern dieselbe beider
Herbstkontrollversammlung ihr Ende erreicht — sich bei ihrer
Kontrollstelle zum Wiedereintritt zu melden. Ihre Einstellung
erfolgt zum 1. Oktober und zum 1. April. Ausnahmen genehmigen
die Generalkommandos.

c. Bei Unterlassung der Meldung werden sie durch das Bezirkskom¬
mando zum Dienst mit der Waffe (für das am 1. Oktober oder am
1. April beginnende letzte Halbjahr ihrer Zugehörigkeit zum stehen¬
den Heere) zu einem selbstgewählten, anderenfalls zu dem nächsten
Truppenteil ihrer Waffe einberufen und überwiesen.

d. Etwaige Anträge auf Verlängerung der unter a. festgesetzten Frist
dürfen unter der Bedingung der entsprechenden Verlängerung der
Dienstpflicht im stehenden Heere und in der Landwehr ersten Auf¬
gebots ausnahmsweise durch die Generalkommandos genehmigt
werden.

4. Die einjährig-freiwilligen Militärapotheker erhalten Unterricht in
dem Sanitätsdienst im Felde und den Dienstobliegenheiten eines Oborapo-
thekers 2).

Die näheren Bestimmungen hierüber trifft der Korpsgeneralarzt.
5. Sie treten bei ihrer Entlassung aus dem aktiven Dienste als Unter¬

apotheker zum Beurlaubtenstande.
6. Wer bei Beendigung seiner aktiven Dienstzeit das Befähigungs¬

zeugnis des Korpageneralarztes erlangt und sich im Reserveverhältnis durch
eine sechswöchige Übung als Unterapotheker bei einem Garnisonlazarett
oder gelegentlich einer sonstigen Einziehimg das erforderliche weitere
Zeugnis des Korpsgeneralarztes erworben hat, wird auf seinen Antrag zum
Oberapotheker befördert.

Über Ort und Art der Übung bestimmt das Generalkommando. Im
übrigen siehe § 36, 10.

7. Über die Ausstellung von Befähigungszeugnissen siehe § 17, 6.
§ 36. Allgemeine Dienstverhältnisse der Personen des Be¬

urlaubtenstandes.

i) ©. gußnote 3 auf 6. 58.
2) 2>et lliitcrridjt wirb bitrd) ben StabiSapotncFer erteilt.
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10. Die Oberapotheker gehören zu den oberen Militärbeamten. Die
Beförderung hierzu erfolgt nach Zustimmung des Generalkommandos auf
Vorschlag des Korpsgeneralarztes dureli das Kriegsministerium 1).

§ 39. Kontrollversammlungen. 5. Die Offiziere, Maschinen¬
ingenieure, Sanitätsoffiziere und oberen Militär(Marine-)beamten des Beur¬
laubtenstandes nehmen an den Kontrollversammlungen in Uniform teil.

§ 43. Einberufung der Offiziere, Ärzte und Beamten des
Beurlaubtenstandes. 4. Die zur Verwendung als . . . Feldapotheker
bestimmten Personen des inaktiven Standes werden durch die Korpsgeneral¬
ärzte unmittelbar einberufen.

§ 44. Überführung zur Landwehr ersten und zweiten Auf¬
gebots oder zum Landsturm. 1. Die Überführung der Mannschaften
zur Landwehr ersten Aufgebots bzw. zweiten Aufgebots geschieht nach
W.O. §§ 11, 5 bzw. 12, 4 und 13, 5. Der Übertritt bzw. die Überführung
der Mannschaften zum Landsturm erfolgt nach W.O. §§ 12, 5—7 bzw.
13, 5 und 18, 5.

2. Freiwilliges Verbleiben von Mannschaften in der Landwehr ersten bzw.
zweiten Aufgebots kann durch die Bezirkskommandos genehmigt werden.

3. Die Versetzung der . . . oberen Militärbeamten 2 ) von der Reserve
zur Landwehr ersten Aufgebots erfogt dureli den Bezirkskommandeur nach
denselben Grundsätzen wie die der Mannschaften . . .

Wer freiwillig in der Reserve zu verbleiben wünscht, hat dies seinem
Bezirkskommando zu melden.

4. Die Versetzung der . . . oberen Militärbeamten von der Landwehr
ersten Aufgebots zur Landwehr zweiten Aufgebots erfolgt bei Voraussetzung
der erfüllten Dienstpflicht in ersterem auf eigenen Antrag der oberen Militär¬
beamten, oder wenn das Dienstinteresse es gebietet, jedoch im allgemeinen
nur zu den vorgesehenen Zeitpunkten (Kontrollversammlungen).

Die Versetzung wird durch die Bezirkskommandeure verfügt und zwar,
sofern ein eigener Antrag vorliegt, ohne weiteres, sofern ein solcher nicht
vorliegt, nach Einholung des Einverständnisses der nächsten Waffenbehörde
bzw. auf Anordnung oder Antrag derselben.

5. Auf die Dauer der Dienstpflicht im allgemeinen hat das längere
Verbleiben in der Reserve bzw. in der Landwehr ersten Aufgebots keinen
Einfluß.

7. Vor Überführung von oberen Militärbeamten zum Landsturm ist
(ebenfalls) der Abschied nachzusuchen (Ziffer ll) :i).

8. Für . . . obere Militärbeamte, welche dem zweitem Aufgebot der
Landwehr angehören, ist nach erfüllter Gesamtdienstpflicht die Verabschie¬
dung behufs Überführung zum Landsturm nachzusuchen, sofern sie nicht
freiwillig im Beurlaubtenverhältnis verbleiben wollen.

9. . . . Obere Militärbeamte, welche für den Mobilmachungsfall unab¬
kömmlich erklärt sind, sind in der Regel nicht über den Zeitpunkt des
Ablaufs ihrer Dienstpflicht im Beurlaubtenverhältnis zu belassen.

r

1) Die Beleihung eines Unterapothekers mit einer etatsmäßigen Apothekerstelle
der mobilen Feldarmee hat seine Beförderung zum Oberapotheker tur Folge. (Stttttl.
Slnmetfg.)

2) Für die Berechnung der Dienstpflicht der .... oberen Militärbeamten sind
die für die Mannschaften gültigen Bestimmungen maßgebend. (\Hmtl. Slntltetlfl.)

■!) 3)ie Tytrific, ob ben SKilttörbeotnteti beS Söeutlaubtenftanbeiauf ©tunb 20ia|rtget
3ugeböttg!eit mm Sßeutlcrubtenftanbe ber Stbfdjieb mit bet (Erlaubnis jum Xrageu
bet üanbmefjratmceunifotm bewilligt werben fnnu, ift in bor SßtcrriS bisher Ber-
nein! tuorben.
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11. Die Verabschiedung der oberen Militärbeamten des Beurlaubten¬
standes ist beim Kriegsministerium zu beantragen.

Die näheren Seftimmungen über bie @anität§einriditungen ber 2(rmee gu
Unebenheiten finb in iljren gjnjeö)eiten in ber 3frieben8»<3anität3otbnung
tiom 16. 9Jmi 1891 unb beren 9cad)trägeu unb (ärgänjungen enthalten. 3)er roid)*
tiefte baran« ift nadiftehenb furj jufammengefafst:

Xie oberfte Seitung beS öeere3fanität3roefen3 liegt in ben Rauben be§
®riegMn#er§ b^ro. ber SSRebijntoIabteiiung,bereit Sr)ef ber ©eneralftab§arjt
ber airmee i|t. gut jebeS Slrmeefor^ rotrb ein ©anttätSamt gebtlbet, an beffeu
©^iße ber Morp*geueralar,U fte()t unb bem nud) ein ftorb«ftab«a|»tt)eferan«
gehört. $a3 ©anitätöamt ift bie oorgefehtc 33eh,orbe ber SDWlttäriajarette ferne«
0Sefd)äft*bereidi* unb regelt unb beouffiditigt ben @amtat«bteuft m benfetben.
IS« trifft biefeit Sa^nrettcu gegenüber (S'ittfdieibung in bejug auf ben gefamten
antlicben unb hftarmoäeutifd)eti Dienft. inngefcMer be3 gefamten Sa*orett-
berfoual« ift ber ©eneralatät, beffen Si^iptinarfttafgeroalt aud) bte äRiutar«
abottjefer unterliegen.

©ornifonlajarette mit einer SRorntalTfronlenä^t (4% ber ©artttfor^Io^f.
ftärie) öoit 71 unb barüber erbeten eine Sajarettapottiere, beftejenb au«
einer Abteilung für Inneiüerforguug (^neiabteilung) unb au« ber «btetlung
für äntlidie Snjlrumente, «eräte unb SSerbanbmtttel (^erbanbmtttelabtetluug.
SSorftanb ber Sojarettaüotbele ift in ben Sajaretten am ©tfc e«^ ®enerat=
fommanboä ein ©tabgapotbefer, in ben anberen ©tonborten etn ©tabS» ober
Oberftabäa^t. 3um dienft in ber Strjneiabteitung werben bem üajarett etn;
iabrig»Aveiiuil(igc Wilitärabotbefer überroiefen.

§n «Breufieti erhalten £a 3arette mit einer ^orntalfran engahi bon weniger
aß 71 feine Sasaretraöottjefe, foitbem eine fogenannte 9Ir ä net= unb Ser=
banbmitteianftalt. , , r-u^=,m i

gut iebeS SlrmeetorüS befinbet fid, im ©armfonlctjareti.am ®*beS ®ennal>
fommcmboS ein ©anitätSbeüot, ba§ bie bem ©amtatöamt un erftetttett äRdttaf
(adrette mit feimitteln, «fteagentten, 2e«infeftion«mttein _ufro p ber-
forgeti Dat. Sorftanb ift ber ©tab§aboth,efer. SB beftel)t ebenfo wie bte £a 5arett=
aoorhete an« einer tenei- unb einer Serbanbmittelabtetlung.

§n ben Sajaretten am ©ih ber ©aitirM«ämter fmb auuerbem nod) )t,gt=
enifd) = d)emifd)e ttntetfu<$una8jtationen unb©tattonen w «rtferttgung
bon Weitabletten (Xabtetteuftationen) entgertcb et. X,c ba teuotog.che
Abteilung ber Unterfuc$ung3fiatumen leitet em ©taba^t, bie diemtfdje ber Äorp*
ftabSabotbeler beS berreffenben ©anitätöamtea.

Stufierbem beftcl,! In »edin in Sßerbmbung mtt ber «atf« Kilbel.n,-
Kabemfe für bei mflitftfejtßd&e Silbunggroefen etn t,ng>nn|d) d,e,u, cje,
Laboratorium; bctffeKe ftebl unter Seitung eine« ©tab^teS, bem etn .störte

[,llb ^u tÄ5 1b;Sieb>u^San,tat,orbunug finb uodnual« bte OerfönIvd,en,
W in 'So i uiucrlKiltHiffc »er «ovp.fiab.apotbefcr, St^potfefer
unb einSg-freimiffigeti Ärapott,e!er in aller «tofüWfat behanbe ,

moriib r'berä« bie Änettöorber turnt 14. m 1902 ta loe entli^te entl,a t.
Sie ©aiittät§cinrid)tuugen im gelbe ftub geregelt bind) bte ftttee«-

Sauität«orbitung bom 27. Januar 1907.

I
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VI. Maß- und Gewichtswesen.
Über bie Sefdjaffenljett ber SSagert unb ©erotrhte, bereit $orr)anbertfein

in bert apotljefenräumlicfjfeiten erforberitdt) ift, ergibt ftdt) att3 bert jurjeit gelteitben
reidE)ggefe|lid)en33efiimmimgert folgenbeg:

Beschaffenheit der Wagen und Gewichte in den Apotheken.
Maß- und Gewichtsordnungvom 17. August 1868 (B.G.B1. S. 473); Gesetze betr.

die Abänderung der Maß- und (iewichtsordnung vom 11. Juli 1884 (R.G.B1. S. 115)
unc 20. April 1893 (R.G.B1. S. 151); Bk. der Normaleichungskommissionbetr. die in
den Apotheken zulässigen Wagen vom 24. Oktober 1882 (R.Z.B1. S. 418); Eich¬
ordnung für das Deutsche Reich vom 27. Dezember 1884 (R.G.B1. 1885 S. 14); Bk.
des Reichskanzlers betr. die zulässigen Fehlergrenzen der im Verkehr befindlichen
Wagen und Gewichte vom 27. Juli 1885 (R.G. BL 8. 263).

1. In den Offizinen (Arzneiverkaufslokalen) der Apotheken dürfen nur
Wagen, welche mit dem Präzisionsstempel versehen sind, vorhanden
sein und gebraucht werden. In allen übrigen Geschäftsräumen der Apo¬
theken sind neben den Präzisionswagen solche Handelswagen zulässig,
bei welchen die größte einseitige Tragfähigkeit oder größte zulässige Last
nicht weniger als ein Kilogramm beträgt 1).

2. An den Hebelarmen gleicharmiger Wagen dürfen sich keinerlei
Ausgleichungsmittel befinden, durch welche die Wage in unbelastetem
Zustand zum Einspielen gebracht werden kann. Daher sind Sattelvor¬
richtungen an den Tarir- und Handwagen für Rezeptur und Handver¬
kauf verboten. Jede Wage muß die deutliche und untrennbare Angabo
der größten Last, zu deren Abwägung sie bestimmt und ausreichend ist,
enthalten.

3. Bei Präzisions wagen dürfen die Gewichtszulagen, welche zur Aus¬
gleichung vorgefundener Abweichungen von der Richtigkeit genügen
sollen, oder welche bei unmerklich scheinenden Abweichungen von der
Richtigkeit das wirkliche Vorhandensein hinreichender Richtigkeit durch
die Hervorbringung eines noch genügend deutlichen Anschlages erweisen
sollen, höchstens betragen:

4,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/250) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe 20 Gramm und weniger beträgt.

2,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/500) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 20 Gramm, aber nicht mehr als 200 Gramm
beträgt.

1,0 Milligramm für je 1 Gramm (1/1000) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr als 2 Kilo¬
gramm beträgt.

x) Obige SBefnmmungert toerben etgänjt bind) folgenbe älnorbmmgen ber pieit«
&ifrhen StyotJ)efenbetrie63oxbnung » om i,s. gebruot 1902 (f. Seil XIV):

§ 4. Der Rezeptiertisch soll . . . mindestens mit einer {einen Tarierwage bis zu
1000 g Tragkraft, vier Handwagen, deren kleinste 5 g Tragfähigkeit hat, sowie den
zugehörigen Gewichten von 200 g abwärts ausgestattet sein.

§ 24. Sämtliche Wagen in der Offizin wie in den Nebenräumen von 1 kg Trag¬
fähigkeit abwärts müssen ebenso wie sämtliche Gewichte von 500 g abwärts präzisiert
sein und den Bestimmungen der Eichordnung für das Deutsche Reich vom 27. De¬
zember 1884, der Bekanntmachung vom 27. Juli 1885 (R.G.B1. 1885, S. 14 und 263)
und der Bekanntmachung über die Prüfung der Wagen und Gewichte in den Apotheken
vom 10. Juli 1895 entsprechen.
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0,4 Gramm für je, ein Kilogramm (1/2500) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 2 Kilogramm, aber nicht mehr als 5 Kilo¬
gramm beträgt.

0,2 Gramm für je ein Kilogramm (1/5000) der größten zulässigen Last,
wenn dieselbe mehr als 5 Kilogramm beträgt.

4. Alle Gewichte, welche auf den Präzisionswagen der Apotheken
in Anwendung kommen, müssen als Präzisionsgewichte geeicht sein
und den Anforderungen der §§ 42—45 der Eichordnung vom 27. Dezember
1884 entsprechen. Die einzelnen Gewichtsstücke sind in hölzernen Kästchen
oder Einsätzen aufzubewahren, in welchen jedes seinen bestimmten Platz hat.

5. Bei Präzisionsgewichten 1) darf die Abweichung vom Soll¬
gewicht höchstens betragen:

bei einer Gewichtsgröße von
50 kg
20 -
10 -
5 -
2 -
1 -

500 g
200 -
100 -
50 -
20 -
10 ■

5 g 5 g
4 2 -
2,5 1 -
1.250 - 500 mg
0.000 - 200 -
0,400 - 100 -
250 mg 50 -
100 - 20 -
60 - 10 -
50 - 5 -
30 - 2 -
20 - 1 -

12 mg

4
•2
2
2
1
1
1
0,5
0,4
0,2

$te itbermndnmg ber in ben 2Ipotf)efen tun'ljmtbenen Saugen unb ®e=
luicbte Bat in ^reufeen eine befonbere Regelung burd) nadjftebenbe SDftntfterial«
uerorbnungen erfahren.

Prüfung der Wagen und Gewichte in den Apotheken.
Min.-Erl. vom 10. Juli 1895.

In betreff der Nachprüfung der Wagen und Gewichte der Apotheker
bestimmen wir im Einverständnis mit der Kaiserlichen Normaleichungs¬
kommission folgendes:

1. Die Apothekenvorstände haben sämtliche in der Apotheke und den
übrigen Geschäftsräumen in Gebrauch befindlichen Wagen und Gewichte
alle zwei Jahre dem nächstgelegenen Königlichen Kichungsamte zur
Prüfung vorzulegen.

2. Der Nachweis der erfolgten Vorlegung wird gefuhrt durch die
darüber von dem Eichamte auszustellende Bescheinigung. Damit die
Frist von zwei Jahren möglichst nahe innegehalten wird, soll die Vorlegung
alle zwei Jahre stets in demselben Halbjahre stattfinden, in welchem die
erste Vorlegung stattgefunden hat. Die Einsendung der Wagen und Ge¬
wichte hat derartig rechtzeitig zu erfolgen, daß das Eichamt mindestens
einen Monat zur Erledigung Zeit hat.

!) Tic fjotm bet «ßrästfionSgetüidjtefoH fein:
für bte ©emi(f|t8ftüde oott 50 kg big 1 g abwärts ber g^mber,

5 deg,
2
1

5 cg, 5 mg ba% ©cd)3ecf,
2 „ 2 „ bct§ Siexed,
1 „ 1 „ ba§ S)reiect.

CS«H

©infafcgeroidjte finb als $rajifionSa,etoid)te unjulfifftg.
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Zum Nachweise der Zugehörigkeit der in der Apotheke und den übrigen
Geschäftsräumen vorhandenen Wagen und Gewichte zu den darüber aus¬
gestellten eicharntlichen Bescheinigungen genügt es, wenn Art und Stück¬
zahl der ersteren mit Art und Stückzahl der durch letztere als geprüft
nachgewiesenen Gegenstände übereinstimmt.

3. Die königlichen Eichämter haben die ihnen alle zwei Jahre in dem¬
selben Halbjahr vorzulegenden Wagen und Gewichte der Apotheken, nach
erfolgter Prüfung oder Berichtigung und Neueichung binnen spätestens
einem Monat zurückzugeben und darüber Befund- bzw. Eichscheine
auszustellen.

4. Die königlichen Eichämter haben an den in Ziffer 1 genannten
Wagen und Gewichten außer den durch die Kiehungsinstruktion vorge¬
schriebenen Berichtigungen bereits gesternpelter Wagen und Gewichte
folgende Berichtigungen auszuführen.

a. die im Zusatz 47 zur vorgenannten Instruktion (Mitteilungen der
Kaiserlichen Normaleichungskommission S. 126) behandelte Be¬
richtigung zu leichter Gewichte aus Messing, Bronze und dgl.
von 20 g und darüber. Falls die hierzu erforderliche Einrichtung
nicht vorhanden ist, sehe ich, der Minister für Handel und Ge¬
werbe, ei nein entsprechenden schleunigen Antrage entgegen;

b. die Berichtigung anderer als gleicharmiger Balkenwagen, soweit sie
durch Tarierung der Schalen (Brücken) oder des Balkens (Gegen-
gewichtshebels) tunlich ist. Die Berichtigungsgebühren sind die¬
selben, wie sie in der Eichgebührentaxe für die Berichtigung neuer
Wagen vorgeschrieben sind.

5. Falls sich herausstellt, daß sich eine unrichtig befundene Wage
zwar nicht durch Tarierung, aber noch auf andere Weise, insbesondere durch
Nachschleifen oder Ersetzen einzelner oder aller Schneiden berichtigen läßt,
hat das Königliche Kichamt diese Berichtigung durch einen sachkundigen
Gewerbetreibenden unter Überwachung der Angemessenheit der Berichti¬
gungskosten 1) baldigst herbeizuführen und die Wage dann von neuem zu
eichen. Für die erste Prüfung solcher Wagen sind ebensowenig Gebühren
zu erheben, wie für die erste Prüfung neuer Gegenstände, bei welcher sich
die Notwendigkeit eichamtlicher Berichtigung ergibt.

6. Die Berichtigung der Präzisionswagen ist nicht nur dann
aus- bzw. herbeizuführen, wenn die äußersten Grenzen der im öffentlichen
Verkehr noch zu duldenden Abweichungen der Wagen von der absoluten
Richtigkeit (Bekanntmachung vom 27. Juli 1885, R.G.B1. S. 263) über¬
schritten sind, sondern auch schon dann, wenn die Unrichtigkeit der Wage
nach Aufbringung des zehnten Teiles der größton zulässigen Last das
Doppelte der für diese Belastung vorgeschriebenen Eichfehlergrenze (§ 62
der Eichordnung) überschreitet.

7. Bei Rückgabe unrichtiger und nicht mehr berichtigungs¬
fähiger Wagen und Gewichte der Apotheker sind die der Eichungs¬
instruktion entsprechenden Rückgabescheine auszustellen. Außerdom sind,
ohne Erhebung von Gebühren, auch Rückgabescheine über diejenigen
Wagen oder Gewichte auszustellen, welche nicht wegen Unrichtigkeit, son¬
dern aus anderen Gründen unzulässig befunden worden sind.

8. Die Apothekenvorstände sind verpflichtet, alle notwendigen Be¬
richtigungsarbeiten ausführen zu lassen und deren Kosten zu tragen.

*) ®urd) SRinifteriaHM. bom 1. Dftober 1897 imtrbe Beifügt, bog tue Sßagett fortan
erft nad) 8$etftänbigung mit bett SBefifcera ;,uv föepaxatvx toeitetgegejjen Wetben (ollen.
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Eines Antragss auf Ausführung der notwendigen Berichtigungen beim Eich¬
amte bedarf es nicht.

Mit kassiertem Stempel zurückgegebene Wagen oder Gewichte dürfen
in die Apotheke und die übrigen Geschäftsräume überhaupt nicht mehr
zurückgebracht werden, sondern sind sofort durch neue, vorschrifts¬
mäßig geeichte zu ersetzen 1).

9. Dem Apothekenvorstand ist es unbenommen, nach erfolgter eich¬
amtlicher Nachprüfung seiner im Gebrauch befindlichen Wagen oder Ge¬
wichte zu deren Vermehrung neue Wagen und Gewichte anzuschaffen.
Die Neuheit dieser Gegenstände ist indessen durch Vorlegung der Rech¬
nung nachzuweisen.

10. Die unter Ziffer 2 genannten eichamtlichen Bescheinigungc n
bestehen aus den in Ziffer 3 und 7 genannten Eich-, Befund- und Rück¬
gabescheinen, Der Apothekenvorstand hat diese Bescheinigungen dem mit
der Revision der Apotheke betrauten Beamten zur Prüfung ihres
Datums und zur Vergleichung der in ihnen aufgeführten Wagen und Ge¬
wichte mit den vorrätigen vorzulegen. Die vorhandenen alten Wagen und
Gewichte müssen mit den in den Eich- und Befundscheinen nachgewiesenen
übereinstimmen. An Stelle tb'f durch Rückgabescheine als ferner unbrauch¬
bar nachgewiesenen Wagen oder Gewichte müssen neue vorhanden sein,
und zwar darf der über die Beschaffung beigebrachte Nachweis kein späteres
Datum aufweisen, als 6 Wochen nach dem Datum des Rückgabescheines.
Etwa seit der letzten Nachprüfung beschaffte neue Wagen oder Gewichte
sind besonders vorzulegen nebst der in Ziffer 0 erwähnten Rechnung, welche
ein späteres 1>atum als das der vorerwähnten eichamtlichen Bescheinigungen
tragen muß.

11. Eine anderweite polizeiliche oder medizinalpolizeiliche
Überwachung der Wagen und Gewichte in den Apotheken und
deren Nebenräumen findet fernerhin nicht mehr statt 2).

Berlin, den 10. Juli 1895.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Der Minister der geistliehen usw. Angelegenheiten.

!) Sie Sßerroenbung borfdjriftgtotbnger äBagen unb ©eroiäjte wirb getnäfj
§ 369, 2 Str.O.SB. beftraft (f. S. 111).

2) Siefe Stnorbnuttg tnurbe in einet sroeiten SBerfügung berfelben äKinifret üou
gleichem ®otutn (10. Qfuli 1896) uoefi beJonberS roiebetbolt. m toat biet gefagt:

Die Bevollmächtigten für die amtliche Besichtigung der Apotheken sind darauf
hinzuweisen, daß die im 5 l l der Anweisung der amtlichen Besichtigung der Apotheken
usw. vom l(i. Dezember 1893 vorgeschriebene Prüfung der Wagen und Gewichte in
Zukunft nicht mehr stattfindet, und statt dessen nur eine Prüfung der eichamtlichen
Bescheinigungen gemäß Ziffer 10 der Bekanntmachung vom heutigen Tage vorzu¬
nehmen ist. [eh, der .Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten, halte es dabei
für erstrebenswert, dal.! diejenigen Wagebalken und (iewichte, welche für den Gebrauch
in der Apotheke nicht wieder hergestellt «erden können, aus dem Verkehr gezogen
und vernichtet werden: dies darf jedoch nur mit Zustimmung des Apothekenvor¬
standes welche in der Besichtigungsverhandlung zu erklären ist, geschehen.

Die ieöt gültige Stnmeifung für bie amtlicfie ©eftebtigung bet SlpottjeFert com
IN. gebruar 1902 (f. Seil XVIII) befttmmt bementfptec&enb in ben SS l-l unb 15 nur
folgenbeä:

Der bevollmächtigte Medizinalbeamte prüft die Beschemigungen über die Richtig¬
keit der Wagen und Gewichte.

Der Apothekenvorstand hat die eichamtlichen Beschemigungen über die Nach-
prüfung der Wagen und Gewichte auf Erfordern vorzulegen.

©tetetuf bot firl) olfo bie Sätigfeit bet ^potbefentebifoten binfidjtttdj bet SESagen
unb ©ewidbte :,u be)d)ränfen.
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Mln.-Erl. vom 25. Juni 1896.

In der Bekanntmachung über die Prüfung der Wagen und Gewichte
in den Apotheken vom 10. Juli 1895 ist die alle zwei Jahre zu wieder¬
holende Vorlegung sämtlicher in der Apotheke und in den übrigen Ge¬
schäftsräumen befindlichen Wagen und Gewichte zur Nacheichung an das
nächstgelegene Königliche Eichungsamt vorgesehen. Zur Erleichterung der
den Apothekenvorständen hieraus erwachsenden Mühe und Kosten wird
gestattet, daß die Handelswagen und Handelsgewichte dem näohst-
gelegenen Gemeindeeichungsamt zur Nacheichung vorgelegt worden
können. Auch ist es zulässig, daß diese Nacheichung in den Räumen
derApotheken selbst durch den Eichmeister des betreffenden Eichamts
stattfindet, wofür jedoch außer der Eichgebühr die Diäten und Reisekosten,
sowie die Kosten des Transports der zur Ausführung der Nacheichung er¬
forderlichen Hilfsmittel gemäß Ziffer 4 der allgemeinen Bestimmungen der
Eichgebührentaxe vom 28. Dezember 1885 zu zahlen sind. Im übrigen
gelten die in der angezogenen Bekanntmachung vom 10. Juli 1895 er¬
lassenen Bestimmungen.

Bei der Versendung von Wagen zur Nacheichung dürfen in keinem
Fall solche Teile zurückgehalten werden, welche Pfannen enthalten.
Es sind also die Schalen, Gehänge und die Ständer, sofern sie Pfannen
tragen, mitzusenden. Dagegen sind Stative, welche zum Aufhängen von
Wagen dienen, deren Haiken in einer Schere spielt, nicht mit vorzulegen,
ebensowenig Gegenstände, wie Etuis, Pinzetten usw.

Berlin, den 25. Juni 1896.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.
^m Slnfcftlufj an biefe SSerorömmgen erging noch ber folgenbe

Min.-Erl., betr. die Normalgewichte in den Apotheken. Vom 28. Dezember 1897.

Es ist der Wunsch ausgedrückt worden, daß es gestattet werden möge,
die sogenannten Normalsätze der Apotheker, die bisher zur Nach¬
prüfung der Präzisionsgewichte bei den Apothekenrevisionen dienten, weiter¬
hin als Präzisionsgewichte in den Offizinen zu verwenden, nachdem sie
durch die vorgeschriebene zweijährige Wiederholung der Eichung der Prä-
zisionsgewichte entbehrlich und überflüssig geworden sind 1 ). Da es sich
um eine Verwendung der Gewichte handelt, welche deren Eichung als Prä-
zisionsgewichte voraussetzt, so wird diesem Wunsche nur insoweit nach¬
gegeben werden können, als die Reichsgesetzgebung seiner Gewährung nicht
entgegensteht. Es werden also alle diejenigen Normalgewichte anstandslos
auch als Präzisionsgewichte in den Offizinen benutzt werden können, die
einen der hierzu erforderlichen Eichungsstempel (Präzisions- oder Gold-
münzstempel) tragen; auch können alle derartigen Normalgewichte, die in
bezug auf Material, Gestalt und sonstige Beschaffenheit den geltenden Vor-

x) £nerju hatte fcbon bie (^rucite) ajliniftetiolBerfügung öom 10. 3fuH lHi).r> folgenbeS
beftimmt:

Der im § 24 Abs. 2 der Vorschriften über Einrichtung und Betrieb der Apotheken
usw. vom 16. Dezember 1893 vorgeschrieben« Satz Normalgewichte ist in Zukunft
nicht mehr erforderlich.

3)ic jctjt (luftige 9löotf)efenbctrieb3orbuung öom 18. gebraut 1902 (f. Seit XIV)
eviudfmt einen fotchen 9?ormctIgetöicht3fctj3 bcihct übetbauöt nicht mefci.
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Schriften entsprechen, der Eichung und Nacheichung als Präzisionsgewichte
unterzogen und dadurch in den Offizinen verwendbar gemacht werden.

Da nach vorstehendem nur ein sehr geringer Prozentsatz der Gewichte
als nicht eichungs- oder nacheichungsfähig auszuscheiden sein dürfte, so
erscheint es nicht angezeigt, ihretwegen Ausnahmen von den geltenden
Vorschriften zuzulassen.

Berlin, den 28. Dezember 1897.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

SMJjrenb nactj borfieljertbert SBeftimmungen bte in beit 2l&otf)e!en bor«
hnnbenen Sßagen unb ©eloidjte ben $rä3ificm§ftempel tragen muffen, ift für bie
int Saboratorium gebrauchten djemifd^anattjtifdjen Scefjgeräte eine Gidjijftidit

en. G§ ergingen hierüber folgenbe Verfügungen:nicrjt üorgefdfrieben.

Eichung chemischer Meßgeräte.
Min.-Erl. vom 2. Januar 1897.

Im Einvernehmen mit der Kaiser!. Normaleichungskommission ist dem
Kgl. Eichungsamte in Köln 1) die Befugnis erteilt worden, chemische Meß¬
geräte, d. h. Geräte, wie sie bei chemischen Analysen in Fabriken, Berg¬
werks- und Hüttenbetrieben, Apotheken usw. zur Ausführung chemischer
Untersuchungen dienen, zu eichen. Die Eichung geschieht auf Grund einer
von der Normaleichungskommission ausgearbeiteten Instruktion genau
nach den bei dieser Kommission üblichen Methoden und unter deren un¬
mittelbarer Aufsicht.

Welchen Anforderungen die zur Eichung zuzulassenden Geräte hin¬
sichtlich der äußeren Beschaffenheit, Einteilung und Genauigkeit zu ge¬
nügen haben, ist aus der Bekanntmachung vom 26. Juli 1893 des Näheren
zu ersehen. Auch ist das Kgl. Eichungsamt in Köln angewiesen worden,
allen aus dem Publikum über diese Anforderungen etwa gestellten An¬
fragen, ebenso solchen über Bezugsquellen, Prüfungsgebühren usf. mög¬
lichst eingehende Beantwortung zuteil werden zu lassen. Hierauf werden
insbesondere die Besitzer von Apotheken hingewiesen, deren Geräte stets
diejenige Einrichtung und Genauigkeit aufweisen müssen, welche zu ord¬
nungsmäßig auszuführenden chemischen Analysen erforderlich sind.

Berlin, den 2. Januar 1897.
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Min.-Erl. vom 12. März 1897.

Auf den Bericht vom 25. Januar d. J. erwidern wir, daß der Erlaß
vom 2. Januar d. J. mit der Bekanntmachung von demselben Tage füglich
nicht hat beabsichtigen können, den Eichzwang auf Gegenstände auszu¬
dehnen, die ihm gesetzlich nicht unterliegen. Der Erlaß bezweckt nur,
den Besitzern von Apotheken und chemischen Fabriken, überhaupt allen
beteiligten Kreisen davon Kenntnis zu geben, wo sie chemische Meßgeräte

1 ) Saut i^t. ber 3iürmatetd)ung3foiiuni|iumBorn 26. Koucmber 1896 finb ferner
;,ur CSidiung djemtfrhet aJcefsgeräte ermächtigt: baö grofjheraogud) fäc&fifche ©ia>
nint in Qlmenau unb ba<3 fjeraogltrf) feiebfifche ßichamt in <M)Iberg.
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prüfen lassen können, weil sie ein Interesse daran haben, zur Ausführung
chemischer Analysen zuverlässige Meßgeräte zu besitzen.

Berlin, den 12. März 1897.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

$>ett pteufcifcfcen Styotfoelern tft atfo anheimgeftellt, ob fte ihre analbti|(i)en
äJlefjgetäte eid)eu laffen wollen ober nicht. 'Sie ©ruttbfätc, und) betten bie Sidgung
erfolgt, finb enthalten in beit S3ciauutiuart)ungen ber ftatfertichen 9tormaM5id)ung3=
fommtffion bom 26. 3uK 1893, 8. 2tfml 1896, 2. frtli 1897 unb 9. 3uli 1903.

VII. Die Branntweinsteuergesetzgebung.
Sie Sranutrüeinfteuergefcügcbuugfjat für ben eigentlid)eu 9tyotbefen=

betrieb gegenwärtig nur rtodE) geringe Sßebeutung. SSährenb ttrfprünglid) für
bie SSerinenbung oon unbenatitrierteiu SBtcmntrtiettt ju §eüjh)eaen allgemein
Steuerfreiheit gewährt luurbe, ift biefe Scrgünftiguug im Saufe ber $abre (gdjritt
für «Schritt mehr eingefdjrciuft luorben, fo baf; tefet jut Bereitung branntioeui
faltiger Heilmittel fteuerfreier SBranntroein felbft nad) üoraugegaugener Sie*
naturierung nid)t metjr berroenbet roerben barf. SFhtr jur Sarftellung einjemer
beftimmter djetuifdHH'jariuaseutifcher Präparate unb anbetet Heilmittel, welche
SBrannttoeüi nicht inetjr enthalten, ift bie SBenujjimg fteuerfveien ^rauutmein«
in unoollftänbig beuaturiertent Huftonbe pgelaffen.

Xie 3ftedbt§lctge grtinbet fiel) auf baä ^vanntiueiufteucrgefet} in ber bittet)
ba§ @efeh oom 7. ^u'li 1902 feftgcftellteu Raffung unb bie baju com iöuubegtat
erlaffenen S8tannth)einfteuet«9tu8fttt)tung§beftimmungen infonbetbett bie ©rannt«
meinfteuer*53efreiung§orbnung.

Gesetz betr. die Besteuerung «!<»*» Itramitwciiis.
Vom 24. Juni 1887. In der Fassung der Gesetze vom 16. .Juni 1895, 4. April 1898

und 7. Juli 1902. (R.G.B1. 1895 S. 276, 1898 S. 159 und 1902 S. 243.)

§ 1. Der im Gebiete der Branntweinsteuergemeinschaft hergestellte
Branntwein unterliegt vom 1. Oktober 1887 ab einer Verbrauchsabgabe
und zu diesem Zweck der' steuerlichen Kontrolle.

Die Verbrauchsabgabe beträgt, von einer nach Maßgabe des folgenden
Absatzes festzusetzenden Jahresmenge (Gesaratkontingent) 0,50 Mark für
das Liter reinen Alkohols, von der darüber hinaus hergestellten Menge
0,70 Mark für das Liter reinen Alkohols 1) . . .

Von der Verbrauchsabgabe befreit und bei Peststellung der nach dem
Vorstehenden maßgebenden Jahresmenge außer Ansatz bleibt:

1. Branntwein, welcher ausgeführt wird;
2. Branntwein, welcher zu gewerblichen Zwecken, zur Essigberei¬

tung oder zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungszwecken
verwendet wird, nach näherer Bestimmung des Bundesrats. Die

!) Tic S)efroubotton ber SJerbxaudjSabgabe, roojti und) bie Sßettuenbiuia,
fteuetfreien SStcmnttoetn? ju anbeten als bett gematteten ^meden gehört, wirb nad)
§ 21 bcö ©efefcel mit einet Welbftvafc befttaft, roclcrje beut üicvfadjcn betrage ber
üorentbaltencn Slbgabe gteiajfommt. 8 utt, tbet^anbluttgen gegen bie fonftigen auf
©tunb be8 ©efefcei ergangenen ©etroaftungäöotfdjttftenwetoen nad) § 26 mit einet
Qtbnungsftrafc W8 p 300 2Jcarf geatjnbct.
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Brennereibesitzer sind gegen Übernahme der Kosten berechtigt, die
amtliche Denatnrierung ihres Branntweins in ihren Brennereien zu
verlangen.

Der Bundesrat ist ermächtigt, auch solchen Branntwein von der Ver¬
brauchsabgabe frei zu lassen, der in öffentlichen Kranken-, Entbindungs¬
und ähnlichen Anstalten oder in öffentlichen wissenschaftlichen Anstalten
verwendet wird.

§ 43e. Der Bundesrat wird ermächtigt:
a. den Kleinhandel mit denaturiertem Spiritus abweichend von

den Vorschriften des § 33 der Gewerbeordnung zu regeln;
b. dahin Bestimmung zu treffen, daß beim Kleinhandel mit dena¬

turiertem oder undenaturiertem Spiritus die Alkoholstärke des abzu¬
gebenden Spiritus durch Aushang an der Verkaufsstelle dem Publi¬
kum ersichtlich zu machen ist.

Zuwiderhandlungen gegen die vom Bundesrat erlassenen Bestimmungen
werden mit einer Geldstrafe bis zu 150 Mark bestraft.

8u biefett Sßaragrapljeri be3 ©ranntweinfteuergefe^elt)at ber SBunbeSrat
folgenbe StuSfü^runggbefttmmungen qefroffen:

Branntweinsteuer-Befreiangsordnang.
Bundesratsbeschlüssevom 28. Juni 1900, 28. März 1901, 18. September 1902, 25. Juni
1903, 9. März 1905 und 28. Juni 1906. (Bk. des Reichskanzlersvom 10. Juli 1900,
28. März 1901, 18. September 1902 25. Juni 1903, 20. März 1905 und 11. Juli 1906.)

Erster Titel. Steuerfreie Verwendung von Branntwein. 1)
I. Umfang der Steuerbefreiung.

§ 1. Für Branntwein, der zu gewerblichen Zwecken, zur Essig¬
bereitung, zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuehtungszwecken oder in
öffentlichen Kranken-, Entbindungs- und ähnlichen Anstalten
oder in öffentlichen wissenschaftlichen Anstalten Verwendung
findet, wird Steuerfreiheit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
dieses Titels gewährt, und zwar in der Regel nach Denaturierung des Hrannt-
veeins (§§ 2—28), in besonderen Fällen ohne Denaturierung auf Grund
eines Nachweises über die Verwendung des Branntweins (§§ 29—46).

') Die 8lecr)i$foge (iiiitirbtiirb ber fteuetfteien ißerroenbung oon SBrcrnnt-
mein, [omett fie biet mtereffiert, ift mich. Pen SBeftimtnungen bei öronnttoeinfteuet-

1. SBonftänoig benaturterter SBtanntmein barf bermenbei merben juv §er-
ftellung fämfltdjer ©eilmittet, roeldje im fertigen Suftanbe SBtanntmevn nicfjt
mcl)v entgolten. ' Sie Sermenbung berarttgen SBranntmeinS ' " " 'bebarf feiner

berarttgen SBranntroeinä ;,ur §erfteflung alfofiolöalttgetgaorifate, meldje jutn
mntjd)iidiou ©enuffe bienen fönnen (§ 11 SBefr.D.).
■]n bemfelben Qtoedt mie im jjafle l ift e2 ferner mögltcr), einen unöoll
ftänbtg, b.f). etwa» fcr)mäct)er benarurierten Wfobol 511 beiluden. ®aä Se>
rtaturierungämittel beftebt benrn cm» 51 ©oljgeift ober mit 0,51 ^riribmbafen
auf 10DI. ".HLu-vbte äuSnufcung btefer ©rmäcrjtigung ift dem einer befonberen
iSrlnubni» im (iin^elfaiie abhängig, nitb bte SInmenbung bicfeJ fcrjmädjer benet*
in viertelt SBranntroetn? unterliegt m allen ibven "^baien tum ber Stbferttgung
unb ßagerung au MS jur enbgtUtigen $enu$ung unb äSeirecf)nimg einer pein>
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Die Verwendung von denaturiertem Branntwein zur Herstellung der
im § 4 unter d und e aufgeführten Heilmittel und anderer Heil¬
mittel, welche Branntwein nicht mehr enthalten, ist als eine Ver¬
wendung zu gewerblichen Zwecken anzusehen.

Die Steuerfreiheit umfaßt:
a. den Erlaß der Verbrauchsabgabe und des Zuschlags;
b. die Erstattung der Maischbottichstener mit 0,16 Mark für das Liter

Alkohol, sofern der Branntwein dieser Steuer unterlegen hat;

lidjen unb ttinftäublidteu Kontrolle (§§ 17—21 bor SBefr.O.); fic ift betboten jur
ßetftentmg bon flttffigen alforfoibalttgen Sßatfümetien, boti Kopf«, $at)v.' unb
aJhinbMäffetn ober boti alloMljaltigen gabritaten, welche jum mcnfdjiicben ®e«
nuffe bienen fönnett (§ 16 83efr.lD.).

3. TOt ©enefontigung be3 ^ouütotntä barf bei bet Jynbtiiatiou beftimmter <ßrä»
parate ein nodj auf anbete 2trt unbollftänbig benaturiettei SStanntroein
benufet tuerben, bei bem haS 3)enatutietungämittel jebeämal mit befonbeter.
Wiicfficfjt auf baS ©nbfcToburi auägeroörjlt ift. Tic ftcmrrolie ift fjiet biefelbe rote
im 5valle 2. ®ie Präparate, für roeldje ftcuetfreier SBtanntroein in biefet im»
boilftänbigen "Senaturierung jugeloffen ift, finb folgenbe:

Äther
Äthylschwefclsaure Salze
Agarioin
Aldehyd
Bleiweiß
Bromäthyl
Bromhaltige Fette zu Heilzwecken
Bromoforin
Bromsilbergelatine
Bromsilberkollodiii in
Celluloid
Chemische Präparate, welche Branntwein

nicht mehr enthalten, mit Ausnahme
folgender Äther: formicicus, valeriani
cus, butyricus, oxalicus, sebacinicus

Chloräthyl
Chloralhydrat
Chloroform
Chlorsilberkollodium
Chlorsilbergelatine
Elektrodenplatten für elektrische Sammler
Essigäther
Essigsaure Salze (Bleizucker usw.)
Glykoside
Guajakharz
Harze und Gummiharze
Jalapenharz
Jodäthyl
Jodhaltige Fette zv Heilzwecken (Jedipin,

pin, Morrhuol usw.)

Jodoform
Jodsilbergelal ine
Jodsilberkollodium
Kampfer synthetischer
Klebegummipräparate
Kollodium
Lösungen von Kollodiumwolle in Brannt¬

wein und Amylacetat oder anderen
Lösungsmitteln (Zaponlack)

Natronseifen
Pankreatin
Paraldehyd
Pegamoid
Pflanzenbasen (Alkaloide)
Photographische Papiere
Podophyllin
Salizylsäure
Salizylsäure Salze
Santonin
Scammonium
Tannin
Teerfarbstoffe einschließlich der zu ihrer

Gewinnung bestimmten Hilfs- und
Zwischenstoffe

Trockenplatten
Verbandstoffe
Wissenschaftliche (medizin,, botan., zoo-

log.) Präparate zu Lehrzwecken
Wollfette (Lanolin).

£>ie für biefe gäfle beftinunten £cnotiirievuiuv?tntttet fmb: Öttbet, S8en§ol,
SStomättjtjl, (Sfjlorofotm, Qoboform, Kämpfer, Sölettjbtallotjol, Stattonlauge,
SBettoIeumbenäin, SRijinuSöl, Terpentinöl, 2ierol.
Ohne 'Kenatutieruna, barf fteuetfreier SBtannttoein (ebiglid) bau ftaatlidjen
unb fommunalen Stranienhäufern, SmtbinbungS« unb dbnlidben Knftalten, atfo
aud) SOcititärla^arettert u. bgt., foörte bon öffentlichen ioiffcnfd)aftlid)cu 9luftaltcn
(Saboratorien uftb.) in beren betrieben $u allen luiffeufdtnfUidieu unb .fxil
jroeefen, ben unmittelbaren tute ben mittelbaren, bemtt.u »erben.



Branntweinsteuer-Befreiungsordnung. 79

und in den Fällen der Denaturierung:
c. die Vergütung der Brennsteuer, welche . . . sofern der Bundesrat

nicht einen anderen Vergütungssatz bestimmt, 0,06 Mark für das
Liter Alkohol beträgt.

Von der Steuerfreiheit ist ausgeschlossen Branntwein, der sich im
freien Verkehre befindet, sowie Branntwein, der einen größeren Gehalt an
Nebenerzeugnissen der Gärung und Destillation als ein Gewichtsprozent
der in ihm enthaltenen Alkoholmenge besitzt.

IL Denaturierung von Branntwein.

§ 2. Die Denaturierung ist entweder eine vollständige, d. h. eine
.solche, die als genügend erachtet wird, den Branntwein ungenießbar zu
machen, oder eine unvollständige, d. h. eine solche, neben welcher weitere
Maßnahmen zur Verhütung (Irr mißbräuchlichen Verwendung des Brannt¬
weins zu treffen sind.

§ .'{. Zur vollständigen Denaturierung dient ein Gemisch von
4 Räumt. Holzgeist und 1 Räumt. Pyridinbasen (allgemeines Denaturierungs-
mittel), welchem bei seiner Zusammensetzung Lavendelöl oder Rosmarinöl
bis zu 50 g auf jedes volle Liter hinzugefügt werden darf. Von dem Ge¬
mische sind dein zu denaturierenden Branntwein 2,5 1 auf je 100 1 Alkohol
zuzusetzen.

Die vollständige Denaturierung kann auch in der Weise erfolgen, daß
dem Branntwein 1,25 1 des allgemeinen Denaturierungsmittels und außer¬
dem 0,25 1 Kristallviolettlösung und 2—20 1 Benzol auf je 100 1 Alkohol
zugesetzt werden.

§ 4. Zur unvollständigen Denaturierung dürfen folgende Stoffe
(besondere Denaturierungsmittel), die dem zu denaturierenden Branntwein
in den dabei bezeichneten Mengen auf je 100 1 Alkohol zuzusetzen sind,
verwendet werden:

a. zu gewerblichen Zwecken aller Art, einschließlich der Heil¬
zwecke, welche im § 1 Abs. 2 den gewerblichen Zwecken gleich¬
gestellt sind: 5 1 Holzgeist oder 0,5 1 Pyridinbasen.

c. Zur Herstellung von Zelluloid, Pegamoid und synthetischem
Kampfer: 1 kg Kampfer oder 2 1 Terpentinöl oder 0,5 1 Benzol.

d. Zur Herstellung nachbenannter Erzeugnisse: Äther (Schwefeläther)
mit der aus § 27 sich ergebenden Beschränkung, äthylschwefel¬
saure Salze, Agaricin, Podophyllin und Scammonium,
Guajakharz, Jalapenharz, sowie andere Harze und Gummi¬
harze, Aldehyd, gewöhnlicher und Paraldehyd, Bleiweiß
und essigsaure Salze (Bleizucker u. dgl.), Chlor- und Jod¬
äthyl, Brom-(Chlor-, Jod-)silbergelatine. und ähnliche Zube¬
reitungen, sowie photographische Papiere und Trocken-
platten, Chloralhydrat, Elektrodenplatten für elektrische
Sammler, Essigäther mit der aus § 27 sich ergebenden Beschrän¬
kung, Glykoside, Klebegummipräparate, Kollodium und
Chlor-(Brom-, Jod-)silberkollodium, sowie Lösungen von Kollo¬
diumwolle in Branntwein und Amylacetat oder anderen Lösungs¬
mitteln (Zaponlack), Pankreatin, Pflanzenbasen (Alkaloide),
Salizylsäure und Salizylsäure Salze, Santonin, Tannin,
Teerfarbstoffe einschließlich der zu ihrer Gewinnung bestimmten
Hilfs- und Zwischenstoffe, chemische Präparate, nicht ge¬
nannte, welche Branntwein nicht mehr enthalten, mit Ausnahme

m
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der im § 71 unter c bis g bezeichneten zusammengesetzten Äther 1 ),
Verbandstoffe: 10 1 Äther (Schwefeläther) oder 1 1 Benzol oder
0,5 1 Terpentinöl oder 0,025 1 Tieröl.

Das aus denaturiertem Branntwein hergestellte, zum Handel
bestimmte Kollodium muß mindestens ein Hundertstel seines Ge¬
wichts an Kollodiumwolle enthalten. In Zweifelsfällen sind Proben
zu entnehmen und durch einen Chemiker nach der in Anlage la
gegebenen Anleitung auf den Gehalt an Kollodiumwolle zu unter¬
suchen.

e. Zur Herstellung von Chloroform, Jodoform, Bromoform und
Bromäthyl, sowie von brom- oder jodhaltigen Fetten zu Heil¬
zwecken (Jodipin, Morrhuol usw.): 300 g Chloroform oder 200 g
Jodoform oder 300 g Bromäthyl. Es ist gestattet, das zuzusetzende
Jodoform zunächst in einem Teile des zu denaturierenden Brannt¬
weins aufzulösen und den Rest dos Branntweins mit der Lösung
zu vermischen.

1. Zur Herstellung wissenschaftlicher (medizinischer, botanischer,
zoologischer) Präparate zu Lehrzwecken: 1 1 technisch reiner
Methylalkohol und 1 1 Petroleumbenzin,

m. Zur Herstellung von Natronseifen: 1 kg Rizinusöl und 400 g
Natronlauge. Es ist gestattet, das zuzusetzende Denaturierungs-
mittel zunächst in einem Teile dos zu denaturierenden Branntweins,
auch unter Erwärmen, aufzulösen und den Rest des Branntweins
mit der Lösung zu vermischen.

n. Zur Herstellung von Wollfetten (Lanolin): 5 1 Petroleumbenzin.
§ 5. Die im § 3 und im § 4 unter a bis e und g bis n bezeichneten Stoffe

(Holzgeist, Pyridinbasen, Lavendelöl, Rosmarinöl, Kristallviolettlösung,
Schellacklösung, Kampfer, Terpentinöl, Benzol, Äther Tieröl Chloroform,
Jodoform, Bromäthyl, Petroleumbenzin, technisch reiner Methylalkohol,
Rizinusöl und Natronlauge) sind nach der in Anlage 2 gegebenen Anlei¬
tung durch einen Chemiker auf Kosten des Antragstellers zu prüfen. Sie
müssen den dort angegebenen Erfordernissen entsprechen und sind bis zu
ihrer Verwendung als Denaturierungsmittel unter amtlichem Verschluß auf¬
zubewahren. Die Vornahme der Prüfung ist beim Hauptamte zu bean¬
tragen . . .

§ 12. Es ist verboten, aus denaturiertem Branntwein das Denaturie¬
rungsmittel ganz oder teilweise auszuscheiden oder dem dena¬
turierten Branntwein Stoffe beizufügen, durch welche die Wirksamkeit
des Denaturierungsmittels in bezug auf Geschmack, Geruch oder Farbe
vermindert wird.

§ 14. Der vollständig denaturierte Branntwein darf zu sämt¬
lichen in § 1 Abs. 1 .und 2 bezeichneten Zwecken verwendet werden. Die
Verwendung des Branntweins zur Herstellung alkoholhaltiger Fabri¬
kate, welche zum menschlichen Genüsse dienen können, ist un¬
zulässig. Der Verbleib und die Verwendung dieses Branntweins unter¬
liegen, vorbehaltlich der Vorschriften der §§ 13, 15 und 28, keiner amt¬
lichen Kontrolle.

§ 15. Auf denHandel mit vollständig denaturiertem Brannt¬
wein findet § 33 der Gewerbeordnung keine Anwendung 2 ).

valerianicus, — butyricus, oxalicus, seba-1) 2ie« finb Aether formicicus
cinicus.

2) sJtad) einer Verfügung beä pteufjifdjen ginatijmmiftcrä dorn 1. Steril ls;»; ift bet
.Ciaubel mit benahrriettem SBranntroein einer Söettiebäfteuet itirfjt nieliv untertuotfen.
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Wer mit vollständig denaturiertem Branntwein handeln will, hat dies
vor Eröffnung des Handels der Hebestelle und der Ortspolizeibehörde unter
Bezeichnung der Verkaufsstelle anzumelden. Die Hebestelle trägt die An¬
meldung in ein Verzeichnis ein und erteilt über die Anmeldung eine Be¬
scheinigung, ohne welche mit dem Handel nicht begonnen werden darf.
Die Bescheinigung ist in der Verkaufsstelle aufzubewahren und den Be¬
amten auf Verlangen vorzuzeigen. Liegen Tatsachen vor, welche die Un-
zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden in bezug auf den Handel mit dena¬
turiertem Branntwein wahrscheinlich machen, so hat die Hebestelle vor
Erteilung der Bescheinigung an das Hauptamt zu berichten. Denaturierter
Branntwein, in welchem das Alkoholometer eine Stärke von weniger als
80 Gewichtsprozent anzeigt oder der in unerlaubter Weise (§ 12) behandelt
ist, darf nicht verkauft oder feilgehalten werden.

In den Verkaufsräumen ist an einer in die Augen fallenden Stelle und
in deutlicher Druckschrift eine Bekanntmachung auszuhängen, wonach es
verboten ist:

a. denaturierten Branntwein, in welchem das Alkoholometer eine
Stärke von weniger als 80 Gewichtsprozent anzeigt, zu verkaufen
oder feilzuhalten:

b. aus denaturiertem Branntwein das Denaturierungsmittel ganz oder
teilweise auszuscheiden oder dem denaturierten Branntwein Stoffe
beizufügen, durch welche die Wirksamkeit des Denaturierungsmittels
in bezug auf Geschmack, Geruch oder Farbe vermindert wird, oder
solchen Branntwein zu verkaufen oder feilzuhalten.

Das Hauptamt kann die Erteilung der Bescheinigung versagen oder die
Fortsetzung des Handels mit denaturiertem Branntwein untersagen, wenn
Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden
in bezug auf diesen Gewerbebetrieb wahrscheinlich machen. Von der Ent¬
scheidung ist der Ortspolizeibehörde Mitteilung zu machen. Die im § 28
Abs. 1 bezeichneten Befugnisse stehen für den Handel mit vollständig dena¬
turiertem Branntwein auch den Beamten der Polizeiverwaltung zu.

§ 16. Wer Branntwein unvollständig denaturieren lassen will, hat
beim Hauptamte die Genehmigung hierzu schriftlich nachzusuchen und
dabei das Denaturierungsmittel, den Verwendungszweck, die Art und Weise
der Verwendimg und den Ort der Lagerung des denaturierten Branntweins
anzugeben. Die Entscheidung über den Antrag ist vom Hauptamte zu
treffen; der Antrag ist abzulehnen, wenn der nach § 4 unter a zu dena¬
turierende Branntwein zur Herstellung von flüssigen alkoholhaltigen Par-
fümerien, von Kopf-, Zahn- und Mundwässern oder von alkohol¬
haltigen Fabrikaten verwendet werden soll, welche zum menschlichen
Genüsse dienen können. Über die erteilten Genehmigungen ist vom
Hauptamt ein Verzeichnis zu führen.

§ 17. Der unvollständig denaturierte Branntwein darf nur zu dem ge¬
nehmigten Zwecke (§ 16), nur in der angemeldeten Art und Weise und,
soweit nicht das Hauptamt im Einzelfalle eine Ausnahme zuläßt oder die
§§ 23—26 Platz greifen, nur von demjenigen verwendet werden, auf dessen
Antrag die Denaturierung erfolgt ist.

§ 18. Die unvollständige Denaturierung von Branntwein ist in
den Gewerbsräumen des Antragstellers vorzunehmen. Das Hauptamt kann
Ausnahmen zulassen.

§ 19. Der unvollständig denaturierte Branntwein ist ausschließlich
an dem angemeldeten Orte (§ 16) zu lagern. Geschieht die Lagerung nicht
in den Versandgefäßen, sondorn in besonderen Lagergefäßen, so müssen

Böttger, Apothekengesetze. 3. Aufl. 6
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diese amtlich tariert oder auf nassem Wege vermessen und nach Bestim¬
mung des Oberkontrollours mit einer geprüften und gegen Veränderung
gesicherten Vorrichtung zum Ablesen des Flüssigkeitsstandes versehen sein.

Wird an dem angemeldeten Orte verschiedenartig denaturierter Brannt¬
wein gelagert, so ist auf jedem Gefäße anzugeben, mit welchem Mittel der
in ihm enthaltene Branntwein denaturiert ist. Gegebenenfalls sind auch
diejenigen an dem angemeldeten Orte lagernden Gefäße entsprechend zu
bezeichnen, welche versteuerten Branntwein oder ohne Denaturierung zur
steuerfreien Verwendung abgelassenen Branntwein enthalten.

Betreibt ein Gewerbetreibender, welcher unvollständig denaturierten
Branntwein verwendet, den Ausschank von Branntwein oder den Klein¬
handel damit, so kann vom Hauptamt angeordnet werden, daß die Auf¬
bewahrung und Verwendung des denaturierten Branntweins und die Auf¬
bewahrung der daraus hergestellten Fabrikate in besonderen Räumen zu
erfolgen haben. In letztere dürfen anderer Branntwein oder aus solchem
hergestellte Fabrikate nicht aufgenommen werden.

§ 20. Gewerbetreibende, welche Branntwein mit einem besonderen
Mittel denaturieren lassen, haben über die Verwendung des denaturierten
Branntweins ein Kontrollbuch nach Muster 7 fortlaufend zu führen.
Verwendet ein Gewerbetreibender verschiedenartig denaturierten Brannt¬
wein, so ist die An- und Abschreibung für jede Art in einer besonderen
Abteilung des Kontrollbuches vorzunehmen.

§ 21. Alljährlich mindestens einmal findet eine amtliche Aufnahme
der Vorräte an denaturiertem Branntwein statt, welcher der Gewerbe¬
treibende beizuwohnen hat. Hierbei sind die Abschreibungen zu prüfen
und der Sollbestand an denaturiertem Branntwein festzustellen. Sodann
ist die vorhandene Alkoholmenge zu ermitteln und dem Sollbestande gegen¬
überzustellen. Über das Ergebnis ist eine Verhandlung aufzunehmen und
dein Hauptamte vorzulegen. Der ermittelte Bestand an Branntwein ist
im Kontrollbuehe vorzutragen und bei dessen Weiterführung mit aufzu¬
rechnen. Eine Versteuerung der etwaigen Fohlmenge findet nur dann statt,
wenn als erwiesen anzunehmen ist, daß der Branntwein in unzulässiger
Weise verwendet worden ist.

§ 23. Die Denaturierung von Branntwein mit 5 1 Holzgeist (§ 4
unter a) kann auch dann gestattet werden, wenn der Branntwein nicht in
den Gewerbsräumen des Antragstellers verwendet, sondern an andere
Gewerbetreibende abgegeben werden soll. Auf den Handel mit Holz¬
geistbranntwein finden die Vorschriften des § 15 Abs. 1, 3 und 4, sowie
die §§ 24 und 25 Anwendung.

§ 24. In dem nach § 16 zu stellenden Antrag ist die Erlaubnis nach¬
zusuchen, den denaturierten Branntwein zu verkaufen. Das Haupt¬
amt erteilt geeignetenfalls für ein Betriebsjahr einen Verkaufserlaubnis¬
schein nach Muster 10, der- in ein Verzeichnis einzutragen ist. Der Er¬
laubnisschein ist bei dem Kontrollbuch aufzubewahren und spätestens am
achten Tage nach Ablauf seiner Gültigkeitsfrist an das Hauptamt zurück¬
zugeben.

Der Branntwein darf nur an Gewerbetreibende abgegeben werden, die
ihre Berechtigung zum Ankaufe von Holzgeistbranntwein durch Vorzeigung
ihres Ankaufserlaubnisscheines (§ 25) nachweisen. Der Händler darf
den Branntwein nicht in kleineren Mengen als 2 1 und nur insoweit ab¬
geben, als dadurch die in dem Ankaufserlaubnisschein angegebene Höchst¬
menge nicht überschritten wird. Beim Verkaufe hat der Händler die ver¬
kaufte Menge nach Litern unter Beifügung seines Namens und des Tages



Branntweinsteuer-Befreiungsordnung. 83

jedesmal auf dem Ankaufserlaubnisseheine zu vermerken und diesen an
den Käufer zurückzugeben.

Über den zum Verkaufe bestimmten Holzgeistbranntwein ist vom
Händler statt des Kontrollbuches nach Muster 7 ein solches nach Muster 11
fortlaufend zu führen. Die Abschreibungen im Kontrollbuche sind auf
Grund der auf den Ankaufserlaubnisscheinen eingetragenen Vermerke vom
Oberkontrolleur nach näherer Bestimmung des Hauptamtes zu prüfen.

8 25. Wer Holzgeistbranntwein beim Händler kaufen will, hat bei
dem Hauptamt, in dessen Bezirk seine Gewerbsanstalt liegt, die Genehmi¬
gung hierzu nachzusuchen. Dabei sind die Art der beabsichtigten Ver¬
wendung des Branntweins und der voraussichtliche Jahresbedarf nach
Litern anzugeben.

Das Hauptamt erteilt geeignetenfalls für ein Betriebsjahr einen An¬
kaufserlaubnisschein nach Muster 12, der in einer besonderen Ab¬
teilung des im § 24 vorgeschriebenen Verzeichnisses einzutragen ist. Er¬
weist sich die festgesetzte Höchstmenge als unzureichend, so kann das
Hauptamt sie auf Antrag erhöhen. Der Ankaufserlaubnisschein ist bei
jedem Ankaufe von Holzgeistbranntwein dem Händler zur Eintragung der
gekauften Menge vorzulegen, außer dieser Zeit aber zur Einsicht der Be¬
amten bereit zu halten. Er ist dem Antrag auf Erteilung eines neuen Er¬
laubnisscheines beizufügen, spätestens aber am achten Tage nach Ablauf
seiner Gültigkeitsfrist an das Hauptamt zurückzugeben.

Der Erlaubnisschein ist solchen Personen zu versagen, die den Brannt¬
weinausschank betreiben oder mit denaturiertem oder undenaturiertem
Branntwein handeln. Er kann auch in anderen Fällen versagt werden,
insbesondere wenn Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des
Gewerbetreibenden in bezug auf die Verwendung denaturierten Brannt¬
weins wahrscheinlich machen.

§ 27. Für Branntwein, der zur Herstellung von Äther oder Essig¬
äther verwendet werden soll, ist Steuerfreiheit nur unter der Bedingung
zu gewähren, daß der Äther oder Essigäther unter amtlicher Kontrolle ent¬
weder ausgeführt oder im Inlande zu gewerblichen Zwecken, zur Vornahme
von Untersuchungen ZU wissenschaftlichen oder technischen Zwecken, zur
Herstellung von Verbandstoffen und nicht ätherhaltigen Heilmitteln 1 ) oder
im Betriebe der im § 29 bezeichneten Anstalten und Fabriken verwendet wird.

Soweit der Äther und Essigäther nicht vom Hersteller verbraucht,
sondern an andere Gewerbetreibende oder die genannten Anstalten und
Fabriken abgegeben werden soll, finden die in den §§ 23—25 gegebenen
Vorschriften über die Erteilung von Verkaufs- und Ankaufserlaub¬
nisscheinen, sowie über die Führung eines Kontrollbuches durch den
Verkäufer entsprechende Anwendung. Es kann verlangt werden, daß auch
<l<r Käufer durch seine Geschäfts- und Fabrikationsbücher oder durch be¬
sondere Buchführung die vorschriftsmäßige Verwendung des Äthers und
Essigäthers nachweist.

») $ic fteuetfreie SBertoenbung bon ftljer unb gffigSttjer int äpotljefert-
betriebe ift nnol) einer Verfügung be2 ißrobtnjtaIfteuetbire!tor3 bei Sßtobtnj SBranben«
bürg als eine ©erroenbung ;,u getoetbHdjen %totäxn im Sinuc bet SBtanntroeinjfcuer-
befreiungSorbnungnidjt artjufeien. abotr/elet bürfen bafter fteuerfreien Sttjer 6301.
Sjftgäffjer nur ;,iir äSorncu)mc tüiffenfdboftltdbcr ober tecßmf<r)er Unterfu<r)ungen (j. 93.
Prüfung ber 2trjnetftoffe), jur .sViffdluna, bon aSerbanbftoffen unb ni<r)t ätrjertjaltigen
Heilmitteln bejteijen unb berwenben. %üx Me borfdiriftSrnäfjige SBertoenbung beä [teuer
freien Quantums tonn ein befonbere SBuctjfflljtung bon ber £trelttbbet)örbe borgefd&rieben
toerben.

6*
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Eine Ankaufserlaubnis für Äther, der aus steuerfreiem Branntwein her¬
gestellt ist, kann auch dann erteilt werden, wenn der Äther vom Käufer
ausgeführt oder an ankaufsberechtigte Gewerbtreibende, Anstalten und
Fabriken abgegeben werden soll. Der Zwischenhändler unterliegt in
diesem Falle denselben Kontrollen wie der zum Verkaufe des Äthers er¬
mächtigte Hersteller x ).

Das Hauptamt kann Ätherfabrikanten gestatten, aus steuerfrei abge¬
lassenem Branntwein hergestellten Äther gegen Versteuerung dos verwen¬
deten Branntweins zu anderen als den im Abs. 1 angegebenen Zwecken zu
verwenden oder abzugeben. Gegebenenfalls ist der Äther zur Versteue¬
rung anzumelden, sein Gewicht amtlich festzustellen und die zu entrich¬
tende Steuer unter Annahme von 1,6 1 Alkohol für jedes volle Kilogramm
Äther zu berechnen. Hat der verwendete Branntwein verschiedenen Ab¬
gabesätzen unterlegen, so ist der höchste Satz in Rechnung zu stellen.
Die näheren Anordnungen trifft die Direktivbehörde.

§ 28. Die Beamten sind befugt, die Gewerbs- und Geschäftsräume,
in denen die Lagerung, die Verwendung oder der Verkauf denaturierten
Branntweins stattfindet, während des Betriebes oder der Offenhaltung des
Geschäftes zu jeder Zeit, sonst von morgens 6 bis abends 9 Uhr zu betreten,
die Vorräte an denaturiertem und undenaturiertem Branntwein zu revi¬
dieren und Proben davon zu entnehmen. Auf Verlangen ist dem Besitzer
für entnommene Proben Entschädigung in Höhe des üblichen Kaufpreises
zu leisten. Die näheren Bestimmungen über die Zahl und Ausführung der
Revisionen trifft die Direktivbehörde. Die Beteiligten sind verpflichtet,
auf Erfordern den Bestand an denaturiertem und undenaturiertem Brannt¬
wein, sowie an Denaturierungsmitteln anzugeben und vorzuzeigen, sowie
den Beamten über den Gewerbs- oder Geschäftsbetrieb Auskunft zu er¬
teilen. Die Oberbeamten sind berechtigt, die Einkaufs- Lager-, Fabrika¬
tions- und Verkaufsbücher während der Geschäftsstunden einzusehen.

III. Steuerfreie Verwendung von undenaturiertem Branntwein.
§ 29. Ohne Denaturierung darf Branntwein steuerfrei abge¬

lassen werden:
a. an Kranken-, Entbindungs- und ähnliche Anstalten,

welche nicht nach § 30 der Gewerbeordnung der Konzessionspflicht
unterliegen, sowie an öffentliche wissenschaftliche An¬
stalten 2) (Laboratorien u. dg].);

x) „2>er Qtuifcbenhänbler unterliegt betreiben Kontrollen wie ber ijjerftcttcv."
Stuf ben ftetfteflet finben aber, roenn er ben Zither weiter betlauft, bic in bcn §§ 23—25
gegebenen SBorfdjriftert über bic ©rteitung oon $Berfauf§= unb 8lnlauf8etlaubni8fd)einen
„entfprecfjcnbe 9tntuenbung". Qn § 25 ift nun über ben StnlaufSerlaubniSfcfyeui gejagt:
„3)er ©tlautmiäfdjein ift foldbett Sßetfonen ju »erjagen, bic bcn 89tannt»etnau8fa)an!
betreiben ober mit benaturtertem ober unbenaturtertem SBranuttuetu hanbcln." gut
Erläuterung biefer 9lnorbnuug, bic olfo auf bie $thcrerlaubnb3fd)eine„entftoredjenbe
2tntt>enbung" finben folt, hat ber breufjifdje 5inanjtntniftet im yahte 1901 folgcnbe
Ütnorbnung erlaffen:

Mit Rückaicht darauf, daß Ankaufaerlaubniascheine über Äther nur zu¬
verlässigen Personen erteilt werden sollen, erscheint es unbedenklich, die Ausfertigung
von AnkaufserlaubnisschciTK'Ti auch für solche Personen zu gestillten, die mit Äthef,
der aus versteuertem Branntwein hergestellt ist, Handel treiben.

?■) „Öffentliche" üaboratorien finb nur fold)e, bie au§ öffentlichen OTtteln
unterhalten merben. gür 9ßnbailoboratoticn ift bic SSergüuftigung be« 5 21) olfo ebne
S3ebeutung.
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b. an militär-teohnische Anstalten und an Pulver- und Knallqueck¬
silberfabriken.

§ 30. Der ohne Denaturierung steuerfrei abgelassene Branntwein darf
a. von den im § 29 unter a bezeichneten Anstalten innerhalb ihres

Betriebes zu sämtlichen wissenschaftlichen oder Heilzwecken . . .
verwendet werden.

In den Fällen zu a macht es keinen Unterschied, ob die Verwendung
des Branntweins unmittelbar zu den bezeichneten Zwecken erfolgt oder
ob nur eine mittelbare Verwendung, z. B. zum Reinigen von Geräten, zur
Desinfektion des Operateurs oder des Operationsfeldes, zur Heizung von
Inhalationsapparaten stattfindet.

93ebor nocil bie $rannttt>ein[teuer*33efreiung§orbnung bie Sertnenbung üon
benaturiertem (Spiritus jur .öerftellung branntroeintjaltigerHeilmittel in ber
je^igen SBeftiiumtfjeit üerboten t)atte, tnnren über ben Sßerferjr ton Heilmitteln,
bie mit berartigem Branntwein bereitet maren, in ^reupen jinei SSerfügungen
ergangen, bie autf) jefct noä) eine gereifte «ebeutung befifcen. 3)ie[elben lauten:

Min.-Erl., betr. den Nachweis von Holzgeist in branntweinhaltigen Arzneimitteln.
Vom 20. Juni 1905.

In den Preislisten mehrerer Großdrogenhandlungen findet sich in
neuerer Zeit bei zahlreichen weingeisthaltigen Arzneimitteln der Zusatz
„hergestellt aus Spiritus mit Holzgeist denaturiert".

Obgleich die Verwendung solcher Fabrikate für Heilzwecke unzulässig
ist, so besteht doch die Möglichkeit, daß dieselben in einzelnen Fällen in
Apotheken Eingang finden.

Euer usw. wollen die im dortigen Bezirk mit der amtlichen Besichti¬
gung der Apotheken betraute Kommission anweisen, die in Frage kom¬
menden Arzneimittel bei den regelmäßigen Besichtigungen der Apo¬
theken der Prüfung auf einen Gehalt an dem als Denaturierungs-
mittel verwandten acetonhaltigen Holzgeist zu unterwerfen.

Da das Arzneibuch für das Deutsche Reich, vierte Ausgabe, keine
Anweisung für den Nachweis von Holzgeist in branntweinhaltigen Arznei¬
mitteln gibt, habe ich nach Anhörung von Sachverständigen das in der
anliegenden Beschreibung angegebene Verfahren für die erforderliehe Unter¬
suchung ausarbeiten lassen.

Durch Aceton oder Holzgeist verunreinigte und damit für Heilzwecke
nicht geeignete Arzneimittel, welche in Apotheken oder Apothckerwaren-
handlungen vorgefunden werden, sind aus dem Verkehr zu ziehen 1 ) und die
betreffenden Geschäftsvorstände unter Androhung weiterer Maßnahmen
a,uf das Strafbare des Verkaufs derartig verfälschter Heilmittel hinzuweisen.

Berlin, den 20. Juni 1905.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

I. A.: Alt hoff.

Verfahren für den Nachweis von llolsgeist in branntweinhaltigen
Arznei m itteln.

Zur Denaturierung von Branntwein ist nach der Branntweinsteuer-
Befreiungsordnung acetonhaltiger Holzgeist zu verwenden. In der Regel

!) Sine SSefdjtagnaBme bet Präparate tonn nur nach ben S3efntnmungen ber
©trafprojefiorbnung erfolgen, eine (Einjieljung nur tu ®emd[;heit bei § 40 bes
©trnfgefe&bud)c<S. (Über beibe f. Seit VIII.)
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wird es genügen, wenn die Abwesenheit von Aceton in den zu prüfenden
Arzneimitteln festgestellt wird. Zu dem Zweck sind in einem 50 com fassen¬
den Kölbcnen, welches mit einem aufsteigenden, zweimal rechtwinklig ge¬
bogenen, ungefähr 75 cm langen Glasrohr und einer Vorlage verbunden ist,
5 ccm der zu untersuchenden Flüssigkeit mit kleiner Flamme vorsichtig
zu erhitzen, bis 1 ccm Destillat übergegangen ist. Unter Beobachtung der
erforderlichen Vorsicht wird dabei der absteigende Schenkel des G-lasrohrs
nicht warm. Das erhaltene Destillat wird mit der gleichen Menge Natron¬
lauge alkalisch gemacht und das Gemisch mit 5 Tropfen einer Lösung von
2 1/ 2 T. Nitroprussidnatrium in 100 T. Wasser versetzt. Bei Gegenwart
von Aceton tritt Rötung bis Rotfärbung ein, die nach vorsichtigem Über¬
sättigen der Natronlauge mittels Essigsäure in violett übergeht. Enthält
die Flüssigkeit kein Aceton, so nimmt sie unter gleichen Umständen eine
rein gelbe Farbe an, die auf Zusatz von Essigsäure wieder verschwindet.

Soll neben dem Aceton auch der Holzgeist nachgewiesen werden, so
ist in nachstehender Weise zu verfahren:

In dem oben beschriebenen Kölbchen werden 10 ccm des Spiritus¬
präparates unter den angegebenen Vorsichtsmaßregeln der Destillation
unterworfen, bis 1 ccm Flüssigkeit übergegangen ist. Das Destillat wird
mit 4 ccm verdünnter Schwefelsäure (20prozentige) gemischt und in ein
weites Reagensglas übergeführt. In das dureli Eintauchen des Reagens¬
glases in kaltes Wasser gut gekühlte Gemisch wird nach und nach unter
starkem Umschütteln 1 g fein zerriebenes Kaliumpermanganat eingetragen.
Sobald die Violettfärbung verschwunden ist, wird die Flüssigkeit durch ein
kleines, nicht angefeuchtetes Filter in ein Reagensglas filtriert, das meist
schwach rötlich gefärbte Filtrat einige Sekunden lang gelinde erwärmt und
darauf 1 ccm des nun farblosen Filtrats vorsichtig mit 5 ccm konzentrierter
Schwefelsäure gemischt. Dem abgekühlten Gemenge wird eine frisch be¬
reitete Lösung von 0,05 Morphinhydrochlorid in 2,5 ccm konzentrierter
Schwefelsäure hinzugefügt und durch vorsichtiges Umrühren mit einem
Glasstabe die Mischung bewirkt.

Enthält das untersuchte Präparat Holzgeist, so tritt bald, spätestens
innerhalb 20 Minuten, eine violette bis dunkelviolettrote Färbimg ein.
Holzgeistfreie Präparate zeigen nur eine schmutzige Trübung.

Für die Prüfung auf Verunreinigung durch acetonhaltigen Holzgeist
kommen zunächst folgende Arzneimittel in Frage:

Spir. Angehe, comp.,
,, caerulcus,
,, camphoratus.
,, Cochleariae,
,, Formicarum,
„ russicus comp.,
,, saponato-camph.
,, saponatus,
,, Sapon. kal.,
,, Sinapis.

Tinct. Aloes,
Arnicae,
Asae fort.,
Benzoes,
Cantharid.
Capsici,
Catechu,
Myrrhae,
Jodi.

Letztere ist vor der Destillation durch Zusatz von 5 ccm Wasser und
2,0 fein zerriebenem Natriumthiosulfat zu 10 ccm Tinktur und darauf
folgendes Schütteln zu entfärben.

Spiritus und Spiritus aethereus, sowie auch von den obengenannten
Präparaten: Spiritus Angelicae compositus, Spiritus camphoratus und
Spiritus Formicarum können ohne vorherig!; Destillation der Prüfung auf
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einen Gehalt an Aceton unterzogen werden. Spiritus caeruleus ist vor der
Destillation mit verdünnter Schwefelsäure anzusäuern.

Min.-Erl., betr. die Abgabe von mit denaturiertem Spiritus hergestellten Heilmitteln.
Vom 13. Februar 1906.

In den durch Rvmderlaß vom 22. Dezember 1902 mitgeteilten Grund-
zügen über die Regelung des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der
Apotheken 1) ist unter Nr. 8 bestimmt, daß die vorhandenen Arzneimittel
echt und zum Gebrauch für Menschen und Tiere geeignet, sowie weder
verdorben noch verunreinigt sein dürfen. Ferner ist in dem Erlasse vom
20. Juni 1905 darauf hingewiesen, daß es strafbar ist, Heilmittel, welche
durch Verwendung von mit Holzgeist denaturiertem Spiritus hergestellt
sind, in den Verkehr zu bringen.

Eine bezügliche Anfrage gibt mir jetzt Veranlassung, nach Anhören
der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen noch besonders
darauf hinzuweisen, daß mit denaturiertem Branntwein hergestellte Heil¬
mittel, auch wenn sie nur zu äußerlichem Gebrauche bestimmt sind, als
echt und zum Gebrauch geeignet nicht anzusehen sind. Sie dürfen
daher außerhalb der Apotheken ebensowenig wie innerhalb derselben abge¬
geben werden.

Berlin, den 13. Februar 1906.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

I. A.: Förster.

©m gemeinfamet ©rlafj ber preupifrien feinifter ber aciftltdEjert ufro. 2tn<
gelegenfceiten, bei (jinanjen unb bei Snnem botn LS. Cftober 1906 richtet fiel)
bann uod) befonberS gegen bie Serroenbung bort bennturiertem ©piritug gur
fterflefhtng nun Jriitfbranntti'einen.

VIII. Handelsrecht, Bürgerliches und Strafrecht.
aSctärenb bie ©eroerbeorbnung mir gu einem Jeil unmittelbar auf baä

8fooffieiergeroerbe anmenbbar tfi, gelten bie großen 9lei<f)3gefe|e, ba§ ßanbeß-
gefeöbudE)' baä 93ürgerlicr)e ©efefebud) unb baä ©trofgefefebudj für baä $eutfd)e
SRetffl in Wem Umfange anrii für ben 3fyotf)eierftanb. 3fn biefen ©efe&bfidiem
foroie' in ben fie ergemgenben ©efefcen unb SSerorbnungen über ba3 gendjtüdje
Verfahren unb baä ©ebüfjrenroefen ift eine gange SRetfje bon Seftimmungen
enthalten, bie für ben 2fyott)erer aß @efd)äft3mann bon großer «Bebeurung finb.
Tiefelben' finb im folgenben gufammengefteiii:

||iiii<l<>lsjs«'M>tKbuch.
Vom 10. Mai 1897 (R.G.B1. S. 219).

Erstes Buch. Handelsstand.
Erster Abschnitt. Kaufleute.

§ 1. Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handels¬
gewerbe betreibt. .

Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eme der nach¬
stehend bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstande hat:

M ®. Seite 48.
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1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen
(Waren) oder Wertpapieren, ohne Unterschied, ob die Waren un¬
verändert oder nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter
veräußert werden . . -1)

§ 4. Die Vorschriften über die Firmen, die Handelsbücher und die
Prokura finden auf Handwerker, sowie auf Personen, deren Gewerbe¬
betrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, keine
Anwendung ....

Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen zu erlassen, durch
welche die Grenze des Kleingewerbes auf der Grundlage der nach dem
Geschäftsumfange bemessenen Steuerpflicht oder in Ermangelung einer
solchen Besteuerung nach anderen Merkmalen näher festgesetzt wird.

§ 7. Durch die Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach welchen
die Befugnis zum Gewerbebetrieb ausgeschlossen oder von gewissen
Voraussetzungen abhängig gemacht ist, wird die Anwendung der die Kauf¬
leute betreffenden Vorschriften dieses Gesetzbuchs nicht berührt.

Zweiter Abschnitt. Handelsregister.
§ 8. Das Handelsregister wird von den Gerichten geführt.
§ 13. Soweit nicht in diesem Gesetzbuch ein anderes vorgeschrieben

ist, sind die Eintragungen in das Handelsregister und die hierzu erforder¬
lichen Anmeldungen und Zeichnungen von Unterschriften sowie die sonst
vorgeschriebenen Einreichungen zum Handelsregister bei jedem Register¬
gericht, in dessen Bezirke der Inhaber der Firma eine Zweigniederlas¬
sung besitzt, in gleicher Weise wie bei dem Gerichte der Hauptnieder¬
lassung zu bewirken.

Eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweigniederlassung findet nicht
statt, bevor nachgewiesen ist, daß die Eintragung bei dem Gerichte der
Hauptniederlassung geschehen ist.

§ 14. Wer verpflichtet ist, eine Anmeldung, eine Zeichnung der Unter¬
schrift oder eine Einreichung von Schriftstücken zum Handelsregister vor¬
zunehmen, ist hierzu von dem Registergerichte durch Ordnungsstrafen
anzuhalten. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark
nicht übersteigen.

Dritter Abschnitt. Handelsfirma.
§ 17. Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er im

Handel seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgibt. Ein Kauf¬
mann kann unter seiner Firma klagen und verklagt werden.

§ 18. Ein Kaufmann, der sein Geschäft ohne Gesellschafter oder nur
mit einem stillen Gesellschafter betreibt, hat seinen Familiennamen
mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen als Firma zu führen 2).

Der Firma darf kein Zusatz beigefügt werden, der ein Gesellschafts¬
verhältnis andeutet oder sonst geeignet ist, eine Täuschung über die Art

*) ®a bie Sätootljefer fiel) mit ber Slnfdjaffung unb äBeiterberäufjerung bon betoeg-
liehen Sachen (äBaren), teils in unüeränbertem ftvtflsvibe, teil! mich erfolgter SBe-
atbeitung ober Verarbeitung befdbäftia,en, fo jinb [ie alä fi a u f (eul e im Sinne beS ftaubeB«
gc[ehbuc£)e<3 onjufefien unb' bie tum ihnen für ihren ©efcbäffSbettieb gefdjloffenen SSet-
hräge nach ben SBeftimmungen bei §anbeI§gefefcbudjeS ,ui beurteilen. 3 n biefent Sinne
baten entfd&teben: 8t.D.ß.®. (19. guni 1876), 2.®.'.Karlsruhe (26. Juni 1880), D.S.®.
Stuttgart (1882), D.S.®. SRüncbm (27. September 1882), enbticb, baS 81.®. mit be-
fonbetem SBejug auf bie breitfjifdje ©efejjgebung (28. Sßobembet 1893, $f>.3*9- 1S!)S
■Sit. 77 unb 7. 3uni 1899, $b.,8tg. 1901 £ßr. 35).

2) Gine hiermit überemfttmmenbe(Jorberung enthalt § 16s bei ©ew.D. (f. 2. 6).
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oder den Umfang des Geschäfts oder die Verhältnisse des Geschäftsinhabers
herbeizuführen. Zusätze, die zur Unterscheidung der Person oder des Ge¬
schäfts dienen, sind gestattet.

§ 19. Die Firma einer offenen Handelsgesellschaft hat den
Namen wenigstens eines der Gesellschafter mit einem das Vorhandensein
einer Gesellschaft andeutenden Zusatz oder die Namen aller Gesellschafter
zu erhalten.

Die Firma einer Kommanditgesellschaft hat den Namen wenig¬
stens eines persönlich haftenden Gesellschafters mit einem das Vorhanden¬
sein einer Gesellschaft andeutenden Zusätze zu enthalten.

I )ie Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich. Die Namen anderer
Personen als der persönlich haftenden Gesellschafter dürfen in die Firma
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft nicht
aufgenommen werden.

§ 22. Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von
Todes wegen erwirbt, darf für das Geschäft die bisherige Firma mit oder
ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fort¬
führen, wenn der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die
Fortführung der Firma ausdrücklich willigen . . .

Wird ein Handelsgeschäft auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pacht¬
vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses übernommen, so finden diese
Vorschriften entsprechende Anwendung.

§ 23. Die Firma kann nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches
sie geführt wird, veräußert werden.

§ 24. Wird jemand in ein bestehendes Handelsgeschäft als Gesell¬
schafter aufgenommen oder tritt ein neuer Gesellschafter in eine
Handelsgesellschaft ein oder scheidet aus einer solchen ein Gesellschafter
aus, so kann ungeachtet dieser Veränderung die bisherige Firma fortgeführt
werden. Bei dem Ausscheiden eines Gesellschafters, dessen Name in der
Firma der ausdrücklichen Einwilligung des Gesellschafters oder seiner Erben.

§ 25. Wer ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft unter der
bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis
andeutenden Zusatzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geschäfts
begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers. Die in dem
Betriebe begründeten Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber als
auf den Erwerber übergegangen, falls der bisherige Inhaber oder seine
Erben in die Fortführung der Firma gewilligt haben.

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur
wirksam, wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht
oder von dem Erwerber oder dem Veräußerer dem Dritten mitgeteilt wor¬
den ist.

Wird die Firma nicht fortgeführt, so haftet der Erwerber eines Handels¬
geschäfts für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein be¬
sonderer Verpflichtungsgrund vorliegt, insbesondere wenn die Übernahme
der Verbindlichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Erwerber bekannt
gemacht worden ist.

§ 29. Joder Kaufmann ist verpflichtet, seine Firma und den Ort seiner
Handelsniederlassung bei dem Gericht, in dessen Bezirke sich die Nieder¬
lassung befindet, zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden;
er hat seine Firma zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen 1 ).

') 2lud) Sfyotfyefet finfa banneß gut (ämtrngung i&rcr ftirtna htS §anbeI8teg.ifter
ber^flid&tet. 3ta folcbc ©efdjäfte, tue meßt übet bot Umfang be« SHetngetuetbeS hinauf
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§ 30. Jede neue Firma muß sich von allen an demselben Orte oder
in derselben Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister
eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden . . .

§ 31. Eine Änderung der Firma oder ihrer Inhaber sowie die Ver¬
legung der Niederlassung an einen anderen Ort ist nach den Vorschriften
des § 29 zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Das gleiche
gilt, wenn die Firma erlischt. Kann die Anmeldung des Erlöschens einer
eingetragenen Firma durch die hierzu Verpflichteten nicht auf dem im
§ 14 bezeichneten Wege herbeigeführt werden, so hat das Gericht das Er¬
löschen von Amts wegen einzutragen.

Vierter Abschnitt. Handelsbiieher.

§ 38. Jeder Kaufmann ist verpflichtet 1 ), Bücher zu führen und
in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen 2).

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder Abdruck) der abge¬
sendeten Handelsbriefe zurückzubehalten und diese Abschriften sowie die
empfangenen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren :i).

§ 39. Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne seines Handelsgewerbes
seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines
baren Geldes und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu ver
zeichnen, dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben
und einen das Verhältnis des Vermögens und der Schulden darstellenden
Abschluß zu machen.

Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs ein solches
Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen; die Dauer des Geschäfts¬
jahrs darf zwölf Monate nicht überschreiten. Die Aufstellung des Inventars
und der Bilanz ist innerhalb der einem ordnungsmäßigen Geschäftsgang
entsprechenden Zeit zu bewirken.

Hat der Kaufmann ein Warenlager, bei dem nach der Beschaffenheit
des (Jeschäfts die Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahre
geschehen kann, so genügt es, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Ver¬
pflichtung zur jährlichen Aufstellung der Bilanz wird hierdurch nicht
berührt.

fichcn, jinb nach, § 4 bei §.©.58. feit biefer SJerpflidjtung befreit. 3)ie Eintragung in*
ipanbeföregifter (jat für 2Iüotr)efer midi bie ;{mieluh'uifeit ;,u ben ©anbelSfammern
jut ft-olge. Xenn *i •'! Ziffer 1 beS (jreufäifdjen ©efe^eS über bie ^anbelÄfammern üom
24. Februar 1870 bj». 19. S&tguft 1897 beftimmt:

§ 3. Die Mitglieder der Handelskammer werden gewählt. Berechtigt an der
Wahl teilzunehmen, und verpflichtet, zu den Kosten der Handelskammer
lici/.utragen, sind, sofern sie zur Gewerbesteuer veranlagt sind: diejenigen Kaufleute
(natürliche und juristische Personen), die als Inhaber einer Firma in einem für eleu
Bezirk der Handelskammer geführten Handelsregister eingetragen stehen.

ftier.iit fictjören n (fo audj bie Wpntliefer.
!) 2>ie iUicbtevfüllumi ber bem Mnufimiiui in ben §§ 38ff. auferlegten SBetpflicr)

tungenbat, menn et feine ftablungen einfiel« ober in ffonrttrS gerät, ftrafredjtüdje folgen
(§§ 239 unb 240 ber ftonlurSorbnung, f. z. 104).

2) Geeignete SKufter ^it einer nrarttfdjen Söudjffibrung in Slüotbelen finb an
gegeben in Dr. 2ß. SKatier: S)ie faufmännifdbe Sucfifüf)rung in ber SEpottjefe unb
Dr. <£. SJltjliuS: Xer ^(potticfcr aUi ©efrf)äftäntann (beibe SSerlag tum guliuS Springer
in SSerlin).

3) Stte Stufbetoa^ruttggjeit für bie .sjanbdsbüdjcr unb ßanbeföbriefe betrag)
natf) § 44 §.©.$. 10 ^abre.
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§ 40. Die Bilanz ist in Reichswährung aufzustellen.
Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämtliche Ver-

niügensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzusetzen, der ihnen
in dem Zeitpunkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet.

Zweifelhafte Forderungen sind nach ilirem wahrscheinlichen Werte
anzusetzen, uneinbringliche Forderungen abzuschreiben.

§ 41. Das Inventar und die Bilanz sind von dem Kauf manne zu unter¬
zeichnen. Sind mehrere persönlich haftende Gesellschafter vorhanden,
so haben sie alle zu unterzeichnen.

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu bestimmtes Buch
eingeschrieben oder jedesmal besonders aufgestellt werden. Im letzteren
Falle sind sie zu sammeln und in zusammenhängender Reihenfolge geordnet
aufzubewahren.

§ 43. Bei der Führung der Handelsbücher und bei den sonst erforder¬
lichen Aufzeichnungen hat sich der Kaufmann einer lebenden Sprache
und der Schriftzeichen einer solchen zu bedienen.

Die Bücher sollen gebunden und Blatt für Blatt oder Seite für
Seite mit fortlaufenden Zahlen versehen sein. An Stellen, die der Regel
nach zu beschreiben sind, dürfen keine leeren Zwischenräume gelassen
werden. Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht mittels
Durchstreichens oder auf andere Weise unleserlich gemacht, es darf nichts
radiert, auch dürfen solche Veränderungen nicht vorgenommen werden,
deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob sie bei der ursprünglichen Ein¬
tragung oder erst später gemacht worden sind.

§ 44. Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handelsbücher bis zum
Ablaufe von zehn Jahren, von dem Tage der darin vorgenommenen
letzten Eintragung an gerechnet, aufzubewahren. Dasselbe gilt in An¬
sehung der empfangenen Handelsbriefe und der Abschriften der ab¬
gesendeten Handelsbriefe sowie in Ansehung der Inventare und Bilanzen 1).

Fünfter Abschnitt. Prokura und Handlungsvollmacht.

§ 48. Die Prokura kann nur von dem Inhaber des Handelsgeschäfts
oder seinem gesetzlichen Vertreter und nur mittels ausdrücklicher Er¬
klärung erteilt werden. Die Erteilung kann an mehrere Personen gemein¬
schaftlich erfolgen (Gesamtprokura).

§ 52. Die Prokura ist ohne Rücksicht auf das der Erteilung zugrunde
liegende Rechtsverhältnis jederzeit widerruflich, unbeschadet des An¬
spruchs auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Prokura ist nicht über¬
tragbar. Die Prokura erlischt nicht durch den Tod des Inhabers des Handels¬
geschäfts.

S 53. Die Erteilung der Prokura ist von dem Inhaber des Handels¬
geschäfts zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Ist die
Prokura als Gesamtprokura erteilt, so muß auch dies zur Eintragung an¬
gemeldet werden. Her Prokurist hat die Firma nebst seiner Namensunter¬
schrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen. Das Erlöschen
der Prokura ist in gleicher Weise wie die Erteilung zur Eintragung an¬
zumelden.

i) Mu8 bet »etöfudjtung, bte ©efrf|Sft8büdjci unb .»riefe 10 Snljre lang auf.
mbetoafcten folflt ieborh mein obne weiteres, ba& biefe Eofumente bei einem S3efi$
mecbfel be« ©efd&äftS botn »erlaufet betn Srfiufet mit übergeben »erben muffen.
3m allgemeinen bürften bte §anblung8büdjer aus einerfrttfewn ;',ettntebt nfö „ftu-
bchör" tu-* ©efc&af« im Sinne bet § 97 beä ».«.». (f. 6. 98) anjufeben fem.
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Sechster Abschnitt. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge.

§ 59. Wer in einem Handeisgewerbe zur Leistung kaufmännischer
Dienste gegen Entgelt angestellt ist (Handlungsgehilfe) 1), hat, soweit
nicht besondere Vereinbarungen über die Art und den Umfang seiner Dienst¬
leistungen oder über die ihm zukommende Vergütung getroffen sind, die
dem Ortsgebrauch entsprechenden Dienste zu leisten, sowie die dem Orts¬
gebrauch entsprechende Vergütung zu beanspruchen. In Ermangelung
eines Ortsgebrauchs gelten die den Umständen nach angemessenen Leistungen
als vereinbart.

§ 62. Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume und die
für den Geschäftsbetrieb bestimmten Vorrichtungen und Gerätschaften
so einzurichten und zu unterhalten, auch den Geschäftsbetrieb und die
Arbeitszeit so zu regeln, daß der Handlungsgehilfe gegen eine Gefähr¬
dung seiner Gesundheit, soweit die Natur des Betriebs es gestattet,
geschützt und die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anstandes
gesichert ist.

Ist der Handlungsgehilfe in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen,
so hat der Prinzipal in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der
Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrich¬
tungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Ge¬
sundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Handlungsgehilfen er¬
forderlich sind.

Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesund¬
heit des Handlungsgehilfen obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden
auf seine Verpflichtung zum Schadensersatze die für unerlaubte Hand¬
lungen geltenden Vorschriften der §§ 842—846 des Bürgerlichen Gesetz¬
buchs entsprechende Anwendung.

Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen können nicht
im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt werden.

§ 63. Wird der Handlungsgehilfe durch u n verschuldetes Unglückan

1 ) ^anblunglgeljilfe im ©mite bei §.©.83. ift nlfo nur, „wer in einem .sjnubeK»
geroetbe jur Seiftung fmifmännifdjer ©tenfte gegen (Entgelt angeftetlt ift." 35a bie 2tyo=
tiefen jum $anbellgeraerbe gehören, würben SIpotljefeicgefiüfen nlfo ohne weiteres
als ftanblunglgehilfen anpfeifen fein, lueun ihre Xienfte „taufmännifcSe" roären. Über
lehterc grage ift fiel) jebodj bie 9tect)tfprecr)ung nidjt einig. G3 liegen hierüber folgenbe
©ntfebeibungen bor:„35a bet Slöotljefer ftoufmonn ift, fino bie in feinem iöetriebe tätigen
■jjßetfoncn, inforoeit, all [ie nicht aulfdjliefjuct) ober borroiegenb tedjnifdje SXenfte ber»
riebten, all taufmännifrbe Arbeiter anjufeben." 8t.@. 7. tont 1899 (Sßb.Stg. 1901
5Rr. 35.) <£benfo 8.®. l SetHfl 8. il'farj 1900 ffif)Mfy 1900 9h. 40). 9<och beftimmter
erwarte bn§ ffi.©.: „Äpotberetgetjtlfenfinb regelmäßig §anblunglgeb,ilfen unb unter«
liegen baher ben S8orfcc)iiften bei ftanbellgefe&bucbel." #.©. 28.' sJJcai 1902 (^b.Stg.
1902 9h. 80). dagegen ocntciitten bie ©anblunglgebilfenetgenfcbaftbet Slpottjelet
gehilfcu folgenbe ©eridjte, welcbe bie Xätigfeit bet angeftellten 2lj)otf|eIer all eine bor»
roiegenb tectjnifcbe anfallen: D.S.®. SSiellau 15. 9tobember 1904 (^t).3tg. 1905 9h. 16)
unb S.©. granlfuri a. 0. 15. gebruar 1904 (3ßt).3tg. 1904 9h. 28). §Tei»u fnfjtc ferner
ber pteufifrbe ^otbelerlammeraulfcrjufj in feiner ©tfcung bom 22. Stobembet 1904
folgenbe ;Kcfoliition: „S)er ^otljelerlammercmlfdjufi ift ber Slnficbt, bafs bie §§ 59—75
bei $anbellgefe&el bom 10. 3Nai 1897 (ich auf IH^othefergehilfen unb ?(potl)cfetlebr«
finge mit bejteljen."

SBerben bie Styothxfcrgehilfen nirrjt all §anbtung!gehüfen angefet)en, fo regeln
fieb ihre recbtlicben SBerbättmffe nach, ben 83eftimmungen bei 83.©.83. über SMenftoertrag
(f. ©. 99).
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der Leistung der Dienste verhindert 1 ), so behält 2 ) er seinen Anspruch auf Ge-
halt und Unterhalt 3 ), jedoch nicht über die Dauervonsechs Wochen hinaus.

Der Handlungsgehilfe ist nicht verpflichtet, sich den Betrag anrechnen
zu lassen, der ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer Kranken- oder
Unfallversicherung zukommt. Eine Vereinbarung, welche dieser Vorschrift
zuwiderläuft, ist nichtig*).

§ 64. Die Zahlung des dem Handlungsgehilfen zukommenden Ge¬
halts hat am Schlüsse jeden Monats 5) zu erfolgen. Eine Vereinbarung,
nach der die Zahlung des Gehalts später erfolgen soll, ist nichtig.

§ 66. Das Dienstverhältnis zwischen dem Prinzipal und dem
Handlungsgehilfen kann, wenn es für unbestimmte Zeit 8) eingegangen ist,
von jedem Teile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden 7)

!) § 63 beä §.®.S8. regelt tue gfttrforge, bie bem .^anblungSgehttfen in Scranf-
rjeitäfällen guteil werben foll. Unter „unberfebutbetem ungluct" ift in erfter Steige
Sftanfheit ju öerftehen. SJBirb ber §anMung3gehilfe nicht burdf nnücrfchulbetcss Unglüdf,
fonbern au3 einem eroberen bem itjtn nicht berfcfiufbeten ©runbe, j. SB. burd) Einberufung
ju einer militärifcfien SDienföeiftung, an ber ?5errid)tung feiner Xicufte oerhinbert, fo
regelt (ich fein Slnforuci) auf ©erjalt roärrrenb folchcr öbungen lebigltct) nod) § 616 be«
S8.@.S8. (f. ©. 100), ba, roie baS Sc.©, im SKärj 1904 entfehieb (<ßh.3tg. 1904 9Jr. 24)
militärifd)c Übungen nicht all „Ungtüct" im ginne beS § 63 .§.©.33. anguferjen finb.

2) SBehätt, b. h. ber©anblungäge^ilfehat ben Smffcruch, infomeit er ihn audjfonft
fyaben mürbe. Enbet ba§ ©icuftüerbältnisbaher infolge orbnungSmäfvigcr nicht toegen
ber (Srlranhing erfolgter ffiünbigung auf ©runb ber §§ 66 unb 67 cor SIblauf ber fcd)§
Slöochen, fo fällt mit bem SIblauf beä ©tenftberljättniffeg aud) ber Stnfpruch auf ©erjalt
unb Unterhalt. $>a$ lünbigungSrecbt beS $tinjtpal8 roirb burd) § 63 nicht berührt;
inSbejonbere !onn eine, wenn auch nur fedjS SBochcn antjaltenbe $ranu)eit bcS ©ehilfeu
beu qjrinjlbal jur fofortigen i'öfung be3 ©tenftberhältniffeS nad) § 72 Slbf. 1 Ziffer 3
öeranlaffen, aber bem ©c-hilfen bleibt in biefem galle unter allen Umftänben ber
Slnförucr) au« § 63 (bgt. § 72 88>f. 2).

») .fmiiblungSgehilfeti, welche in bie häusliche ©cmetnfdjaft bcS frrnji^atö auf¬
genommen finb, 'haben und) §617 bcS S8.©.58. (f. S. 100) aud) Swförud) auf SBet«
pflegung unb ärztliche SBeljanbtung. (Sin auSbruducher älnförudj auf freie Steinet
ift im ©efefc nicht Borgeferjen. ©od) bürfte in ben gälten beS § 617 S8.©.S3. in ber hier
ju leiftenbcii Verpflegung aud) bie ©ernähr freier Slrjnei mit enthatten fein. SluS ber
Raffung bei Varagrabt)en, bafj bor ©ehilfe feinen Strtffcrucrj auf ©ehalt „unb Unter¬
halt" behält, ergibt fiel), baf) ©ehilfen, bie nicht in bie bäuSIidje ©ememfeßafi aufge¬
nommen finb, alfo leinen Unterhalt beim ißrinjiüal genießen, auch nicht äcnforücfie auf
einen folcbeu „behalten" Iöitnen. ©ic r)aben nur Smfpruch auf gortjahlung beS ©e^alt«.
3Me SSerüflicBtung bei SßrinjibalS jur ©eroährung beS Unterhalts läßt fich nicht in eine
«erhinbtitfjteit 51! einer ©elbleiftung umroanbeln. (Stfm.©. Hamburg §uni 1905, Sßb.3tg.
1905 9er. 49).

4 ) ©tofje Uneinigleit herrfcht in ber iJtecr)tffjrechung bnrflher, oh nur bie Söefttmmung
in Sthf. 2 jroingenbeS, burd) Verträge nicht abjuänbernbeS Stecht ift, roie bie SBort-
faffuitg bie« aubeutet, ober ob aus inneren ©rünben ber SßaffuS: „(Sine Vereinbarung,
welche biefet «orfdirifl juroiberläuft, ift nichtig" — fich auch auf bie in Slbf. 1 enthaltene
Wicht jur fecbsmbchcntltchen ©ehaItSäaf)lung begebt, ©ic Dteichsregicrung r)ält lehterc
Stuffaffung für irrig.

6) w'emeint ift ber ffialenbermonai. Sfi ber tehte Jag etne« SJconatS ein ©onn«
ober Feiertag, fo hat bie Saßtung am nächften Söerttage 51t erfolgen.

6) ©nS ©ienftocrhältuis tarnt aud) auf beftimmte geit (j. SB. brei Söconote) ein«
gegangen »erben unb enbet bann mit bem Jtblauf be« betreffenben Zeitraums ohne
roeitere«. SSirb baä ©icnftuerhälini-ö nach SÄblauf btcfeS Zeitraums ftitlfcfiroeigenb fort«
gefefet, fo gilt c§ nunmehr al« auf uuheftimmte ;{eit eingegangen.

7) S)ic gefehlichc ßünbtgungSfttft beträgt fedbä lochen, ©er letzte juläffige Sün«
bigungStermm ift icbiglid) banach, ju bered)nen unb fällt mit bem 15. bei bem Quartals»
fdjlufj' boranger)enben SKona« nid)t jufammen.
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§ 67. Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungs¬
frist bedungen, so muß sie für beide Teile gleich sein ; sie darf nicht weniger
als einen Monat betragen.

Die Kündigung kann nur für den Schluß eines Kalendermonats zu¬
gelassen werden.

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auch in dem Falle Anwendung,
wenn das Dienstverhältnis für bestimmte Zeit mit der Vereinbarung ein¬
gegangen wird, daß es in Ermangelung einer vor dem Ablaufe der Vertrags¬
zeit erfolgten Kündigung als verlängert gelten soll.

Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften zuwiderläuft, ist nichtig.
§ 08. Die Vorschriften des § 67 finden keine Anwendung, wenn der

Handlungsgehilfe einen Gehalt von mindetens fünftausend Mark für
das Jahr bezieht . . .

§ 69. Wird ein Handlungsgehilfe nur zu vorübergehender Aus¬
hilfe angenommen, so finden die Vorschriften des § 67 keine Anwendung,
es sei denn, daß das Dienstverhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus
fortgesetzt wird. Die Kündigungsfrist muß jedoch auch in einem solchen
Falle für beide Teile gleich sein.

§ 70. Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt 1 ).

Wird die Kündigung-) durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles veranlaßt, so ist dieser zum Ersätze des durch die Aufhebung des
Dienstverhältnisses entstehenden Sehadens verpflichtet*).

§ 71. Als ein wichtiger Grund, der den Handlungsgehilfen zur
Kündigung ohne Einhaltung einer' Kündigungsfrist berechtigt, ist es,
sofern nicht besondere Umstünde eine andere Beurteilung rechtfertigen,
namentlich anzusehen 4 ):

1. wenn der Handlungsgehilfe zur Fortsetzung seiner Dienste unfähig
wird;

2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebührenden Unterhalt
nicht gewährt;

3. wenn der Prinzipal den ihm nach § 62 obliegenden Verpflichtungen
nachzukommen verweigert ;

4. wenn sich der Prinzipal Tätlichkeiten, erhebliche Ehrverletzungen
oder unsittliche Zumutungen gegen den Handlungsgehilfen zu-

x) 3>ie 9luflöfung be§ ®ienftöerb,äUntffe3 in ben hier fraglichen gälten be
barf ntriit erft eine» Miiciitevjprud)ä,foubern infolge ber Sünbtgung (9?ücftrttt8erflärung)
tritt bic Sutflßfung ohne meitcreä ein, infofetn btefelbe berechtigt mar, worüber, im Streit¬
fälle ber flüd)tcr ^u entfebeiben hat. Xie in ben §§ 71 uni 72 aufgeführten gälte ]"iub
lebiglicl) SBeifpiele, bie bem JRidjter StnljaltSpunftefür bie \>lbjiri)t beS ©efejjgeberä
gewähren follcn.

2) Stünbigung ift Bier int Sinne öotäeitiget Aufhebung bc§ ©ienftöerhältniffeS §u
Oerftehen.

3) £er bem (Mjilfen *u (eiftenbe SdbabenSerfaü wirb regelmäßig in ber 3"blung
beS ©ehalt? für Bie geit bi§ jur SSeenbigung beä ©tenftbertrageS ober ülblauf ber .stüu
btgungSfrtfi beftehen. Er tnuf] fid) jeboch baSjenige anrechnen (äffen, woi er burch, anber
Weitige SSerroenbung feiner SlrbeitStraft erwirbt ober 511 erwerben böswillig unterläßt.

4 ) Ob bei einem äBedjfel ber @efct)äft8inbaber ber ^anblungSgehüfe -Hut
bebung be« SHenftberhältniffeä berlangen fanu, ift nach ber Vage beä evnjelnen gatb?
§u entfebeiben. 3ft nach ber üage beS gaflä anzunehmen, bafj burch ben Übergang be>?
©efchäfts eine wefenfndje ätnberung be3 SSertragSinhaltä nicht ftattfinbet, fo niiifi ficli
ber ^anblungggehilfe bie iBertragSerfüflungfeiten? beg neuen ©efchäftöinhaberS als
bie iljiii im Vertrage gewährleiste gefallen (äffen (8l.D.$.©. 25. yuni 1875).
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schulden kommen läßt oder jes verweigert, den Handlungsgehilfen
gegen solche Handlungen eines anderen Angestellten oder eines
Familienangehörigen des Prinzipals zu schützen.

§ 72. Als ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur Kündigung
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht be¬
sondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, namentlich an¬
zusehen 1):

1. wenn der Handlungsgehilfe im Dienste untreu ist oder das Ver¬
trauen mißbraucht oder die ihm naeli § 60 obliegende Verpflich¬
tung verletzt;

•2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen nach erheb¬
lichen Zeit unbefugt verläßt oder sich beharrlich weigert, seinen
Dienstverpflichtungen nachzukommen ;

:(. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheits¬
strafe oder Abwesenheit oder durch eine die Zeit von acht Wochen
übersteigende militärische Dienstleistung an der Verrichtung seiner
Dienste verhindert wird;

4. wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen
den Prinzipal oder dessen Vertreter zuschulden kommen läßt.

Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehilfe durch unverschul¬
detes Unglück lungere Zeit an der Verrichtung seiner Dienste verhindert
ist, so wird dadurch der im § 63 bezeichnete Anspruch des Gehilfen nicht
berührt.

§ 73. Bei der Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Hand¬
lungsgehilfe ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer der Be¬
schäftigung fordern. Das Zeugnis ist auf Verlangen des Handlungs¬
gehilfen auch auf die Führung und die Leistungen auszudehnen 2 ).

Auf Antrag des Handlungsgehilfen hat die Ortspolizeibehörde das
Zeugnis kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§ 74. Eine Vereinbarung zwischen dem Prinzipal und dem Hand¬
lungsgehilfen, durch welche dieser für die Zeit nach der Beendigung des
Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt

!) ©ine foforttge (Sntlaffung beg Schüfen fantt aucfi noch bitrd) anbete als
bie hier genannten ttmftänbe gerechtfertigt fein. So finb u. a. öon ben ©erichtcn all
auäretcbenbe (Sntlaffungggrttnbe angefeljen toorben:

1. Ungebührliches renitente* Stencrmteu gegenüber beut £b>f (St.®. 28. SÜJot 1902,
ÜJfj.ftta 1902 9er. 80);

2 bte Steigerung eine« bei freier äBotntung engagterten 9fyotf)cfergebiIfen, btefc
freie SBohnung in ber ätpotrjefe mich ;,u benufcen (C.S.®. lielle IG. Oftober 1905,
956 Rta 1905 Sßr. 103);

3 bte Steiaeruna eine--- Slüotfielergehtlfen, telept-onifche Sefteflungen anjunebmen
' (9( ® gferSroalbe 23. 3anuar 1903, P-3tg. L903 9er. 30);

4 abfällige Sufierungen ttber bte Strebitffirjigteii beS KfjefS (D.S.®. $amm Sep
tember 1904, «pi,.Stg. 1904 SRr. 81).

•dagegen ifl bie Steigerung etneS nur für bte 9fteje|>ütr engagterten ®er)tlfen, auf
Slnorbnuna beS (EbeB audj abjufaffen, fein triftiger ®runb jur fofortigen (Sntfaffung
(CA' ®. »reSlau 25. SRottember 1901, $r,.8tg. 1906 9,'r. 16)

tönt ungerechtfertigt entlaffener ganblungSgetrtlfehat nicht nötig, um ftch
feine ©ebattganfbrücfie ;,n' fiebern, feine ferneren Eienftteiftungen noch befonber« an-
ubteten D.S.® Kiel 9,'ouen.bet 1904, $t,.8tg. 1901 9,'r. 100).

2) S>te Sßorfcbrift ift oMigatotifdt) nnb unberjtcbtbar:311 beachten t|t, bau beut ©anb-
lunctSaebitfen nur auf fein »erlangen ein StenftäeugntS über bte güb>mg ttnb bte
ßeiftungen anzuflehen ift. ivnlfcbe StuSftettung bonJeugniffen wirb nach S 303
Str.®.». befträft (f. 'S. HO). Sgl. ferner § 48 ber preufjtfcben StyothefenbetrtebSorbmmg
(f. jeii XIV).
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wird,- ist für den Handlungsgehilfen nur insoweit verbindlich, als die Be¬
schränkung nach Zeit, Ort und Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet,
durch welche eine unbillige Erschwerung des Fortkommens des Handlungs¬
gehilfen ausgeschlossen wird.

Die Beschränkung kann nicht auf einen Zeitraum von mehr als drei
Jahren von der Beendigung des Dienstverhältnisses an erstreckt werden

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Handlungsgehilfe zur Zeit des
Abschlusses minderjährig ist 1 ).

§ 75. Gibt der Prinzipal durch vertragswidriges Verhalten dem Hand¬
lungsgehilfen Grund, das Dienstverhältnis gemäß den Vorschriften der
§§ 70, 71 aufzulösen, so kann er aus einer Vereinbarung der im § 74 be¬
zeichneten Art Ansprüche nicht geltend machen. Das gleiche gilt, wenn
der Prinzipal das Dienstverhältnis kündigt, es sei denn, daß für die Kün¬
digung ein erheblicher Anlaß vorliegt, den er nicht verschuldet hat, oder
daß während der Dauer der Beschränkung dem Handlungsgehilfen das
zuletzt von ihm bezogene Gehalt fortgezahlt wird.

Hat der Handlungsgehilfe für den Fall, daß er die in der Vereinbarung
übernommene Verpflichtung nicht erfüllt, eine Strafe versprochen, so kann
der Prinzipal nur die verwirkte Strafe verlangen; der Anspruch auf Er¬
füllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen. Die
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herabsetzung einer
unverhältnismäßig hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt 2 ).

Vereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, sind nichtig.
§ 76. Die Vorschriften der §§ 60—63, 74, 75 finden auch auf Hand¬

lungslehrlinge Anwendung 3 ).
Der Lehrherr ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß der Lehrling in

den bei dem Betriebe des Geschäfts vorkommenden kaufmännischen Arbeiten
unterwiesen wird; er hat die Ausbildung des Lehrlings entweder seihst
oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter zu
leiten. Die Unterweisung hat in der durch den Zweck der Ausbildung
gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu geschehen.

Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Ausbildung erforder¬
liche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen
nicht entziehen; auch hat er ihm die zum Besuche des Gottesdienstes an
Sonntagen und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren.
Er hat den Lehrling zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten.

In betreff der Verpflichtung des Lehrherrn, dem Lelirlinge die zum
Besuch einer Fortbildungsschule erforderliche Zeit zu gewähren, bewendet
es bei den Vorschriften des § 120 der Gewerbeordnung 4 ).

x) 3)ie §§ 74 unb 75 treffen barübet S3eftimmung, ininictneit bie fogenonnte Jron«
furtenäflaufef onrffam ift. 3)ie 93otfd)riften begeben fid) nur auf ^aiibtungägehilfen
unb nad) § 76 auf §anblungMehriinge. (Sine ähnliche 33eftimnrung ift für technifdje Sin-
geftetfte in § 133 f bet ©cn>.£). enthalten (f. ©. 17), hmhrenb im übrigen § 138 ?lbf 1
bc0 33.©.58. gilt, lautenb: „@in 3ted)tggefcf)äft, basi gegen bie guten Sitten betflößt,
ift nic&tig."

2) §343 33.GS.33. bcftimmt, bafj, roenn eine berroitlte ©träfe unöetfidlt-
nigmäfrig tjoch ift, fie auf Slntrag be£ ©d)utbner§ burd) Urteil auf ben angemeffeucn
S3etrag hetabgefejjt Werben fann, bafj bei bet 33eurteiümg bei 9lngemeffenheit jebeci
berechtigte gntereffe bes ©laubiger?, nicht b(o§ baS SBermbgensintereffc in S3ettad)t
5U Riehen ift unb ba§ nad) Entrichtung ber ©träfe bie £>erab'fehung auägefchloffen ift.

3) ferner gelten laut § 77 für ,§anblunge!tet)rltnge bie 3Vrfd)riften ber §§ 70
big 72 über bie Mnbigung.

*) Snteteffiert hier nicftt, roeil § 120 ber ©eto.D. auf ©etjilfen unb Sehrlinge in
3(»othefen feine 9lniuenbnug finbet.
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§ 77. Die Dauer der Lehrzeit bestimmt sieh nach dem Lehrver¬
trag, in Ermangelung vertragsmäßiger Festsetzung nach den örtlichen Ver¬
ordnungen oder dem Ortsgebrauche.

Das Lehrverhältnis kann, sofern nicht eine längere Probezeit ver¬
einbart ist, während des ersten Monats nach dem Beginne der Lehrzeit
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Eine Ver¬
einbarung, nach der die Probezeit mehr als drei Monate betragen soll, ist
nichtig.

Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die Kündiguno- des
Lehrverhältnisses die Vorschriften der §§ 70—72 Anwendung 1). Als
ein wichtiger Grund zur Kündigung durch den Lehrling ist es insbesondere
auch anzusehen, wenn der Lehrherr seine Verpflichtungen gegen den Lehr¬
ling in einer dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden
Weise vernachlässigt*).

Im Falle des Todes des Lehrherrn kann das Lehrverhältnis innerhalb
eines Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 78. Wird von dem gesetzlichen Vertreter des Lehrlings oder, sofern
dieser volljährig ist, von ihm seihst dem Lehrherrn die schriftliche Er-
klärung abgegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder
zu einem anderen Beruf übergehen werde, so endigt, wenn nicht der
Lehrling früher entlassen wird, das Lehrverhältnis nach dem Ablauf eines
Monats.

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zuwider vor dem Ab¬
laufe von neun Monaten nach der Beendigung des Lehrverhältnisses in
ein anderes Geschäft als Handlungslehrling oder als Handlungsgehilfe ein,
so ist er dem Lehrherrn zum lOrsatze des diesem durch die Beendigung
des Lehrverhältnisses entstandenen Schadens verpflichtet. Mit ihm haftet
als Gesamtschuldner der neue Lehrherr oder Prinzipal, sofern er von dem
Sachverhalte Kenntnis hatte.

§ 79. Ansprüche wegen unbefugten Austritts aus der Lcdire
kann der Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend machen, wenn der Lehr¬
vertrag schriftlieh geschlossen ist 8).

*) 3)ie Äünbignng bet ßeljtlinge ifl bono* mejentlid) anbetä geregelt toie bic
Miinbignng bet ftanbumgggeljü'fen. (Sine Sflnbtgung beS ßefycöetljältniffeS iit bom ^.&.S8.
mir in folgenben jäHen botgefe!)en:

a. innerhalb bet m Per [Regel einen Womit mabrenben Sßtobejeü jeberjett ohne
ffiünbigungSftifi (§ 77 8tW. -'):

b. im ivulte bei tobe« bei 8ei)tl)ettn innerhalb eines SJtonatS ohne ffiünbigung*.
frift (§ 77 Stbf. 4);

c bei Übertritt ju einem anbeten ®eroetbe obet Berufe, Jfthtbigunggfrtft ein
Konat (§ 78);

d. im übrigen jebersteit olme ffünbtgungäftift, wenn ein roidjttget Wrnnb uorliegt
(§ 77 Slbf. 3). 2U8 H>lrl)e »idjttge ©tttnbe gelten biefelben toie bei ben ganb«
Inngogebilfen: nur ift jugunften ber Vehrfmge nodj ber Wrnnb binnigefmit,
bajj ber i'el)i1)err feine Setpffidjtungen gegen ben ßetrtltng in einer beffen
©efunbtieit, 2iüliri)feit ober StuJbübung gefiilirbenben äSeife bemad&Iäfftgt.

-.'((ltiiriid) fteben biefe SBeftintntungen einer befonberen Siegelung ber Stiinbigüug?»
oeriniltiiiffe im SeljtBetttage mdit entgegen.

2 ) 90! ein ioid)i iger ©tunb n't ferner nii.yifeben, loenn ber Setjrherr jut (irfiiünng
ber ii)in betttagSmägig obliegenben feerpflidjtung nnfnbig wirb. 2>er Übergang beä ©e-
fetinft-j auf einen neuen ^nlniber ift unter llmftänben für ben l'ehrling ein aiivreirbcnber
®tunb jut Sluflflfung be« 8ef)tbetljältmffe8.

3) 3)cr l'ebrting aber tann midi bei miinblidjeni Vebroerivage i'lnfpnidie fokber
Sltt gegen i>en Vebroerrn geltenb machen.

Böttger, Apothekengesetze. 3. Aufl. 7
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§ 80. Bei der Beendigung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem
Lehrling ein schriftliches Zeugnis über die Dauer der Lehrzeit und die
während dieser erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie über
sein Betragen auszustellen 1 ).

Auf Antrag des Lehrlings hat die Ortspolizeibehörde das Zeugnis
kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§ 81. Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehren¬
rechte sind, dürfen Handlungslehrlinge weder halten, noch sich mit der
Anleitung von Handlungslehrlingen befassen. Der Lehrherr darf solche
Personen zur Anleitung von Handlungslehrlingen nicht verwenden.

Die Entlassung von Handlungslehrlingen, welche diesem Verbote zu¬
wider beschäftigt werden, kann von der Polizeibehörde erzwungen werden.

§ 82. Wer die ihm nach § 62 Abs. 1, 2 oder nach § 76 Abs. 2, 3 dem
Lehrlinge gegenüber obliegenden Pflichten in einer dessen Gesundheit.
Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden Weise verletzt, wird mit (Geld¬
strafe bis zu einhundertfünfzig Mark bestraft.

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher entgegen der Vorschrift
des § 81 Handlungslehrlinge hält, ausbildet oder ausbilden liil.lt.

§ 83. Hinsichtlich der Personen, welche in dem Betrieb eines Handels¬
gewerbes andere als kaufmännische Dienste leisten, bewendet es
bei den für das Arbeitsverhältnis dieser Personen geltenden Vorschriften 8).

2;er fehlte 9(bfd)nitt be3 $anbefögefe$bucr)S über bie ,§anbluttg§gef)ilferi uub
»Setzlinge finbet in ben Sefttmmungeti be* ^Bürgerlichen ©efefjbucp über
ben Siertftüertrog eine ttnctjttge Srgärtjung. Stufjerbetn enthält boä ^Bürgerliche
@efe$bucfj noch eine Wn,tnl)i roetterer Jeftfefcuttgett, bie auä befcmberen ©rünben
für bo§ Wpothcfergeroerbe bort Sebeururtg finb.

BUr{£«>i'li«>li«'MGesetzbuch.
Vom 18. August 1896 (R.G.B1. S. L95).

Erstes Buch. Allgemeiner Teil.
Sachen.

§ 96. Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grundstücke
verbunden sind, gelten als Bestandteile des Grundstücks 8 ).

§ 97. Zubehör sind bewegliche Sachen, die, ohne Bestandteile der
Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen Zwecke der Hauptsache zu dienen
bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden
räumlichen Verhältnisse stehen. Mine Sache ist nicht Zubehör, wenn sie
im Verkehr nicht als Zubehör angesehen wird*).

!) SSähtenb bo§ 3 eu fln ^ CUK * ©ebilfen und) § 73 nur auf beffen Verlangen mich
auf bie gtttjrung unb ßeiftungen auSjubetjnen ift, hat fiel) ba3 (EntlaffungSjeugniS
bei Öefcrlingl ohne »eitere! aud) auf beffen ffienntniffe, gähigleiten wtb Setragen
jtt etftreden.

2 ) Tsüi bie in Styot&elen befdjäftigten Sltbetter ufro. gelten alfo bie SäefHmmungen
ber ©ero.D,

3) 3)iefer ^aragtiipfi ift für bie Hebung ber ftftbtifcben Utnfajjfteuer bon Stüo
tbefenberedjtigungen tum großer SBebeutung, tnbetn au8 ihm folgt, bnfj yipotlietcn
ptiutteciien, meldte mit beut ©igentum au einem ®runbftttd öerbunben iinb, al? iöeftanb«
teile beS ©tunbftttdä gelten unb bähet rote biefei! einer Umfafcfteuet unterliegen. (SKäfiereS
f. in Seil xi\.)

*) SBcnbet man biefe Söeftimmungen auf bie äLbothelen an, fo folgt barau3, bnfj
als 3ubehör bjto. als Sßertinensftttde einer Slöotbefe anjufehen finb: alle äRafje,
©eroidjte, ®erätfd)aften, ©efäfje ufro. in ben Slöotbefenräumen,alte Sfööbelfrüde in ben
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Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den wirtschaftlichen
Zweck einer anderen begründet nicht die Zubehöreigenschaft. Die vorüber¬
gehende Trennung eines Zubehörstücks von der Hauptsache hebt die Zu¬
behöreigenschaft nicht auf.

Verjährung-.
§ 196. In zwei Jahren verjähren die Ansprüche
1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche

ein Kunstgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren. Ausführung
von Arbeiten und Besorgung fremder Geschäfte, mit Einschluß der
Auslagen, es sei denn, daß die Leistung für den Gewerbebetrieb des
Schuldners erfolgt 1);

14. der Ärzte, insbesondere auch der Wundärzte, Geburtshelfer, Zahn¬
ärzte und Tierärzte, sowie der Hebammen für ihre Dienstleistungen,
mit Einschluß der Auslagen.

li

1 ':

Zweites Buch. Recht der Schuldverhältnisse.

Verpflichtung zur Leistung.
§ 270. Der Schuldner hat, sofern nicht ein anderes bestimmt ist,

Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten. Fahrlässig handelt, wer die
im Verkehr <-rforderliche Sorgfalt außer acht läßt . . .

Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im voraus
erlassen werden.

§ 278. Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen
Vertreters und der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbind¬
lichkeit bedient, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verschulden 2 ).
Die Vorseiiritt des § 276 Abs. 2 findet keine Anwendung.

Dienstvertrag. 1)
§ 611. Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste

zusagt, zur Leistung der versprochenen Dienste, der andere Teil zur Ge¬
währung der vereinbarten Vergütung verpflichtet.

SfcmtorS unb iind) alle SOWbel unb fonfrigen ©erätfefiaften in benjentgen ^Räumen, tuelchc
mit betn 9fyotb>!enbetriebe tu irgenb einem 8 u fontmenr)ang fter)en, alfo j. 33 in bem
Sdilnfvmune, bet beti älpotrjefergerjtlfen ober i'einlinacn (ur Übernadjtung angeroiefen
n't, benti mir btefe Sachen finb beftimmt, bem roirtfcr;apc$en gmed ber ©ou^tfacbe ju
bienen unb ftefjen and) ,ut bet §auiptfac6e in einem bet mirtfdbaftlidjert SBeftimmung ent-
fpredjenben SBerrjältniffe.

SÜe grage, ob Srauföerträge übet 9lpotfteten ber notariellen ßrric&tung bc-
bürfen, ift folgenbermafjen geregelt. Eine febiglidj tmueffiomerte2lpotr)efe ift ju beti
t>erBcgIidt)en Sndten ;,n rennen, eine priötlegierte 3lpotb>fe :,n beti unberoegtteben. Sauf
öertrage über ptiötlegierte Stpottjefen bebürfen bab>r bet füt bie ®runbfrücf8öerläufe
botgefe^etten befonberen ttotatielleti ober geridt)tlidt>en ®rrict)tung. ftaufoerträge über
tonseffionierteStpotr^efen finb bagegen an ferne befonbere gorm gebunben.

') 2tud) bie gorberungen bei Slpotbefer berjätjren banndt in 2 galten. Sie
2Serjäi)rung wirb nidit unterbrochen burdj ein einfache« äMmberfabren, fonbern nur:
a, butdi färiftlicr)eä MnerfenntniS bei SBeredjtigungber Sortierung feitcnS beä
@cr)ulbner8; h. bureb äbjaMung; c. burd; geriditlidje ßlage refo. SablungSbefef)! ober
d. bind) atnmelbuttg jum ffonfurfe.

2) § 278 toinnit jut Stnroenbung, wenn ei fidj um ©rfttuung einer SSetbtnbHdjIett
beS SßrinjtpalS buvdt Slngefteflte fjanbelt. Tie ßaftpflic&t bei unerlaubten §anb-
lungen ber ätngeftetlten,olfo wenn biefe in Sfagffibrung üjrer Sßetricbtungen einem
onberen (Scbaben jugefügi baben, regell fidt) ttocfi § 831 S.®.93. (f. 2. 103).

:>) gtlr aipotlelergebilfen, bie nicht al« §anblung8gebtffenanjufeben finb bjjto.
tum ben ©eriebten nicht' alä foldbe angefefen werben, regeln fidt) ibre reriitlidicn äßet

, ■
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Gegenstand des Dienstvertrages können Dienste jeder Art sein.
§ 612. Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die

Dienstleistung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist.
Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen

einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche
Vergütung als vereinbart anzusehen.

§ 613. Der zur Dienstleistung Verpflichtete hat die Dienste im Zweifel
in Person zu leisten. Der Anspruch auf die Dienste ist im Zweifel nicht
übertragbar.

§ 614. Die Vergütung ist nach der Leistung der Dienste zu entrichten.
Ist die Vergütung nach Zeitabschnitten bemessen, so ist sie nach
dem Ablauf der einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten.

§ 615. Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste
in Verzug, so kann der Verpflichtete für die infolge des Verzugs nicht
geleisteten Dienste die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nach¬
leistung verpflichtet zu sein. Er muß sieh jedoch den Wert desjenigen
anrechnen lassen, was er infolge des Unterbloibens der Dienstleistung
erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder
zu erwerben böswillig unterläßt.

§ 616. Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf
die Vergütung nicht dadurch verlustig, daß er für eine verhältnismäßig
nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund
ohne sein Verschulden an der Dienstleistung verhindert wird 1).
Er muß sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für die Zeit
der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung bestehen¬
den Kranken- oder Unfallversicherung zukommt 2).

§ 617. Ist bei einem dauernden Dienstverhältnisse, welches die Er¬
werbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder hauptsächlich in An¬
spruch nimmt, der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufge¬
nommen, so hat der Dienstberechtigte ihm im Falle der Erkrankung die
erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer
von sechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienstverhält¬
nisses hinaus, zu gewähren, sofern nicht die Erkrankung von dem Ver¬
pflichteten vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden
ist 3). Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme

bffltniffe lebiglid) und) ben SBeftimmungen über ben Xicuftucrtrag. 3)ic SSeftitnmungen
fommeu abet audj gang ungemein für !panblung8geljü'fen mfotoett in SSetradjt, at8 5a?
Jp.ö.S. in [einem [elften 2tbfdmttt nidjt ein anbetet angeorbnet hat.

!) 2>er ©etjaÜSanfprudj eine? Sutgeftetlten ift nadj biefer SSefhmtramg olfo nidjt
tote und) § 63 §.©.58. in jcbetn gafle unberfdjulbeten Unglucß, fonbem nur bann be<
grünbet, toenn bie 83eljinberung eine „öertjaltmlmäfjig mdjt erijeblidje ;>,eit" ausfüllt.
£)b bie§ antrifft ober nidjt, beurteilt [idj im einzelnen Satle uad) beiu S3ert)ältni3,
in bent bie Sänge ber Unterbrechung jut Cänge ber Sbienftjeit ftct)t. ©aljer fönnen 5. 53.
inilitärifcfje Übungen oon fectjStoödjentÜdjer Xauer unter Itmftäubeu bei jahrelanger
Xätigfeit als rierhältuiSmäfjig nicht ertjeblidje, in anbeten Jällen toieber al2 erljeblidje
Unterbrechungen nugejebeu werben.

2) SSährenb § 63 bei §.©.53. ben §anblung8geb,ilfen für nid)t berpfltdjtet erftart,
fid) ben SBetrag anrechnen ,ui laffen, ber ihm für bie ;jeit ber S8ert)inberung aus einer
föranlen- ober Unfallöerfidjerung jutommt, uub eine biefer Sßorfcbrifl »utoiber-
laufenbc Vereinbarung ausbrüdlid) für uiditig bejeid)net, ift im § 616 beS 83.©.33, gerabe
ba2 ©egenteil angeorbnet. §ier mufs fid) ber jur Xieuftleiftuug JBerpfttdjtete einen
foldjcn Soetrag anredjncn (äffen.

3) ßur Verpflegung uub ärjtlidjen SSeljanblung bürfte audj bie ©etoäfyrung
freier üfrgnei yu rennen [ein. &odj treten alle biefe Verpflichtungenbes § 617 nur
ein, wenn folgenbe SJorauSfefcungen erfüllt [inb:



BürgerlichesGesetzbuch. Dienstvertrag. 101

des Verpflichteten in eine Krankenanstalt gewährt werden. Die Kosten
können auf die für die Zeit der Erkrankung geschuldete Vergütung an¬
gerechnet werden. Wird das Dienstverhältnis wegen der Erkrankung von
dem Dienstberechtigten nach § 626 gekündigt, so bleibt die dadurch herbei¬
geführte Beendigung des Dienstverhältnisses außer Betracht 1).

Die Verpflichtimg des Dienstberechtigten tritt nicht ein, wenn für die
Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Versicherung oder
durch Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorsorge getroffen ist.

§ 618. Der Dienstberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder
Gerätschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat,
SO einzurichten und zu unterhalten und Dienstleistungen, die unter seiner
Anordnung oder seiner Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, daß der
Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit geschützt ist,
als die Natur der Dienstleistung es gestattet.

Ist der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so
hat der Dienst berechtigte in Ansehung des Wohn- und Schlafraumes,
der Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrich¬
tungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Ge¬
sundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Verpflichteten erforder¬
lich sind.

Erfüllt der Dienstberechtigte die ihm in Ansehung des Lebens und
der Gesundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, so
finden auf seine Verpflichtung zum Schadenersatz die für unerlaubte Hand¬
lungen geltenden Vorschriften der §§ 842—846 entsprechende Anwen¬
dung.

§ 619. Die dem Dienstberechtigten nach den §§ 617, 618 obliegenden
Verpflichtungen können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder
beschränkt werden.

§ 620. Das Dienstverhältnis endigt mit dem Ablauf der Zeit, für die
es eingegangen ist.

Ist die Dauer des Dienstverhältnisses weder bestimmt noch aus
der Beschaffenheit oder dem Zwecke der Dienste zu entnehmen, so kann
jeder Teil das Dienstverhältnis nach Maßgabe der §§ 621—623 kündigen.

§ 621. Ist die Vergütung nach Tagen bemessen, so ist die Kündigung
an jedem Tage für den folgenden Tag zulässig.

Ist die Vergütung nach Wochen bemessen, so ist die Kündigung nur
für den Schluß einer Kalenderwoche zulässig; sie hat spätestens am ersten
Werktage der Woche zu erfolgen.

Ist die Vergütung nach Monaten bemessen, so ist die Kündigung nur
für den Schluß eines Kalendermonats zulässig; sie hat spätestens am fünf¬
zehnten des Monats zu erfolgen.

a. bauernbeg Tu-iiftbevitnliiu», toeldbeä bie (&croetbgt5tigfrit be8 Verpflichteten
bollftänbig ober hmiptfrichlid) in 2htft>rud| nimmt;

i) Slufnabme be8 8Seröftid>teten m bie bäuSltdbe ©emetnfd&aft;
i nulii dorfäöli^e ober grob fabrläffige Herbeiführung ber grfronfung.
Ülnoefteftte roeld&e in bie bäuSItcbe ©emeinfc&afl be8 Vrhtjifcäfö aufgenommen

finb hoben jebo'di einen Stnförucb, auf Verpflegung unb ältliche Söebanblung nur bann,
wenn bie ©rfeanfung tt>Sf)tenb bei Sienftberhättniffeä ftdj eingeftelll bot, olfo erft, nad).
bem [te ibte Stellung angetreten haben. (D.S.®. ftolmat 14. Februar 1905, Wi[]\<\.

M 35 hin Metern gcule (wenn infolge bet Sftanlbetl bem 9tngefteHten geHtnbig!
roirb) iß bie Verpflegung unb ärstlid&e Sßebanblung mich über bie SSeenbigung beä SMenft-
derbaltniffeS binauS auf bolle fecbS Sorben 311 gewähren.
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Ist die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabschnitten
bemessen, so ist die Kündigung nur für den Schluß eines Kalenderviertel¬
jahres und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen
zulässig.

§ 622. Das Dienstverhältnis der mit festen Bezügen zur Leistung
von Diensten höherer Art Angestellten, deren Erbwerbstätigkeit durch
das Dienstverhältnis vollständig oder- hauptsächlich in Anspruch genommen
wird, insbesondere der Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Gesellschafterinnen,
kann nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres und nur unter Ein¬
haltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden, auch
wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitabschnitten als Vierteljahren be¬
messen ist 1 ).

§ 623. Ist die Vergütung nicht nach Zeitabschnitten be¬
messen, so kann das Dienstverhältnis jederzeit gekündigt werden; bei
einem die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder hauptsäch¬
lich in Anspruch nehmenden Dienstverhältnis ist jedoch eine Kündigungs¬
frist von zwei Wochen einzuhalten.

§ 624. Ist das Dienstverhältnis für die Lebenszeit einer Person oder
für längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, so kann es von dem Verpflich¬
teten nach dem Ablauf von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kün¬
digungsfrist, beträgt sechs Monate.

§ 625. Wird das Dienstverhältnis nach dem Ablauf der Dienstzeit
von dem Verpflichteten mit Wissen des anderen Teiles fortgesetzt, so
gilt es als auf unbestimmte Zeit verlängert, sofern nicht der andere Teil un¬
verzüglich widerspricht.

§ 626. Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt 2 ).

§ 627. Hat der zur Dienstleistung Verpflichtete, ohne in einem dauern
den Dienstverhältnisse mit testen Bezügen zu stehen, Dienste höherer Art
zu leisten, die auf Grund besonderen Vertrauens übertragen zu werdeji
pflegen, so ist die Kündigung auch ohne die im § 626 bezeichnete Voraus¬
setzung zulässig.

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß sich der Dienst¬
berechtigte die Dienste anderweit beschaffen kann, es sei denn, daß ein
wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne
solchen Grund zur Unzeit, so hat er dem Dienstberechtigten den daraus
entstehenden Schaden zu ersetzen.

§ 628. Wird nach dem Beginn der Dienstleistung das Dienstverhältnis
auf Grund des § 626 oder des § 627 gekündigt, so kann der Verpflichtete
einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil der Vergütung
verlangen. Kündigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles dazu veranlaßt zu sein, oder veranlaßt er durch sein vertragswidriges
Verhalten die Kündigung des anderen Teiles, so steht, ihm ein Anspruch
auf Vergütung insoweit nicht zu, als seine bisherigen Leistungen infolge
der Kündigung für den anderen Teil kein Interesse haben. Ist die Ver-

x) (fe ift an^uner-men, bafj bie Sfliigreit bet angepeilten Slpotljeter als Seiftung
Bon Xicnften böbeter 9trt ansufeben ift uuo ihr ffiünbigunggtterrjciltniä nur beut § 622
unterliegt, alfo, rote es ba8 §.©.S3. in § 66 für bie ^anblungSgebilfen beftimmt, eben¬
falls ein bierteljäbrlicbeä ift.

2) SBäbrenb bal §.®.93. für bie Beurteilung foldjer „rnidjtiget ©tünbe" mehr-
fndie SBeifpiele angibt, überläfjt baS S8.65.SJ. bie SBürbigung btefet Stille gartj bem riebter«
lidii'ii (i'vmeffeit.
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gütung für eine spätere Zeit im voraus entrichtet, so hat der Verpflichtete
sie nach Maßgabe des § 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines l'ni-
standes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorschriften über
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerstatten.

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles veranlaßt, so ist dieser zum Ersätze des durch die Aufhebung des
Dienstverhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.

§ 629. Nach der Kündigung eines dauernden Dienstverhältnisses hat
der Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemessene Zeit
zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhältnisses zu gewähren.

§ 630. Bei der Beendigung eines dauernden Dienstverhältnisses kann
der Verpflichtete von dem anderen Teile ein schriftliches Zeugnis über
das Dienst Verhältnis und dessen Dauer fordern. Das Zeugnis ist auf Ver¬
langen auf die Leistungen und die Führung im Dienste zu erstrecken 1).

Unerlaubte Handlangen.

§ 823. Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper,
die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet . . .

§ 831. Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz
des Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung
einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein,
«etin der Geschäftsherr bei der Auswahl der bestellten Person und, sofern
er Vorrichtungen oder Gerätschaften zu beschaffen oder die Ausführung
der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beschaffung oder der Leitung die
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch
bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde-).

Die gleiche Verantwortung trifft denjenigen, welcher für den Geschäfts¬
herrn die Besorgung eines der im Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte
durch Vertrag übernimmt.

Xcui ßcmbeßgefelbutf) unb bem S8ürgeritd)en ©efefcbucf) fctjliefjen [ich bte
fonluräorbtumg unb bie gioil^roaefeorbnung an. Setbe ©efefce ent¬
halten ebenfalls einige ©efihnmungen, bie an biefet ©teile su ertoäbnen finb.

Konkursord n ■■iijj.
In der Passung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 612).

§ 61. Die Konkursforderungen werden nach folgender Rang¬
ordnung, bei gleichem Hange nach Verhältnis ihrer Beträge, berichtigt:

1. die für das letzte -Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens oder dem
Ableben (\i^ Gemeinschuldners rückständigen Forderungen an Lohn,
Kostgeld oder anderen Dienstbezügen der Personen, welche sich
dem Gemeinschuldner für dessen Haushalt, Wirtschaftsbetrieb oder
Erwerbsgeschäft zur Leistung von Diensten verdungen hatten;

M Tiefer aSaraaropfj entftmdjt betn § <■'!be3 §.©.S8.
2) Tic Sßegrenjungber siBüred)tHdjen §aft«füd>t bet ©efcpftSintjaoer für

Sßerfeben ihrer Slngefteliten, roelc&e § 831 beS SB.®.», getroffen fjat, entfrriefit im all»
gemeinen bet Regelung, uu-uiic bie rtrafrec&tlidje §aftbarfett butefj bie ©efe&gebung
unb 3tecf,tfared)ung erfahren hat. gn biefer Söejie^ung finb ju Dergleichen § 151 Wciu.C.
unb §367,5 ltr.©.$8. (f. «• 16 ""& 110 )-



104 VIII. Handelsrecht, Bürgerliches und Strafrecht.

2. die Forderungen der Reichskasse, der Staatskassen und der Ge¬
meinden, sowie der Amts-, Kreis- und Provinzialverbände wegen
öffentlicher Abgaben, welche im letzten Jahre vor der Eröffnung
des Verfahrens fällig geworden sind, oder nach § 65 als fällig gelten ;
es macht hierbei keinen Unterschied, ob der Steuererheber die Ab¬
gabe bereits vorschußweise zur Kasse entrichtet hat;

3. die Forderungen der Kirchen und Schulen, der öffentlichen Ver¬
bände und der öffentlichen, zur Annahme der Versicherung ver¬
pflichteten Feuerversicherungsanstalten wegen der nach Gesetz oder
Verfassung zu entrichtenden Abgaben und Leistungen aus dem
letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens;

4. die Forderungen der Ärzte, Wundärzte, Tierärzte, Apo¬
theker, Hebammen und Krankenpfleger wegen Kur- und Pflege¬
kosten aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens 1)
insoweit der Betrag der Forderungen den Betrag der taxmäßigen
Gebührnisse nicht übersteigt;

5. die Forderungen der Kinder, der Mündel und der Pflegebefohlenen
des Gemeinschuldners in Ansehung ihres gesetzlich der Verwaltung
desselben unterworfenen Vermögens; das Vorrecht steht ihnen nicht
zu, wenn die Forderung nicht binnen zwei Jahren nach Beendigung
der Vermögensverwaltung gerichtlich geltend gemacht und bis zur
Eröffnung des Verfahrens verfolgt worden ist;

6. alle übrigen Konkursforderungen.
§ 239. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über

deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen
betrüglichen Bankerutts mit Zuchthaus bestraft, wenn sie in der
Absicht, ihre Gläubiger zu benachteiligen:

1. Vermögensstücke verheimlicht oder beiseite geschafft haben;
2. Schulden oder Rechtsgeschäfte anerkannt oder aufgestellt haben,

welche ganz oder teilweise erdichtet sind;
3. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung

ihnen gesetzlich oblag, oder
4. ihre Handelsbücher vernichtet oder verheimlicht, oder so geführt

oder verändert haben, daß dieselben keine Übersicht des Vermögens¬
zustandes gewähren.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht
unter drei Monaten ein. i

§ 240. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über
deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen
einfachen Bankerutts mit Gefängnis bestraft, wenn sie:

1. durch Aufwand, Spiel oder Wette, oder durch Differenzhandel mit
Waren oder Börsenpapieren übermäßige Summen verbraucht haben
oder schuldig geworden sind;

2. in der Absicht, die Krüffnung des Konkursverfahrens hinauszuschieben.
Waren oder Wertpapiere auf Kredit entnommen und diese Gegen¬
stände erheblieh unter dem Werte in einer den Anforderungen einer
ordnungsmäßigen Wirtschaft widersprechenden Weise veräußert oder
sonst weggegeben haben;

!) Xnf) eä bor ©emeinfdb/ufbnet felbft ift, bei [idj in .Stitr unb Pflege befanb, ifi nicht
nottoenbtg. XciS Sottedjt ift auch bann begtünbet, tuenn bte Stoffen butcf) bte ffitftanfung
eineJ £5famUienanget)öttgen, ©ienftboten ufro. entftanben [inb, foferti bet Q)e
metnfdjutbnet, olme bafj et gefefelidi) biev.ut t>etpfttcf)tet ift, einen 2ltjt mit bet SBefjanb-
luttg beauftragt bjw. SÄtjneien belogen hat.
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.'!. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung
ihnen gesetzlich oblag, oder dieselben verheimlicht, vernichtet oder
so unordentlich geführt haben, daß sie keine Übersicht ihres Ver¬
mögenszustandes gewähren, oder

4. es gegen die Bestimmung des Handelsgesetzbuchs unterlassen haben,
die Bilanz ihres Vermögens in der vorgeschriebenen Zeit zu
ziehen.

Neben der Gefängnisstrafe kann in den Fällen der Nr. 1, 2 auf Verlust
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu
6000 Mark erkannt werden.

Zivilprozeßordnung.
In der Fassung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 410).

§ 811. Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unterworfen:
7. bei . . . Beamten, . . . sowie Ärzten und Hebammen die zur

Verwaltung des Dienstes oder Ausübung des Berufes erforderlichen
Gegenstände, sowie anständige Kleidung;

9. die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Ge¬
räte, Gefäße und Waren 1).

@§ folgen uumnel)v bie bem (Miete be§ ©trafrechtS unb be§ gerichtlichen" - - ' ~i»-^ff^^rtit AitA*>linr<nthpn Sftoimanafofao* Sa£ ^fv^v^^f^j.SB«
6i
bos

Jerfar)ren3 in ©trnffadjen nngeljörenbeit [Reta)3gefe$e: ba§ ©trafgefefc
ud), bie @traf.bto 0-eJ3orbrutttg unb ba§ ©eri$t3berfaffuttg3gefe| für
03 Seutfcbe Weich, foroett ihre Sefltmmungertbiet bort Söebeutung finb.

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich.
Vom 15. Mai 1871 (B G.B1. 1876 S. 40).

Strafen.

§ 40. Gegenstände, welche durch ein vorsätzliches Verbrechen oder
V ergehen hervorgebracht, oder welche zur Begehung eines vorsätzlichen
Verbrechens oder Vergehens gebraucht oder bestimmt sind, können,
sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer gehören, eingezogen werden-).
Die Einziehung ist im Urteile auszusprechen.

Teilnahme.

§ 47. Wenn mehrere eine strafbare Handlung gemeinschaftlich aus¬
führen, so wird jeder als Täter bestraft.

§ 48. Als Anstifter wird bestraft, wer einen anderen zu der von
demselben begangenen strafbaren Handlung durch Geschenke oder Ver-
sprechen, durch Drohung, durch Mißbrauch des Ansehens oder der Gewalt,
durch absichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines Irrtums oder
durch andere Mittel vorsätzlich bestimmt hat.

Die Strafe des Anstifters ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen,
welches auf die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich
angestiftet hat.

1) SttnberS ieboir) beim ffionfurSöerfaljren. Tic SonfurSorbnung fagl (jierju in
§ 1 äbf. 2: Tic im § «n 9lr. 9 bei Sibilbrojefiorbnungöorgefe^enen Sefajränfungen
fommen im "tfonrurSberfaljren nidjt jur Slrtroenbung."

2) SBei Übertretungen" (olfo j. S8. Serlauf ntcr)t freigegebener älrgneimittel
burefi S>rootften) ifl bie ghuiebung [omit nicht suläffig; in [olctjen gälten famt baiicv
mich, nicht' auf SBernt^tung erfanni werben (ffi.@. 7. Wfrtit 1898, &©.«. II, ®. 243).
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i; 4i). Als Gehilfe wird bestraft, wer dem Täter zur Begehung des
Verbrechens oder Vergehens durch Rat oder Tat wissentlich Hilfe ge¬
leistet hat.

Die Strafe des Gehilfen ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen,
welches auf die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich
Hilfe geleistet hat, jedoch nach den über die Bestrafung des Versuches
aufgestellten Grundsätzen zu ermäßigen.

Vergehen wider die Sittlichkeit.
§ 184.!) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis

zu eintausend Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer
3. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt

sind, an Orten, welche dem Publikum zugänglich sind, ausstellt
oder solche Gegenstände dem Publikum ankündigt oder anpreist-).

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren
rechte sowie auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden.

Verbrechen und Vergehen wider das Leben.
§ 219. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer einer

Schwangeren, welche ihre Frucht abgetrieben oder getötet hat, gegen
Entgelt die Mittel hierzu verschafft, bei ihr angewendet oder ihr beige¬
bracht hat :i).

§ 220. Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren
Wissen und Willen vorsätzlich abtreibt oder tötet, wird mit Zuchthaus
nicht unter zwei Jahren bestraft.

Ist durch die Handlung der Tod der Schwangeren verursacht worden,
si i tritt Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zucht¬
hausstrafe ein.

§ 222. Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen ver¬
ursacht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft 1).

i) § 184 in bcr gaffung beS ®efe|eS botn 25. Sunt 1900 (8J.®.S81. 5. 301).
2 ) ßterunter fallen und) Sßorbeugungämittel gegen ©efdjledbtgfranihetten

(V.M. I «erlin 2.5. ftuli 1904, 2.®. Hamburg 20. Suli 1904, ^b.^lq. 1904 9k. 62; ;K.W.
19. >ui 1903, ^b.tftg. 1903 9fr. 93). 9ßoIt§eibetorbnungen, wM ^' Deri gleichen ®egen-
ftanb betreffen, in ihren 2tnorbnungen aber über bie SSeftimmung in § 184, 3 Str.©.S8.
feinau§ger)en, finb ungültig («.CS. 12. ©ejember 1900, P).3tg. 1900 9fr. 102).

:i) Tie wiffentliche Stbgabe untauglicheräRittel ,',nr Abtreibung ber Ceibeä-
i nicht unter «orfüiegelung ber Stauglichleit ifi fein SSetrug (81.®. 3. ^utt 1903 unb
September 1906, $b.|jtg. 1904, SRr. 33 unb 1905, 9fr. 79), roohl aber ein ftrafbarer SBe-
trugSberfucb, (9?.®. 21. Wpxü 1906, 4>b.;jta, 1906 9er. 90).

4 ) 2>a3 Strafgefefcbucb belmnbelt in $ 222 bie fahrläffige lüttiua. unb in § 230 bie
fahrläffige ftötberberlefcung. SBeibe ^aragrabhen erbubeit bie Strafen, roenn ber Jäter
yi ber Saufmerffarrtfett, welche er außer Saugen febte, bermöge feines 2lmte8, SBerufeS
ober ©eroerbeS befonberS beipflichtet roar. ffitne JEörperberlehung (Ibtuini) fann ebenfo«
root)I burdj eine fahrläffige ttnrerlaffung, als btirdi eine fahrläffige Eätigfetl berurfadjt
werben, gfahrläffigieit ift und) ber Qutnlatur be3 91.®. «ußerächflaffenber pfiielit
gemäßen Soreifnlt bei SBorauSfehbarfeit beS Erfolges. Xer Staufaläufammenr)ang jroifchen
Der bie Sßerlejjung einer SöerufSbflidjt enthaltenben ipanblung unb Deut eingetretenen
rechtSWibrigen (Srfolge ift bann als auSgefdjloffen ju eradjten, roenn feftftchi, baß Der
ieiuere aud) ohne Vorliegen Der etfteren eingetreten fein roürbe (»t.®. 20. Xe,',etuber 1886).

(Sine SSerurfachung bei lobe* eine* SKenfchen burch A-ribrläffuifett ift bägegen an«
genommen roorben, roenn ein älbotheler bei Sßerorbnung eine* ftnrf roirfenben ®ifte3
in übermäßigen, mit ben ipödjftgaben beS Strsneibuche? nicht im (Einflang ftebeubeu
Xofcn, bie befonbere Erflärung beS Sftjteä mdit eingehalten bat (9t.®. 27. SJcärj 1888).
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Wenn der Täter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen
setzte, vermöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes 1) besonders ver¬
pflichtet war, so kann die Strafe bis auf fünf Jahre Gefängnis erhöht werden.

Körperverletzung.
§ 229. Wer vorsätzlich einem anderen, um dessen Gesundheit zu be¬

schädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu
zerstören geeignet sind, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft.

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung verursacht
worden, so ist auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch
die Handlung der Tod verursacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn
Jahren oder auf lebenslängliches Zuchthaus zu erkennen.

§ 230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung ,-ine.s
anderen verursacht, wird mit Geldstrafe bis zu 900 Mark oder mit Ge¬
fängnis bis zu zwei Jahren bestraft.

War der Täter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte,
vermöge seines Amtes. Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet,
SO kann die Strafe auf drei Jahre Gefängnis erhöht werden 2).

§ 231. In allen Fällen der Körperverletzung kann auf Verlangen des
Verletzten neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende Buße bis
zum Betrage von sechstausend Mark erkannt werden.

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Ent¬
schädigungsanspruchs aus.

Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamt¬
schuldner.

ij 232. Die Verfolgung leichter vorsätzlicher, sowie aller durch Fahr¬
lässigkeit verursachter Körperverletzungen (§§ 223, 230) tritt nur auf An¬
trag ein, insofern nicht die Körperverletzung mit Übertretung einer Amts-,
Berufs- oder Gewerbepflicht begangen worden ist»).

Betrug.
is 263 Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechts¬

widrigen Vermögensvorteil zu versebaffen, das Vermögen eines anderen
i) Unter betn ®ewerbe" ifi nidE)l ein gefe&flcb umfebriebenet JfteiS nun SBefug-

niffen fonbern iebe f'örtgefefete auf grwerb gerichtete fcätigfeil ;,u betftefjen. 93ei Drogiften
liegt baber auch bann bie Stufjeradbtloffung einer »ufmerffamteit, »u tafle bureb ,i,v
®ewerbe befonberS berbflicbtet finb, bor werm fte emen tbnen ßcfe|Itdj mebt geftatte ten
fcanbel betreiben (SR.®. 8. Üöril 1895, MI S. 113) .An bem glet^en Urtot wirb
ausgegeben, bofi bie SBeftinttmma tn § 222 btto. 230 2ttf. 2 and) auf Mo ©ebttfen
beä ®efAäft8tnbaberäSlnroenbung finbet.

») Sgl. lm-i7,u bie jjufjnoten ,\u §222. SBerurtetlungen bon Stpotbefern wegen
fabrläffiaer Wröerberlefcung finb natnentlicb einige 3Me wegen unerlaubter Slbgabe
ö o n Tto xp I, i.. m an SDcorpbtniften unb bafeureb bebingter ®eiunbb,ettäfc|äbtgung ber -
fetten erfolgt (u. a. 9i.®. 6. guli 1906, Bfcgtg. 1906 9?r. 55) Stter ««bin arteten

trauter abaibt ohne burefi febriftriebe ®ebraucb3anweifungbarauf aufmerffam ju
ma&en bafibie'felben nur äutaKcfi burefi Einatmen anjuwenben [tnb, bartelt fabr-
S unb lann wenn bureb unriebttgen ®ebraucb ein Scbaben entftebt, wegen ab*
ÄWtSÄ betraft werben (9t.® 24. Slbril 902, P).3tg. 1902 SRr. 35).

») XKw Retterle&ungen, bie in älöotbelen begangen werben, finb
bemnacb bon SlmtS wegen ;,u betfolgen.
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dadurch beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch Ent¬
stellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder
unterhält, wird wegen Betruges mit Gefängnis bestraft, neben welchem
auf Geldstrafe bis zu 3000 Mark, sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehren¬
rechte erkannt werden kann.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die
Geldstrafe erkannt werden. Der Versuch ist strafbar 1 ).

Urkundenfälschung.
§ 267. Wer in rechtswidriger Absicht eine inländische oder ausländische

öffentliche Urkunde oder eine solche Privaturkunde, welche zum Be¬
weise von Rechten oder Rechtsverhältnissen von Erheblichkeit ist 2), ver¬
fälscht oder fälschlich anfertigt und von derselben zum Zwecke einer Täu¬
schung Gebrauch macht, wird wegen Urkundenfälschung mit Gefängnis
bestraft.

§ 268. Eine Urkundenfälschung, welche in der Absicht be¬
gangen wird, sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu ver¬
schaffen oder einem anderen Schaden zuzufügen, wird bestraft, wenn

1. die Urkunde eine Privaturkunde ist, mit Zuchthaus bis zu fünf
Jahren, neben welchem auf Geldstrafe bis zu dreitausend Mark er¬
kannt werden kann;

2. die Urkunde eine öffentliche ist. mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren,
neben welchem auf Geldstrafe von einhundertfünfzig bis zu sechs¬
tausend Mark erkannt werden kann.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein,
welche bei der Fälschung einer Privaturkunde nicht unter einer Woche,
bei der Fälschung einer öffentlichen Urkunde nicht unter drei Monaten
betragen soll. Neben der Gefängnisstrafe kann zugleich auf Geldstrafe bis
zu dreitausend Mark erkannt werden.

Verletzung fremder Geheimnisse.
§ 300. Rechtsanwälte, Advokaten, Notare, Verteidiger in Strafsachen,

Arzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker, sowie die Gehilfen dieser Per¬
sonen werden, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren, die ihnen
kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut sind, mit Geldstrafe
bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft 3).

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein.

x) 2H3 Säetrug ift j. SB. bie abftdjütdj'e SBerwenbung billiger Surrogate bei
oerorbneten Dattel ober teiltoeife gortlaffung teurer SBeftanbteile einer Strjnei be»
[traft «potben. (3t.®. 30 Sunt 1905, P-Stg. 1905 9h. 53.) 9Iudj auf ben Verlauf
Bon ttnrfuugjlojeit, [chroinbelhaftenWetieimmitteln ift ber S8ettug$paragra£h mit
Erfolg angeroenbet roorben.

2) Xie Jtage, ob bna äxjtttche ;)ie/,eru enu- ttrtunbe im ftrafrechtticheri Sinne
ift, ift oom SteichSgericbl in fonftantei SßrartS bejaht werben. Stttgtliche Kegelte finb als
Urhmben, unb j»ai al8 folche SJhKoatutrunben anjufehen, welche geeignet unb beftimml
finb, }um Söeweife recfctgerheblicher tatfachen ;,n bienen (3t.®. 8. Dltobet 1901, Jc.®.2t. IV,
@. 212, ferner 3techtfpr. X, ®. 563).

3 ) Srair ba3 „unbefugte" Offenbaren oon ^rittatgebeimntffen ifi ftrafbar. SDal
Strafgefefebuct) tdfjl alfo eine „befugte" Offenbarung ju, ohne biefe SSefugntS rauf) irgenb
einer »hchtung einjufdbrdnlen; fie fann mitbin burdj eine anbete SSerufSpflichi gegeben
fein (3t.®. 16. SM 1906). Xer SBefifc oon «ßriBatgeheimniffen im Sinne bei §300
beä @tr.@.SB. berechtigt aud) §ur Sßertoeigerung ber StuSfage ali yenge im 3' u i' ," unb
©trafoerfahren.
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Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen.
§ 324. Wer vorsätzlich Brunnen- oder Wasserbehälter, welche zum

Gebrauche anderer dienen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Ver¬
kaufe und Verbrauche bestimmt sind, vergiftet, oder denselben Stoffe
beimischt, von denen ihm bekannt ist, daß sie die menschliche Gesundheit
zu stören geeignet sind, ingleichen wer solche vergiftete oder mit gefähr¬
lichen Stoffen vermischte Sachen wissentlich oder mit Verschweigung dieser
Eigenschaft verkauft, feilhält oder sonst in Verkehr bringt, wird mit Zucht¬
haus bis zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines
.Menschen verursacht worden ist, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft.

Übertretungen.
§ 360. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:
7. wer unbefugt die Abbildung des Kaiserlichen Wappens oder

von Wappen eines Bundesfürsten oder von Landeswappen ge¬
braucht 1);

8. wer unbefugt. . . Titel 2), Würden oder Adelsprädikate annimmt;

1) 3)ie SBenitjjung bon Sßhantafieroaphen, sßhantafieabletn ujro. ift gejtottet,
ebenfo bütfett ©rogiften unb ffaufleute fielt bet gebräuchlichen aipothefenembtemebe¬
hielten, gerner ift burct) ffioiferi. feerorbnung bom 16. Wim L872 bett beutfdjen gabri-
fanteti ©ebraud) unb ätöbtlbung beS SReichJabierä, jeboch ohne SBenufcung Der gor'm
eines aSaböenf&ilbeg geftottet. Tic ptjrung bei Koten frcitjcö ift baaegen burd)
ein befonberel ©efefc bom 22. SKdrj 1902 berboten (f. Seil X).

2 ) Ter Stuäbrud: ,Iüct" im Sinne beS §360 9rr. 8 3i.Str.©.$8. bezeichnet eine
Mivol) höhere SSetleibung *u ertoerbenbe, mit KongfleHung betbunbene Stellung, alfo
eine amtliche Stellung, »uf bie ©e$eid)nungeri etner ^wiffenfebaftheben ober gewerb¬
lichen !
ober
titel" ^^^^^^^^^
3>oftnrtitel ging nadiüobenbc ________________________________________________
Kel Verordnung betr. die Führung der mit akademischen Graden verbundenen

Titel. Vom 7. April 1897.
§ 1 Preußische Staatsangehörige, welche einen akademischen Grad außerhalb

des Deutschen Reichs erwerben, bedürfen zur Führung des damit verbundenen Titels
der Genehmigung des Ministers der geistlichen usw. Angelegenheiten.

§ 2. Fiü nicht preußische Reichsangehörige und Ausländer, welche einen akade¬
mischen'Grad außerhalb des Deutschen Reiches erwerben, gilt die Bestimmung des
§ I mit der Maßgabe, daß es, sofern sie sich nur vorübergehend oder im amtlichen Auf¬
trage und in beiden Fällen nicht zu literarischen oder sonstigen Erwerbszwecken in
Preußen aufhalten, genügt, wenn sie nach dem Recht ihres Heimatsstaats zur Führung
des Titels befugt sind. „„„„.,, ,,,„.. n , „ _ -

§ 3 Die Frage ob die Voraussetzungen der §§ 29 Ab. 1 und 147 Nr. 3 der R.Gew.O.
vom 21 Juni L869 l. Juli 1883 zutreffen, wird durch die Bestimmungen der §§ 1 und 2
nicht berührt Ebenso bleiben die statuarischen und sonstigen Vorschriften über die
Habilitation von Privatdozenten an den Landesuniversitäten unverändert in Geltung.

8 4 Die vorstehende Verordnung greift bezüglich aller akademischen Grade
Platz welche uaoh -lern 15. April 1897 verliehen werden. Für akademische Grade,
welche vo r diesem Zeitpun Ut verliehen sind, bewendet es bei den bisherigen Bestimmungen.

3>ie ftecötäattltigleil tiefet Setorbnung betätigte ein Urteil be3 £<& Dom guni 1904
(«Bfi ata L904 v'ir 50) i?m "'lujrtitnf, an btefe SBerorbnung haben ftctj im SBege bet «er»
euu.nnt'na'bie'hnitptimlilidt in »etrac&t tommenben »unbegregierungen bahin ber-
ftänbigt nur [oute im SluJIanbe erworbenen Softort1tcl5.tr gtthtung an Sntatbe »u-
äulaffen, bie nicht Wog gleichwertig, [bnbern aud) gleichartig mit bett bon beutfd)en Um-
berfitäten berlietjenen Xofiorlitclu [inb.

e amtliche Stellung. Slnf otc wejetennungeneiner rotnenicnaTutcgen ooer geroero-
cn iättgfcit and) loemi ju bereu ältröttbung eine amtliche Oualtfifatum, 2tö»robation
r gon*effion erforberud) ift, ift bie »eeeichnung „%M U nicht anwenbbar. SDet „8trjt-
1" ift in § 147 Der @ero.D. befonber« gcfchül«, ber ,,9tyotherertitet" nicht. Über bett
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10. wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not, von der
Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert,
keine Folge leistet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche
eigene Gefahr genügen konnte 1 );

11. wer ungebührlicherweise ruhestörenden Lärm erregt oder wer
groben Unfug verübt.

§ 363. Wer, um Behörden oder Privatpersonen zum Zwecke seines
besseren Fortkommens oder des besseren Fortkommens eines anderen zu
täuschen, . . . Dienst- oder Arbeitsbücher oder sonstige auf Grund be¬
sonderer Vorschriften auszustellende Zeugnisse, sowie Kührungs- oder
Fähigkeitszeugnisse falsch anfertigt oder verfälscht, oder wissent¬
lich von einer solchen falschen oder verfälschten Urkunde Gebrauch macht,
wird mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 150 Mark bestraft.

§ 367. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:
3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der

Handel mit denselben nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, ver¬
kauft oder sonst an Andere überläßt 2 );

4. wer ohne die vorgeschriebene Erlaubnis Schießpulver oder andere
explodierende Stoffe oder Feuerwerke zubereilet;

5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Gift¬
waren, Schießpulver oder Feuerwerken, oder hei der Aufbewahrung,
Beförderung, Verausgabung oder Verwendung von Sprengstoffen
oder anderen explodierenden Stoffen, oder' hei Ausübung der Be¬
fugnis zur Zubereitung oder Feilhaltung dieser Gegenstände, sowie
der Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht be-
folgt») j

x) §iet fomint mid) bie güfeleiftung bei SSränben in Settacfot. lim preufstfdjeS
öcfc(5 üom 21. «Bejember 1904 ermädjtigi Sie Sßoliäeibefoörben§unt ffirlaffe bon ^ßoltjei*
berorbnungen über bie öerbflidjtung ;,nr gilfeleifrung bei SBränben. larnufhin finb in
mehreren breufjifcben 9tegierung3beäir!eu unb SBrobinjen SSerorbnungen ergangen,
wetdje bie ^rilfeleiftungbei SBranben bgm. bie SBitbttng bon ^flicbtfeuerroebrenregeln.
Slpotbefcr jinb babei in bet Siegel bon bei Jeilnotjme an ben Übungen unb bon
ber £dfcbbflicr)i augbritdEIid) befreit.

2) Ter sj 367,3 be§ Str.®.58. entfiält eine Strafbefnmmung $ur ©icBetung ber
letbtidien 28or)lfar)rt be3 SBolfeS. ©r richtet iidi ganj allgemein gegen ben unbefugten
Mrjnei« unb ©iftberfebr aufjcrl)n(b ber Sttpotfiefen, betrifft bafjer foroot)! ©rogeu
bänbler, metriie bie für fic mafjgebenbe SBerorbnung bom 22. Dltober 1901 (f. S. 39)
übertreten, wie and) Srjte, lievrir^te, Mronfenanftnltcn,Mriinfenfnfjeit unb Vereine,
ruclcfjc unerlaubterweife Stränden an itjre 5ßotienten bjw. äJHtglieber jelbft abgeben,
©ine genaue Starlegung bev gefamten Folgerungen, bie fidi aus § 367, 3 für ben 2tr$nei<
oerIet)t aufjertjatb ber 2tbott)efe ergeben, inäbefonbere beS 2>tSbenftertecr)teä ber
Stttgte, Mrnnfenfnffen unb Vereine ift in Sern auf S. 39 erturibnten ffiommentar
:,nr SJerorbnung Dom 22. Dllober 1901 bon Sööttget gegeben.

3) Unter ber fterrfohnft beS früheren breufjifdjen ©tr.®.S8. öom II. XHpril 1851
würben bie befonberen SerufSfcfftdjten ber yipotbefer auf (Srunb be3 Söcebijinalebiftä
bom 27. September 1725 unb ber rebibierten Spotrjelerorbnung bom 11. Dltober 1801
im i^feiblinarwege burd) DrbnungSftrafen reffi. 8Jöörobation3entjiet)ungenauf«
recht erhalten. Sterin ift bttrefi boi 8t.©tr.©.SB. infofern eine Sanierung eingetreten,
ate §367,5 aurt) biefe befonberen Serufäbfttdjten bev 3ffcoit)e!er umfafjt. Sßtenn bat)er
ein Stbotijefer biefelbeu oerlebt, fo muf; nunmeirr bie Staats« refp. SßoUjeianwaltfcbafl
angegangen werben, wäb/renb ei nidbi mebr juläffig ift, bafj wegen etwaiger SBerftöfje
gegen biefe ©orfetaiften £rbnungsftrafen oerbängt werben. Tiefe Stuffaffung ift be-
ari'mbct in jwei Urteilen be« breufjifdjen D.S.®. Dom 21). JJuni 1898 unb 26. Dltober
1903, fowie einem öreufjifcben Wün.-M. bom 21. Qanuar 1902 (f. leit xii). Unter
ben „SJerorbnungen iibev bie SluSfibung bev SöefugniS jur flubereitung ober Jetlbaltung
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5a. wer bei Versendung oder Beförderung von leicht entzündlichen
oder ätzenden Gegenständen durch die Post die deshalb er¬
gangenen Verordnungen nicht befolgt;

G. wer Waren, Materialien oder andere Vorräte, welche sich leicht
von selbst entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder
in Behältnissen aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden
kann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entzündung
beieinander liegen können, ohne Absonderung aufbewahrt;

7. wer verfälschte oder verdorbene Getränke oder Eßwaren,
insbesondere trichinenhaltiges Fleisch feilhält oder verkauft 1).

§ 369. Mit Geldstrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen
werden bestraft:

2. Gewerbetreibende, bei denen zum Gebrauche in ihrem Gewerbe ge¬
eignet!-, mit dem gesetzlichen Eichungsstempel nicht versehene,
<>drr unrichtige Maße, Gewichte oder Wagen vorgefunden
werden, oder welche sich einer anderen Verletzung der Vorschriften
über die Maß- und Gewichtspolizei schuldig machen.

Im Falle der Nr. 2 ist neben der Geldstrafe oder der Haft auf die Ein¬
ziehung der vorschriftswidrigen Maße. Gewichte, Wagen oder sonstigen Meß¬
werkzeuge zu erkennen 2).

im
gefe
fonb

:t atjneten" finb bie gefamten, ben atpothdenbettieb regelnben reidjl- ober (anbei-
jculidicii Sotfdmften ju berfterjen, fo^iel! in 3ßteufjen nicht nur Sßoliäeioetorbnungen,
tbern, tute bal ffi.@. am 24. September 1900 ($r).3tg. 1900 9Jt. 78) entfdjteb, auch

äJcinifterialerlaffe. Salier würbe mich bie preußifäje Mpothefenbetrieblorbnung (f. £eil xiv)
Dom .st.M. unter beut 25. oiili 1901 ($li.;}ta, 1901 9fr. 62) oll rechtlgültigeSBerotbnung
im Sinne bei § 367, 5 Str.®.». erHärt.

Ctbet bie ftmfrecbtlidie Setantmortlicbleit bei SKpofrjelenbefi^erS bei
Suwiberhanblungenfeinet älngejtetlten gegen § 367, 5 Str.©.». traf bal «.«. unter bem
23. gebruar 1893 («ß^-Stg. 1906 9fr. 36) folgenbe Bestellungen:

1. ©in 2lpothefet ift für bie tum feinem ©ehtffen in fetner2lbwefenl)eit begangenen
Übertretungen bei § 367, 5 Str.©.». unb bei § 148,8 8t.®em.D. ftrafrecfitltrb
ueviinlnmniid).

2. Seine Strafbarleii ift jeboefi. aulgefcbloffen, wenn ber ®ebitfe all Steflbertreter
im Sinne bei § 45 a. a. D. unb ohne »ormiffen bei Süpottjeferl hanbelt ober
wenn ber Styotrjefet foiimlil bei ber Slulwahl bei ©eljitfen, all bei ben bemfelben
erteilten 3tnmeifungenallel ihm SKögliche getan t)at, um für ben FJall [einer
Stbmefenheil einem SKijjgriff bei ©ehilfen borjubeugen unb Übertretungenbei
[elben ,511 berbüten.

©iefe ©ntfefieibung bewegt fich alfo auf ber gleic&en ©runblage wie § 161 ber
©em.D. unb § 831 bei ».®.». Srattttlidj bleibt bie SSerantwortltrbfeil ber 2lngeftellten
für ihre öerfeblunaen babureb unberührt, äludj ein Sehrling ift für feine »erfeben unter
Umftänben elMtänbig haftbar (£.©. 1 Berlin L8. SRai 1897, ft.0.8. 11, 3. 168).

') Surch bal 9cahrunglmitteIgefeS bom 14. 2M 1879 (f. Seit XI) ift nach
ber neueren Btecfitfotecfiungber §367, 7 bei Str.®.». nicht au&er Straft gefefet (D.S.®.
Hamburg 28. Sanum 1903, p.fltg. 1903 Sit. 13; ft.0. 1. Sluguft 1903, ^tj.Qta. 1903
9fr 63) ' Me ©efttmmung bei \ 367, i etforbert hmficbtiich bei ,vctihniteu» in objeftioer
Mmficht nicht, bafj bem ©egenftanbe eine jur Eäufcfmng geeignete »ejeic&nung gegeben
Worben ift (SR.®. 11. gebtuat 1882).

2) Sie ffiinjiebung ungeetdjtet STOajje, ®ewtd)te ober unrichtiger Sßagen tn
®emäfcbeti bei §369 bei Str.®.©. tann nur im georbneren Strafüerfarjren erfolgen.
Sie »ollftrechmg bei tlrteitl wie bie »erfügung über bie Konfination ift lebialich Sache
bei ®eticr)tS »ejügii<$ bei »otfc&tiften über SBagen unb ©ewiäjte f. Seil vi.
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Strafprozeßordnung.
Vom 1. Februar J877 (R.G.B1. S. 263).

Sachverständige.
§ 73. Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverständigen und die

Bestimmung ihrer Anzahl erfolgt durch den Richter. Sind für gewisse
Arten von Gutachten Sachverständige öffentlich bestellt, so sollen
andere Personen nur dann gewählt werden, wenn besondere Umstände es
erheischen 1).

§ 75. Der zum Sachverständigen Ernannte hat der Ernennung
Folge zu leisten, wenn er zur Erstattung von Gutachten der erforderten
Art öffentlich bestellt ist, oder wenn er die Wissenschaft, die Kunst oder
das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung ist, öffent¬
lich zum Erwerbe ausübt, oder wenn er zur Ausübung derselben öffent¬
lich bestellt oder ermächtigt ist.

Zur Erstattung des Gutachtens ist auch derjenige verpflichtet, welcher
sich zu derselben vor Gericht bereit erklärt hat.

§ 77. Im Falle des Nichterscheinens oder der Weigerung eines zur
Erstattung des Gutachtens verpflichteten Sachverständigen wird dieser
zum Ersätze der Kosten und zu einer Geldstrafe bis zu 300 Mark ver¬
urteilt. Im Falle wiederholten Ungehorsams kann noch einmal eine Geld¬
strafe bis zu 600 Mark erkannt werden . . .

§ 84. Der Sachverständige hat nach Maßgabe der Gebührenordnung 2 )
Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis, auf Erstattung der
ihm verursachten Kosten und außerdem auf angemessene Vergütung für
seine Mühewaltung 3 ).

§ 91. Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, so ist die Unter¬
suchung der in der Leiche oder sonst gefundenen verdächtigen Stoffe durch
einen Chemiker oder durch eine für solche Untersuchungen bestehende
Fachbehörde vorzunehmen. Der Richter kann anordnen, daß diese Unter¬
suchung unter Mitwirkung oder Leitung eines Arztes stattzufinden habe.

Beschlagnahme und Durchsuchung.*)
§ 94. Gegenstände, welche als Beweismittel für die Untersuchung von

Bedeutung sein können oder der Einziehung unterliegen, sind in Ver¬
wahrung zu nehmen oder in anderer Weise sicher zu stellen.

J ) gür d)cmifd)C llnterfudjungen jinb gegenwärtig in bet Siegel approbierte
■Rafctungämitteld&emifeT angefteüt, fo bafj ber Styotljelet nur noef) feiten in bic ßage
foiniut, eine cjericfjtticfie Itnterfudjung auSjufttfjren 6311). ein barauf fufjcnbeä Qnfeteffe
abzugeben. Wlcu'buu'bl ift ber 2lpotne!et auf Wrunb ber Bon ihm abgelegten Staats«
Prüfung jut Anfertigung einer tfjetmfdjen 2tnalt)fe befähigt, unb bemnadj ber fRidjtet
auf Wrunb beS § 73 in ber Sage, jeben 2tpotr)e!er eDentueH Ijiernnt beauftragen 511
Wimen.

2) Wcbübrenorbnungfür 8 eu9 en uno Sacfjöcrftäubigc (f. ©. 114).
3) Unter ben „Demrfadjten Soften" finb fotoot)! bic Soften ber ettoa etforberttdjeti

Keife, uue aud) foldjc Auslagen ;u üerfteljeu, uu-lriie beut ©adjbetftänblgen bureb bic
©rftattung beS ©utadjtenS ober burdj bie bemfelben Dorangegangenen [adjperftftnbigen
llntcrfudjungeu etwadjfen finb.

4 ) 2>ic SSeftimmungenber ©tc.Sß.O. über SSefdjIagna^me unb ©utdjfudjung
gelten autf) für bie ;)icüifionen ber SÄüotbefen unb ©rogenljanblungen. 89e«
fdjlagnahmen, Durcbfucftuugeu ber SBobnung foiuie ber fßapiere [tnb alfo hierbei nur
innerhalb ber oon ber «Str.^S.D. gegebeneu ©tenjen juläffig.
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Befinden sich die Gegenstände in dem Gewahrsam einer Person und
werden dieselben nicht freiwillig herausgegeben, so bedarf es der Beschlag¬nahme.

§ 95. Wer einen Gegenstand der vorbezeichneten Art in seinem Ge¬
wahrsam hat, ist verpflichtet, denselben auf Erfordern vorzulegen undauszuliefern.

Er kann im Falle der Weigerung durch die im § 69 bestimmten Zwangs¬
mittel!) hierzu angehalten werden. Gegen Personen, welche zur Ver¬
weigerung des Zeugnisses berechtigt sind, finden diese Zwangsmittel keine
Anwendung.

§ 98 Abs. 1. Die Anordnung von Beschlagnahmen 2) steht
dem Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft und den¬
jenigen Polizei- und Sicherheitsbeamten zu, welche als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft den Anordnungen derselben Folge zu leisten haben 3 )

§ 102. Bei demjenigen, welcher als Täter oder Teilnehmer einer straf¬
baren Handlung oder als Begünstigter oder Hehler verdächtig ist, kann
eine Durchsuchung der Wohnung und anderer Räume, sowie seiner
Person und der ihm gehörigen Sachen, sowohl zum Zwecke seiner Ergreifung
als auch dann vorgenommen werden, wenn zu vermuten ist, daß die Durch¬
suchimg zur Auffindung von Beweismitteln führen werde.

§ Kl.") Abs. 1. Die Anordnung von Durchsuchungen steht dem
Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft und den¬
jenigen Polizei- und Sioherheitebeamten zu, welche als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft den Anordnungen derselben Folge zu leisten haben.

§ 110. Eine Durchsicht der Papiere des von der Durchsuchung
Betroffenen steht nur dem Richter zu.

Andere Beamte sind zur Durchsicht der aufgefundenen Papiere nur
dann befugt, wenn der Inhaber derselben die Durchsicht genehmigt.
Anderenfalls haben sie die Papiere, deren Durchsicht sie für geboten er¬
achten, in einem Umschlage, welcher in Gegenwart des Inhabers mit dem
Amtssiegel zu verschließen ist, an den Richter abzuliefern.

Dem Inhaber der Papiere oder dessen Vertreter ist die Beidrückung
seines Siegels gestattet; auch ist er, falls demnächst die Entsiegelung oder
Durchsicht der Papiere angeordnet wird, wenn dies möglich, aufzufordern,
derselben beizuwohnen.

Der Richter hat die zu einer strafbaren Handlung in Beziehung stehen¬
den Papiere der Staatsanwaltschaft mitzuteilen.

In <U>v Fassung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 371).
§ 33. Zu dem Amte eines Schöffen sollen nicht berufen werden:
1. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Urliste das 30. Lebens¬

jahr noch nicht vollendet haben;
2. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Urliste den Wohnsitz

in der Gemeinde noch nicht zwei volle Jahre haben . . .

J ) Söei Übertretungen§afi big fcdi-ö äBocben.
2) ©ei § 98 ipvidit nur öon bet projeffuolen SBefdbfognafjme,bejieb,*. ftrh aber

rtidbt auf Sßräbentiömajjtegeln, meldöe Sßnlijeibeamte im 3nteteffe bet öffenllicben
Orbmma, Donidimcii (9?.@. L6. SUoöember 1885, & XIII, 3. 44).

3 ) '.s>irrlicf geböten u. a. bie Jrriminalfommiffare, Sßoliäeifottimtffare, Sttmiäbot«
ftefter, mctjl aber bie Sßottjeifeftetäte obet Sergeanten, Sdjugleute unb ©enbarmen,
jelbfi bann mein, wenn ftc mit bet Vertretung bor Sßolijei bei ben Sefidf^tigungen be¬
auftragt finb.

BOttger, Apothekengeietze. ;. Aufl. 8
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§ 35. Die Berufung zum Amte eines Schöffen dürfe n ableh neu . . .
3. Ärzte;
4. Apotheker, welche keine Gehilfen haben;
5. Personen, welche das 65. Lebensjahr zur Zeit der Aufstellung der

Urliste vollendet haben, oder dasselbe bis zum Ablaufe des Ge¬
schäftsjahres vollenden würden . . .

§ 85 Abs. 2. Die Vorschriften der §§ 32—35 über die Berufung zum
Schöffenamte finden auch auf das Geschworenenamt Anwendung.

Xas ©ebüljrentoefert behaubeln ebenfalls brei ©efefee, öon benen baS
erfte, bie ©ebübrenorbnung ffirgeuaen unb ©acböerfiänbige ein ffieid)§=
gefetj ift, ruäbrenb bie beiben anbereit ©efejje über bie (Gebühren ber 9J?ebigtnal=
Beamten uftt>. unb bie Jagegdbet unb 9teife!often ber (Staatsbeamten
beut itrenfiifdiett SanbeSrerbt angehören.

(»«»hiihrciioi-diiiiiig; für Xeugcii und Sa«'hv«M'stHiidij>« k.
In der Passung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 080).

§ 1. In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtssachen,
auf welche die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Kon¬
kursordnung Anwendung findet, erhalten die Zeugen und Sachverständigen
Gebühren nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen,

§ 2. Der Zeuge erhält eine Entschädigung für die erforderliche
Zeitversäumnis im Metrage von 10 Pfg. bis zu einer Mark auf jede ange¬
fangene Stunde ').

Die Entschädigung ist unter Berücksichtigung des von dem Zeugen
versäumten Erwerbes zu bemsesen und für jeden Tag auf nicht mehr als
zehn Stunden zu gewähren . . .

§ 3. Der Sachverständige erhält für seine Leistungen eine Ver¬
gütung nach Maßgabe der erforderlichen Zeitversäumnis im Betrage bis
zu zwei Mark auf jede angefangene Stunde.

Die Vergütung ist unter Berücksichtigung der Erwerbsverhältnisse des
Sachverständigen zu bemessen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn
Stunden zu gewahren.

Außerdem sind dem Sachverständigen die auf die Vorbereitung des
Gutachtens verwendeten Kosten, sowie die für eine Untersuchung ver¬
brauchten Stolle und Werkzeuge zu vergüten-).

§ 4. Bei schwierigen Untersuchungen und Sachprüfungen ist dem
Sachverständigen auf Verlangen für die aufgetragene Leistung eine Ver¬
gütung nach dem üblichen Preise derselben und für die außerdem statt¬
findende Teilnahme an Terminen die im § .'! bestimmte Vergütung zu ge¬
währen.

§ 5. Als versäumt gilt für den Zeugen oder Sachverständigen auch
die Zeit, während welcher er seine gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder
aufnehmen kann.

x) Sin nicht unter 2tbf. 3 fallenbet 8 eu 8 e ertjiilt nut öunu Süvifdjfibtgunjj
für Strucrbäbctluft, wenn et tatfarhtich tiviucrfa berfäumt. ©ent Sichtet ftefit eS frei,
einen befonberen SJadjtoeiS bafüt ju betlangen ober ntdjt.

2) (Sine (Jrhöhung ber Sntfchcibigung über Den feftgefejjten §öchftbetrag (ba§
ift 10 SKarl pro Infi für Rennen unb 20 SJcar! ®ebühten pro Sag für Sacf)öerftänbtge)
ift, aud) roenn cjröfsete SBetfäumni? nadjgeroiefen loirb, tiidit ftatthaft. ätpothefem,
welche ohne ©emlfett arbeiten, unb firh bähet bei Sßorlabung als tfeuge oocv »achöer«
ftönbtger einen Vertreter engagieren muffen, ift bie ffirftattung ber 9lu8lagen für biefen
tum ben Berichten in ber Kegel nicht jugebifligt worben. Sn biefem Sinne haben ent>
fchieben: D.S.®. Stettin 14. ©ejembet 1897 unb 8.®. pbeSheim 23. SJtätj 1901.
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§ 6. Mußte der Zeuge oder Sachverständige außerhalb seines
Aufenthaltsortes einen Weg bis zur Entfernung von mein- als 2 Kilo¬
meter zurücklegen, so ist ihm außer den nach §§ 2—5 zu bestimmenden
Beträgen eine Entschädigung für die Reise und für den durch die Ab¬
wesenheit von dem Aufenthaltsorte verursachten Aufwand nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen zu gewähren.

§ 7. Soweit nach den persönlichen Verhältnissen des Zeugen oder
Sachverständigen oder nach äußeren Umständen die Benutzung von
Transportmitteln für angemessen zu erachten ist, sind als Reiseent¬
schädigung die nach billigem Ermessen in dem einzelnen Falle erforder¬
lichen Kosten zu gewähren. In anderen Fällen beträgt die Reiseentschädi-
gung für jedes angefangene Kilometer des Hinweges und des Rückweges
5 Pfg.

§ 8. Die Entschädigung tur den durch Abwesenheit von dem
Aufenthaltsorte verursachten Aufwand ist nach den persönlichen
Verhältnissen des Zeugen oder Sachverständigen zu bemessen, soll jedoch
den Betrag von 5 Mark für joden Tag, an welchem der Zeuge oder Sach¬
verständige abwesend gewesen ist, und von 3 Mark für jedes außerhalb
genommene Nachtquartier nicht übersehreiten.

§ !). Mußte der Zeuge oder Sachverständige innerhalb seines
Aufenthaltsortes einen Weg bis zu einer Entfernung von mehr als
zwei Kilometer zurücklegen, so ist ihm für den ganzen zurückgelegten Weg
eine Reiseentschädigung nach den Vorschriften des § 7 zu gewähren.

§ 10. Konnte der Zeuge oder Sachverständige den erforderlichen Weg
ohne Benutzung von Transportmitteln nicht zurücklegen, so sind
die nach billigem Ermessen erforderlichen Kosten auch außer den in den
§§ 6, 9 bestimmten Fällen zu gewähren.

§ 11. Abgaben für die erforderliche Benutzung eines Weges sind
in jedem Falle zu erstatten.

§ 12. Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Ge-
brechen eines Begleiters, so sind die bestimmten Entschädigungen für
beide zu gewähren.

§ 13. Soweit für gewisse Arten von Sachverständigen besondere
Taxvorschrift en bestehen, welche an dem Orte des Gerichts, vor welches
die Ladung erfolgt, und an dem Aufenthaltsorte des Sachverständigen
gelten, kommen lediglich diese Vorschriften in Anwendung. Gelten solche
Taxvorschriften nur an einem dieser Orte, oder gelten an demselben
verschiedene Taxvorschriften, so kann der Sachverständige die Anwen¬
dung der ihm günstigeren Bestimmungen verlangen . . .

§ 15. Ist ein Sachverständiger für die Erstattung von Gutachten
im allgemeinen beeidigt, so können die Gebühren für die bei bestimmten
Gerichten vorkommenden Geschäfte durch Übereinkommen bestimmt
werden.

§ 16. Die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen werden nur
auf Verlangen derselben gewährt. Der Anspruch erlischt, wenn das Ver¬
langen binnen drei Monaten nach Beendigung der Zuziehung oder Abgabe
des Gutachtens bei dem zuständigen Gerichte nicht angebracht wird.

§ 17. Die einem Zeugen oder Sachverständigen zu gewährenden
Beträge werden durch das Gericht oder den Richter, vor welchem die
Verhandlung stattfindet, festgesetzt.

Sofern die Beträge aus der Staatskasse gezahlt und dieser nicht er¬
stattet sind, kann die Festsetzung von dem Gerichte oder dem Richter,
durch welche sie erfolgt ist, sowie von dem Gerichte der höheren Instanz
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von Amts wegen berichtigt werden. Gegen die Festsetzung findet Beschwerde
nach Maßgabe des § 567 Abs. 2 und der §§ 568—575 der Zivilprozeßord¬
nung sowie des § 4 Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes, in Strafsachen nach
Maßgabe der §§ 346—352 der Strafprozeßordnung statt 1 ).

<*esetin, betr. die den Medizinal beamten für die Itesorfjiiiijr
geri<*ht*üi'Ktlieher, medizinal- oder saiiitätspolizeilieher <*e-

sehäfte seu gewährenden Vergütungen. 2 )
Vom lt. März L872 (Pr.G.S. S. 265).

§ 8. Macht eine gerichtliche oder medizinalpolizeiliche Feststellung die
Zuziehung eines Chemikers notwendig, so erhält derselbe für seine Arbeit,
einschließlich des Berichts, eine Gebühr von 12—75 Mark 3).

Die verwendeten Reagentien und verbrauchten Apparate, sowie etwaige
Auslagen für Benutzung eines besonderen Lokals sind ihm neben der Ge¬
bühr zu vergüten 4 ).

!) Sie S8efd)werben finb an feine [Jrifi aebunben; [ie richten fid) gegen ben 9lnfa&
unb bie §öt)e ber ©ebühren unb gehen, falle tue geftfefcung bom Amtsgericht erfolgt ift,
an bie Sanbgerichte, fall» bie Jeftfe&ung Bon ben Sanbgerichten erfolgt ift, au bie Ober«
laubesactidjtc. Unter ©erlangen wirb mir bie entfache (hltarinia, oerftanben, bafj man
(Gebühren baten wolle.

-) §ter$u erging nadjfiehenberprettfjifdjer
Min.-Erl., betr. die Gebühren der Beglaubigung der Dienstatteste der Apotheker¬

lehrlinge und der Servierzeugnisse der Apothekergehilfen. Vom 16. April 1894.
Die Beglaubigung der Dienstatteste der Apothekerlehrlinge und der Ser¬

vierzeugnisse der Apothekergehilfen durch die Physiker ist im wesentlichen
dazu bestimmt, denjenigen Behörden, denen ein solches Zeugnis später vorgelegt weiden
muß, eine Garantie für die Richtigkeit desselben zu geben. Mithin gehören diese Be¬
glaubigungen zu den medizinalpolizeilichen Verrichtungen, für welche den Medizinal¬
beamten nach § I des Gesetzes vom 9. März 1872, betreffend die den Medizinalbeamten
für die Besorgung gerichtsärztlicher, medizinal- und sanitätspolizeilicher Geschäfte zu
gewährenden "Vergütungen (Ges.S. S. 268) keine besondere Gebühr zusteht.

Dagegen kommt hei der Ausstellung der Befähigungszeugnisse für Apo¬
thekerlehrlinge lediglich das Privatinteresse derjenigen jungen Leute in Betracht,
welche dieser Zeugnisse, um als Apothekerlehrlinge eintreten zu dürfen, benötigen;
ein solches Befähigungszeugnis ist im Sinne des Gesetzes vom '.). März I S72 gebühren¬
pflichtig, die Gebühr ist im § 17 der revidierten Apothekerordnung vom 11. Oktober
1801 auf „nicht mehr als einen Taler" festgesetzt.

8) ttin pteufufcher Söttn.-Ghl Dom 25.-ftoöetnbet1872 befugt bierp:
Der Justizminister erachtet es in Übereinstimmung mit, dem Herrn Minister der

geistlichen usw. Angelegenheiten nicht für statthaft, den §8 des Gesetzes dahin auszu¬
legen, daß die daselbst bestimmte Gebühr für jedes einzelne körperliche Objekt, auf
welches die chemische Untersuchung zu richten ist, besonders zu berechnen sei. Kskann
nicht füglich darauf ankommen, oh der Gegenstand der Untersuchung in mehrere
körperlich getrennte Objekte zerfällt, oder' sich in einer körperlich ungetrennten Sache
darstellt. Der Wortlaut des Gesetzes und die Natur der Sache weist vielmehr darauf
hin, daß eine vielfache Ansetzirng der in Hede stehenden Gebühr nur' dann statthaft
ist, wenn dir- vorzunehmenden Feststellungen ihrem Zwecke nach sich als verschiedene
darstellen, d. h. wenn sie auf verschiedene Beweistatsachen gerichtet sind.

Obige (Gebühren tonnen bemnad) nach ber ;{al)l ber öot§unet)menben, ihrem Smecfe
uad) oerfdjiebenenJeftfteflungen berechnet werben.

4 ) (Sin hrcnfiifrlier Wlin.-fexl öom Kl. guli 1906 befagt hierju:
Bei ehemischen Untersuchungen ist dem Chemiker der Ankaufspreis für eine gute

Qualität der von ihm benutzten Reagentien zu vergüten. Die Prüfung der- letzteren
auf Reinheit gehört mit zu dem Begriff der chemischen Untersuchung, für die im § 8
Abs. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 und 28. Juni 1875 die Gebühr festgesetzt ist.
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§ 9. Bei ApothekenVisitationen erhält der medizinische Kommis-
sarius an seinem Wohnort 6 Mark Tagegelder, außerhalb desselben regle-
mentsmäßige Reisekosten und Tagegelder 1 )-

Der pharmazeutische Kommissarius erhält Reisekosten und
Tagegelder nach dem den Kreisphysikern zustellenden Satze 2 ); außerdem
I Mark 50 Pfg. für jede revidierte Apotheke als Ersatz für verbrauchte
Reagent ien.

diesetir., betr. die Tagegelder ..... I Reisekosten
der Staatsbeamten. 8) Vom 21. Juni 1807 (Pr.G.S. S. 193).

§ 1. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienstreisen Tagegelder
nach den folgenden Sätzen:

I. Aktive Staatsminister 35 Mark, II. Beamte der ersten Rangklasse
28 .Mark, III. Beamte der zweiten und dritten Rangklasse 22 Mark, IV. Be-

M Xicic Söefttmmung fittbet auf jeben mit bet 2fyotbefentebifionbeauftragten
ffommiffatiu«, alfo and, auf ben «e 9tetungä.SWebtjittaIrat, wenn et bie SRebifton bor.
nimmt, Mnroenbung (SRin.-iSetf. bbm 20. 9fuli 872). 3>te nach * 9 obißen ®efe&eä
bem mebiäinifdjenStommiffatiuS für bte au fetnem ©otinorte bc-xgenommenen
^ot^elenbifttationen juftebenben Tagegelber m fidfe:*m 63Rat! tnb olfe fotooH bem
j&ifcn»! atö bem aJegietungg-SRebiäinalrat pi benul,a,en. ©emfelben Mom.u.[fartuS
finb baaeaen für SSifitationen auSwätttget ^pottieten teglementSmäfjtge Steife-
often unb Saaeaelbet ^gebilligt, öinficfitlicfi bet §ör>e ber reglementäma&tgen Steife-

SSSIi U au$mm b*» »im abgebrucfte «eien bom 21. Sunt 1 «,7.
\ ' bibr Unten bei ©elegenfc,eit ihtet gelegentlichen Slnwefenbeit im

Ort aufaettaaene ffionttoV einet Stiele gibl t* (eine ®ebfibt (9Hn..8etf. dorn
28: fflSffSütbTaufgettagene ffonttotle am SEolmott jelbft abet bie gut-tioften-
nitidinbiaiiua'mm 1 50 SDif (SÄin. SBetf. öom 7. 2tyttl 1873).

*1f$et b uulidK SommiffatiuS erhält Dteifefoften unb Sagegelbet
mie bet ffiteiärat auefi wenn et im Staatlbtenft 0» pbatmaäeutifdjetSlffeffot angeftettt
S (S&SSf Ion!?22. Set 1«:!). «bot bie fcöhe bet «ebühven [iebe bie fclgenbe

''""'''f Übet bie 2Cnwenbung biefeS ©efefeeS auf bie SDcebiäinalbeamten etgingen
folgenbe ©tlaffe be8 äRebiainalminiftetS:

Min.-Erl. vom 10. Mai 1901.
Die Kreismedi/.inalbra.ntenhaben von, 1. April dieses Jahres ab bei Dienstreisen

in medizinal- und sanitätspolizeilichen Angelegenheiten ragegelder und
Reisekosten entsprechend den für die Staatsbeamten geltenden aUgememen Bestim-
m ,.....,,, ,„.., ..,,.,. goW ohl die Kreisärzte, als die Kreisassistenzarztenach den für die
Beamten SfüSZigklasse geltenden Sätzen zu erhalten. HinsichtUch der Dienst-
^ingeri.d.tsärztlH'henAngelegenhe, engredt die B,- N.,n..nung m Art.kd \ ,

S^ÄÄ^ s,e...... den Kreis- Gerichts- und Kreisassistenz...' . ' ... ,..,.„ in gerichtlichen Angelegenheiten Tagegelder und Reise-
;::::;; nac :Z f .denken zu: ,. an fagegeldern 9 Mark. 2. an Reisekosten
kost, n na, h ,i, n rov Dampfschiffen gemacht werden können, für

mit auf E^nbaMen, Kleinbahnen„der Dampfschiffen zurückgelegtwerden können,
für das Kilometer 50 Pfg.

Min.-Erl. vom 2. Dezember 1901.
Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die den Medizinalbeamtenfür die

Besorgung g^sär^
2Ä5SAK*S dÄ TMedizinalb,.......en bei Dienstreisen in
saniiiüs oZ medizinalpolizeilichem Interesse nunmehr die Bestimmungen
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amte der vierten und fünften Kangklasse 15 Mark, V. Beamte, welche
nicht zu obigen Klassen gehören, soweit sie bisher zu dem Tagegeldersatze
von 9 Mark berechtigt waren, 12 Mark, VI. Subalternbeamte der Provinzial-,
Kreis- und Lokalbehörden und andere Beamte gleichen Ranges 8 Mark,
VII. Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen sind,
6 Mark, VIII. ünterbeamte 4 Mark.

Erstreckt sich eine Dienstreise auf zwei Tage und wird sie innerhalb
24 Stunden beendet, so ist nur das Einundeinhalbfache der Sätze unter
I — VIII zu liquidieren. Wird die Dienstreise an ein und demselben Tage
angetreten und beendet, so tritt eine Ermäßigung der Tagegelder bei I
auf 27 Mark, bei II auf 21 Mark, bei III auf 17 Mark, bei IV auf 12 Mark,
bei V auf 9 Mark, bei VI auf 6 Mark, bei VII auf 4,50 Mark, bei VIII auf
3 Mark ein.

§ 4. An Reisekosten, einschließlich der Kosten der Gepäckbeförde¬
rung, erhalten:

I. bei Dienstreisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen ge¬
macht werden können: 1. die im § 1 unter I — IV bezeichneten Beamten
für das Kilometer 9 Pfg. und für jeden Zu- und Abgang 3 Mark. Hat einer
dieser Beamten einen Diener auf die Reise mitgenommen, so kann er für
denselben 5 Pfg. für das Kilometer beanspruchen; 2. die im § 1 unter V
und VI genannten Beamten für das Kilometer 7 Pfg. und für jeden Zu-
und Abgang 2 Mark; 3. die im § 1 unter VII und VIII genannten Beamten
für das Kilometer 5 Pfg. und für jeden Zu- und Abgang 1 Mark.

II. Bei Dienstreisen, welche nicht auf Eisenbahnen, Kleinbahnen oder
Dampfschiffen zurückgelegt werden können: 1. die im § 1 unter I — IV
genannten Beamten 60 Pfg., 2. die im § 1 unter V und VI genannten Be¬
amten 40 Pfg., 3. die im § 1 unter VII und VIII genannten Beamten 30 Pfg.
für das Kilometer.

III. Die Bestimmung darüber, unter welchen Umständen von den
Beamten bei ihren Dienstreisen Kleinbahnen zu benutzen, und welche
Reisekostenvergütungen in solchen Fällen zu gewähren sind, erfolgt durch
das Staatsministerium. Haben erweislich höhere Reisekosten als die unter
I — III festgesetzten aufgewendet werden müssen, so werden diese erstattet.

in Art. I § I und 4 Nr. 1 und II des Gesetzes vom 21. Juni 1897, betreffend die Tage¬
gelder und Reisekosten der Staatsbeamten, maßgebend sind und dal.i bei Dienstreisen
in gerichtsärztlichen Angelegenheiten die in dem Erlasse vom 10. Mai d. J.
bezeichneten Sätze Platz greifen.

Dementsprechend haben die Medizinalbeamten einschließlich der vollbesoldeten
Kreisärzte in den Fällen des § 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 bis auf weiteres noch
Anspruch auf die Fuhrkostenentschädigung von 1 Mark 50 Pf.

»ach einem 3Kin.-ffirI. bom 27. 3uli 1901 ftnbet Da* Ok-jett, betr. bie Sagegetbet
unb Kerjefoften bet Staatsbeamten bom 21. 3unt 1897 bom 1.9tpril 1901 ab auch auf
bie ptjarmajeutifdjen ffiommiffare Sünroenbung.

A'üt bie eharmajeutifdt)eti SSommiffare ergibt fiefi hierum-!) folgenbe«: Sie
erhalten Tagegelber unb SReifeloften midi ben ben JtteiSöhtjfifern, jefct JfretStaten, ;,u-
ftehenben Säfeen (Mefeh bom 9. AVriiy, 1872), alfo bei SJeftdjtigungenam SBohnorte
6 SKI. Tagegelber, bei auswärtigen öeficfitigurtgenbie ceglementämäfjtgenfReifeloften
unb Tagegelber bet SfretSärjte, Xa biefe Beamten jur V. refp. IV. Stangtiaffe gehören,
erhalten bte prjarmajeutifrhenMoiumniare bie unter IV in beut ®efe$ bom 21. Suni L897
aufgeführten Sähe, alfo Sagegelber L5 SKI., SReifeloften 9 refp. 60 Sßfg. pro Kilometer,
'.Hb-- unb 3ugang 3 SKI., aufjerbem 1,60 SKI. für SReagentien für iebe rebtbterte Sfpotrjele.
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'1

IX. Die sozialpolitische Gesetzgebung.
Unter ber foaialfcolitifcften ©efefcgebung berftebt man bie ©efamtbett ber

Sunt (SdE)U|e unb im Sntereffe ber arbeitenben Stoffen ber ©ebößerung ge=
fd^affenen gefetilidjen Söefiimmungen. 3m Söättelpunlte berfelben flehen bie
brei großen $tbeiterberficberungggefe$e:bai Äranlenöerfid)erung8gefe|,bog
3nbaltbcnberfi(^erung2gefe| unb bie UnfdtoerficberungSgefe&e. 2>ni Sfcmtfen»
be^icfyerungSgefefe gibt ben S3erfidjerten im ©rlranfungäfalle 3lnförucrj auf freie
ä^tliilie S8eb,anbfung unb freie 9(rguei forme auf franfengelb auf bie Dauer
bon 26 aSodjen, ba3 ^ibaföenberfidjerung3gefe|)geroälrct ben Serfidjerten für
ben Jyall bauernber ober länger aß 26 SBodien bauernber SrmetbSunfähig«
feil ^nbaltbenrente unb oom ooltenbeten 70. ßebensjarjre ab 2llter3reute, unb
bno ltufallberfid)erung§gefe(5 enblid) legt ben juftänbigen 93eruf§genoffenfd)aften
bie ftoften bes ,£eilberfal)reu§ eine§ .ttörberberletiten bom beginn ber 14. Sßodje,
foroie bie Gablung einer für bie Dauer ber (S-rtoerbSunfäbigfeit ?u beanftorucbenben
Stente auf.

2)a^ ^utereffe be3 2fyotbeferfianbe3 an biefeu ®efe|sen ift ein bobbelteg.
3)er Wbotbefer ftel)t ibnen gegenübet einmal a(c- Arbeitgeber, ber in feinem SSe«
triebe unter Umftänben berfimemng^flidjtige^erfouen befdjäftigt unb gmeitenS
aß ßieferant ber für bie erfrnntteu Sßerfid^erten gebraudjteri Slrjneien.

§iufid)tlid) ber erftgenonnten 23e5tel)uug,en fei tur^ bcmerft, bafj foroobl
baS Ärantenberjicr)erung8gefe& raie aud) t>a$ grtbalibenberficijerungägefefc 2Ü>o«
tl)efergcl)ilfen unb »ßeljrlinge auäbrfidlidj bon ber i8erfid)erung§bftid)t
ausnimmt. 3m ©erberbe-Unfaüberfidberungägefeg fiub bagegen fotdje 9lu3.
nabmebefiimmungen nicht enthalten. SHefeS ©efefc finbet baher aud) auf ba§
in Stpotbelen befcfiäftigte «ßerfonal Slnmenbung, foweit bie 3ttoott)efen als ber«
ficberunggtoflidbtige Setriebe im Sinne beä ©efefeeS an^ufet/eti fiub. 9ffie§ habere er=
gibt fid) ou8 ben im folgenben angeführten röid)tigftenS8eftimmungen biefer@efetse.

KrankenverBlcherunjfsgesetz.
Vom 10 April 1892 (B G.B1. S. 417). In der Fassung der Gesetze vom 30. Juni 1900

' (E.G.B1. S. 332) und 25. Mai 1903 (R.G.B1. S. 233).
A. Versicherungszwang.

S 1 Personen, welche gegen Gehalt oder Lohn beschäftigt sind:
1. ... in Fabriken . . .
2. im Handelsgewerbe, im Handwerk und in sonstigen stehenden

Gewerbebetrieben;
3. in Betrieben, in denen Dampfkessel oder durch elementare Kraft

(Wind, Wasser. Dampf, Gas, heiße Luft usw.) bewegte Triebwerke
zur Verwendung kommen, sofern diese Verwendung nicht aus¬
schließlich in vorübergehender Benutzung einer nicht zur Betriebs¬
anlage gehörenden Kraftmaschine besteht,

sind mit Ausnahme der Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken')
sofern nicht die- Beschäftigung durch die Natur ihres Gegenstandes

M ©ebüfen unb Setzlinge in ätbottjelen finb alfo mein berficfjerunggHjTid)tig,
fie tonnen aber fofern il,r iatniirlie-5 ®efamteintommen2000 SRI indu ttberfteigt, gemäfj
t« 1 unb l () b')i' 26a Riff er 5 freiwillig Pen ©emeinbe- ober Drtätrantentctffen beitreten
Sie StuSnabme be8 § 1 begießt flcr) aber ebenfo wie bie analoge SSeftitntnung in § 154
ber ©ero C (mil ftufwote 3 auf ©. 17) nur auf teriiiiijdipiwviiinu-imjrb borgebilbete
SPerfonen, nid)t auf anbete $ilf8(tftfte (»uralter, «affierer, lyrpeb.nUen), Die in»».
(liefen befc&äftint finb. ®tefe unterhegen alfo aud) ber ftranfenbeiftcf)erung8hflt<f)t.

Strittiaift ob S>tenftmäbd)en, u-cktie für ben$augh>lt beä 9tboü)eter8 engagiert
[inb unb baneben audj geringfügige SäuberungSarbetten m ben «poi!jefenräuinK<$.
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oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger
als eine Woche beschränkt ist, nach Maßgabe der Vorschriften dieses Ge¬
setzes gegen Krankheit zu versichern . . .

§ 2b. Betriebsbeamte, Werkmeister und Techniker, Handlungs¬
gehilfen und -Lehrlinge . . . unterliegen der Versicherungspflicht
nur, wenn ihr Arbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt sechszweidrittel Mark
für den Arbeitstag oder sofern Lohn oder Gehalt nach größeren Zeitab¬
schnitten bemessen ist. zweitausend .Mark für das Jahr gerechnet, nicht
übersteigt . . .

B. Gemeinde-Krankenversicherung.
§ 4. Für alle versicherungspflichtigen Personen, welche nicht einer

Ortskrankenkasse (§ 16), einer liotriebs-(Fabrik-)Krankenkasse (§ 59),
einer Baukrankenkasse (§ 09), einer Iniiungskrankenkasse (§ 73), einer
Knappschaftskasse (§ 74) angehören, tritt, vorbehaltlich der Bestimmung
des § 75, die Gemei nde k ra n ken Versicherung ein.

Personen der in §§ 1—3 bezeichneten Art, welche der Versicherungs¬
pflicht nicht unterliegen und deren jährliches Gesamteinkommen zwei¬
tausend Mark nicht übersteigt, sowie Dienstboten, sind berechtigt, der
Gemeindekrankenversicherung der Gemeinde, in deren Bezirk sie be¬
schäftigt sind, beizutreten. Durch statutarische Bestimmung (§ 2) kann
auch anderen nicht versicherungspflichtigen Personen die Aufnahme in die
Gemeindekrankenversicherung gestattet oder das Hecht des Beitritts
eingeräumt werden, sofern ihr jährliches Gesamteinkommen zweitausend
Mark nicht übersteigt.

§ 5. Denjenigen Personen, für welche die Gemeindekrankenversiche¬
rung eintritt, ist von der Gemeinde, in deren Bezirk sie beschäftigt sind,
im Falle einer Krankheit oder durch Krankheit herbeigeführten Erwerbs
Unfähigkeit Krankenunterstützung zu gewähren.

Von denselben hat die Gemeinde Krankenversicherungsbeiträge (§ 9)
zu erheben.

§ 6. Als Krankenunterstützung ist zu gewähren:
1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung 1 ),

Arznei, sowie Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel*);

leiten Borneljmen,gemäfj § 1 ;{tffer -l be3 ®efefceS berfid>erung8»f(idjtig finb. %aä
banerifdje ^.oS. Ijnt bie Jrage in einem Urteil turnt 16. Qanuar 1899 (*pij.„gtg. 1900
9fr. 83) Berneint. Xie libethriegenbeStedbtöanfdiauung nebt babiu, bag Tienjiboteu
bet Wciuerbctreiueltben bann als Berfid)erung§pflidjtige ©ewerbegetjilfen anjufeljen
finb, wenn itjrc S8efd)äfttflung int ®ewerbebetrtebe, felbfl wenn fie nebenher gefdjiebt,
auSbrücMid) ober ftillfdjwetgenb mit auäbebungen ift, unb firii ber 0ot)n barouf mit b'e«
,',tet)t, e>3fei beim, bafj bie Jätigfeit nur eine gelegentliche ift, ober in einem unbebeutenben,
nietjt nennenswerten Umfange ftattfinbet. So SDcagifttal S8oct)um 7. Xetember 1905,
D.S.®. Breslau 14. SßoBember 1905 unb D.S.®. (Seile 21. JJanuar 1907.

*) Sic Soffen finb alfo ;,ur ®ewäl)rung freier ärjtlidjer Befyanblung Betpflicfitet.
Befianblung burd) Uubtacte, SRatur^eilfunbige ufw. in auSgefdjloffen. Xarams folgt
midi, wie in einer Beifügung beS SRagiftratS ,;u SDlagbeburg Bom 23. SOTai 1906 beigelegt
wirb, bafj bie Jfranlenfaffennietji berechtigt finb, ofjne ätjtlic^e Berorbnung Strjnei« unb
Heilmittel nu ftaffenmüglieber ;,um Bejuge au? ^Iimtbefeu ufro. fclbft anjuweifen.

Xer Strjt ift tu ber SM ber Betjanblung erfrautter Jtaffenmitglteber midi in feiner
SBetfe befdjränft. Xcr Bon einzelnen Mafien ben Srjten gegenüber ausgeübte $wang
jux Berorbung befonberS billiger Strjneimittel ift und) einem Urteil beS
£.®. I Berlin bom 13. Sfanuar L900 (#.®.9l. III, ©.124) ungefefclict}, ber 8Irjt fann
uad).bie|eiu Urteil für bie Berorbnung teurerer SDcebilamente als bie SaffenanweifungBor«
fdireibt, mdjt baftbar gemarkt werben.

2) Xa3 ffi.B.®. untertreibet in §6 »wifdien ärjnei unb Heilmitteln. Xie
„Strjnei" muf; ftetS frei fein, „Heilmittel" finb aber nur bann ,ut gewähren, wenn fie ben
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2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten Tage nacli dem
Tage dw Erkrankung ab für jeden Arbeitstau ein Krankengeld
in Höhe der Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tage¬arbeiter.

Die Krankenunterstützung endet spätestens mit dem Ablaufe der
sechsundzwanzigsten Woche nach Beginn der Krankheit, im Falle
der Erwerbsunfähigkeit spätestens mit dem Ablaufe der sechsundzwanzigsten
Woche nach Beginn des Krankengeldbezugs. Endet der Bezug des Kranken¬
geldes erst nach Ablauf der sechsundzwanzigsten Woche nach dem Beginne
der Krankheit, so endet mit dem Bezüge des Krankengeldes zugleich auch
der Anspruch auf die im Abs. 1 unter Ziffer 1 bezeichneten Leistungen.

Das Krankengeld ist nach Ablauf jeder Woche zu zahlen.
§ 6a. Die Gemeinden sind ermächtigt, zu beschließen:
(i. daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung der Arznei und die

Kur und Verpflegung nur durch bestimmte Ärzte, Apotheken
und Krankenhäuser zu gewähren sind und die Bezahlung
der durch [Inanspruchnahme anderer Ärzte, Apotheken und
Krankenhäuser entstandenen Kosten, von dringenden Fällen
abgesehen, abgelehnt werden kann 1). Die auf Grund dieser

all S3eift>iele genannten ©rillen unb SSrudjbänbem almlieb finb. ©I finb bomit alfo bie
fogenannten Reinen Heilmittel gemeint. !ftad) einem Urteile bei 0.25.®. uoin 19. iejember
1887 finb aber nirbt alle mit ber ffranfenbeljanblungin unmittelbarem jjufammenfyang
fteljenbe unb sttr Sicherung bei Srfolgel bet Mur notwenbige Heilmittel als äbnlic&e
Heilmittel im Sinne biefer wrfdjrift anjufeljen; [ie finb el bielmefr nur bann, wenn fie
bejfiglidj bel®often,bunftelben83riIlen unb SBrudjbänbern einigermaßen ätmlid) finb.

Tic Jrage, ob SBein (unb tognaf) ;,u benjenigen äJMtteln gehört, beren freie
©ewäbrung ben Äaffen gemäß § 6 obltegt, ift oon ben ©erid)ten wieberbolt beantwortet

jjnuiiuc. &v iiiiuui vis ^uiiujiu'ihuiiu wi.» t.^v ninnui ii u.o.vzr. L'em uj. 4.e=
jember 1887, bei bobijrbcu SB.©, bom 24. SRobember 1897 uub bei 6at»erifc6en ®.©. bom
28. Sabril 1902 ($£>.3tg. 1902 9Jr. 90). älnbere ©eridjte, wie 8.©. Söromberg 11. äfyril
1890 (Sßb.Stg. 1890 9Jr. 59) uub 2.©. $annobet 18. SRobember 1897 (<|3&.3tg. 1897
")h. KU) bnbeu 28ein unter Umftänben aud) nie- „Sühnet" gelten (äffen, alfo eine un-
bebingte ©etpfhcEiiung ber Waffen jur ©etoäbruna belfeiben anerfannt. 3"beffen finb
audj entgegenftefyenbe Urteile ergangen, weldje äßein weber all älrjnei uodi all ßeil-
mittel anfe|en, fo 8.©. äfltona 11. 3uni 1897 (ft.O.M. II, S. 51) unt< 8.©. SBraunlberg
25. Sanität 1904 (^-Stg. 1905 9Jr. 103).

(Ein Urteil bei ß.©. SBielefelb dorn 27. Sßodember 1905 (5ßt).3tg. 1905 9h\ 15)

in einer bal gntereffe ber SKitglieber fdjäbigenben SPßetfe ©ebraudj nuirben, fo fann
gemäß 5 56a (j. 2. 125) bei ©efefcel auf Sfatrag oon minbeften! 30 9Sexficr)erten bie
iibliere ißerwalrunglbef)örbeweitere 2lpofb>fen *ur Sieferung plaffen.

Stul 2>rogenb.anbIungen bnrfeu mir bie ben freien Serfebr überlaffenen Slrjnei-
mittel für bie SKitglieber ber ftranlenlaffen entnommen werben. Hierzu erging folgenber
preußifdje (Sri. ber Kinifter ber äJleb.»9lngelegerf&eiten unb für .vwubel \m ©ewerbe:

Min.-Erl., betr. den Arzneibezug aus Drogenhandlungen. Vom 6. Januar 1899.
Den Krankenkassen kann nicht gestattel «erden, die Arzneimittel aus auslän¬

dischen Apotheken zu beziehen, da als Apotheken im Sinne des Krankenversicherung»-
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Bestimmung abgeschlossenen Verträge 1 ) sind der Aufsichtsbehörde
mitzuteilen.

C. Ortskrankenkassen.

§ 16. Die Gemeinden sind berechtigt, für die in ihrem Bezirk be¬
schäftigten versicherungspflichtigen Personen Ortskrankenkassen zu
errichten, sofern die Zahl der in der Kasse zu versichernden Personen
mindestens einhundert beträgt . . .

§ 19. Die Gewerbszweige und Betriebsarten, für welche eine Orts¬
krankenkasse errichtet wird, sind in dem Kassenstatut (§ 23) zu bezeichnen.

Die in diesen Gewerbszweigen und Betriebsarten beschäftigten Per¬
sonen werden, soweit sie versicherungspflichtig sind, vorbehaltlich
der Bestimmung des § 75, mit dem Tage, an welchem sie in die Beschäfti¬
gung eintreten, Mitglieder der Kasse, sofern sie nicht vermöge ihrer Be¬
schäftigung einer der in §§ 59, 69, 73, 74 bezeichneten Kassen angehören.

Soweit sie nicht versicherungspflichtig sind, haben sie das Recht,
der Kasse beizutreten, sofern ihr jährliches Gesamteinkommen zwei¬
tausend Mark nicht übersteigt 2 ) . . .

geselzes nur- solche Verkaufsstellen für Arzneien zu verstellen sind, deren Einrichtungen
den für das Inland erlassenen Vorschriften entsprechen und deren Geschäftsbetrieb
der Aufsicht inländischer Behörden unterliegt. Im übrigen wird diesen Krankenkassen
nicht verwehrt werden können, Zubereitungen, Drogen und chemische Präparate, die
nach der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 auch in anderen Geschäften
als Apotheken feilgehalten und verkauft werden dürfen, auch aus Nichtapothekcn zu
beziehen und ihren Mitgliedern zu verabreichen, jedoch darf ein Zwang zum Bezüge
dieser Heilmittel aus bestimmten Drogengeschäften den Kassenmitgliedern nicht
auferlegt werden, da nach §§ (ia Ziffer 6, 26a Ziffer 2b des Krankenversicherungs¬
gesetzes ein solcher Zwang nur für Apotheken ausgesprochen werden darf.

Übet bm? @elbftbi8»enjieren Don Sltjneimitteltt burdj ffitctnlettlaffen
erging nadjfteljenbetGra. betfeloen SRintftet:
Min.-Erl., betr. die Lieferung von Arzneimitteln an die Mitglieder von Kranken¬

kassen. Vom 31. Januar 1902.
Einzelne Krankenkassenvorstände sind in neuerer Zeit dazu übergegangen, die

Lieferung von Arzneimitteln an die Kassenmitglieder unter Übergehung der bestehen
den Arzneiabgabestellen selbst zu bewirken. Insoweit es sich dabei um Arzneistoffe
handelt, welche neben den Apotheken auch in anderen Geschäften feilgehalten und
verkauft werden dürfen, wird sich gegen dieses Verfahren nichts einwenden lassen.
Dagegen dürfen alle nach der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 bzw.
vom 1. April d. J. ab nach der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 den
Apotheken vorbehaltenen Arzneimittel, sowie Arzneizubereitungen und Mischungen
den Mitgliedern nur durch die Apotheken geliefert werden.

$urrf) Qhcf. Dom 18. Qonuot 1907J haben biefelben SRtniftet ferner baftin ßjntfdjeibung
getroffen, „bafj ben Jhanlenlaffen ein 9ted)t, itjten SJcitgltebern ben löejug bet bem
freien SSetleht überladenen SRtttel auä ben tum ben Sinjfen felbft eingerichteten
3)togennicbcrlagen ctufjuerlegen, utrijt ;,uftei)t."

Jfranfenfaffen, welche bem freien &erteb/t entzogene SKittel au thvc äJcttgtiebet
felbft abgeben, machen fiel) baburd) einer Übertretung be3 5 367, 3 @tr.®.33. fdjulbig.
(0.&®. SreSlau 29. Süugufl 1900, «ßft.Stg. 1900, 9h. 99; D.S.®. Dtbenbutg 22. 9h»
oember 1902, $b,3tg. 190.3, 9Jr. 24; D.S.®. ßamm 1. ©ejembet 1902, ^h.gtg. 1903,
9h. 3; St.®. 12. Januar 1903, SfJb.gta. 1903, 9h. 6.)

1) Verträge mit ffiranlenfaffen über bie Slnfertigung bet für bte Soffenmil
glieber Betorbneten iHr^iteieti finb feine SBerlöerträge, fonbern ÖieferungSoettrage (91.®.
16. 3uni 1.S99, $b.3tg. 1900 9h. 8).

2) 3Bo Dttäfranlenfaffen für ffiaufleute unb Slöotfcelet beftehen, fönnen
biefeti alfo aud) Styotbeletgebilfenbeitreten, foroeit ihr jähxltcbe« (Sintommen 2000 SKf.
nidjt überfteigt.
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§ 20. Die Ortskrankenkassen sollen mindestens gewähren:
1. im Falle einer Krankheit oder durch Krankheit herbeigeführten

Erwerbsunfähigkeit eine Krankenunterstiitznng, welche nach
§§ 6, 7, 8 mit der Maßgabe zu bemessen ist, daß der durchschnitt¬
liche Tagelohn derjenigen Klassen der Versicherten, für welche die
Kasse errichtet wird, soweit er vier Mark für den Arbeitstag nicht
überschreitet, an die Stelle des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn¬
licher Tagearbeiter tritt;

3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld, im zwanzig¬
fachen Betrage des durchschnittlichen Tagelohnes (Ziffer 1).

§ 21. Eine Erhöhung und Erweiterung der Leistungen der Orts¬
krankenkassen ist in folgendem Umfange zulässig:

1. Die Dauer der Krankenunterstiitznng kann auf einen längeren
Zeitraum als sechsundzwanzig Wochen bis zu einem Jahre fest¬
gesetzt werden;

2. das Krankengeld kann auf einen höheren Betrag, und zwar bis zu
drei Viertel des durchschnittlichen Tagelohnes (§ 20) festgesetzt
werden; neben freier ärztlicher Behandlung und Arznei können
auch andere als die im § 6 bezeichneten Heilmittel gewährt
werden;

5. freie ärztliche Behandlung, freie Arznei und sonstige Heilmittel
können für erkrankte Familienangehörige der Kassenmitglieder,
sofern sie nicht selbst dem Krankenversicherungszwange unter¬
liegen, auf besonderen Antrag oder allgemein gewährt werden . . .

§ 25. Die Ortskrankenkasse kann unter ihrem Namen Rechte er¬
werben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt
werden. Für alle Verbindlichkeiten der Kasse haftet den Kassengläubigern
nur das Vermögen der Kasse 1 ).

') S)a8Ä.®.©. regelt lebiglidj bie roedt)fclfeitigen JRed»te unb ^ßfli&tett ber Stauten*
taffenmitglieber unb bet Jfranfenlaffen. 3fn8befonbere befteljt bie «eröfluf|tung bet
Jfranlenfaffen ;ur freien Slrjneigetoä|rung nur ben SKügKebem gegenüber. Stbotijefer
Kinnen baber gegen eine Sfcanfenlaffe, ber fie ffirebit gemärt (jaben, auf ©runb bes
St.SB.®. mir bann erfolgreich auf SBejablung ber ätrjneirecbnungen flogen, wenn
fie batüber mit ber ffiaffe einen befonberen SBettrag gefcbloffen haben, loound) bicfc
jid) snr S8e*aMuna ber iiiveu Söcitgliebern oerorbneten SRebilamentean bie Stpoiljerer
oertflicbtet (l'W.'^ejeu 11. DItober 1904, $b-8tg. 1904, »r. 102). Stuf ©runb ber
SBefftmmitngen beS S8.©.83. über ©efdjäftefttbrungohne '•Jluftrag (§§ 677—687) rönnen
jebod) aud)'i'lhotbel'er, loelriic feinen »ertrag mit ber Stoffe abgefdjtoffen haben, bie-
l'elbe wegen SBejabhtng oou Strgneifoften unmittelbar in 9lnfprneh nehmen, unb 3toar
ftet«, tucnn eü jirn um einen bringenben fiatt hnnbelt. Qn alten anberen Saiten ift
bie glcidie äRöglidtifeit bann gegeben, Wenn bie Stoffe nidjt bitrrf) ftatutarifct)e S3e-
ftimmungen nur beftimmte «peiheten jur ßieferung pgelaffen bat. trifft ichtcreS
»u fo Faun bie ffiaffe qentäf; § 6a. b;,u>. 26a. beä si.V.W. in mdit bringenben gälten
bie SBexaMuno ber au8 anberen St»ottyeIen entnommenen Slrjneien ablehnen. (8.®.
min 8 Steril 1903 2.©. ©olle a. S. 17. fcejember 1906, gfyÄta. 1907, «r. 32). 2Benn
bie SJaffe mir beftimmte Ärjte jur !8ef)anbtung ber Slcttghcbcr berbffidjtet bat, fo
mnfj fie in bringenben A-äden and) bie tum anberen Strien oerorbneten arjneien
befahlen.

Die SRe^cpte ift ber k.Hootl)efer uidit oerpfliditei, ber ffiaffe bor Stellung ber
8tecbnuna berau&ugeben. ®r mim fie ihr aber jur ffiinfidjt unb $rttfung am die feine§
BoLms *ur Verfügung [teilen (D.S.®. Seile 27. «Rooember 1906, 3ßb,3tg. 1907 9h. 8).

Über bie a-oviu ber Söeja^lung bon Strjneirecbnungen burct) Scranlenfaffen unb
SSerufSgenoffenfcbaften gilt folgenbeS: Sfranfenfaffen, Öerufägenoffenfdjaften iijm. Ijaben
nad) ben für öffentliche Mafien geltenben Söeftimmungen in ber SBeife -,ii jagten, baf;
ber fällige betrag entroeber bon betn ©mpfangäbered&tigten bei ber Stoffe abgehoben
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§ 26a. ... Durch das Kassenstatut kann ferner bestimmt werden:
2b. daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung der Arznei und

die Kur und Verpflegung nur durch bestimmte Ärzte, Apo¬
theken und Krankenhäuser zu gewähren sind, und die Bezahlung
der durcli Inanspruchnahme anderer Ärzte, Apotheken und
Krankenhäuser entstandenen Kosten, von dringenden Fällen ab¬
gesehen, abgelehnt werden kann; die auf Grund dieser Bestim¬
mung abgeschlossenen Verträge sind der Aufsichtsbehörde (§ 44)
mitzuteilen');

5. daß auch andere, als die in den §§ 1—3 genannten Personen als
Mitglieder der Kasse aufgenommen werden können, sofern ihr jähr¬
liches Gesamteinkommen zweitausend Mark nicht übersteigt.

§ 45. Die Aufsichtsbehörde überwacht die Befolgung der gesetz¬
lichen und statutarischen Vorschriften und kann dieselbe durch Androhung,
Festsetzung und Vollstreckung von Ordnungsstrafen gegen die Mitglieder
des Kassen Vorstandes erzwingen . . .

So lange der Vorstand oder die Generalversammlung nicht zustund'
kommt oder die Organe der Kasse die Erfüllung ihrer gesetzlichen oder
statutenmäßigen Obliegenheiten verweigern, kann die Aufsichtsbehörde
die Befugnisse und Obliegenheiten der Kassenorgane selbst oder durch
von ihr zu bestellende Vertreter auf Kosten der Kasse wahrnehmen.

§ 46. Sämtliche oder mehrere Gemeindekrankenversicherungen und
Ortskrankenkassen innerhalb des Bezirks einer Aufsichtsbehörde können
durch übereinstimmende Beschlüsse der beteiligten Kommunalverbände
und der Generalversammlungen der beteiligten Kassen sich zu einem Ver¬
bände vereinigen zum Zweck:

2. der Abschließung gemeinsamer Verträge mit Ärzten, Apo¬
theken, Krankenhäusern und Lieferanten von Heilmitteln und
anderer Bedürfnisse der Krankenpflege.

Der Verband kann unter seinen Namen Rechte erwerben und Ver¬
bindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden . . .

D. Gemeinsame Bestimmungen für die Gemeinde-Kranken¬
versicherung und für die Ortskrankenkassen.

§ 49. Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beschäftigte versiehe
rungspflichtige Person, welche weder einer Betriebs-(Fabrik-)Kranken-
kasse (§ 59), Haukrankenkasse (§ 69), Innungskrankenkasse (§ 73). Knapp
schaftskasse (ij 74) angehört, noch gemäß § 76 von der Verpflichtung, der
Gemeindekrankenversicherung oder einer Ortskrankenkasse anzugehören,
befreit ist, spätestens am dritten Tage nach Beginn der Beschäftigung
anzumelden und spätestens am dritten Tage nach Beendigung derselben
wieder abzumelden . . .

§ 50. Arbeitgeber', welche der ihnen nach § 49 obliegenden Anmelde¬
pflicht vorsätzlich oder fahrlässigerweise nicht genügen, haben alle Auf¬
wendungen, welche eine Gemeindekrankenversicherung oder eine Orts¬
krankenkasse auf Grund gesetzlicher oder statutarischer Vorschrift in einem
vorder Anmeldung durch die nicht angemeldete Person veranlaßten Unter
Stützungsfalle gemacht hat, zu erstatten.

oberbemffimpfangS&exedirtgteti auf beffen ©efabr unb Soften faffenfettSübetfenbet
wirb (C.S8.Ö. 1. tpril 1901 unb 5. SRobembet 1903, beägl. 8.®. i ©etttn 2. äJcotj 1903,
W).gta. 1906 3er. 93).

1) Qiffet 2b be8 § 26a entfpricfi! betn § 6a giffer6. ©gl. bie betju gebörenbeti Jufjnoten
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Die Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen für die Zeit, während
welcher die nicht angemeldete oder nicht angezeigte Person der Gemeinde-
krankenversicherung oder der Ortskrankenkasse anzugehören verpflichtet
war, wird hierdurch nicht berührt.

§ 51. Die Beiträge zur Krankenversicherung entfallen bei ver¬
sicherungspflichtigen Personen zu zwei Dritteln auf diese, zu einem
Drittel auf ihre Arbeitgeber 1 ). Eintrittsgelder belasten nur die Ver¬
sicherten . . .

§ 52. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beiträge und Eintritts¬
gelder, welche für die von ihnen beschäftigten Personen zur Gemeinde-
krankenversicherung oder zu einer Ortskrankenkasse zu entrichten sind,
einzuzahlen . . .

§ 52b. Auf Zusatzbeiträge der Versicherten für besondere auf
Antrag zu gewährende Kassenleistungen an Familienangehörige (§ 6a Abs. 1
Ziffer 5, § 9 Abs. 1 Satz 2, § 21 Abs. 1 Ziffer 5, § 22 Abs. 2) finden die Vor¬
schriften der §§ 51 und 52 keine Anwendung.

$ 56 a. Auf Antrag von mindestens dreißig beteiligten Versicherten
kann die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Kusse und der
Aufsichtsbehörde die Gewährung der im § (i Abs. 1 Ziffer I und § 7 Abs. 1
bezeichneten Leistungen durch weitere als die von der Kasse be-
stim m t e n Ä i-zte, Apotheken und Krankenhäuser verfügen, wenn durch
die von der Kasse getroffenen Anordnungen eine den berechtigten Anforde¬
rungen der Versicherten entsprechende Gewährung jener Leistungen nicht
gesichert ist.

Wird einer solchen Verfügung nicht binnen der gesetzten Frist Folge
geleistet, so kann die höhere Verwaltungsbehörde die erforderlichen An¬
ordnungen statt der zuständigen Kassenorgane mit verbindlicher Wirkung
für die Kasse treffen.

Die nach Abs. 1 und 2 zulässigen Verfügungen sind der Kasse zu er¬
öffnen und zur Kenntnis der beteiligten Versicherten zu bringen. Die Ver¬
fügung der höheren Verwaltungsbehörde ist endgültig.

H. Verhältnis der Knappschaftskassen und der eingeschriebenen

und anderen Hilfskassen zur Krankenversicherung. 2)

S 74. Für die Mitglieder der auf Grund berggesetzlicher Vorschriften
errichteten Krankenkassen (Knappschaftskassen) tritt weder die Ge¬
meindekrankenversicherung noch die Verpflichtung, einer nach Maßgabe
der Vorschriften dieses Gesetzes errichteten Krankenkasse anzugehören, ein.

Die statutenmäßigen Leistungen dieser Kassen in Krankheitsfällen
müssen die für die Betriebs-(Fabrik-)Krankenkassen vorgeschriebenen
Mindestleistungen erreichen.

Die Vorschriften des § 20 Abs. 5 § 26 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, § 56
Abs. 2__4, § 56a und § 57a finden auch auf Knappschaftskassen Anwen¬
dung . . .

i) «Riebt pnlidteniiuvnniifliimcäRügliebet, bie fidj fteiffliffig einer SBetftcb>xung
anaefdnloffen haben, muffen ctlfo bie Söeitröge allein johlen.

' « ~\u ben Slbfcbnitten E., F. unb <'■ betjanbell baS ©efefc bie ^Betriebs« (Sabril-)
»tanlenlaffen SBaufrcmlenfaffen unb Snnungäftanlenlaffen, ohne für
biefelbe befonbere SBorfd&riftenbuijuuiiul) bei ©eroMp-ung ätjtlicbeT §«fe unb bet
2l»neüieferung ju 3 e6en ' ^" bie ' en |ö«iie ^ un9€n "*>*en btelme^t bie allgemeinen
SBeftimmungen beS $.85.®. füt majjgebenb erflavt.
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Im übrigen bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über
die Knappschaftskassen unberührt 1 ).

§ 75. Mitglieder der auf Grund des Gesetzes über die eingeschriebenen
Hilfskaesen vom 7. April 1876 (R.G.B1. S. 125) / 1. Juni 1884 (R.G.B1.
S. 54) errichteten Kassen sind von der Verpflichtung, der Gemeindekranken¬
versicherung oder einer nach Maßgabe dieses Gesetzes errichteten Kranken¬
kasse anzugehören, befreit, wenn die Hilfskasse, welcher sie angehören,
allen ihren versicherungspflichtigen Mitgliedern oder doch derjenigen Mit¬
gliederklasse, zu welcher der Versicherungspflichtige gehört, im Krankheits¬
fälle mindestens diejenigen Leistungen gewährt, welche nach Maßgabe der
§§ 6 und 7 von der Gemeinde, in deren Bezirk der Versicherungspflichtige
beschäftigt ist, zu gewähren sind . . .

Mitgliedern einer eingeschriebenen Hilfskasse, welche zugleich der Ge-
meindekrankenversicherung oder einer auf ((rund dieses Gesetzes errichteten
Krankenkasse angehören, kann an Stelle der freien ärztlichen Behand¬
lung und Arznei eine Erhöhung des Krankengeldes um ein Viertel des
Betrages des' ortsüblichen Tagelohnes (§ 8) ihres Beschäftigungsortes ge¬
währt werden . . .

3>a3 in § 75 be§ $.$.©. ermähnte ©efe$ über bie eingefdjriebenen $ilf§«
foffen enthält bezüglich ber 9lrjneigelt)ät)tung folgenbe SBeftimmuug:

<»eseti« über die eingeschriebenen Hilfskassen.
Vom 7. April 1876 (R.G.B1. S. 125) 1. Juni 1884 (E.G.BL S. 54).

§ 12. Als Krankenunterstützung können den Mitgliedern Kranken¬
geld, ärztliche Behandlung, Arznei und andere Heilmittel. Verpflegung
in einem Krankenhause sowie die geeigneten Mittel zur Erleichterung der
ihnen nach der Genesung verbliebenen körperlichen Mängel gewährt werden.

Auch kann die Krankenunterstützung an Wöchnerinnen gewährt und
die Gewährung ärztlicher Behandlung auf die Familienangehörigen der
Mitglieder ausgedehnt werden 2 ).

2lud) baä zweite ber brei großen Slrbcitevuerficberungägefe^e, bn£ ^nücüiben»
Uerficberungggefejj, hat bie SDcitgtieber be§ WfwtheferftaubeS bon feinem ©eltung^
bereid) ausgenommen. Da bei biefeni Wefet} ber Slpothefer aud) nicht als Siefe«
rant öon Heilmitteln in ^-rage foinmt, fo tft feine SSebeutitng für ibtt eine roefent»
lieb geringere wie beim kranfenberfid)erung§gefeh.Xer inaftgebenbe § 1 be* ©e
fe|e§ lautet:

1) Aiit ^teuften gilt in biefer SBejiehung baS ®efe| bom li). Quni 1906 betr. bie
Slbänberung be§ fiebenten XitelS im älUgemeineti SJerggefehe Dom 24. Juni 1865.
3)aä ©efe| enthält in § 171b über ben Slrjneibejug bot JnapbfdjaftU<$en Sranlenlaffen
folgenbe Seftitnmungen:

Die Leistungen, welche die Knappechaftsvereine and besonderen Krankenkassen
ihren Mitgliedern und deren Angehörigen in Kranklieits- und Sterbefällen zu gewähren
haben, müssen die im Krankenversicherungsgesetze für die Betriebs-(Fabrik-)Kranken-
kassen vorgeschriebenen Mindestleistungen erreichen. Eine Erhöhung und Krweile-
rung dieser Leistungen ist nach näherer Bestimmung der Satzungen in demselben Um¬
fange zulässig, wie es im Kranken versichern ngsgesetze für die Betriebs-(Fabrik-)Kranken-
kassen vorgesehen ist.

Die mit Ärzten, Apothekern und Krankenhäusern über die ärztliche Behandlung,
die Lieferung der Arznei und die Kur und Verpflegung der Mitglieder abgeschlossenen
Verträge sind dem Oberbergamt mitzuteilen.

2) fyreieUtr^ttei unb fonftigeHeilmittel bütfenhiernachbengortiilienangebötigen
nicht gemährt luerben.
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[nTalidenverslchemuigsgesetz.
In der Passung der bk. vom 19. Juli 1899 (R.G.B1. S. 463).

§ I, Nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes werden vom
vollendeten sechzehnten Lebensjahr ab versichert:

1. Personen, welche als Arbeiter. Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge oder
Dienstboten gegen Lohn oder Gehalt beschäftigt werden.

■2. Hetriebsbeamte, Werkmeister und Techniker, Handlungsgehilfen
und -Lehrlinge (ausschließlich der in Apotheken beschäf¬
tigten Gehilfen und Lehrlinge) 1), sonstige Angestellte, deren
dienstliche Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet, sowie Lehrer und
Erzieher, sämtlich sofern sie Lohn oder Gehalt beziehen, ihr regel¬
mäßiger Jahresarbeitsverdienst aber zweitausend Mark nicht über¬
steigt . . .

Tu« britte SBe^emnaSgefefc,baS ©ewerie Unf<üfoerfid)emng3gefe&, ftttbet
unter Umftärtben auch auf ba$ in Stpotijefen tätige Sßerfonal Sttttoenburtg. S5ie
grunblegenben©eftimmungen lauten hier folgenbermaßen:

Gewerbe -UntfMl versichernngsgesetn.
In der Fassung der Bk. vom 5. Juli 190) (R.G.B1. S. 585).

§ I. Alle Arbeiter und Betriebsbeamte, letztere, sofern ihr Jahres¬
arbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt dreitausend Mark nicht übersteigt,
werden nach Maßgabe dieses Gesetzes gegen die Folgen der bei dem Be¬
triebe sich ereignenden Unfälle versichert, wenn sie beschäftigt sind:

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanstalten, Steinbrüchen,
Gräbereien (Gruben), auf Werften und Bauhöfen, sowie in Fabri¬
ken 2), gewerblichen Brauereien und Hüttenwerken;

M iöinfidiflid) biefer Stulnatymebeftimmung gilt betreibe, Wal auf ©. 119 begüglict)
bei § 1 bei «.83 ®. unb auf ©. 17 l)iuficf)flicf) beä § 154 ber ®ew.D. gefaßt ift. Site
Slulnabme beaiefot fiel) banacfi nur auf bie tedjnifd) ptiarmajeurifc^ aulgebilbeien 2lpo.
tfielergefiilfen unb «fieljtlinge unb nur mtf bie eigentlichen Slpotbefen, nid)t auf
cumlidbe gewerbliche Unternehmungen, wie fragen- unb $arfumeriet)anblungen ober
bie mit 9üwtbefen öerbunbenen äÄtneralwaffer« ufro. gabtifen. Slufjerbem unterliegen
miliir(id) bie arbeitet in ben ^ottiefen fomie bal ©efutbe ber SBerficberunglpflidjt.

2 ) 3l»otbefen fallen baund) unter bn<3 ©ew.U.83.©., Wenn [ie all gabtilen im
Sinne tum § 1 gelten. Sßadt) § 2 bei ©efefeel finb all Gabrilen an§ufe^en: 1. betriebe,
in beiieii JDantöfteffel ober Xricbiuerfe jur Slnwenbung tommen; 2. betriebe, in weldjen
©riuofibftoffeober erblobterenbe ©egenftänbe gewerblmäfjig erzeugt werben; 3. alle
übrigen abriltnäfjigen SSetriebe, in weisen minbefrenl jet)n Jlrbetter regelmäßig be-
fcßäftigt werben. Kl finb alfo betfidt)ctuTig^fIicr)tig:

1 bieienigen ^ootbefen, welche meliv all jetm Arbeiter regetmdfjig befdjafttgen,
' b l) ber SBetrieb tnufj bei regelmäßigem ©efcfiäftööcrtebt jur Seit bei oollen

SBetiiebel auf ntinbeftenl »et)n Slrbetter bafiert fein, olme SRüdfidr)! auf eine
etwa borübergebenb oovbniibene SKinberjal)! ober burdi plbl.didie Slrbeitlbäufung
bebingte SKebrjaM. Soll bie SBerfid)erunglüflidjt aufboren, jo mug bie sBer
minberung ber Sttrbeiteraabl eine bauernbe fein; .

2. biejemgen, ineldie erclobierenbe ©egenftänbe gewerbsmäßig erzeugen; bie Ser-
" »enbung allein genügt nidfrt; «. % ', t , w „
3 bieieniaen welcbe bie gabrilattcm oou SDhneralwaffer betreiben (befonbere Un«
' fcOlBerbütunglöorfcbriften ber SBeruflgenoffenfdjaft ber djemifdjen gnbuftrie

für 3Ktneralwafferfabri!en oom 24. guni 1891, ergänzt burd) S8etonntmad)ung
bei Steicblöerfi&erunglamtloom 5. 9luguft 1897);

1 bieieniaen in beren SBetrieb Samöffeffel jur S&ermenbung tommen.
SBM ©amUfleffel" im Sinne bei 11.®.®. finb itadi einer ®ntfcf)etbung bei «Reiajl-

tierfidierunglamS oom 28. Dlrober 188B mir ffieffel mit gekannten dampfen äu »et-



128 IX. SozialpolitischeGesetzgebung.

.">. im gewerbsmäßigen Speditions-, Speicher-, Lagorei- und Kellerei¬
betriebe j

7. in Lagerungs-, Holzfällungs- oder der Beförderung von Personen
oder Gütern dienenden Betrieben, wenn sie mit einem Handels¬
gewerbe, dessen Inhaber im Handelsregister eingetragen steht,
verbunden sind 1).

Für Betriebe, welche mit besonderer Unfallgefahr für die darin be¬
schäftigten Personen nicht verknüpft sind, kann durch Beschluß des Bundes¬
rats die Versicherungspflicht ausgeschlossen werden.

§ 2. Den Betriebsbeamten im Sinne dieses Gesetzes werden Werk¬
meister und Techniker gleichgestellt.

Den Fabriken im Sinne dieses Gesetzes gelten alle Betriebe gleich,
für welche Dampfkessel oder durch elementare Kraft (Wind, Wasser,

[U-l)en. Steine älnwenbung ftnbef bai ©efejji auf ffiodjgefäfje, in luelrljen mittels Stompfeä
getodjt wirb, ber einem anbeten Stampfentwicöet entnommen ift, auf Xampferbiuer
unb ft'oerjfeffel, in welchen 2>ampf au£ SSaffcr bnrcl) (iinioirhtng oou Reiter erjeugt
wirb, fofern biefetben mit ber 2ltmofpr}äxe burcr) ein unberfct)Iiefjbare8, in beit SBaffer«
taum hinnbreiebenbe» Stanbtot): öon nirt)t übet 5 m v>bl)e unb minbeftenl 8 cm SBeite
oerbiiubcu werben.

Über bie Stnwenbbatteit be8 I1.¥.W. auf Styotbefen bat aneb bie teebnifebe ftom«
miffion für pfyarmajeutifdje Angelegenheiten unter betn 23. Quni 1886 ein ©utadjten
erftattet. Stach bcmfeibcii ift, wie ein 83efd)eib beS 3t.SS.2t. öotn 23. guli L886 befagt,
nicht anjunefjmen, „bafs e§ gerechtfertigt fein mürbe, alle Sfyothefen, fomeit fie mdjt
reine XnSpcufieranftaltcn finb, als betriebe, in melcbcn (Sjölofiöftoffe ober erbloöierenbe
©egenftänbe gewetbSmdfjig etjeugt werben, ansuferjen unb auf Wnmb ber U.Sß.O.
für Berficbemngspfliditig ;,n ernären, öielmetjr mirb im einzelnen Tvolle jtt prüfen fein,
ob unb euentnell meldte befonberen ©rttnbe für bie Unfaflöerfict)erung8öflicr)t Bot«
liegen." Slpotfiefen, lucldje auf ©xunb öon § 1 Ziffer 1 bei ©efejjeS als Gabrilen öerfidje
rung&öflicbtig finb, gehören ber Söerufägenoffenfqafl ber cbemifdicit §nbuftrie (4. @e«
farjtentiaffe) an.

J ) Kart) § 1 Qiffer 7 ift ber mit einem §attbeI3geweröeöerbunbene CagetungS«
unb SBeförbeTungSbetriec öon (Gütern öetficr)etunggöflict)tig.Jüt biefe ©etfietje«
rung ift bie 8ageieiberuf8genoffenfcr)aft juftänbig. 8 U oen ßagerungSarbeiten
ift nncl) einer (Entfdjetbung be8 9t.SJ.S(. tnSoefottbete ,yi rechnen: baS ".'Ins- unb (J-iit
Baden, Sortieren, SSexmeffen unb Stuljeidjnen ber SBaren, baS Umget)en mit Sßaren
bei ber gnoentatifietung, ibr Einbringen nttb (Einftellen in bie ©efdjäftSrdume, iljr SSet
bringen aus bem einen Wefdjäftsrmtnt in ben anbeten, foitrie bie ^njtanbrjaltung (Stuf-
räumung, Steinigung ufw.) ber Sageröorräte unb ber ©efdjäftSräume. SÜ8 SBefötbe«
tungäarbeit gilt ber Iranäport Bon ÜEBaren aufjett)alb ber ©efcr)äftSräume (öon unb jur
s-8at)n, Sßoft, fomie *ur SUinbjrijnft), ohne 8HSc(ftcr)t barauf, ob ober weldje Xtansport-
mittel bnbei oermenbet werben.

03 ift nun Bielfact) uerfucfjt roorben, aitcf) SlBotrjcfcu auf ©runb biefer SBeftimmungen
al§ Bcrfict)ctungsBfIid)tig jü erflärcn. SliiS bcrfdjiebenen (Stttfcrjetbungen ber 8t.$.2t.
ergeben fid) jebod) tnerfür folgenbe ©runbfäjje:

Ter reine «Botltcfenbetrieb ift nirijt undi § 1, Stbf. 1, tfiffer 7 bei ©erö.U.S}.®.
ucrfidiernngSBflicljtig. Ter i'lpotltefenbetrieb fnnn bie« nur »erben, loenn der Um«
fajj in fertig belogenen §anbe!2Waren wie Soirituofen, Trogen, tosmetifeben Mitteln ufw.
fo grofi ift unb bie Söeförberung Bon äBaten an bie Mnnbfebaft bnrclt &u8far)ren, ".'Ins
tragen ufw. einen foldjen Umfang bat, baft ju ben bierfür erforberlicben Öagerungl'
ober SSefötberungSatbetten, ober auf beibe jufammen mtnbeftenä 100 UrbettStage
entfallen. Tic für bie \ierftetlnng oon Heilmitteln in ber 9l»ott)e!e erforberlicben arbeiten,
insbefonbereaneb Ba2 Umgeben mit ben bnbei oenoenbeten (Verdien, begriinben eine
Serfict)etungiöfli(r)trndbt. ©erftdietungStflidEitig finb aneb nur bie mit ßagetungä
ober S3eförberung8arbettenbefdiiiftigten ^erfonen, alfo namenlüd) Vageriftett, (iiy
Bebienten, ^aefer, Mansbiener, 8aufbutfd6en, Mntfdjer ufw.

StBottu'fen, bie bereits bei ber S8etuf3genoffenfcr)aft ber ebemifeben ^nbnftrie Ber«
ficfjcrt finb, finb Bon ber SBerfidjexungSöflidjt bei ber Vagereibernfsgenoffenfcboft befreit.



Unfallversicherungggesetz. Patentgesetz. 129

Dampf, Gas, heiße Luft, Elektrizität usw.) oder durch tierische Kraft be¬
wegte Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Anwendung kommen.

Im übrigen gelten als Fabriken im Sinne dieses Gesetzes insbesondere
diejenigen Betriebe, in welchen die Bearbeitung oder Verarbeitung von
Gegenständen gewerbsmäßig ausgeführt wird und zu diesem Zwecke min¬
destens zehn Arbeiter regelmäßig beschäftigt werden, sowie Betriebe
in welchen Explosivstoffe oder explodierende Gegenstände gewerbsmäßig
erzeugt werden. Welche Betriebe außerdem als Fabriken im Sinne dieses
Gesetzes anzusehen sind, bestimmt das Reichsversicherungsamt . . .

§ ,3. Die Versicherung erstreckt sich auf häusliche und andere Dienste,
zu denen versicherte Personen neben der Beschäftigung im Betriebe von
ihren Arbeitgebern oder von (leren Beauftragten herangezogen werden.

§ !). Im Falle der Verletzung werden als Schadinsersatz vom Beginne
der vierzehnten Woche nach Eintritt des Unfalls ab gewährt:

1. freie ärztliche Behandlung, Arznei und sonstige Heilmitte],
sowie die zur Sicherung des Erfolges des Heilverfahrens und zur
Erleichterung der Folgen der Verletzung erforderlichen Hilfsmittel
(Krücken, Stützapparate und dergleichen);

2. eine Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit.
§ 12 Abs. 2. Den nach §§ 1 oder 2 versicherten Arbeitern und Be¬

triebsbeamten, letzteren bei einem Jahresarbeitsverdienste bis zu zwei-
tausend Mark, welche nicht nach den Bestimmungen des Kranken¬
versicherungsgesetzes versichert sind, hat der Betriebsunternehmer
die in den §§ 6, 7 des Krankenversicherungsgesetzes vorgesehenen Unter¬
stützungen einschließlich des aus dem vorhergehenden Absätze sich er¬
gebenden Mehrbetrags für die ersten dreizehn Wochen aus eigenen Mitteln
zu gewähren. Die Berufsgenossenschaft kann die dem Unternehmer ob¬
liegenden Leistungen ganz oder teilweise statt desselben übernehmen. Der
Unternehmer hat in diesem Falle der Berufsgenossenschaft Ersatz zu leisten . . .

X. Das geistige und gewerbliche Eigentum.
li'iu befonbereS Kapitel öer [Rridj3gefe|ge&tmg ift bcm ©djufce be* geiftigen

uub gewerblichen QütgentumJ geftribmet. fiterer gehören in erfter 9veü)e bog
Sßatentgefefe, bie ©efefce jitm ©ribufce öon ©ebraucrjStmtftern unbSl'oren^eicfien 1)
fotote *ur Söefämpfimg be§ unlauteren 3Bettbetoerb3. ^bnen ftpefjt firfi bann
baS iir|pniiu]Iid) auS müttärifdjen («riinben gefdjaffene ©efefc 311m ©aiufce be$
©enfer SKeutralitätSäetcfienS an.

Sluä bcm Sßatentgefefc unb (5tebrau<$gmufterfdjitfcgefe|feien unriiftcbcnb
nur bie anertmcrjtigften SBeftinrmungen angeführt.

Patentgesetz.
Vom 7. April 1891 (R.G.B1. S. 79).

§ 1. Patente werden erteilt 2) für neue Erfindungen, welche eine
gewerbliche Verwertung gestatten.

') (£ine Bollftänbige Sammlung aller beti ©efd^äftSfretS beS SJJatentamteä 6e-
rüJjrenben ©efefee unb etgänjenben Slnorbnungen ift unter bem Sitcl „Infcbnibucli
be8 SßatentwefenS" in omtiu'licv Sluägabe in Karl £eijmannS SBetlag in SBerlin ci
fft)tciu-n.

2) Tic com SBatentamt uniet bcm 22. SRobembet 1898 enajfenen nöTjeten S8e
ftimmungen über bie Slnmelbung bon Sxfinbungen finb in Seil n be8 ^atmajen
tifdjen ffiatenberl abgebrueft.

BOttger, Apothekengesetze. 8. Aufl. 9
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Ausgenommen sind:
1. Erfindungen, deren Verwertung den Gesetzen oder guten Sitten

zuwiderlaufen würde;
2. Erfindungen von Nahrungs-, Genuß- und Arzneimitteln, sowie

von Stoffen, welche auf chemischem Wege hergestellt werden,
soweit die Erfindungen nicht ein bestimmtes Verfahren zur Her¬
stellung der Gegenstände betreffen 1).

§ 4. Das Patent hat die Wirkung, daß der Patentinhaber ausschließ¬
lich befugt ist, gewerbsmäßig den Gegenstand der Erfindung herzustellen,
in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. Ist das Patent
für ein Verfahren erteilt, so erstreckt sich die Wirkung auch auf die durch
das Verfahren unmittelbar hergestellten Erzeugnisse-).

§ 7. Die Dauer des Patents ist fünfzehn Jahre; der Lauf dieser
Zeit beginnt mit dem auf die Anmeldung der Erfindung folgenden Tage . . . 3 )

§ 35. Wer wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit den Bestim¬
mungen der §§ 4 und 5 zuwider eine Erfindung in Benutzung nimmt, ist
dem Verletzten zur Entschädigung verpflichtet. Handelt es sicli um
eine Erfindung, welche ein Verfahren zur Herstellung eines neuen Stoffes
zum Gegenstand hat, so gilt bis zum Beweise des Gegenteils jeder Stoff
von gleicher Beschaffenheit als nach dem patentierten Verfahren hergestellt.

§ 36. Wer wissentlich den Bestimmungen der §§ 4 und 5 zuwider
eine Erfindung in Benutzung nimmt, wird mit Geldstrafe bis zu fünf¬
tausend Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft.

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des
Antrages ist zulässig.

Wird auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem Vorletzten die Befugnis
zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Verurteilten öffentlich be¬
kannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist zu der¬
selben ist im Urteil zu bestimmen.

§ 37. Statt jeder aus diesem Gesetze entspringenden Entschädigung
kann auf Verlangen des Beschädigten neben der Strafe auf eine an ihn
zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehntausend Mark erkannt werden.
Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamtschuldner.
Eine erkannte Buße schließt che (icltendmachung eines weiteren Entschädi¬
gungsanspruches aus.

§ 39. Die Klagen wegen Verletzung des Patentrechts verjähren
rücksichtlich jeder einzelnen dieselbe begründenden Handlung in drei Jahren.

§ 40. Mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark wird bestraft:
1. wer Gegenstände oder deren Verpackung mit einer Bezeichnung

versieht, welche geeignet ist. den Irrtum zu erregen, daß die Gegen¬
stände durch ein Patent nach Maßgabe dieses Gesetzes geschützt

J ) Sttjnetmittel finb olfo nicht patentierbar, mohl aber tonn ein rteueS djemifdbeg
SRetfatjrcu jui \ieritelluua, eineä befaunteu ober neuen Slrjneiimttelg fdjumäljig fein
(Patentamt '■). Sftoöembet L893). 2)iefe SBeftitrrmung tonn, wie e8 j. V beim 3lntipt)tin
ber ^all mar, bann, wenn mir ein etnjigeS geroetblid) uetWettbateä Verfahren betonnt
tft, tatfächjich im ffirnbergebnte 511 einem fßatentfdjujj uub SKonopol für i>as Sßtäpatat
fdbft führen.

2) ines trifft ntfo auf ptjartnajeutifdje Präparate ju, bie nach einem patentierten
Verfahren (jetgeftelü merben.

8) 3)cr s}jatcutfci)uu lauft in lebem gälte mit 15 galten ab. (Eine SBetlängetung
ber ©Ausbauet, mie bei Webraudiviuiiftern uitb SKSatenjeidjen, tft bei patenten au*
gefdftoffen.
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2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeschildern, auf Empfeh¬
lungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeichnung
anwendet, welche geeignet ist, den Irrtum zu erregen, daß die darin
erwähnten Gegenstände durch ein Patent nach Maßgabe dieses Ge¬
setzes geschützt seien 1).

besetz, betr. den Schutz von 4>ebriiii<li»miistei-ii.
Vom I. Juni 1891 (R.G.B1. S. 290).

S I. Modelle von Arbeitsgerätschaften oder Gebrauchsgegenständen
oder von Teilen derselben werden, insoweit sie dem Arbeits- oder Gebrauchs¬
zweck durch eine neue Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen
sollen, als Gebrauchsmuster 2) nach Maßgabe dieses Gesetzes geschützt 3)

§ 4. Die Eintragung eines Gebrauchsmusters im Sinne des
§ 1 hat die Wirkung, daß dem Eingetragenen ausschließlich das Recht
zusteht, gewerbsmäßig das Muster nachzubilden, die durch Nachbildung
hervorgebrachten Gerätschaften und Gegenstände in Verkehr zu bringen,
feilzuhalten oder zu gebrauchen . . .4 )

§ 8. Die Dauer des Schutzes ist drei Jahre; der Lauf dieser Zeit
beginnt mit dem auf die Anmeldung folgenden Tage. Bei Zahlung einer
weiteren Gebühr von sechzig Mark vor Ablauf der Zeit tritt eine Ver¬
längerung der Schutzfrist um drei Jahre ein . . .

§ 9. Wer wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit den Bestimmungen
der §§ 4 und 5 zuwider ein Gebrauchsmuster in Benutzung nimmt, ist dem
Verletzten zur Entschädigung verpflichtet. Die Klagen wegen Ver.
letzung des Schutzrechtes verjähren rücksichtlich jeder einzelnen dieselbe
begründenden Handlung in drei Jahren.

§ 10. Wer wissentlich den Bestimmungen der §§ 4 und 5 zuwider
ein Gebrauchsmuster in Benutzung nimmt, wird mit Geldstrafe bis zu
liiii(tausend Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. Die
Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrags
ist zulässig.

Wird auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem Verletzten die Befugnis
zuzusprechen, die Verurteilung auf Kosten des Verurteilten öffentlich be-

!) £ic ttblidje, öom Sßatentaml empfohlene SBejetdjnung patentierter ©egenftänbe
ift: ,,©eutfcr)e3 »ioia» potent" ober abgefttrat „$>. >li. $." unter (Beifügung bet Kummer
beS potente«; ©egenftänbe, bie jutn $aten( angemelbet |inb, tonnen bie Skäeidjnunq
„£. ))i. $. angemelbet" ober „Sßateni angemelbet' 1 erhalten, nicht aber etwa „3). 3{. •$. a."
aber „patent a." (31®. 9. yuni 1898). 8113 irrefubjcenb finb ftrafbor 8}e$eid|nungen
tote „^atenttifet)", „patentamtlidj gefdt)ü^t", falte ba8 patent nodj nicht erteilt ift. (äbeufo
ftelten SBejetdjnuttgen wie „patentamftid) gefdjü&t" unb alte äljnlidjen für ©egen«
ftänbe bie mir ©ebraudjSmufter« aber ^nTii/,cirnni]d)uh genießen, eine nach § 40 be«
&.©. ftrafbare Sßatentanma&ung bar (ft.@. 12. g-ebruar 1900, ftj.^tg. 1900 5er. 35;
D.U.®. ftotmar 5. Sßoöembet 1901, $t).3tg. 1902 3er. 28; £.©. II «erlin 8. 2Iprü 1904,
*|5h.3tg. 1904 3er. 32).

2) ©cbraucbimuftcrfäbtgift alles, toaS burch, ein „3JcobeH", b. b,. burch eine ein-
tjcitliri) uarijbilblidjc aber abbilbliche 2)arftcilung Derförpert lucrben lann.

3) S)ie bom Sßatentamt unter bem 22. Seobember 1898 erlaffenen Söefttmmungen
über bie Stnmelbung öon ©ebraucfiSmuftern finb in Seil II bei ^armaäeutifdieu
ffialenberä abgebrudtt.

*) Üblici/ für ©ebraud&gmufter unb oom Patentamt empfohlen ift bie SBeäeidjnung
„3)eutfd)C2i iReid), ©ebraucß>muftet"ober abgefürjt „$. 9t. ©. 311." unter SBeifügung
ober SBcglaffung bet Kummer bet (Eintragung, ©trafbar ift als irrcfüfjrenb bei ©e-
braud)3muftern bie äV^idimina, „patentamtltcr)gefch/tht" (f. Jußnotc 1).

9*
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kannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist zu der¬
selben ist im Urteil zu bestimmen.

§ 11. Statt jeder aus diesem Gesetze entspringenden Entschädigung
kann auf Verlangen des Beschädigten neben der Strafe auf eine an ihn
zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehntausend Mark erkannt werden.
Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamtschuldner.
Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Entschädi¬
gungsanspruchs aus.

©ine toefentttd) tiefere ®mtt>irumg auf bie ftjarmageutifdie 5jßraji§ aß bie
üorerruafjtüen betben ©efeije 1), übt baZ britte ber bert Sd)U| be§ geiftigeu
®igenrurn§ betreffenben gefejjlidjen S3eftirmrtungen, ba$ äßarettäeicrjengefefj, au§.

§

(iJcsel/ üum SrliutK <1<t \Yar<'iilM>z<'iHiiiini<>t'ii.
Vom 12. Mai 1894 (R.G.B1. 8. 441).

§ 1. Wer in seinem Geschäftsbetriebe zur Unterscheidung seiner Waren
von den Waren anderer 2 ) eines Warenzeichens 8) sich bedienen will,
kann dieses Zeichen zur Eintragung in die Zeichenrolle anmelden.

§ 2. Die Zeichenrolle wird bei dem Patentamt geführt*). Die An¬
meldung eines Warenzeichens hat schriftlich bei dem Patentamt zu
erfolgen. Jeder Anmeldung muß die Bezeichnung des Geschäftsbetriebes,
in welchem das Zeichen verwendet werden soll, ein Verzeichnis der Waren,
für welche es bestimmt ist, sowie eine deutliche Darstellung und soweit
erforderlich eine Beschreibung des Zeichens beigefügt sein.

Das Patentamt erläßt Bestimmungen über die sonstigen Erfordernisse
der Anmeldung 5 ).

!) Slufjet patenten unb ©ebraudjSmuftem erjfticrcu nod) bie fogenannten Wc
fdhmacfSmufter. öietuntet finb 311 berftchen SDhtfter unb SKobeHe, toetdje auf einer
jjfutdje ober aß plaftifdje 0ebilbe in (Srjdjeinung ttetenbe formen barftellen unb aß
Sotbübet für bie aufjerttdie 2tu8ftattung irgenb meldjcr getoetbltr^ei ©tjeugniffe ju
bieticu befrimmt [inb. Sic ffiinttagung ber ©efd^ntarKntuftet etfolgt nidjt beim Patent¬
amt, fonbern bei benjenigen @eridjt3be1)üTben, toeldje mit ber gfttljtung ber ^anbete-
tegiftet beauftragt Jinb.

2) SDaS ©ejejj gibt ba§ 3icd)t jut Eintragung eines SBatenjctdEienäalfo nur bciu
jenigen, ber „in feinem ©efdjdftlbetriebe §ur Unteifd§eibung feiner Sßaren
bon ben Söarcn anberer eine? SBatenjeidjenS fid) bebienen tnill". ©anacrj ift bie ffitnrragung
bon [ogenannten 58 er ein§ mar fen an fid) au§gcfd)loffen. 3>otb faun ba3 mit ber Scbaffung
folcber Scrciugmarfen erftrebte $\t\, nad) einer 2>cnffd)rift beä Patentamts bom 31. Januar
1896, in ber Stöeifc erreidjt werben, baf bie Eintragung bon einem Seünetjmet nad)=
gefudjt wirb uub biefer fid) jur ©eftattung ber S3enuj3img gegenüber ben übrigen 8Rtt«
gliebern ber Bereinigung berpfüdjtet.

3) Unter SBarenäeidjen finb foldje ftentueidjnungeri j« berfteJjen, bie auf ber
SBare felbft ober beren SBerüadung angebracht werben. £>a§ SBarenjeic&erifnun in einem
Silbe (SBtlbjeicben) ober aud) nur in einem SBorte (äSottjcidjeu) bqtet)en. 8luf beut
©ebtete ber Arzneimittel haben inSbefonberc biefe SBortjetdjen eine aufserorbentlid)
gro|e SBebeutung erlangt. ®ie übliche ftennäeicrjnungbeä äßarenjcid)cnfd)u^e§ift:
„(Stilette bjro. Käme gefeilter) gefeftüht", ober „unter SRt. ... aß S8crcenjeic&eti ge«
fd)ü|t".

*) 55a3 Patentamt fjat bie Söarcn, für weldje Seidjcu angemelbet werben, in
beftimmte SBarenflaffen gruppiert, gurseit gibt eg beren 42. Slaffc 2 betrifft:
„Arzneimittelunb Sßerbanbft'offe für SUccnfchen unb STiere, trogen, Stier- unb Sßflanjen«
bertilgunggmittel, SouferbierungäTnittel, SBeSinfeftionSmittcI".

6) SDte bom Patentamt unter bem 22. -Kobcmber 1898 erlaffeneu näheren S8e«
ftimmungen über bie Anmetbung bon SBarenäeidjen finb in Seil II bcö Sptjatma«
äeutifd)en ftaleuberS abgebrudt.
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Für jedes Zeichen ist bei der Anmeldung eine Gebühr von dreißig
Mark, bei jeder Erneuerung der Anmeldung eine Gebühr von zehn Mark
zu entrichten. Führt die erste Anmeldung nicht zur Eintragung, so werden
von der Gebühr zwanzig Mark erstattet.

§ 4. Die Eintragung in die Rolle ist zu versagen für Freizeichen 1 ),
sowie für Warenzeichen,

1. welche ausschließlich in Zahlen, Buchstaben oder solchen Wörtern
bestehen, die Angaben über Art, Zeit und Ort der Herstellung,
über die Beschaffenheit, über die Bestimmung 2), über
Preis-, Mengen- oder Gewichtsverhältnisse der Ware ent¬
halten ;

2. welche in- oder ausländische Staatswappen oder Wappen eines
inländischen Ortes, eines inländischen Gemeinde- oder weiteren
Kommunalverbandes enthalten;

3. welche Ärgernis erregende Darstellungen oder solche Angaben ent¬
halten, die ersichtlich den tatsächlichen Verhältnissen nicht ent¬
sprechen und die Gefahr einer Täuschung begründen.

Zeichen, welche gelöscht sind, dürfen für die Waren, für welche sie
eingetragen waren, oder für gleichartige Waren zugunsten eines anderen,
als des letzten Inhabers erst nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Tage
der Löschung von neuem eingetragen werden.

§ 7. Das durch die Anmeldung oder Eintragung eines Warenzeichens
begründete Recht geht auf die Erben über und kann durch Vertrag oder
durch Verfügung von Todeswegen auf andere übertragen werden. Das
Recht kann jedoch nur mit dem Geschäftsbetriebe, zu welchem das Waren¬
zeichen gehört, auf einen anderen übergehen. Der Übergang wird auf An¬
trag des Rechtsnachfolgers in der Zeichenrolle vermerkt, sofern die Ein¬
willigung des Berechtigten in beweisender Form beigebracht wird. Ist
der Berechtigte verstorben, so ist der Nachweis der Rechtsnachfolge zu
führen 3).

Solange der Übergang in der Zeichenrolle nicht vermerkt ist, kann
der Rechtsnachfolger sein Recht aus der Eintragung des Warenzeichens
nicht geltend machen ...

§ 8. Auf Antrag des Inhabers wird das Zeichen jederzeit in der Rolle
ge löscht.

M Unter gtetseiAen" öetftet)t man fotdjc Reichen, rnetdie im freien ©ebtau&e
allet ober geroi'ffet Stoffen Bon ©eroetbettetbenbenfidj 6efmben. Sei Den einjelnen
äBatenffaffen ftnb midi im Sauf ber Seit bejnmmte fjcidien augbtficfficr) aß gteiseietjen
etflfttt bjw. beftätiat warben. 3n «Haffe 2: „SItsnetmtttel unb äSetbanbftoffe" ftnb bteS

a äBoWicbeiv Söattaco, $uilttcr>3 ©a%, (Xamprjorin, ©arboliueum, ©entita,
GEröeltet ©ämatoaert, swn gong«<£ffeni, ©t. QacobSbatfam, fflappexMnfäeä Sßftoftet,
öanolin Icentfioltn ^benacettu, ©ulfonat, tttbanuSpillen, «afeltne, SBurtbetgeift.

b Söilbsei&ctf ®et 3le2Mabftab,SSttb eine! (Sngetg, ©tilett mit SBitb jiucirr Säubert
unb ^iifdtrift hsto, e*te3 §attemet ÜI", äJtatia mit gefuSrirtb.

-) ©orte" roetebe Stngaben über bte SBeftintmurtg ber SBate enftmttert, fallen nur
bann oon betWttagung auggefebfoffen fein, wenn fiel) ber &Betiet)t betfelben bebienen
mufi um na* betn ttbücben ©ötacbgebtauräeTiaren 31t befdjtetben, unb bte besüjalb
111btefet ifjtet Smedbeftimmung unetfefcttcf) ftnb. ©anacr) ift Slutipbnu für emttapngg.
fällig erfldrt. ,, ,, . . . * ~ . . .

•') (sH-tit ba3 ©efebäft, betn etn äBarenjetAen btent, butet) «ertrag auf erneu
anbeten übet fo nebt im Broctfet and) boi fliedit auf ba§ SBatenaeicben otme iuettcreä
auf beu neuen grabet Übet (SR.©. 9. getan« 1892). Bhb ein 3ctd,en otrne bert ©e-
fdbaftäbettteb libetttagen, fo oetttett e« ferne reditlidje ©rtftenj unb gel)t unter (3J.0.
L5. ganuat 1904).
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Von Amts wegen erfolgt die Löschung:
1. wenn seit der Anmeldung des Zeichens oder seit ihrer Erneuerung

zehn Jahre verflossen sind;
2. wenn die Eintragung des Zeichens hätte versagt werden müssen.
Soll die Löschung ohne Antrag des Inhabers erfolgen, so gibt das

Patentamt diesem zuvor Nachricht. Widerspricht er innerhalb eines Monats
nach der Zustellung nicht, so erfolgt die Löschung. Widerspricht er, so
faßt das Patentamt Beschluß. Soll infolge Ablaufs der zehnjährigen Frist
die Löschung erfolgen, so ist von derselben abzusehen, wenn der Inhaber
des Zeichens bis zum Ablauf eines Monats nach der Zustellung unter Zah¬
lung einer Gebühr von zehn Mark neben der Erneuerungsgebühr die Er¬
neuerung der Anmeldung nachholt; die Erneuerung gilt dann als an
dem Tage des Ablaufs der früheren Frist geschehen 1 ).

§ 9. Ein Dritter kann die Löschung eines Warenzeichens be¬
antragen:

1. wenn das Zeichen für ihn auf Grund einer früheren Anmeldung
für dieselben oder für gleichartige Waren in der Zeichenrolle oder
in den nach Maßgabe des Gesetzes über den Markenschutz vom
30. November 1874 geführten Zeichenregistern eingetragen steht;

2. wenn der Geschäftsbetrieb, zu welchem das Warenzeichen ge¬
hört, von dem eingetragenen Inhaber nicht mehr fortgesetzt wird;

3. wenn Umstände vorliegen, aus denen sich ergiebt, daß der Inhalt
des Warenzeichens den tatsächlichen Verhältnissen nicht ent¬
spricht und die Gefahr einer Täuschung begründet . . .

Der Antrag auf Löschung ist im Wege der Klage geltend zu machen
und gegen den eingetragenen Inhaber oder, wenn dieser gestorben, gegen
dessen Erben zu richten . . .

§ 10. Anmeldungen von Warenzeichen, Anträge auf Über¬
tragung und Widersprüche gegen die Löschung derselben werden in dem
für Patentangelogenheiten maßgebenden Verfahren durch Vorbescheid und
Beschluß erledigt . . .

Gegen den Beschluß, durch welchen ein Antrag zurückgewiesen wird,
kann der Antragsteller, und gegen den Beschluß, durch welchen Wider¬
spruchs ungeachtet die Löschung angeordnet wird, der Inhaber des Zeichens
innerhalb eines Monats nach der Zustellung hei dem Patentamt Beschwerde
einlegen . . .

§ 11. Das Patentamt ist verpflichtet, auf Ersuchen der Gerichte über
Fragen, welche eingetragene Warenzeichen betreffen, Gutachten abzu¬
geben, sofern in dem gerichtlichen Verfahren voneinander abweichende
Gutachten mehrerer Sachverständigen vorliegen.

!) Sine 351. beä $.2). Dom 5. 9M 1904 gibt b,tetju folgenbe (Erläuterungen:
Die Schutzdauer läuft seil dem Tage, an dem das Zeichen hei dem Kaiser¬

lichen Patentamt angemeldet worden ist. Die Erneuerung kann innerhalb der zehn¬
jährigen Frist jederzeit bewirkt werden. Der neue zehnjährige Zeitraum beginnt nicht
mit Ablauf der bisherigen Frist, sondern schon mit dem Zeitpunkt der Erneuerung.

Zur Erneuerung genügt die an das Patentamt zu richtende unterschriebene Er¬
klärung, des in der Zeichenrolle eingetragenen Zeicheninhabersoder seines bevollmäch¬
tigten Vertreters, daß die Anmeldung des — mit der Rollennummer zu bezeichnen¬
den — Warenzeichenserneuert werde, und die gleichzeitig porto- und bestellgeldfreie
Zahlung der Erneuerungsgebühr von 10 Mark bei der Kasse des Patentamts. Der
Vorlegung der Eintrageurkunde bedarf es nicht.

Nur der eingetragene Zeicheninhaber kann die Erneuerung der Anmeldung
bewirken, und nur an ihn ergehen Zustellungen.
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§ 12. Die Eintragung eines Warenzeichens hat die Wirkung,
daß dem Eingetragenen ausschließlich das Recht zusteht, Waren der
angemeldeten Art oder deren Verpackung oder Umhüllung mit dem Waren
zeichen zu versehen, die so bezeichneten Waren in Verkehr zu setzen,
sowie auf Ankündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefen, Empfehlungen,
Rechnungen oder dergleichen das Zeichen anzubringen 1 ).

Im Falle der Löschung können für die Zeit, in welcher ein Rechts¬
grund für die Löschung früher bereits vorgelegen hat, Rechte aus der Ein¬
tragung nicht mehr geltend gemacht werden.

§ 13. Durch die Eintragung eines Warenzeichens wird niemand ge¬
hindert, seinen Namen, seine Firma, seine Wohnung, sowie An¬
gaben über Art, Zeit und Ort der Herstellung, über die Beschaffenheit,
über die Bestimmung, über Preis-, Mengen- oder Gewichtsverhältnisse von
Waren, sei es auch in abgekürzter Gestalt, auf Waren, auf deren Ver¬
packung oder Umhüllung anzubringen und derartige Angaben im Geschäfts¬
verkehr zu gebrauchen.

i) 14. 2 ) Wer wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit, Waren oder

• ) § 12 beS ®efege§, bet bic rcditlidjen SEBixfungen beä äBarenaeidjenfdmjjeä fenti
»eidmel unb betn bte Strafbeftitnmung in § 14 jut Seite flctjt, ift aud) uou grunblegenber
löebeutung für beu SBortjetdjenfd&uJ Bon Arzneimitteln, »ei bet ^Beurteilung
bet Tragweite biefe« ZAwm bat man fiel) junädjft *u oergegenwärttgen, bafj bn-3 ganjc
®efefe nut ba3 buttf) Trucf, Sdjrift ober fonftwie fidjtbar angebrachte, nlfo mit beu aiitflen
wahrgenommene Reichen ftf)ü|t, nicht obet bol gefbrodiene unb mit bein Wcbbr erfajjte
SBort. SHe utüubiiche Benennung einer SBare mit einem gcfd)ü|jtcn ^cidien fmui
nlfo niemals unter biefeS ®efe$ falten (wieweit t)ier cuentuelt § 263 ©tr.©.». in S8e
t nicht fäme ift eine anbete grage). Strafbat ift immer mir bte gefe&Wibrige Anbringung
ober SBenufeung eine-? ftrtitbavcn Setzen«. (9f 6). 2. Jßooemfeet 1897, 15. April 1898 unb
18. Sßooembet 1898, Sp.gtg. 1898 Kr. 101).

Anbererfeitä ift aber bte SBetwenbung unb Anbrtngung bc* gefdjü^teti
•U-icbeii» und) § 12 ba3 au3fd)lief3ltd)e 9ted)t be<3 Eingetragenen. Tiefe S8e
ftimmung ift und) grunblegenbenffintfdjeibungeu besi 9161 bom 4. 9Jfai 1897 (P).3tg.
1905 9ft 13) unb 2. Stobember 1897 (^l).Btg. 1898 9fr. 12) bcilyiu ju berfteben, bajj
nur ber ^uljabcr bet aefdififdeit Seiten berechtigt ift, bie SBare bamit §u berfeben,
bet ftwtfdienbänblet bal äSatenjeicfen alfo aud) für bie cdjtc äöarc nicht ober t)öd)ften3
mit auäbrüdlidjet (Einwilligung beS SBeredjtigien anbringen bnrf. Tauad) batf nlfo ber
Aiwthelet toneimittelnamen, bie aß SBortjeidjen gefdjüfet fiub, aud) für boi Original-
Präparat nur mit ffimwilttgung be8 gabritonten benuhen. gilt bie SReäeötur bürfte jwedS
Anbringung be2 RetdäenS auf Staubgefäßen unb Abfdjrift besi firgtHdjen StejepteS auf
ber Signatur eine foldie Einwilligung Wol)I in ber 9tcgel botau&ufefcen fein, im $anb-
tierlauf Wirb fte aber lum uuiucbcu Jabrifanten uidit gemäht, fo bafj liier ber A»otf)e!et
baS SKittel entwebet in Driginatbadfung ober olme Anbrtngung be8 gefebutueu Kamen«
oertaiifeu mufj Tiefe rcicb-gcfcMicbc ©efiimmung getjl natürlich etwaigen anberglauten«
beu laubesrechttidieu Anoxbnungenohne weitere« bor. Tab« erflnrte nud) ba8 8t©.
in einem Urteil bom 10. SRai 1904 (^.3*0- 1904 9fr. 70), bog ber brcufjifd)e (Sil. über
Die Abftfirifl äritluber »etorbnungen auf betn Aräneibebffltet nur bon ber SorauSfefcung
ausgegangen fern tonn, „bafi burdt bie Anbringung bet ©ejeidmung mdit in frembe aus-
ichliefitichc 9(ccbtc eingegriffen werbe."

SBUttia fittb nod) folgenbe Bestellungen betr. beu SBarenaetd)enfd)U& im gwifdjen-
banbel- ^n einem mit einem gefdjflfcten SSBarenjetdjen oerfchenen ©efftfj
barf eine anbete SBare als bie, für meldie baS 3eicb.cn gefd)ütu ift, Weber
aufbewahrt nod) oertauft werben. Severe! ift auch bann unjuläffig, wenn ei im
(jf-it oeritaubni" ober gar auf 3Bunfd) beä M.iufei« in mitgebrachtenWefäßeu gefduebt
S@ ämti unb 23. ®ej«mbeT1904, 9. Sanuat, 29. Quni unb 3. Öltober 1906,
58b Rta 1005 §fr 64 1906 9fr. 5).

«) I i i eiitbalt bie in ber [Regel angewenbete Strafbeftimmung be^ ©efet^eä. Ter
93nragrabb uuterfcbeibet ^loijriieii »efttafung unb (Sutfdiäbiguug. ßrftere tft bon ber
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deren Verpackung oder Umhüllung, oder Ankündigungen, Preislisten 1 ),
G-eschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen 2 ) oder dergleichen mit dem
Namen oder der Firma eines anderen oder mit einem nach Maßgabe dieses
Gesetzes geschützten Warenzeichen widerrechtlich versieht 3)
oder desgleichen widerrechtlich gekennzeichnete Waren in Verkehr bringt
oder feilhält, ist dem Verletzten zur Entschädigung verpflichtet.

Hat er die Handlung wissentlich begangen, so wird er außerdem mit
Geldstrafe von einhundertfünfzig bis fünftausend Mark oder mit Gefängnis
bis zu sechs Monaten bestraft. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag
ein. Die Zurücknahme des Antrages ist zulässig.

§ 15. Wer zum Zweck der Täuschung in Handel und Verkehr
Waren oder deren Verpackung oder Umhüllung, oder Ankündigungen,
Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rochnungen oder dergleichen
mit einer Ausstattung, welche innerhalb beteiligter Verkehrskreise als
Kennzeichen gleichartiger Waren eines anderen gilt, ohne dessen
Genehmigung versieht, oder wer zu dem gleichen Zweck derartig gekenn¬
zeichnete Waren in Verkehr bringt oder feilhält, ist dem Verletzten zur
Entschädigung verpflichtet und wird mit Geldstrafe von einhundert
bis dreitausend Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft 4 ).
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des An
träges ist zulässig.

§ 16. Wer Waren oder deren Vorpackung oder Umhüllung oder An¬
kündigungen, Preislisten, Geschäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder
dergleichen fälschlich mit einem Staatswappen oder mit dem Namen
oder Wappen eines Ortes, eines Gemeinde- oder weiteren Kommunalver¬
bandes 6) zu dem Zweck versieht, über Beschaffenheit und Wert der Waren
einen Irrtum zu erregen, oder wer zu dem gleichen Zweck derartig

:öorau£>fe|)ung abhängig getnadjt, bafj bie rotbettedjtliciie Söenujjung etnel gefd)üj}ten
Qeicheng „iniffentlidj" erfolat ift, roäbtenb für bic intfdjäbigunglbflidjt mirf) fdjon grobe
§af)tläffigfett genügt. SSeitere SBoraulfejsungen all eine miffentlidje ,}cu'l)cuoerIekuttg
roerben jebocrj in § 14 \>lbj. 2 niebt gefotbett. gnlbefonbete geboren ,;nm Eatbeftanö
bes Sßergefjenä aul § 14 3u>f. i webet eine auf £äufcb,ung bei Kaufet gerichtete
Slbftcht bei Xäter^, noch, auch nur bic sJJcüg(ic[)fcit einet berarttgen £äufd)ung (81.®.
13. a&ril 1901, Sßfj.Stg. 1901 3k. 46; SR.©. 17. «Rotiembet 1905, ^b-Sta, 1907 9er. 4).

!) Tic Aufnahme einel einem anbeten gefaxten äSortjeidjenl in eine *ßreil»
(iftc in bet Söetfe, bafj bei bem gefdjttjjten Sßotte oljne Preisangabe auf ben allgemein
üblidfcn SBarennamen uermiefeu wirb (j. S1V (Sjalgin öibe SWetb^lacetanuib), fann webet
auf ©runb bei SBarenbejeidjnunglgefejjel,ituci) auf ®runb bei SBettbehjerbgefejjel be-
anftanbet »erben (81.®. 1900, $j.3tg. 1900 8h. 74).

2) Unter 8technuugen im Sinne btefel Sßatagrapben ftnb8ledjnungSformular.e,
nitbt bic aulgefdjrtebenen8tedmungen gemeint. ®ie Benennung einer äSare mit einem
all SBarenseicfien gefertigtem SBorl auf einer aulgefdjriebenen wedjnung ift fein \m
befugteü anbringen öcs SBarenjeidjenl (D.S.®. Naumburg 14. Wooetuber 1903,
W&Ü- 1904 9h. 29).

3) @djon baä blofje wiberredjtücbe „Sßerfeljen" einer äSare mit einem gefdjttfcten
SBatenjeieben ift ftrafbat. „3He SlntDenbbarieit be§ § 14 erforbett nicht ben SSlaä)-
roetl ber Slbficht, bie rmbcrrectitlu'b gelennjetcfinete SSare feifeubalten. Sil genügt, bafj
bic fu gelennjeufmete Sßare im ®efd)äftlloIal für bal taufenbe ^ublifuni fidjtbar auf-
geftellt ift, unb bafj ber Stngeöagte fiel) beffen Bewußt ift" (8*.@. 20. SKatj 1905, SBb.Stg.
1905 9h. 64).

*) § 15 bcfafjt fief) nicht mit ben in bie ^cichenrolle bc3 9}atentamtl eingetragenen
SBaretijeichen, fonbern er will bie äußere ätulftattung fegüften, butdj roelcrje eine
SBare ftch bem Suge bei Stauben all bie eine! beftiiumten Wemcrbetreibcubeupro«
fentiert.

8) 9Hd)t uerboten ift bie Slnroenbung oon ßänbemamen.



Warenzeiehengesetz. 137

bezeichnete Waren in Verkehr bringt oder feilhält, wird mit Geldstrafe
von einhundertfünfzig bis fünftausend Mark oder mit Gefängins bis'zusechs Monaten bestraft.

Die Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch zur Be¬
nennung gewisser Waren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu sollen,
fällt unter diese Bestimmung nicht.

§ 18. Statt jeder aus diesem Gesetze entspringenden Entschädigung
kann auf Verlangen des Beschädigten neben der Strafe auf eine an ihn
zu erlegende Buße 1) bis zum Betrage von zehntausend Mark erkannt
werden. Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamt¬
schuldner.

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Ent¬
schädigungsanspruchs aus.

§ 19. Erfolgt eine Verurteilung auf Grund der §§ 14—16, 18, so ist
bezüglich der im Besitz des Verurteilten befindlichen Gegenstände auf
Beseitigung der widerrechtlichen Kennzeichnung, oder, wenn
die Beseitigung in anderer Weise nicht möglich ist, auf Vernichtung
der damit versehenen Gegenstände zu erkennen.

Erfolgt die Verurteilung im Strafverfahren, so ist in den Fällen der
§§ 14 und 15 dem Verletzten die Befugnis zuzusprechen, die Verurteilung
auf Kosten des Verurteilten öffentlich bekannt zu machen. Die Art der
Bekanntmachung sowie die Frist zu derselben ist in dem Urteil zu be¬
stimmen.

§ 20. Die Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes wird durch
Abweichungen nicht ausgeschlossen, mit denen fremde Namen, Firmen,
Zeichen, Wappen und sonstige Kennzeichnungen von Waren wiedergegeben
werden, sofern ungeachtet dieser Abweichungen die Gefahr einer Ver¬
wechslung im Verkclu' vorliegt 2).

i) Wiidi gegen ben öeljitfen fonn, wenn er miffentlicr) ;,itr Herbeiführung beä
ftrafredjtttctjberbönten SrfoIgeS mitgemirlt bat, auf sßufje erfonnt »erben (SR.®
24. Dltober 1905, P).8tg. L9Ö6 9tr. 47).

2) § 20 bot Für ben 2Baren$eidjenfä)Ufc bon 2lr§neintitteln baburdj ©ebeutimg
gewonnen, bafj fiel) Die (Meroofyitjcit eingebürgert b>t, für ©rfafcmittel gefdjttjätet äSaren
ba8 eingetrogene SBarenjetcben mit Söenufcung ber SÖorte „ßrfajj für" ober igt. ju ge<
braudteii; alfo t. ©. „Vlcctl)lfalijl)l|aiive, tirfnH für Stf^ttHn" über „Mentholum valcriani-
Gum (ätoltbolerfafc)". SMe iRecf)tfpredjung hat nun entfdneben, bajj foldje SBeaeidjmmgen
uidjt unter § 20 be« aßarenjeidjengefefceä fallen, alfo feinen »erftofj gegen boJ ®efefc
barfielleu, wenn bie gange älnorbnung ber Stilette ober SBejeidjnung fdjon bem gewöhn-
lid)en Xurriifdiuiltopublifuiuerfennen lafjt, bajj nidil boJ Original, fonbem ein ®rfcu>
Präparat borttegt. SBefonberS würbe audi "dann bie Slnwenbbatfett bc» § 20 berfagt,
wenn bie SBejeidmung in SfjreiSliftenerfolgt ift, bie nur für Sadjberftänbtge befrjnttnl
finb (:)<'.«. 8. äRarj, 10. Stptil unb 27. 311I1 1906, D.S.®. öamburg 26. SDtoi L906,
5Bl).,8tg. 1906 9ir. 30, 50, 61 unb 93). ©agegen liegt eine agerlefcung beä gefdjufcten
ReicnenS bor, wenn btefeS lebtgltdt) burefi klammern ober OSleicbbeitvftridie mit anberen
SBorten berbunben ift, ,;. S8. Sacetblfalijblfäure - Mfoitgt (31®. 20. Dltober 1903).

8ur Beurteilung ber grage, ob eine SBerwedjflung«gefal)r im Sinne bon
§ 20 borliegt, foiuiut tS im allgemeinen barauf an, ob miri) bei oberfladilidicr SBetractjtung
beg SBarenaeufienS buxd) baS faufenbe ^ublitum bie ©erwecb^ungSniögHdjreit aus-
gefdErfoffen ift (8t.®. 18. 3uni 1906, %$.&$. L906 üh. 50).

Xie Silbung neuer SBortjetdjen rtu3 bereits eingetragenen Söortjeicljen
ift und) einem Urteil br-> SR.®. vom 1. 2tyril 1898 betr. Soroglbjerinlanolin bann 311=
(äffig, wenn in ber Sßeubilbung baS gefdbtifcte äBortjetc&en mit anoeren SESorten in eine
foldie SJerbtnbunggetreten ift, ba$ eS ber äujjeren Gwfd£)einung unb bem SHangtaute
uad) mit biefeu eine organtftf)e SBerbrnbungeingegangen ift unb in biejer ^ufnmmenfcjjung
atö eiulieitlidier Siame in bie Srfd&einung tritt unter Aufgabe feiner eigenen gnbtbibuaütät.
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2ttö ßrgchtjung bet bret botgenannten ©efejje erging noch, ein ©efejj) betr.
ben ©cf)ut3 bon ©tfinbungen, 9Jiuftern unb Sßarenjeichen auf 2tu3«
ftellurtgen bom 18. SRära 1904 (SR.®.©!. ©. 141).

Qn nafyen ^Beziehungen junt SBarenäeidfyengefejj fte&t baS folgenbe ©efejj,
iuclcf)e§ ben OJebraudj be§ früher afe Sfteueidjen angefeqenen roten Äreuge?
einer emfd)räufenben [Regelung unterworfen t)at.

Gesetz zum Schutze den Genfer Neutralitätszcichens.
Vom 22. März 19D2 (R.G.B1. S. 125).

§ 1. Das in der Genfer Konvention zum Neutralitätszeichen erklärte
rote Kreuz auf weißem Grunde sowie die Worte „Rotes Kreuz" dürfen,
unbeschadet der Verwendung für Zwecke des militärischen Sanitätsdienstes,
zu geschäftlichen Zwecken, sowie zur Bezeichnung von Vereinen oder
Gesellschaften oder zur Kennzeichnung ihrer Tätigkeit nur auf Grund einer
Erlaubnis gebraucht werden.

Die Erlaubnis wird von den Landeszentralbehörden nach den vom
Bundesrate festzustellenden Grundsätzen für das Gebiet des Reiches erteilt l ).
Die Erlaubnis darf Vereinen oder Gesellschaften, welche sich im Deutschen
Reiche der Krankenpflege widmen und für den Kriegsfall zur Unterstützung
des militärischen Sanitätsdienstes zugelassen sind, nicht versagt werden.

Die von dem Bundesrate festgestellten Grundsätze sind dem Reichs¬
tage alsbald zur Kenntnisnahme mitzuteilen.

§ 2. Wer den Vorschriften dieses Gesetzes zuwider das rote Kreuz
gebraucht, wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit
Haft bestraft.

§ 3. Die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes wird durch
Abweichungen nicht ausgeschlossen, mit denen das im § 1 erwähnte
Zeichen wiedergegeben wird, sofern ungeachtet dieser Abweichungen die
Gefahr einer Verwechslung vorliegt 2 ).

§ 4. Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1903 in Kraft.

!) 9Die Stlaubnte gut tJttfytung bc§ {Roten SJteujeS raitb nadj ben bom Steidjs«
langet unter bem 7. SM 1903 (9t.®.S81. 3. 215) betannt gegebenen ©tunbföfeen nut
„Denjenigen ©ereinen ober ®efetlfd)aften einfdjliefjttdj bet SRittetotben [owie bet geift-
liehen Crben unb Kongregationenerteilt, meldje fiel) itu S>eutfdjen Weiche bet Straufeu-
pflege toibmen unb butri) eine SBeftfyeintgung oeä juftdnbigen JmegJmintftetiumä nad)»
weifen, ba% fie für ben ftrieggfall jut untetftu&ung bei militätifqen (ScmitätäbienfteS
jugelaffen finb." gut Wemerbetreibenbe einfdjliefjttdj ber Mbotljetet ift olfo bic gübtung
be§ SRotcn jfreujeg ju gef<b^ftlidjen gtoeden itgenb roeldjei Ültt, gitmenbejridmuttgen,
SßteiSliften, ®ef<f)äftSbabieten, Umbildungen ober Stiletten bon SBaten u. bgl., cmS«
gefdjloffen.

2) Site betwed)flunggföt)ig mit bem (Genfer ffiteuj im Sinne bon § 3 be8
®efefee$ finb bon bet 9ted)tfbtedjung bisset folgenbe Qeicijen mtgefeljeu rootben: ©in
bem öenfer Jheuj ätmHdjel ffiteuj auf golbfatbigem ©runbe (Sß.Ä. SCbt. II f.
äBatenjeidjen 21. SRatj 1904, Bt»-8tg. 1904 9h. 80). ®in bunlcltofa fdjtaffiette«
ffiteua mit ben tlmtiffen beä ®enfet $heu*eä auf bellrofn ®tunbe ($.81. S3efd)tt).«8lbt. i
6. gebtuat 1904. ^b.Qtg, 1904 3h. 39), (Sin tote? ffiteuj mit golbenetn Stern
in bot SHitte unb golbenen SBetjietungen an ben ftteujbolfen (D.S.®. SSteSlau 10. SBtai
1904, 5ßl).3tg. 1904 9h. 39).

Wogegen mürbe bie ®efat)t einet Sßettoed}fIung bei folgenben Qcicbcu betneint:
ffiin roteö Streng tu beffen glädje ein weifte« 3ob,annUetlteuj auSgefbatl ift (Sß.Sl.
83efd)W..Slbt. I 4. 3uü 1904, gßj)$tg. 1905 9h. 40). ffitn Weifte* ffiteu* in rotem
^•ctbe in ben formen beS ®enfet SheujeS (2.®. Xarmftnbt Stugufl 1906, Ifeb.Stg. 1906
9h. 67).
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§ 7. 1) Warenzeichen, welche das rote Kreuz enthalten, sind von der
Verkündung des Gesetzes ab von der Eintragung in die Zeichenrolle aus¬
geschlossen, sofern nicht die Anmeldung vor dem 1. Juli 1901 erfolgt ist 2).

SBöbrenb baä 5ßatentgefe|, baä ©ebrauri^mufter» unb 5B}arengetcr)engefeg
ba^u beftimmt finb, getruffe Strten be§ geiftigen ©gertturnJ bei ihrer geroerblichen
SSetroertung gu fdjü|en, ijat ba§ folgenbe ©efefe jur ©efämpfung bei unlauteren
SBettbernerbg eine allgemeine Sicherung unb ©tärfung beö gewerblichen 3{ecbt«
fcbu|e3 jur Stufgabe.

iivHetr. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes.
Vom 27. Mai 1890 (R.G.B1. S. 145).

§ 1.3) Wer in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mitteilungen,
welche für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, über ge¬
schäftliche Verhältnisse, insbesondere über die Beschaffenheit, die Her¬
stellungsart oder die Preisbemessung von Waren oder gewerblichen Leistungei i
über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle von Waren, über den Besitz
von Auszeichnungen, über den Anlaß oder den Zweck des Verkaufs un¬
richtige Angaben tatsächlicher Art 4 ) macht, welche geeignet sind,
den Anschein eines besonders günstigen Angebots hervorzurufen,
kann auf Unterlassung der unrichtigen Angaben in Anspruch genommen
werden, Dieser Anspruch kann von jedem Gewerbetreibenden, der Waren
oder Leistungen gleicher oder verwandter Art herstellt oder in den ge¬
schäftlichen Verkehr bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerb¬
licher Interessen geltend gemacht werden, soweit die Verbände als solche
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten klagen können.

Neben dem Anspruch auf Unterlassung der unrichtigen Angaben haben
die vorerwähnten Gewerbetreibenden auch Anspruch auf Ersatz des durch
die unrichtigen Angaben verursachten Schadens gegen denjenigen, der
die Angaben gemacht hat, falls dieser ihre Unrichtigkeit kannte oder kennen
mußte. Der Anspruch auf Schadensersatz kann gegen Redakteure, Verleger
Drucker oder Verbreiter von periodischen Druckschriften nur geltend
gemacht werden, wenn dieselben die Unrichtigkeit der Angaben kannten.

Die Verwendung von Namen, welche nach dem Handelsgebrauch zur
Benennung gewisser Waren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu
sollen, fällt unter die vorstehenden Bestimmungen nicht.

i) 3>ie §§ 5 unb 6 beä ©efe|e3, welche bic SBetterbenufcung bcg ©enfcr Sßeutralitä».
jeirbenü genehmigtenbei SBaren, bie bei Sßerfünbung beä ©efefceS fd)on mit bcm toten
.freute bejeidbnet waren, fowie bis 1. 3"h 190li bei gewtffen äBarenjeidjen,Junten unb
Vereinen, baben jefel (eine «ebeutung meb>.

2) Wurf) bic bor bcm 1. Quli 1901 angemelbeten 3Barenjeid)en haben nach §6
beä ©efejjeä am 1. Jyuli 1906 it>re SRetfjtSfraft Berloren, muffen ba^et in bet 3etd)en
volle bei «BatentamtS tum 9tmt§ wegen gelöfdjt werben.

3) 3)a3 ©efefc qtbt in ben SS 1 -3 jiotlred^tlid^e, in § 4 foroie ben §§ 6—8 fhaf.
tecBÜtd&e SKtttel jui Verfolgung eine« unlauteren ^ettberoerbe?.

■') £a<$ ©efefc begieß ftffl in ben §§ 1 unb 4 lebigltd) auf „Stngaben tatfärblirfjer
vXrt" (£« muffen fomit Satfadjen behauptet locrbcu. Slufjerungen, bie tebtglid) eine
Meinung ein Urteil jum StuSbrud bringen, werben [eföftbann, wenn fie Übertreibungen
enthalten' mm bcm ©efej nicht betroffen (SR.©. 5. ganuar 1903). gfir bal süritredb>
liriic (jinfdbreiten (§ 1) genügt im übrigen, bog bie angaben tatfäd)Iid)er Strt un-
ridirig unb geeignet finb, ben 2lnfd)ein eines befonber« günfrigen Angebot« IjerDorjurufen.
©in ftrofremtlime« (Sinfdjreiten auf ©runb be« § 4 ift jeborf) nur bann möglirf), wenn
bic Slngoben tatfdditid>er 8lrt wiffentlid) unwahr unb jur Qrrcfübnmg geeignet unb in
ber 8K>fid)t erfolgt finb, ben ülnfdjein eine« befonbetS günfrigen SlngebotS tjeroorprufeu.
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Im Sinne der Bestimmungen des Absatzes 1 und 2 sind den Angaben
tatsächlicher Art bildliche Darstellungen und sonstige Veranstaltungen
gleich zu achten, die darauf berechnet und geeignet sind, solche Angaben
zu ersetzen.

Unter Waren im Sinne dieses Gesetzes sind auch landwirtschaftliche
Erzeugnisse, unter gewerblichen Leistungen auch landwirtschaftliche
zu verstehen.

§ 2. Für Klagen auf Grund des § 1 ist ausschließlich zuständig das
Gericht, in dessen liezirk der Beklagte seine gewerbliche Niederlassung
oder in Ermangelung einer solchen seinen Wohnsitz hat . . .

§ 3. Zur Sicherung des im § 1 Abs. 1 bezeichneten Anspruchs können
einstweilige Verfügungen erlassen werden, auch wenn die in den
§§ 814, 819 der Zivilprozeßordnung 1 ) bezeichneten Voraussetzungen nicht
zutreffen. Zuständig ist auch das Amtsgericht, in dessen Bezirk die den
Anspruch begründende Handlung begangen ist; im übrigen finden die
Vorschriften des § 820 der Zivilprozeßordnung 2) Anwendung.

§ 4. Wer in der Absicht, den Anschein eines besonders günstigen
Angebots hervorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mit¬
teilungen, welche für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind,
über die Beschaffenheit, die Herstellungsart oder die Preisbemessung von
Waren oder gewerblichen Leistungen, über die Art des Bezuges oder die
Bezugsquelle von Waren, über den Besitz von Auszeichnungen, über den
Anlaß oder den Zweck des Verkaufs wissentlich unwahre und zur Irre¬
führung geeignete Angaben tatsächlicher Art macht, wird mit
(«eidstrafe bis zu eintausendfünfhundert Mark bestraft 3 ).

Ist der Täter bereits einmal wegen einer Zuwiderhandlung gegen die
vorstehende Vorschrift bestraft, so kann neben oder statt der Geldstrafo
auf Haft oder auf Gefängnis bis zu sechs Monaten erkannt werden; die
Bestimmungen des § 245 des Strafgesetzbuchs finden entsprechende An¬
wendung.

§ 6. Wer zu Zwecken des Wettbewerbes über das Erwerbsgeschäft
eines anderen, über die Person des Inhabers oder Leiters des Geschäfts*
über die Waren oder gewerblichen Leistungen eines anderen Behauptungen
tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet, welche geeignet sind, den Be¬
trieb des Geschäfts oder den Kredit des Inhabers zu schädigen,
ist, sofern die Behauptungen nicht erweislich wahr sind, dem Verletzten
zum Ersätze dos entstandenen Schadens verpflichtet. Auch kann der Ver¬
letzte den Anspruch geltend machen, daß die Wiederholung oder Verbrei¬
tung der Behauptungen unterbleibe.

Die Bestimmungen des ersten Absatzes findet keine Anwendung, wenn
der Mitteilende oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes
Interesse hat.

§ 7. Wer wider besseres Wissen Ober das Erwerbsgeschäft eines
anderen, über die Person des Inhabers oder Leiters des Geschäfts, über
die Waren oder gewerblichen Leistungen eines anderen unwahre Be¬
hauptungen tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet, welche ge-

!) 3efct §§'.);..'. mtb 940 bet ; ),iutl(.mv,e|5oibuuuq, gaffung bet S8I. üout 20. SM 1898
(fft.QbM. 2. 410).

2 ) Seht §942 bet Siöüptoäefjotbnung,getffung bet 991. öotn 20.3Kai 1898 (8t.@.©l.
3. 410).

8) Stuf Wtutib biefc§ § 4 ift itneberljolt bte S9eftrafung oou ntdjt approbierten
VH'üfüiti'tlcnt wegen unlauteren Söettbemerbeä burdj unroaljre, übertriebene 8trf
pretfung ihrer Seiftungen ober bet hon ihnen angeiuenbeten Heilmittel erfolgt.
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eignet sind, den Betrieb des Geschäfts zu schädigen, wird mit Geldstrafe
bis zu eintausendfünfhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre
bestraft.

§ 8. Wer im geschäftlichen Verkehr einen Namen, eine Firma
oder die besondere Bezeichnung eines Erwerbsgeschäfts, eines gewerb¬
lichen Unternehmens oder einer Druckschrift in einer Weise benutzt, welche
darauf berechnet und geeignet ist, Verwechslungen mit dem Namen,
der Firma oder der besonderen Bezeichnung hervorzurufen, deren sich ein
anderer befugterweise bedient, ist diesem zum Ersätze des Schadens ver¬
pflichtet. Auch kann der Anspruch auf Unterlassung der mißbräuchlichen
Art der Benutzung geltend gemacht werden.

§ 9. Mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder mit Gefängnis
bis zu einem Jahre wird bestraft, wer als Angestellter, Arbeiter oder
Lehrling eines Geschäftsbetriebes Geschäfts- oder Betriebsgeheim¬
nisse, die ihm vermöge des Dienstverhältnisses anvertraut oder sonst zu¬
gänglich geworden sind, während der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses
unbefugt an andere zu Zwecken des Wettbewerbes oder in der Absicht,
dem Inhaber des Geschäftsbetriebes Schaden zuzufügen mitteilt.

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher Geschäfts- oder Betriebs¬
geheimnisse, deren Kenntnis er durch eine der im Abs. 1 bezeichneten
Mitteilungen oder durch eine gegen das Gesetz oder die guten Sitten ver¬
stoßende eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken des Wettbewerbes im
befugt verwertet oder an Andere mitteilt.

Zuwiderhandlungen verpflichten außerdem zum Ersätze des ent¬
standenen Schadens. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 10. Wer zum Zweck des Wettbewerbes es unternimmt, einen anderen
zu einer unbefugten Mitteilung der im § 9 Abs. 1 bezeichneten Art zu be-
sl minien, wird mit Geldstrafe bis zu zweitausend Mark oder mit Gefängnis
bis zu nenn Monaten bestraft.

§ 11. Die in den §§ 1, 6, 8, 9 bezeichneten Ansprüche auf Unter¬
lassung oder Schadensersatz verjähren in sechs Monaten von dem
Zeitpunkt an, in welchem der Anspruchsberechtigte von der Handlung und
von der Person des Verpflichteten Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf
diese Kenntnis in drei Jahren von der Begehung der Handlung an.

Für die Ansprüche auf Schadensersatz beginnt der Lauf der Verjährung
nicht vor dem Zeilpunkt, in welchem ein Schaden entstanden ist.

§ 12. Die Strafverfolgung tritt mit Ausnahme der im § 5 bezeich¬
neten Fälle nur auf Antrag ein. In den Fällen des § 4 hat das Recht den
Strafantrag zu stellen, jeder der im § 1 Abs. 1 bezeichneten Gewerbe¬
treibenden und Verbände 1).

Die Zurücknahme des Antrages ist zulässig.
Strafbare Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt,

können von dem zum Strafantrage Berechtigten im Wege der Privatklage
verfolgt werden, ohne daß es einer vorgängigen Anrufung der Staatsanwalt-

!) Smiuri) formen gemäfj § 1 träte unb beten SBerbänbe (Ärjtefommern imb
•Vereine) nur gegen Sßerfonen, bie „fievftungen gleichet ober bertoanbtex Slit" in ben
aefcMftliciicu »erteilt bringen, alfo «ßerfonen, tbcldie bie §etlfunft ausüben, gtrafantraa.
Ftelten laS « ® bat iebodb bierju unter bent 27. SWai 1904 Cp.BHv 1905 9?r. 22)
unb bem 11 Sanuar 1906 (Sßb.fltg. 1906 9h. 68) folgenben ©runbfafc aufgeteilt:
®ie Slufünbiqnua eine« Wlittdi gegen beftimmte ffranlbeiten ift eine bot ärjtltdben
ßetftuna bermanbte Saugtet*, ©entgetnäjj jmb bie Srjte als frobujenten bertoanbter
aetoerbfiefiet ßeiftungen berechtigt, auch, gegen Ülntünbigungenbon Heilmitteln auf
®runb be« ©efefceS jur »etäntpfung beä unlauteren 28ettbetoeibe8 ©trafantrag ju [teilen.
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schaft bedarf. Die öffentliche Klage wird von der Staatsanwaltschaft nur
dann erhoben, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt.

Geschieht die Verfolgung im Wege der Privatklage, so sind die Schöffen¬
gerichte zuständig.

§ 13. Wird in den Fällen des § 4 auf Strafe erkannt, so kann ange¬
ordnet werden, daß die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öffent¬
lich bekannt zu machen sei.

Wird in den Fällen des § 7 auf Strafe erkannt, so ist zugleich dem
Verletzten die Befugnis zuzusprechen, die Verurteilung innerhalb be¬
stimmter Frist auf Kosten des Verurteilten öffentlich bekannt zu machen.

Auf Antrag des freigesprochenen Angeschuldigten kann das Gericht
die öffentliche Bekanntmachung der Freisprechung anordnen; die
Staatskasse trägt die Kosten, insofern dieselben nicht dem Anzeigenden
oder dem Privatkläger auferlegt worden sind.

Ist in den Fällen der §§ 1, 6 und 8 auf Unterlassung Klage erhoben,
so kann in dem Urteile der obsiegenden Partei die Befugnis zugesprochen
werden, den verfügenden Teil des Urteils innerhalb bestimmter Frist auf
Kosten der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu machen.

Die Art der Bekanntmachung ist im Urteil zu bestimmen.
§ 14. Neben einer nach Maßgabe dieses Gesetzes verhängten Strafe

kann auf Verlangen des Verletzten auf eine an ihn zu erlegende Buße
bis zum Botrage von zehntausend Mark erkannt werden. Für diese Buße
haften die zu derselben Verurteilten als Gesamtschuldner. Mine erkannte
Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungsan¬
spruchs aus.

XI. Die Nahrungsmittelgesetzgebung.
3)er Säeriefjr mit sJM)runggmtttetn, ©eraijjjmitteht unb ©ebremerjggegen«

ftänben ift im Süeutfdjen 9Jeid)e burct) ein allgemeines ©efefc unb eine 9teib,e
ipejietler ©efefce geregelt. @8 finb bieö im ganjen in d)ronologifd)er ??o!ge nad)=
[tefjettbe ©efejje 1):

1. ©efefe betr. ben $erfef)r mit 9?at)wrigämittem, ©ertujjmittelit unb ©e»
braud)§gegenftänbeu bom 14. mm 1879. 2)a§ fogenannte allgemeine %lat)*
ntngämittelgefejj.

2. ©efefe betr. ben SSerfefyr mit biet* unb ^infhaltigen ©egenftänbenbom
25. Quni 1887. 2)aS fogenannte SBlei unb gtnlgefefc.

3. ©efejä betr. bie ikrtoenbung gefunbfyeitsfcfjäbiicher färben bei ber £er«
Stellung bon JKatjmnggmittem, ©enufmitteln unb ©ebtetua^egenftänben bom
6. ^uli 1887. Xa$ fogenannte ^arbengefeij.

4. 6Jefej3 betr. ben SSerfeljr mit Butter, .Steife, Sd)tnafj unb bereit ffirfö$«
mitteilt bom 15. Qmni 1897. 3)a<3 fogenannte äJcargarinegefe|.

5. ©efefc betr. bie (Sd)lad)tbiet)= unb ^(eifd)befd)aii oom '3. Qfuni 1900. 2)a3
fogenannte gleifcfjbefd)augefe£.

6. ©efe| betr. ben SSerfehr mit SSein, roeintjaltigen unb roeittärmüd)eu ©e«
tränfen bom 24. lUai 1901. 2)a3 fogenannte äBeirigefej}.

7. ©üfsftoffgefel bom 7. ^uli 1902.

!) (Sine iuinfiil)rlid)c SBearbeitung biefer ©efejje ift erfdjienen unter bem iitel: 3)ie
SKaljtungSTnittelgefejägebungim &eutfcr)en Stetct). SSon ®et). SReg.-3tat Sßrof.
Dr. ft. öon Söudjtct. SBerltn 1901, Sßerfag öon 9fuliu8 (Springer.
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S5on biefen ©efejjen fjaben ba§ 931ei= unbginfgefe^ 1), baSäftargarinegefe^ 2)
unb ba^Ieifd)befd)augefej} 3) borliegenb !ein ^ntereffe. dagegen fielen bie übrigen
eingeführten ©efefec aud) jum SHpoüjelentoefenunb jum 9lrgneiüerfel)r in 33e=
Stellungen. 3ty re bte§bejüglid)en SBeftimmungeufinb bafjer im folgenben im SBort*
laut niiebergegeben.

Gesetz, betr. den Verkehr..mit Xnlii-iuijrsiiiiltelii,
Genußmitteln und <j}ebrauchsj>e{jeiiKtäiiden.

Vom 14. Mai 1879 (R.G.B1. S. 145).

§ 1. Der Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln*), sowie mit
Spielwaren, Tapeten, Farben, Eß-, Trink- und Kochgeschirr und mit
Petroleum unterließt der Beaufsichtigung nach Maßgabe dieses Gesetzes.

§ 2. Die Beamten der Polizei sind befugt, in die Räumlichkeiten,
in welchen Gegenstände der im § 1 bezeichneten Art feilgehalten 5 ) werden,
während der üblichen Geschäftsstunden oder während die Räumlichkeiten
dem Verkehre geöffnet sind, einzutreten. Sie sind befugt, von den
Gegenständen der im § 1 bezeichneten Art, welche in den angegebenen
Räumlichkeiten sich befinden, oder welche an öffentlichen Orten, auf
Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen verkauft oder feilgehalten
werden, nach ihrer Wahl Proben zum Zwecke der Untersuchung gegen
Empfangsbescheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen ist dem Besitzer
ein Teil der Probe amtlich verschlossen oder versiegelt zurückzulassen.
Für die entnommenen Proben ist Entschädigung in Höhe des üblichen
Kaufpreises zu leisten.

§ 3. Die Beamten der Polizei sind befugt, bei Personen, welche auf
Grund der §§ 10, 12, 13 dieses Gesetzes zu einer Freiheitsstrafe verurteilt

') SluJ bem Solei- unb ;-}infmielt ift nur folgenbe in §2 enthaltene SBefhmmung
fjetüoTjutieben:

Zur Herstellung von Mundstücken Eür Saugflaschen, Saugringen und
Warzenhütohen darf blei- oder zinkhaltiger Kautschuk nicht verwendet sein.

2) 3ur auSfüljtung be3 S0targarinegefe|e8 erging eine umfangreiche nmtlid)e 8ln«
tueifung jur rhemifa^en Unterfud)ung bon getten unb Stäfen. »efanntmadjung
be8 «ei<MW«8 wm 1. ÄptU 1898. ...

•') Qmte mit betn gleifrhbefcb>ugefeh tn SBerbmbung ftehenbe Setfügung betr. bte
^uloffunq üoii 2I»oth,e!ern jur £richinenfchau ift betete auf ®. 8 a&gebrudt.

gute erläuterte Stuigabe de» Schladjtbiet)- unb gleifdjbefdjaugefefeeä ncbft fämt-
lulien 9lu8fübrungsbeftimmungen bon ©et). 9tat bon SBurhia ift im Serlage bon 3uUu3
sbrinaer in SBeriin erfdjienen.

* Sluf SÄt*neitnittel bejiefil firii baä ©efefe fontit nirfrt. SRach etnem Urteil beä
91.©. botn Lö.ganuar 1906 (m3tg. 1906 9h. 6) getji anc betn ©efefc be|figlid) ber

beffenSjeüTge'toffaffung all ©enu&mittei nicht aus. »Stehen ber fcerfteuung unb
bem »«trieb nad) beiberlei Stiftung berfrhtebene gefe^e »erböte entgegen, [o cm
liiilt bie ben »erboten juwibet erfolgte ©erfteuung ufw. aud) eine »erte&ung ber mehreren
strafaefefee (91® 13. 3«»' 1881).

«) $er WchtSbegrtff beS geilhaltenS im Sinne be3 9?at)rung8mtttelgefegeä Hat
jur notroenbij ~
Siegel wenig'
bereit gemalte
1904 9fr. 25).

»t 9Jed)t8begriff beS getlhauen« im «mite oe» acaniungammeigeiegesnat
ibiaen SorauSfefewtg, bafj bie feilgehaltenen©egenftänbe, unb jtoar in ber
iafieii" bon einem beftimmten Drte au3, ;,nm 2mfauf bnrd) baS »ublifum
ilten unb biefem jugdnglidj gemacht werben (9t©. 12. Wl&ti 1903, ^ßtj.^tg.
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sind, in den Räumlichkeiten, in welchen Gegenstände der im § 1 bezeichneten
Art feilgehalten werden, oder welche zur Aufbewahrung oder Herstellung
solcher zum Verkaufe bestimmter Gegenstände dienen, während der im
§ 2 angegebenen Zeit Revisionen vorzunehmen.

Diese Befugnis beginnt mit der Rechtskraft des Urteils und erlischt
mit dem Ablaufe von drei Jahren von dem Tage an gerechnet, an welchem
die Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder erlassen ist.

§ 4. Die Zuständigkeit der Behörden und Beamten zu den in §§ 2
und 3 bezeichneten Maßnahmen richtet sich nach den einschlägigen landes¬
rechtlichen Bestimmungen. Landesrechtliche Bestimmungen, welche der
Polizei weitergehende Befugnisse als die in §§ 2 und .'i bezeichneten
geben, bleiben unberührt.

§ 9. Wer den Vorschriften der §§ 2—4 zuwider den Eintritt in die
Räumlichkeiten, die Entnahme einer Probe oder die Revision verweigert.
wird mit Geldstrafe von 50 bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft.

§ 10. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu
1500 Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft:

1. wer zum Zwecke der Täuschung im Handel und Verkehr Nahrungs¬
oder Genußmittel nachmacht oder verfälscht 1),

2. wer wissentlich Nahrungs- oder Genußmittel, welche verdorben oder
nachgemacht oder verfälscht sind, unter Verschweigung dieses Um-
standes verkauft oder unter einer zur Täuschung geeigneten Be¬
zeichnung feilhält.

§ 11. Ist die im § 10 Nr. 2 bezeichnete Handlung aus Fahrlässigkeit
begangen worden, so tritt Geldstrafe bis zu 150 Mark oder Haft ein.

§ 12. Mit Gefängnis, neben welchem auf Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte erkannt werden kann, wird bestraft:

1. wer vorsätzlich Gegenstände, welche bestimmt sind, anderen als
Nahrungs- und Genußmittel zu dienen, derart herstellt, daß der
Genuß derselben die menschliche Gesundheit zu beschädigen
geeignet ist, ingleichen wer wissentlich Gegenstände, deren Genuß
die menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist, als Nahrungs
oder Genußmittel verkauft, feilhält, oder sonst in Verkehr
bringt;

2. wer vorsätzlich Bekleidungsgegenstände, Spielwaren. Tapeten, Eß-.
Trink- oder Kochgeschirr oder Petroleum derart herstellt, daß der
bestimmungsgemäße oder vorauszusetzende Gebrauch dieser Gegen
stände che menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist, in¬
gleichen wer wissentlich solche Gegenstände verkauft, feilhält oder
sonst in Verkehr bringt. Der Versuch ist- strafbar.

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung oder der Tod
eines Menschen verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe bis zu fünf
Jahren ein.

§ 13. War in den Fällen des § 12 der Genuß oder Gebrauch des (legen
Standes die menschliche Gesundheit zu zerstören geeignet und war
diese Eigenschaft dein Täter bekannt, so tritt Zuchthausstrafe bis zu zehn
Jahren, und wenn durch die Handlung der Tod eines Menschen verursacht
worden ist. Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder' lebenslängliche
Zuchthausstrafe ein.

x) C£in Sßetfälfdjen lieg! tun-, loenn mit bor urfprungliirjenSBctte buvri) ^ujiitni
bon Stoffen eine äußernd) nid)l etfennberce SSetfdjIedjtetung botgenommen ober einet
minbet guten SBare butd) Slnwenbung fünftltdjet äRittel bet Schritt einet beffeten SKSatc
gegeben ift {91.®. 21. 2törU 1885).
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Neben der Strafe kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkanntwerden.
§ 14. Ist eine der in den §§ 12, 13 bezeichneten Handlungen aus Fahr¬

lässigkeit begangen worden, so ist auf Geldstrafe bis zu 1000 Mark oder
Gefängnisstrafe bis zu sechs Monaten und, wenn durch die Handlung ein
Schaden an der Gesundheit eines Mensehen verursacht worden ist, auf
Gefängnisstrafe bis zu einem Jahre, wenn aber der Tod eines Menschen
verursacht worden ist, auf Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu drei
Jahren zu erkennen.

§ 15. In den Fällen der §§ 12—14 ist neben der Strafe auf Einziehung
der Gegenstände zu erkennen, welche den bezeichneten Vorschriften zu¬
wider hergestellt, verkauft, feilgehalten oder sonst in Verkehr gebracht sind,
ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehören oder nicht; in den
Fällen der §§ 8, 10, 11 kann auf die Einziehung erkannt werden.

Ist in den Fällen der §§ 12—15 die Verfolgung oder die Verurteilung
einer bestimmten Person nicht ausführbar, so kann auf die Einziehung
selbständig erkannt werden.

§ 16. In dem Urteil oder dem Strafbefehl kann angeordnet werden.
daß die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öffentlich bekannt
z u machen sei.

Auf Antrag des freigesprochenen Angeschuldigten hat das Gericht die
öffentliche Bekanntmachung der Freisprechung anzuordnen; die Staats¬
kasse trägt die Kosten, insofern dieselbe nicht dem Anzeigenden auferlegt
worden sind. In der Anordnung ist die Art der Bekanntmachung zu be¬
stimmen.

Sofern infolge polizeilicher Untersuchung von Gegenständen der im
§ 1 bezeichneten Art eine rechtskräftige strafrechtliche Verurteilung ein¬
tritt, fallen dem Verurteilten die durch die polizeiliche Untersuchung er¬
wachsenen Kosten zur Last. Dieselben sind zugleich mit den Kosten des
gerichtlichen Verfahrens festzusetzen und einzuziehen 1).

§ 17. Besteht für den Ort der Tat eine öffentliche Anstalt zur
technischen Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln,
so fallen die auf Grund dieses Gesetzes auferlegten Geldstrafen, soweit die¬
selben dem Staate zustehen, der Kasse zu, welche die Kosten drv Unter¬
haltung der Anstalt trägt.

<»«>s«»tK, betr. die Verwendung gONiindheitNNt'hadlit'hor Farben
bei der Herstellung von Mahrungsmitteln, (jiemiltinittelii und

Ge bru u<'liwj;egeiistüiiden.
Von. 5. Juli 1887 (R.G.B1. S. 277).

§ 1. Gesundheitsschädliche Farben dürfen zur Herstellung von
Nahrungs- und Genußmitteln, welche zum Verkaufe bestimmt sind, nicht
verwendet werden.

Gesundheitsschädliche Farben im Sinne dieser Bestimmung sind die¬
jenigen Farbstoffe und Farbzubereitungen, welche: Antimon. Arsen, Baryum,
Blei, Cadmium, Chrom, Kupfer, Quecksilber, Uran, Zink, Zinn, Gummi-
gutti, Korallin, Pikrinsäure enthalten.

Der Reichskanzler ist ermächtigt, nähere Vorschriften über das bei

i) 3Ibf. 3 beä § i(i ift bitvrl) ©efeg bom 29. fruit 1887 (3i.©.S3I. ®. 27G) hüi äU .
gefußt.

Böttger, Apothekengesetze. 3. Aufl. 10
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der Feststellung des Vorhandenseins von Arsen und Zinn anzuwendende
Verfahren zu erlassen 1 ).

§ 2. Zur Aufbewahrung oder Verpackung von Nahrungs- und
Genußmitteln, welche zum Verkauf bestimmt sind, dürfen Gefäße, Um¬
hüllungen oder Schutzbedeckungen, zu deren Herstellung Farben der im
§ 1 Abs. 2 bezeichneten Art verwendet sind, nicht benutzt werden.

Auf die Verwendung von schwefelsaurem Baryum (Schwerspat, blanc
fixe), Barytfarblacken, welche von kohlensaurem Baryum frei sind, Chrom¬
oxyd, Kupfer, Zinn, Zink und deren Legierungen als Metallfarben, Zinnober,
Zinnoxyd, Schwefelzinn als Musivgold, sowie auf alle in Glasmassen, • Gla¬
suren oder Emails eingebrannte Farben und auf den äußeren Anstrich von
Gefäßen aus wasserdichten Stoffen findet diese Bestimmung nicht An¬
wendung.

§ 3. Zur Herstellung von kosmetischen Mitteln (Mitteln zur
Reinigung, Pflege oder Färbung der Haut, des Haares oder der Mund¬
höhle), welche zum Verkauf bestimmt sind, dürfen die im § 1 Abs. 2 be¬
zeichneten Stoffe nicht verwendet werden.

Auf schwefelsaures Baryum (Schwerspat, blanc fixe), Schwefelcadmium,
Chromoxyd, Zinnober, Zinkoxyd, Zinnoxyd, Schwefelzink, sowie aui
Kupfer, Zinn, Zink und deren Legierungen in Form von Puder findet diese
Bestimmung nicht Anwendung 2).

§ 8 Abs. 2. Die Herstellung der Oblaten unterliegt den Bestimmungen
im § 1, jedoch sofern sie nicht zum Genüsse bestimmt sind, mit der Maß¬
gabe, daß die Verwendung von schwefelsaurem Baryum (Schwerspat.
blanc fixe), Chromoxyd und Zinnober gestattet ist.

§ 10. Auf die Verwendung von Farben, welche die im § 1 Abs. 2
bezeichneten Stoffe nicht als konstituierende Bestandteile, sondern nur als
Verunreinigungen, und zwar höchstens in einer Menge enthalten, welche
sich bei den in der Technik gebräuchlichen Darstellungsverfahren nicht
vermeiden läßt, finden die Bestimmungen der §§ 2—9 nicht Anwendung.

§ 11. Auf die Färbung von Pelzwaren finden die Vorschriften
dieses Gesetzes nicht Anwendung.

§ 12. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:
1. wer den Vorschriften der §§ 1—5, 7, 8 und 10 zuwider Nahrungs¬

mittel, Genußmittel oder Gebrauchsgegenstände herstellt, aufbe¬
wahrt oder verpackt, oder derartig hergestellte, aufbewahrte oder
verpackte Gegenstände gewerbsmäßig verkauft oder feilhält;

§ 13. Neben der im § 12 vorgesehenen Strafe kann auf Einziehung
der verbotswidrig hergestellten, aufbewahrten, verpackten, verkauften oder
feilgehaltenen Gegenstände erkannt werden, ohne Unterschied, ob sie dem
Verurteilten gehören oder nicht.

!) Sauf ©runb triefet SJefümmung erging bic föetanntmadnmg beä 8teict)l!anjler<3
Uüin 10. 9tpttl 1888 betr. bic Unterfuctjuua, tum färben, ©efpinften unb Wc
roeben auf 9(rfen unb Qiun.

2) s.'! beä ©efefceS gilt auefi für bot SSerfauf »cm foämetifdjen SWitteln in
2Lt>o tiefen. $>anadj ift mSbefonbete ein Skrtauf öou ©ommetfüroffenfolben, bie Quecf«
filberprä§ipttat enthalten, ober ücm fogenonntem Äummcrfelbfcbcu SBafdiwajfet, baä
unter 8 u fn l3 Don SBleiacetat fjcrgefteflt ift, ftrafbar. SBcrurteüungeu fiub binfidjjtudj qued
filberfjaltiger Somtnettyroffenfaibe febou einige Diäte befauul geworben OK.«, äftfttj 1899,
^■8j9. l si 'i* sJir. Ar>). Katütlid) foiitmt baS gatbengefefc nur bann in Söettadjt, wenn
bie äJcittel lebiglidj ju loSmctifdjcu Sieden beftitnmt fiub. Präparate, bie jit .s>c 11
jweefen bienen follen, unterliegen bei ifytet Slbgabe in Slöotbefen nirht bem garben
qefets, [onbern nur Wn Sorfdjttften über bie Stbgabe ftarlwittenbet SHtäneimttel (fietje
Jett XV).
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Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person nicht
ausführbar, so kann auf die Einziehung selbständig erkannt werden.

§ 14. Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchgegenständen, vom 14. Mai
1879 bleiben unberührt. Die Vorschriften in den §§ 16, 17 desselben finden
auch bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des gegenwärtigen Ge¬
setzes Anwendung.

Gesetz, betr. den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und
weinähiilirhen betränken.
Vom 24. Mai 1901 (R.G.B1. S. 17.J) 1).

§ 1. Wein ist das durch alkoholische Gärung aus dem Safte der
Weintraube hergestellte Getränk.

§ 3. Es ist verboten die gewerbsmäßige Herstellung oder Nach¬
machung von Wein unter Verwendung . . .

5. von Säuren, säurehaltigen Stoffen, insbesondere von Weinstein, und
Weinsäure, von Bouquetstoffen, künstlichen Moststoffen oder Essen¬
zen, unbeschadet der Verwendung aromatischer oder arzneilicher
Stoffe bei der Herstellung von solchen Weinen, welche als landes¬
übliche Gewürzgetränke oder als Arzneimittel unter den hierfür
gebräuchlichen Bezeichnungen (Wermutwein, Mai wein, Pepsin¬
wein, Chinawein und dergleichen) in den Verkehr kommen.

§ 7. Die nachbenannten Stoffe, nämlich:
lösliche Aluminiumsalze (Alaun u. dgl.), Baryumverbindungen, Bor¬
säure, Glyzerin 2), Kermesbeeren, Magnesiumverbindungen, Salizyl¬
säure, unreiner (freien Amylalkohol enthaltender) Sprit, unreiner
(nicht technisch reiner) Stärkezucker, Strontiumverbinduno-en, Teer¬
farbstoffe),

oder Gemische, welche einen dieser Stoffe enthalten, dürfen Wein, wein¬
haltigen oder weinähnlichen Getränken, welche bestimmt sind, anderen als
Nahrungs- oder Genußmittel zu dienen, bei oder nach der Herstellung
nicht zugesetzt werden.

Der Bundesrat ist ermächtigt, noch andere Stoffe zu bezeichnen, auf
welche dieses Verbot Anwendung zu finden hat 3 ).

§ 8. Wein, weinhaltige und weinähnliche Getränke, welchen, den Vor¬
schriften des jj 7 zuwider, einer der dort oder der vom Bundesrate gemäß
§ 7 bezeichneten Stoffe zugesetzt ist, dürfen weder feilgehalten noch
verkauft, noch sonst in Verkehr gebracht werden.

§ 10. Bis zur reichsgesetzlichen einheitlichen Regelung der Beauf¬
sichtigung des Verkehrs mit Nahrungs - und Genußmitteln treffen

J ) 2>te oben nicht abgebrueften©eftimmungeti be3 äBetngefejjeS tjaben nur für
ben SBembau unb ben aSetnlellerbetriebSBebeurung. 3>te §§ 13—18 enthalten ©traf«
befrtmntungen.

2) 3)ciS «erbot bei ©Itojerotjufa|peg ift beStjalo intereffant, lueil ba§ ©eutfc&e a&jnei.
bitd) bei gSepfinlnein einen ©eljali uon 2 ^rojent ©hierin öorfebreibt. Solange ber
SBepfintoetn nur atö Heilmittel bicuen foll — unb ba3 ift natütltdj bic ifiegel —, ?p ein
Monftift mit beni SBeingeJefe auSgefd&toffett Soll er ober gleid^aeittg al£ 9cäf)rung§- ober
©emtfjmittel Dienen, fo würbe We Slbgabe eine« naef) ber offiziellen «orfdfriftfjcrgcfreiltcii
Präparates gegen boi äßeingefefc berftofjen.

3) Xiivch Die Söetamttmacfjung com 2. Quli 1901 (9i.@.8I. G. 257) ift ba$ «erbot
beä § 7 Sl&f. 1 auf Übliche gluorberbinbungen unb SSH^mutbetoinbungen, foroie auf ©e»
unjehe, loelcrje einen biefer Stoffe entgolten, auSgebefcmt roorben.

10*
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die Landesregierungen darüber Bestimmung, welche Beamten und Sach¬
verständigen für die in den nachfolgenden Vorschriften bezeichneten
Maßnahmen zuständig sind 1 ).

Diese Beamten und Sachverständigen sind befugt, außerhalb der Nacht¬
zeit und, falls Tatsachen vorliegen, welche annehmen lassen, daß zur Nacht¬
zeit gearbeitet wird, auch während dieser Zeit, in Räume, in denen Wein,
weinhaltige oder weinähnliche Getränke gewerbsmäßig hergestellt, aufbe¬
wahrt, feilgehalten oder verpackt werden 2 ), einzutreten, daselbst Besich¬
tigungen vorzunehmen 3 ), geschäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe

!) 3>urd) § 10 ift bie fogenonnte ftcllertontrolle eingeführt Würben. Über bie
StuStonhl ber Söectmten, benen in 9ßreufjen biefe Kontrolle obliegt, oeftitrant ein sJJiin.»©rI.
bom 23. Sanum; 1902 folgenbe?:

Diese Aufsicht wird nicht den niederen Polizeiorganen, welchen dazu Vorbildung
und Sachkenntnis fehlt, zu überlassen, vielmehr, soweit nicht die Einhaltung rein
formeller Vorschriften in Betracht kommt, sachkundigen Personen, beispielsweise An¬
gestellten von Woinbauschulen, von öffentlichen Untersuchungsanstalten für Nahrungs¬
und Genußmittel, unabhängigen Nahrungsmittelchemikern und ähnlichen Sachverstän¬
digen zu übertragen sein. In den weinbautreibenden Distrikten empfiehlt es sich, vor
der Auswahl der für die Kontrolle bestimmten Persönlichkeiten die Landwirtschafts¬
kammern zu Vorschlägen aufzufordern.

Qn ^teuften wirb bie Kontrolle jurjett ebtenamtlidj ausgeübt. Sie ffintf&äbi-
gung u|tt). beruht auf einer jeweiligen SBeretnbanmg gruifcljen Sanbtat imb ©adgfet«
ftänbigen, bie bor ber Ernennung erfolgt.

2) £>ie einzelnen ©efd)äft3betrtebe, weldje ber Kontrolle unterliegen, finb für
^reufjen in einem 3Rin.«(£tf. Dom 28. Quli 1903 fotgenbertnajjengelennjeicfirtet:

Nicht nur Räume, in welchen Wein gekeltert und auf anderem Wege hergestellt
wird, sind in der vorgeschriebenen Weise durch geeignete Sachverständige zu über¬
wachen, sondern alle Räume, in denen Wein, weinhaltige oder weinähnliche Getränke
gewerbsmäßig hergestellt, aufbewahrt, feilgehalten oder verpackt werden, sind
der Kontrolle zu unterwerfen.

Über bie grage, inwieweit Sic Ott) eleu, ©togcnhanblungen unb ähnliche ©e-
fchäfte ber äSeinfontrolfe unterliegen, wirb in einem ä)ün.»Srt. Born 11. Siobember
1904 gejagt,

daß die Ausdehnung der Kontrolle auf Flaschenlager in Kramereien, Drogenhanil-
lungen und ähnlichen Geschäften nicht erforderlich ist, falls kein Bezug von Wein in
Fässern stattfindet. Für die gebrauchsfertigen Flaschen genügt alsdann der glaub¬
würdige Nachweis, daß dieselben in einem der regelmäßigen polizeilichen Kontrolle
unterstellten Betriebe abgefüllt worden sind. Apotheken unterliegen der Kontrolle
im Sinne des Weingesetzes nur dann, wenn in denselben ein Nebenhandel mit Wein
betrieben wird, für welchen die angeführten Bedingungen nicht in Betracht kommen.

©in weiterer 3JMn.«(StI. bom 19. Quli 1905 betont bann nod), baß bie ^Beibringung
eineä 9tachweife3 über bie §erfunft ber glafcfjenmeme nidji bittet) potiäeilidje 8lnotbnung
erzwungen werben fann, fonbern ben Jpänblcrn nur antjcimgeftetlt ift, um baburch Be¬
freiung bon ber eingehenden SBeinfontrolte ju erzielen.

Stbotbcfer, bie SEÖeine lebiglid) im eigentWcben yibothefenbetricbcberwenben jur
Sarfteltung bon weinhaltigen Heilmitteln ober jur Sjcrwenbung in ber SJeäeptur, tonnen
baher nach' bem erwähnten 9Jtin.«©rl. ber S3eauffict)tigung überhaubt nicht unterworfen
werben, gleidjgültig, wie unb woher fie ben SBein belogen haben. 9iur fofern ein wenn
aueb unbebeutenber Srebenhanbel mit SBein borliegt, ift bie 23ered)tigung ber 3Sein«
fontrolle gegeben. 6ie tritt jcbod) auch bann nur in §wei fällen ein, nämlich/, a. wenn
ber SBein in g-äffern belogen ift ober b. wenn ber SBcjug jwar in gebrauchsfertigen glafcben
erfolgte, jebodj nid)t ber glaubwürbige9cad)Weig erbrari)t werben faini, bafj bie glafchen
in einem ber regelmäßigen boliäeiltdjen Kontrolle unterftellten betriebe abgefüllt finb.

3) 3n «rjreufjcn follen nad) bem SKin.-erl. bom 28. ftuli 1903 „bie in bem § 10
be3 ©efefeeS näher bezeichneten 3iäume im üaufe bbn brei fahren mittbeftert! einer
unbermuteten Kontrolle burch bie Gachberftänbigen unterworfen werben".
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und Bücher einzusehen, auch nach ihrer Auswahl Proben zum Zwecke der
Untersuchung gegen Empfangsbescheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen
ist ein Teil der Probe amtlich, verschlossen oder versiegelt zurückzulassen
und für die entnommene Probe eine angemessene Entschädigung zuleisten.

Die Nachtzeit umfaßt in dem Zeiträume vom ersten April bis dreißigsten
September die Stunden von neun Uhr abends bis vier Uhr morgens und
in dem Zeiträume vom ersten Oktober bis einunddreißigsten März die
Stunden von neun Uhr abends bis sechs Uhr morgens.

§ 11. Die Inhaber der im § 10 bezeichneten Räume sowie die von
ihnen bestellten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen sind verpflichtet, den
zuständigen Beamten und Sachverständigen auf Erfordern Auskunft
über das Verfahren bei Herstellung der Erzeugnisse, über den Umfang des
Betriebs, über die zur Verwendung gelangenden Stoffe, insbesondere auch
über deren Menge und Herkunft, zu erteilen, sowie die geschäftlichen Auf¬
zeichnungen, Frachtbriefe und Bücher vorzulegen. Die Erteilung von Aus¬
kunft kann jedoch verweigert werden, soweit derjenige, von welchem sie
verlangt wird, sich selbst oder einem der im § 51 Nr. 1—3 der Strafprozeß¬
ordnung bezeichneten Angehörigen die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgungzuziehen würde.

§ 12. Die Sachverständigen (§ 10) sind, vorbehaltlich der Anzeige
von Gesetzwidrigkeiten, verpflichtet, über die Tatsachen und Einrichtungen,
welche durch die Aufsicht zu ihrer Kenntnis kommen, Verschwiegenheit
zu beobachten und sich der Mitteilung und Nachahmung der von den
Gewerbetreibenden geheim gehaltenen, zu ihrer Kenntnis gelangten Be¬
triebseinrichtungen und Betriebsweisen, solange als diese Betriebsgeheim¬
nisse sind, zu enthalten. Sie sind hierauf zu beeidigen.

§ 19. Die Vorschriften des Gesetzes vom 14. Mai 1879 bleiben un¬
berührt, soweit die §§ 2—11 des gegenwärtigen Gesetzes nicht entgegen¬
stehende Bestimmungen enthalten. Die Vorschriften in den §§ 16, 17 des
Gesetzes vom 14. Mai 1879 finden auch bei Zuwiderhandlungen gegen die
Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes Anwendung.

§ 21. Der Bundesrat ist ermächtigt, Grundsätze aufzustellen, nach
welchen die zur Ausführung dieses Gesetzes sowie des Gesetzes vom 14. Mai
1879 in bezug auf Wein, weinhaltige und weinähnliche Getränke erforder¬
lichen Untersuchungen vorzunehmen sind 1).

SiillstoflFjjeMete.
Vom 7. Juli 1902 (R.G.B1. S. 253).

§ 1. Süßstoff im Sinne dieses Gesetzes sind alle auf künstlichem
Wege gewonnenen Stoffe, welche als Süßmittel dienen können und eine
höhere Süßkraft als raffinierter Rohr- oder Rübenzucker, aber nicht ent¬
sprechenden Nährwert besitzen 2).

') SBerettS ,iii betn früheren SBeingefefe iji öotn 8Jeirf|gton»Iet unter bem 25. Quin
1896 eine Slnwetfung *ur die im [dien ttnterfudjung be3 SBeineS crlaffen rooroen,
roeldje burefi äßerorbnung bom 2. $uli 1901 mit einigen wenigen Sanierungen audj füt
baS neue ©efejj als mafgebenb bejeictmel roorben ift.

2) Sßactjbem buref) baS SügftoffgefeJ bj». beffen SKu8fürjrung8beftimmungen bie
§erfteu"ung Don ©üfjftofj »um SKonofwl einer einzigen Jabttr erflnrt roorben ift, finb bie
berfcfjiebenen btätjer im $anbel befinblidjen Süfftoffe berfdjrounben. ($8 ejtftiett jeiu
mir nodj ba8 Sacdjarin in feinen berfdn'ebenen Storfcfirnbcn.

Sbte ©acdjarinfabrtr bringt *ur*ett folgenbe Sßräparate in ben .sjmtbel:
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§ 2. Soweit nicht in den §§ 3—5 Ausnahmen zugelassen sind, ist es
verboten:

a. Süßstoff herzustellen oder Nahrungs- oder Genußmitteln bei
gewerblicher Herstellung zuzusetzen;

b. Süßstoff oder süßstoffhaltige Nahrungs- oder Genußmittel aus dem
Ausland einzuführen;

c. Süßstoff oder süßstoffhaltige Nahrungs- oder Genußmittel feilzu¬
halten oder zu verkaufen 1 ).

§ 3. Nach näherer Bestimmung des Bundesrats ist für die Herstel¬
lung oder die Einfuhr von Süßstoff die Ermächtigung einem oder mehreren
Gewerbetreibenden zu geben.

Die Ermächtigung ist unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zu
erteilen und der Geschäftsbetrieb des Berechtigten unter dauernde amtliche
Überwachung zu stellen. Auch hat der Bundesrat in diesem Falle zu be¬
stimmen, daß bei dem Verkaufe des Süßstoffs ein gewisser Preis nicht über¬
schritten werden sowie ob und unter welchen Bedingungen eine Ausfuhr
von Süßstoff in das Ausland erfolgen darf.

§ 4. Die Abgabe des gemäß § .'{ hergestellten oder eingeführten Süß¬
stoffs im Inland ist nur an Apotheken und an solche Personen gestattet,
welche die amtliche Erlaubnis zum Bezüge von Süßstoff besitzen.

Diese Erlaubnis ist nur zu erteilen:
a. an Personen, welche den Süßstoff zu wissenschaftlichen Zwecken

verwenden wollen;
b. an Gewerbetreibende zum Zwecke der Herstellung von be¬

stimmten Waren, für welche die Zusetzimg von Süßstoff aus
einem die Verwendung von Zucker ausschließenden Grunde er¬
forderlich ist;

c. an Leiter von Kranken-, Kur-, Pflege- und ähnlichen Anstalten
zur Verwendung für die in der Anstalt befindlichen Personen;

d. an die Inhaber von Gast- und Speisewirtschaften in Kurorten 2),
deren Besuchern der Genuß mit Zucker versüßter Lebensmittel
ärztlicherseits untersagt zu werden pflegt, zur Verwendung für die
im Orte befindlichen Personen.

Die Erlaubnis ist ferner nur unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs
und nur dann zu erteilen, wenn die Verwendung des Süßstoffs zu den an¬
gegebenen Zwecken ausreichend überwacht werden kann.

§ 5. Die Apotheken dürfen Süßstoff außer an Personen, welche eine
amtliche Erlaubnis (§ 4) besitzen, nur unter den vom Bundesrate fesf/.u
stellenden Bedingungen abgeben.

Die im § 4 Abs. 2 zu b benannten Bezugsberechtigten dürfen den Süß¬
stoff nur zur Herstellung der in der amtlichen Erlaubnis bezeichneten
Waren verwenden und letztere nur an solche Abnehmer abgeben, welche

1. {Raffiniertes ©aedjatitt ööOfadj
2. £eid)t löSIidjeg raffiniertet Sodjcarin 475 fad)
3. .ftriftal(<3acd)arin 450fadj
4. ©accfymntäfeldjen 9Jr. 1 llOfadj
5. „ 9fr. 2 lHOfarf)
6. „ 9h'. 3 350fa4
: ) Sic frütjer uiclfad) üülidjc ©tatiSbetgabe öon Süjjftofftabtetten butdj

Brauereien ift als ein öetfdJletetteS Skiläufen berjelben araufeljen ttitb bemnadj un»
gutäffifi (SR.©. 27. 9uK 1904, P).3tcj. 1004 9h. 62; SR.®. 23. 9M 1905).

2 ) 9(1» SMtrort im ©mite biefet Söeftimmung ift und) ben 9Iu8für)rungäbeftimmungen
gurjeit nur 9i'eucnal)r ati,',itfel)en.

100 p.
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derart zubereitete Waren ausdrücklich verlangen. Der Bundesrat kann
bestimmen, daß diese Waren unter bestimmten Bezeichnungen und in be¬
stimmten Verpackungen feilgehalten und abgegeben werden müssen.

Die zu c und d genannten Bezugsberechtigten dürfen Süßstoff oder
unter Verwendung von Süßstoff hergestellte Nahrungs- oder Genußmittel
nur innerhalb der Anstalt (zu c) oder des Ortes (zu d) abgeben.

S 7. Wer der Vorschrift des § 2 vorsätzlich zuwiderhandelt, wird,
soweit nicht die Bestimmungen des Vereinszollgesetzcs Platz greifen, mit
Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu eintausendfünf¬
hundert Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft.

Ist die Handlung aus Fahrlässigkeit begangen worden, so tritt Geld¬
strafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder Haft ein.

§ 8. Der Strafe des § 7 Abs. 1 unterliegen auch diejenigen, in deren
liesitz oder Gewahrsam Süßstoff in Mengen von mehr als 50 Gramm
vorgefunden wird, sofern sie nicht den Nachweis erbringen, daß sie den
Süßstoff nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von einer zur Abgabe befugten
Person bezogen haben 1).

Ist in solchen Fällen den Umständen nach anzunehmen, daß der vor¬
gefundene Süßstoff nicht verbotswidrig hergestellt oder eingeführt worden
ist, so tritt statt der Strafe des § 7 Abs. 1 diejenige des Abs. 2 daselbst ein.

§ 9. In den Fällen des § 7 und § 8 ist neben der Strafe auf Einziehung
der Gegenstände zu erkennen, mit Bezug auf welche die Zuwiderhandlung
begangen worden ist.

Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person nicht
ausführbar, so kann auf die Einziehung selbständig erkannt werden.

§ 10. Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
und öffentlich oder den Beteiligten besonders bekannt gemachten Ver¬
waltung^ vorseh rift e n werden mit einer Ordnungsstrafe von einer bis
zu dreihundert Mark geahndet.

Aiistii)iriin<>'slM'»timiiiiiiig<>ii
zum SttJtatoffgesetze vom 7. Juli 1!M>2.

Vom 23. .März 1903 (R.Z.B1. S. 103).
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 5. ds. Mts. beschlossen, die

nachstehend abgedruckten Ausführungsbestimmungen zum Süßstoffgesetze
vom 7. .Tuli 1902 zu genehmigen.

Kerlin, den 23. März 1903.
Der Reichskanzler.

I. V.: Freiherr von Thielmann.

§ 1. Die Durchführung der Vorschriften des Süßstoffgesetzes wird in
tl<\\ einzelnen Bundesstaaten denjenigen Behörden und Beamten über-
tragen, denen die Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern ob-
liegt. Auch sind die Behörden und Beamten der Lebensmittelpolizei ver¬
pflichtet, bei der allgemeinen Überwachung des Verkehrs mit Nahrungs¬
und Genußmitteln darüber zu wachen, daß eine unzulässige Verwendung
von Süßstoff nicht stattfindet.

Die Reichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern und die Stations¬
kontrolleure haben in bezug auf die Ausführung dts Süßstoffgesetzes die

>) Tiefe SBeftimmung 6ejtef)l fidj midi einem Urteil be8 8t.@. bom £e$embet L904
(Sßf).3tg. 1904 SRr, 101) nkfjl auf bie SSruttomenge bei ootljanbenenSaccrjartttbtäparate,
fonbern nur auf bereu >tialt an reinem ©fifsftoff.
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selben Rechte und Pflichten, welche ihnen bezüglich der Verwaltung der
Zölle und Verbrauchssteuern beigelegt sind.

Der Reichskanzler ist ermächtigt, im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesregierungen auch andere Behörden und Beamte zur Durchführung
des Gesetzes heranzuziehen.

Zu § 3 des Gesetzes.
§ 2. Zur Herstellung von Süßstoff wird unter Vorbehalt des

jederzeitigen Widerrufs die Saccharinfabrik, Aktiengesellschaft, vorm. Fahl¬
berg, List & Co. in Salbke-Westerhüsen ermächtigt.

Als Süßstoff im Sinne dieser und der nachfolgenden Bestimmungen
gelten auch diejenigen Süßstoff haltigen Zubereitungen, welche nicht un¬
mittelbar zum Genüsse bestimmt sind, sondern nur als Mittel zur Süßimg
von Nahrungs- und Genußmitteln dienen.

§ 4. Bei dem Verkaufe des Süßstoffs seitens der Fabrik an in¬
ländische Abnehmer darf der Preis von 30 Mark für ein Kilogramm raffi¬
niertes Saccharin nicht überschritten werden. Der Reichskanzler wird er¬
mächtigt, die Höchstpreise für die einzelnen in der Fabrik hergestellten
Süßstoffarten unter Zugrundelegung des vorgenannten Einheitspreises fest¬
zusetzen.

Zu § 4 des Gesetzes.
§ 6. Im Inlande darf die Fabrik Süßstoff nur gegen Vorlegung des

amtlichen Bezugsscheins (§ 7) und nur gegen vorschriftsmäßig aus¬
gestellte Bestellzettel (§ 8) abgeben.

Auf der Rückseite des dem Besteller zurückzugebenden Bezugs¬
scheins hat die Fabrikleitung den Tag der Lieferung sowie die Art und
die Menge des gelieferten Süßstoffs einzutragen und diese Eintragung durch
Beischrift von Ort und Bezeichnung der Fabrik und des Namens des Ein¬
tragenden zu bescheinigen.

Die Bestellzettel sind mit einem Vermerk über die Ausführung
der Bestellung und mit der Nummer, unter der die Abschreibung des ab¬
gegebenen Süßstoffs im Lager buche (§ 3) erfolgt ist, zu versehen und bei
diesem Buche aufzubewahren.

§ 7. Die Leiter von Apotheken sowie die im § 4 Abs. 2 des Ge¬
setzes bezeichneten Personen haben, soweit sie Süßstoff beziehen wollen,
die Ausstellung eines Bezugsscheins — für jedes Kalenderjahr besonders
— bei der Steuerbehörde durch Vermittlung der Kezirkssteuerstelle zu
beantragen. In den Anträgen der im § 4 Abs. 2 des Gesetzes bezeichneten
Personen ist der Verwendungszweck des Süßstoffs anzugeben.

Die Ausstellung der Bezugsscheine hat für die Leiter von Apotheken
seitens der zuständigen Hauptzoll- oder Hauptsteuerämter nach Muster 1
zu erfolgen.

Die Erteilung der Erlaubnis zum Bezug und zur Verwendung von
Süßstoff an die im § 4 Abs. 2 des Gesetzes bezeichneten Personen bleibt
der Direktivbehörde vorbehalten 1). Sie erfolgt durch Ausstellung eines
Bezugsscheines nach Muster 2.

!) .'pietauä tute nu§ § 4 Slbf. l beä ©efe|je8 geljt Ijetöot, bafj bte ßettet ooti Wpo
ttjefcn, im ©egenfag ju ben anbeten im § 4 be8 ©efegeS genannten Sßetfonen. juiti SBe«
äuge Don ©üfftoff einet befonbeten amtlichen (iriaubniä ntdjt bebfltfen. Sic bütfcn
aber itacb, §§7 unb 8 bet SluSfüljtungSbeftimmungeri ©ttfjftoff mir bann einlaufen, wenn
fte im Scjijje bess botgefdjriebeneti ^cwiflsfcljcim1« finb (D.S.®. s'wniin 1906, ^b.gtg..
1906 9Jr. 56).
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nt In nd6n ^Sm^mentwc die im § 4 Abs. 2 zu b des Gesetzes bezeich
SüZnff 7: Uden, Smd ,f UCh dle War6n ' b6i deren Hersteilung derSüßstoff verwendet werden soll, genau zu bezeichnen.

Zur erstmaligen Erteilung eines Bezugsscheins an die im 8 4 Abs 9
zu b des Gesetzes bezeichneten Gewerbetreibenden und bei einer Änderung
des Verwendungszwecks für den von diesen Geworbetreibenden zu be
ziehenden Süßstoff (Herstellung anderer Waren unter Verwendung von
Süßstoff als der bisher erlaubten) bedarf die Direktivbehörde der Zustim
mung der obersten Landesfinanzbehörde und des Reichskanzlers!)

Jedem Bezugsschein ist ein Muster zum Süßstoff-Bestellzettel (& 81
beizufügen. Widerrufene oder abgelaufene Bezugsscheine sind einzuziehen.

§ 8. Die Inhaber von Bezugsscheinen (§ 7) können ihren Bedarf an
Süßstoff entweder unmittelbar aus der Süßstofffabrik (§ 2) oder aus einer
inländischen Apotheke beziehen.

Die Bestellungen haben schriftlich mittels eines nach Muster 3 aus
zustellenden Bestellzettels zu erfolgen. Jeder Bestellung ist der Bezugs
schein beizufügen.

Zu § 5 des Gesetzes.

§ 10. Die Apotheken dürfen Süßstoff entweder gegen Vorlegung
des amtlichen Bezugsscheins (§ 7) und vorschriftsmäßig ausgestellte
Bestellzettel (§ 8) oder gegen schriftliche, mit Ausstellungstag und Unter¬
schrift versehene Anweisung eines Arztes-, Zahnarztes oder Tierarztes
abgeben 2 ).

Gegen eine ärztliche Anweisung dürfen nicht mein' als 50 g Süß
Stoff verabfolgt werden 3 ).

Süßstofftäfelchen von höchstens HOfacher Süßkraft in Fabrik¬
packung (Glasröhrchen) von nicht mehr als 25 Stück mit zusammen nicht

, x) 3n beftimmten pllen t)at ber preujjifct)e ginanjminifter im ffiinbernebmen
mit beut !Reid)8fanjIer beu ßonbireftibbelörben bie felbftänbige (Srtcilung bon Süfi.
ftoffbejug«fcfe>men »um Qtoede bei ©erftellung bon beftimmten SBoren, für luelcbe bte
öufefcung bon ©ttßftoff au* einem bie SBermenbung bon ftucfer airöfribliefienbenMrnnhe
etfotberltdE) ift, übertragen (f. ^.8tg. 1005 9fr. 99).

2) 3>ie abgäbe bon Süfjftoff batf bona* in Slpottjefen nur erfolgen-
a. cm 3nb,obet eine« S8ejugSfct)etneggegen Vorlegung beweiben unb eine« bor«

[djriftSmäfjigen ©eftelftettetö ober
b. gegen fdt)riftlict)e, mit Scatum unb ttnterfdtjrtft berfel>ene Slntoeifung eine* 8t»teS

3at)na«te* ober Sierarjte« (jeboeb in biefem gaffe gegen eine Slntoeifuno nicht
metjr als 50 g reinen ©fijjftoff) ober

o. im §anbberiauf ©üfjftofftäfeldjen bon £)ödt)ftenS LlOfadjer Stifjfrnft in ftabrif.
paefung (®la8rö1)rcr)en) bon nietjt meb,r als 25 StiirF mit äufammen nidjt über
0,4 g Welinlt an reinem Süßftoff (ein 8töt)r<r)en in jebem Bfatfe).

») S)er gmanjinrnifter bat in ubereinftimmung mit bcm 9teid)8fan»Ier biefe V|V
ftimmung barjin ausgelegt (Sri. bom Jaljre 1904), „baß bie 3tf)0tt)elet gegen eine änt-
tiefie Slnmeifung 50 g ceinen Sflgftoff, ßleicrjbiel in weldjer Jorm unb 9Jcifd)uno
alfo mir!) ©ttjjftoff bon weniger cü* SöOfadjer Süfjfraft in SKengen nun mebr al* r>() t
berabfolgen, fofern nur ber Melinit an reinem ©ufjftoff in ber abgegebenen SKenae
bie ©renje bon 50 g triebt ttberfteigt." 3m gleiten Sinne entfdiieb auefi 21© i SSerltn
I. Suni 1904 fflüto. 1904 9er. 49). ©ine Tabelle, welche bie Mengen ber berfdiiebenen
Saccbarine angibt, bie 50 g reinem ©üjjftoff entfpreeben, ift im Sßbarnuueuttfcben
fflalenber Seil i abgebrueft. Obige ©efcbtfnlung gilt mbeffen nur für iebel einzelne
SReje^t. Siegen mehrere ärjttictje ätntneifungengleicbjeitig uor, fo batf natürücb auf
tcbeS berfelben bi* 50 g ©üjjftoff berabfolgt »erben
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.

über 0,4 g Gehalt an reinem Süßstoffe dürfen auch ohne ärztliche Anweisung
abgegeben werden 1 ).

Die vorgelegton Bezugsscheine sind, nachdem auf ihrer Rückseite
der Tag der Abgabe sowie Art und Menge des abgegebenen Süßstoffs ein¬
getragen und diese Eintragung durch Beischrift von Ort und Bezeichnung
der abgebenden Apotheke und des Namens ihres Leiters bescheinigt worden
ist, dem Besteller zurückzugeben.

Die Bestellzettel und die ärztlichen Anweisungen sind zurück¬
zubehalten und, geordnet nach dem Tage der Abgabe des Süßstoffs, dem
Süßstoffausgabebuche (§ 11) als Belege beizufügen 2 ).

§ 11. Über den Verbleib des Süßstoffs hat der Leiter der Apotheke
ein besonderes Buch — Süßstoff ausga bebuch — für jedes Kalender¬
jahr zu führen 3 ). In dieses ist jede auf Bestellzettel abgegebene Süßstoff¬
menge sofort nach der Abgabe unter Angabe des Tages der Abgabe, des
Empfängers und der Form und Menge des abgegebenen Süßstoffs einzeln
einzutragen. Die Eintragung des sonst abgegebenen und des im Apotheken
betriebe verwendeten Süßstoffs kann monatlich im Gesamtbetrag erfolgen.

!) Sicfcr beu ftnnbiterfnuj bon ©ufjftoff regelnbe 2lbfa|j hat bunt Urteil
be§ SR.®. Dom 11. Quli li)04 (<ßf|.8ta.. 1904 ißt. 68) fotgenbe SluSIegung erfahren: „fter
8Tbf. 3 beä § 10 ber $u8fuhrung3befttmmungentonn mir babin üerftmiben werben, bafj
in jebem (Einzelfalle an eine ^jerfon nur ein ®la8tdt)t<f)en öon nicht met)r ali
25 Stücf ©üfjftofftdfeldjen bon h5d)ften3 UOfadjer ©ttfjrraft mit .yifaninicu nicht über
0,4 g ©ehalt au reinem ©ujjftoffe ohne ar;,tlul)e Stnweifung abgegeben »erben barf."

21uch in fpdu-ren (£r!enntntffen bom 23. SRai 1005 uub 9. Januar L906 ($t).8tg. 1906
Sit. 5) hat bnS 9J.@. an biefer Stuffaffung feftgebalten. Um bie gleiche ;{eit bat jebod) ber
8teich8tonäler ben SJunbeSregierungen mitgeteilt, bafj nunmehr (nad)bcm bie iSiu-- unb
SBerfaufSbteife für btefe 8töl)rcr)en mefentltdj erbßbt worben waren) „gegen bie
gleidjjeitige Slbgabe bon mehreren ber be,",ctd)iiclcu Sibbrcbcn au eine unb
biefelbc Sßerfon nidr)tS mebr etnjutoenben ift, fofem ei ftdjj uid)t um SKaffen»
abaobe hanbclt." ©leia^eitig erging folgettbe

Bk. des Beichskanzlers, betr. die Pabrikpaokung der Saccharintabletten.
Vom 22. Januar 1906.

Die in Deutschland und Luxemburg allein zum Handverkauf ohne ärztliohe
Anweisung — in den Apotheken zugelassenen Fabrikpaokungen von '2."> Stück Süß-
stofftäfclohen von höchstens HOfachcr Süßkraft und einem Gehalte von zusammen
nicht über 0,4 g reinen Süßstoff (zu vgl. § 10, Alis. IS der Ausführungsbestimmungen
zum Süßstoffgesetze) werden seit dem 1. Januar 1906 von der Saccharinfabrik in Salbke-
Westerhüson nur noch in einer Aufmachung abgegeben. Diese Aufmachung besteht
aus einem verkorkten Glasröhrchen — ohne Pappumhüllung usw. —, auf welchem
folgende Aufschrift aufgeklebt ist:

„25 Saccharin-Täfclehon Nr. I (20",, raff. Saccharin) I Tafelchen
l 1/, Stück Würfelzucker.

Einziger, ärztlicher empfohlener Ersatz für Zucker bei Diabetes, Fettleibig
keit, Gicht, Magenleiden.

Ausgezeichnet zum Versüßen von allen Speisen und Getränken,
Diese Packungen dürfen in den Apotheken ohne ärztliche Anweisungen

abgegeben werden. Saccharin-Fabrik, A.-G., Salbke a. d. Elbe."
Die Aufschrift ist rot überdruckt mit denn Namenszuge: „Dr. Fahlberg".

2) SRejetote, weldje uidtt lebtgtidj auf Sfifjftoff lauten, fonbern bie ©tunblage für
§erfteflung bon 9(tjnctmitte(n büßen, bei bereu Zubereitung Sufjftoff mit bermenbei
worben ift, braudjen nkfcl »urudtbehalten werben, ba eS (ich in biefen is-allen um eine
SBerwenbung bon ©üfjftoff im Slbothefenbetttebe im Sinne mm § 11 ber SluSftthrungS
beftimmungen,beffen Eintragung monatfidh im ©efamtbetrage erfolgen tonn, fjanbelt.
(SSefcfieibe ber gbll- unb ©teuerbtreltion in Xreöbeu bom 25. Juni 1903 unb beS SDlecflen
burgifdjen ^auötfteueramtS bom Jebruar 1904).

:1) ®in geeignete? SDtuftet für bn^ Sfifjftoffausgabebüdj ift folgenbeS:
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Den Oberbeamten der Steuer Verwaltung sind der Bezugssohein, das
Süßstoffausgabebuch nebst Belegen sowie die Bestände an Süßstoff auf
Verlangen vorzulegen.

Am Schlüsse des Jahres sind die von den Lieferern des Süßstoffs auf
dem abgelaufenen Bezugsscheine gemachten Anschreibungen und das Süß¬
stoffausgabebuch abzuschließen, die nach dem Süßstoffausgabebuche
verwendete oder abgegebene Menge auf dem Bezugsschein abzusetzen und
der verbliebene Bestand in dem neuen Bezugsscheine vorzutragen oder,
falls auf einen solchen verzichtet ist, im Süßstoffausgabebuche für das
neue Jahr zu vermerken. Alsdann sind der abgelaufene Bezugsschein und
das Süßstoffausgabebuch mit den zugehörigen erledigten Bestellzetteln und
ärztlichen Anweisungen der Bezirkssteuerstelle einzureichen.

§ 12. Den Apothekern ist es ferner gestattet, von Gewerbetreibenden
denen die Erlaubnis erteilt ist, bestimmte Waren unter Verwendung
von Süßstoff herzustellen, derart zubereitete Waren zum Wiederverkaufe
zu beziehen. Soweit es sich hierbei um Nahrungs- oder Genußmittel handelt,
ist beim Verkaufe die Vorschrift im § 16 Abs. 2 zu beachten.

§ 13. Auf Apotheken, in denen Waren unter Verwendung von Süß¬
stoff zum Verkaufe hergestellt werden, finden für die Herstellung und
den Vertrieb dieser Waren die Vorschriften des § 7 Abs. 3—5 und der §§ 16,
17 Anwendung 1).

§ 14. Personen, welchen die Erlaubnis zur Verwendung von Süßstoff
zu wissenschaftlichen Zwecken erteilt ist. sowie staatliche Behörden
und öffentliche Anstalten zur Untersuchung von Nahrungs- und Genuß-

Süjjflßffauägabebud).
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©enaue Säbelten jut SBeredjnung beS ©ehalteS an reinem ©üfjftoff
Jhtb im ißhattnajeutiftfien Mnleubcv Zeil l abgebtudtt.

J ) 3>tefe Sßeftintntung begeht fid) auf alle SCpothcIer, bie überhaupt in ihrem be¬
triebe ffifjftoffhaltige SBaren, fei e3 im großen jutn SBteberfauf, fei e» midi im Beinen
;,ur bireften Sffbgabe an ba3 Sßublifuin, betfteflen. hierüber erging folgenbet

Erl. des Eeichskanzlers, betr. die Herstellung süßstoffhaltiger Waren durch
Apotheker. Vom 1. September 1903.

Nach § 13 der- Ausführungsbestimmungen sollen die im $ 7 Abs. 2 und den §§ 10
und .11 für die Apotheker erlassenen milderen Vorschriften keine Anwendung finden,
wenn und soweit die Apotheken Büßstoffhaltige Waren zum Verkaufe herstellen, in
diesem Falle sollen die Apotheker vielmehr als Gewerbetreibende der im § 4, Abs. 2
zu b des Gesetzes bezeichneten Art angesehen und den für diese erlassenen sohärferen
Bestimmungen unterstellt werden. Eine Unterscheidung zwischen denjenigen Apo¬
thekern, welche die süßstoffhaltigen Waren zum Großhandel und denjenigen, welche
sie zum Absätze im Handverkaufe herstellen, ist dabei nicht gemacht. Alle Apotheker,
welche Büßstoffhaltige Waren, wie Saccharin-Strychningetreide, Salolmundwasser, ver-
süßten Lebertran usw. zum Verkauf herstellen wollen, auch diejenigen, welche bereits
Inhaber eines SiiLisioffsbezugsscheins nach Muster 1 sind und die hergestellten Waren
nur im Handverkaufe des eigenen Geschäfts abzusetzen beabsichtigten, haben hier¬
nach bei der zuständigen Steuerbehörde die Erlaubnis zur Herstellung der süßstoff¬
haltigen Waren nachzusuchen, welche durch Ausstellung eines Bezugsscheins nach
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mittein sind von besonderen Anschreibungen über den Bezug und die Ver¬
wendung des Süßstoffs befreit. Sie sind jedoch verpflichtet, hierüber der
Diroktivbehörde auf Verlangen Auskunft zu geben.

Am Schlüsse des Jahres haben sie die von den Lieferern des Süßstoffs
auf ihrem Bezugsscheine gemachten Anschreibungen abzuschließen, die
Menge des im Laufe des Jahres verwendeten Süßstoffs abzusetzen, den
verbliebenen Bestand in dem neuen Bezugsscheine vorzutragen und als¬
dann den abgelaufenen Schein der Bezirkssteuerstelle einzusenden.

§ 15. Leiter von Kranken-, Kur-, Pflege- und ähnlichen
Anstalten, welchen die Erlaubnis zur Verwendung von Süßstoff für die
in der Anstalt befindlichen Personen erteilt ist, dürfen Süßstoff oder unter
Verwendung von Süßstoff hergestellte Nahrungs- oder Genußmittel nur
innerhalb der Anstalt abgeben. Sie haben über den abgegebenen oder zur
Herstellung von Nahrungs- oder Genußmitteln verwendeten Süßstoff monat¬
lich Anschreibungen zu machen, welche mit dem ihnen erteilten Bezugs¬
scheine den Oberbeamten der Steuerverwaltung auf Verlangen zur Einsicht¬
nahme vorzulegen sind.

Am Schlüsse des Jahres sind diese Anschreibungen abzuschließen, ihre
Summe von der nach den Anschreibungen der Lieferer des Süßstoffs be¬
zogenen Menge auf dem Bezugsschein abzusetzen und der verbliebene Süß¬
stoffbestand in dem neuen Bezugsscheine vorzutragen.

Der abgelaufene Bezugsschein ist durch den Leiter der Anstalt mit
einer Bescheinigung dahin zu versehen, daß die abgeschriebene Menge ledig¬
lich für die in der Anstalt befindlichen Personen verwendet worden ist,
und sodann der Bezirkssteuerstelle einzureichen.

§ 16. Die im § 4 Abs. 2 zu b des Gesetzes benannten Gewerbetreiben¬
den dürfen den bezogenen Süßstoff nur zur Herstellung der in dem
amtlichen Bezugsscheine bezeichneten Waren verwenden. Soweit es sich
hierbei um Nahrungs- oder Genußmittel handelt, müssen diese Waren in
den Verkaufsräumen an besonderen Lagerstellen aufbewahrt werden, welche
von den Lagerstellen für die ohne Verwendung von Süßstoff hergestellten
Waren getrennt und durch eine entsprechende Aufschrift gekennzeichnet sind.

Die unter Verwendung von Süßstoff hergestellten Nahrungs- oder
Genußmittel dürfen zum Wiederverkaufe nur an Apotheken 1),
im übrigen nur an solche Abnehmer, welche derart zubereitete Waren aus¬
drücklich verlangen, und nur in äußeren Umhüllungen oder Gefäßen ab¬
gegeben werden, welche an in die Augen fallender Stelle die deutliche, nicht
verwischbare Inschrift

„Mit künstlichem Süßstoffe zubereitet. Wiederverkauf außerhalb
der Apotheken gesetzlich verboten."

tragen.
Die Ausfuhr der unter Verwendung von Süßstoff hergestellten Waren

unterliegt keiner Beschränkung.

Muster 2 erteilt wird, unterliegen hinsichtlich des genannten Betriebes der steuer¬
behördlichen Aufsicht und haben die für solche Betriebe vorgesehenebesondere
Buchführung zu beobachten.

Slpothcfer, welche aufjet beut ßanbel mit ©üjjftoff felbft noch faccbatintjaltiac ^vo
parate betitelten toolten, bebtttfen alfo baju einer befonbeten (Erlaubnis, eines befonbeten
SBejUflgfcbetneJ imb muffen befonbetett Süfiftoff auSfcbliefjttch ju btefetn fttotit be<
jtefyen. ^t)x fonftiaer ©ttftftoff barf babei nid)t ueriuenbet metben. SHe öetwenbung
Don ©üfeftoff bei ber Slnfetnguncj ärjttid|et Stejcpte ift natürlich biefer Söcfchränhtna.
nicht untethjotfett.

x) 2>abnrch ift ben Wuothcfetn ba3 ÜJlonopoI für bcn SStebetöetlauf füfjftoff«
baltiger 9caf)tung&> unb ©enujjmittet Betrieben.
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§ 17. Der Geschäftsbetrieb der im § 4 Abs. 2 zu b des Gesetzes be¬
nannten Gewerbetreibenden 1 ) untersteht der amtlichen Aufsicht, deren
Umfang im einzelnen Falle von der Direktivbehörde zu bestimmen ist.
Den Oberbeamten der Steuerverwaltung sind auf Verlangen die Geschäfts¬
bücher, soweit sie Angaben über den Bezug von Süßstoff und seine Ver¬
wendung sowie über die Herstellung und den Absatz der unter Verwendung
von Süßstoff zubereiteten Waren enthalten, zur Einsichtnahme vorzulegen
und die Bestände an Süßstoff und an Waren, die unter Verwendung von
Süßstoff hergestellt sind, vorzuzeigen.

Nach Anleitung dieser Oberbeamten hat der Gewerbetreibende für
jedes Kalenderjahr fortlaufende Anechreibungen über die bezogenen und
verwendeten Süßstoffmengen und über die unter Verwendung von Süßstoff
hergestellten Waren zu führen.

Die Anschreibungen sind am Schlüsse des Jahres abzuschließen und
mit dem abgelaufenen Bezugsscheine der Bezirkssteuerstelle einzureichen,
nachdem die verbliebenen Bestände in den Anschreibungen für das neue
Jahr vorgetragen sind.

§ 18. Der Reichskanzler ist ermächtigt, eine vorübergehende Erhöhung
der gemäß § 4 festgestellten Höchstpreise für Süßstoff sowie in ein¬
zelnen Fällen die Einfuhr von Süßstoff aus dem Ausland unter Festsetzung
der Bedingungen zuzulassen.

Direktivbezirk Muster 1.
Süßstoffbezugsschein für Apotheken.

Nr.......... für 19

(Name des Bezugsberechtigten) .................................... .........
ist berechtigt, im Kalenderjahr 19 für die von ihm geleitete
Apotheke zu (Ort, Straße, Hausnummer) .........
Süßstoff aus anderen inländischen Apotheken oder unmittelbar aus der
Saccharinfabrik zu Salbke-Westerhüsen bei Magdeburg gegen vorschrifts¬
mäßig ausgestellte Bestellzettel zu beziehen.
(Ort und Tag)

Haupt üTiit .
(Stempel) (Unterschrift)

Ein Muster zum Süßstoffbestellzettel liegt an.

A ii leit ii ng z ii i>i Gebra uohe.
1. Bei jeder Süßstoffbestellung ist dieser Bezugssohein dem Lieferer vorzulegen.

Letzterer hat den gelieferten Süßstoff auf der Rückseite dieses Scheins in den
Spalten 1—5 einzutragen, die Richtigkeit der Eintragung durch Ausfüllung
der Spalten 6/7 zu bescheinigen und alsdann den Bezugsschein dem Besteller
zurückzugeben, den Bestellzettel aber als Beleg zum Süßstoff ausgabebuche
(Lagerbuche) zurückzubehalten.

2. Uer Besteller (Inhaber des Bezugsscheins) hat in Spalte 8 den Tag des Eintreffens
der bestellten Süßstoffsendung zu vermerken. Am Jahresschlüsse hat er die
Eintragungen der Lieferer des Süßstoffs auf der Rückseite dieses Scheines ab¬
zuschließen, von der Summe die nach dem Süßstoffausgabebuche abgegebene
oder verwendete Menge abzusetzen und den verbliebenen Bestand in dem Be¬
zugssoheine für das neue Jahr vorzutragen.

3. Der abgelaufene Bezugsschein ist alsdann mit dem abgeschlossenen Süßstoff-
ausgabebuch und den zu diesem gehörigen Belegen (erledigte Bestellzettel und
ärztliche Anweisungen) der Bezirkssteuerstelle einzureichen.

i) ffllfo niid) berjentaeti Ütpothelet, weiche bie Genehmigungen 311V ^etfteHung
befummlet SBaten unter »ettoenbung oon ©üjjftoff heften.
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Direktivbezirk.. Muster 2.

Süßstoffbezugsschein für andere Personen als Apotheker.
Nr.......... für 19

(Genaue Bezeichnung des Inhabers des Bezugsscheins).....................................
zu (Ort, Straße, Hausnummer)............................................................................
wird hiermit unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs die Erlaubnis er¬

teilt, im Kalenderjahr 19 Süßstoff aus einer inländischen Apotheke
oder unmittelbar von der Saccharinfabrik in Salbke-Westerhüsen bei
Magdeburg gegen vorschriftsmäßig ausgestellte Bestellzettel zu beziehen
und den bezogenen Süßstoff
(Angabe des Verwendungszweckes; bei den unter §4 Abs. 2 unter b des Gesetzes
bezeichneten Gewertetreibenden genaue Bezeichnung der Waren, bei deren Her¬

stellung Süßstoff verwendet werden soll.)
zu verwenden.

(Ort und Tag)......................................................................................................
(Bezeichnung der Direktivbehörde) ............•...........................................................
(Stempel und Unterschrift) ................ .................. ......

Ein Muster zum Süßstoffbestellzettel liegt an.

Anleitung zum Gebrauche.
1. Bei jeder Süßstofffcestellung ist dieser Bezugsschein dem Lieferer vorzulegen.

Letzterer hat den gelieferten Süßstoff auf der Rückseite dieses Scheines
in den Spalten I bis 5 einzutragen, die Richtigkeit, der Eintragung durch
Ausfüllung der Spalten 6 und 7 zu I escheinigen und alsdann den Bezugs-
dem Besteller zurückzugeben, den Bestellzettel aber als Beleg zum Süßstoff-
ausgatebuche (Lagerbuche) zurückzubehalten.

2. Der Besteller (Inhaber des Bezugsscheins) hat in Spalte 8 den Tag des Ein¬
treffens der bestellten Süßstoffsendung zu vermerken.

.'!. Der bezogene Süßstoff darf nur zu den im vorstehenden Bezugsschein an¬
gegebenen Zwecken verwendet werden.

4. Am Jahresschlüsse hat der Inhaber des Bezugsseheins die Eintragungen der
Lieferer des Süßstoffs auf der Rückseite dieses Scheines abzuschließen, die
verwendete Süßstoffmenge abzusetzen und den verlliebenen Bestand in dem
Bezugssoheine für das neue Jahr vorzutragen.

5. Der abgelaufene Bezugsschein ist alsdann — mit der im §15 Abs. 3 der
Ausführungsbestimmungen vorgeschriebenen Bescheinigung — mit den im
§ 17 der Ausführungsbestimmungen vergeschriebenen Anschreibungen — der
Bezirkssteuerstelle einzureichen.

Muster 3.
Süßstoffbestellzettel.

Auf Grund des anliegenden von de.

zu unter Nr...........ausgestellten Bezugsscheins für das

Kalenderjahr 19..... bestelle ich hiermit

(Form und Menge des gewünschten Süßstoffes sowie sonstige Wünsche hinsichtlieh
der Lieferung.)

(Ort und Tag).....................................................................................
(Firma)......................................................................................................
(Unterschrift) ..............................................................................................
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Sturer bett in ben borftetjenben ©efefjen befjcmbettett ©egenftcmben gibt e3
im Sßerfebr mit ÜJcafjrungg» unb ©cttu|raitteln nocr) eine ganje 2lnja^l Materien,
bie nidjt burd) ©be^ialgefetje geregelt finb. 2)05u gehört ütöbefonbere bie .'per«
ftellung unb ber Sertrieb fünftlid^er SJcineraltoäffer, rooruber auf ®tunb
eines »reufjifchen SRtniftcrialcrlaffeS Dorn 18. ^uni 1896 in ben meiften SRegie»
rung^be^irfen befonbere ^oüjeiberorbnuugen erlaffeti tcorben finb. ®ie 9ted)t3=
gültigleit biefer Skrorbnungen ift foroob.1 burd) bnö D.S.W. (25. gebruar 1899,
«ßfe.ßtg. 1899 'fix. 21) roie aud) baS f.®. (27. 9Mrj 1905, ^.gtg. 1905 9?r. 27)
beftätigt worbett. Über bie Prüfung ber jur ßerfteuurtg ber fünftiidjeu 9JtineraI=
roäffer bienenben Stbfmrate erging ein breufjifdjeS ©efeg betr. bie Soften ber
Prüfung überröadjunggbebürftiger Zulagen tiom 8. ftuli 1905. 9xad)
bemfetbeu !onn ben 33efi|ern bon sJJcineratoafferab)jaratenin ^ßoli^eiüerorb"
nungen bie S8erbf(id)turtg auferlegt ruerben, bie *ur Prüfung ber Separate
nötigen SlrbeitSlräfte unb Sorridjtungen bereitguftellen unb bie Soften bet
Prüfungen p tragen.

Qm Sujammenljange mit ber Xunufüljrung ber sJJat)mng§mitteIgefe^e er»
folgte ber Grtaf} befonberer $rüfung3borfd)rifteu für 9<caf)runggmitteid)emifcr.

Vo rsoli ri fte n,
betr. die Prüfling; der Nalirimgsmitteleliemiker. 1)

Bundesratsbeschluß vom 22. Februar 1894. 2 )

§ 1. Über die Befähigung zur chemisch-technischen Beurteilung von
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen (Reichsgesetz
vom 14. Mai 1879) wird demjenigen, welcher die in folgendem vorgeschrie¬
benen Prüfungen bestanden hat, ein Ausweis nach dem beiliegenden
Muster erteilt.

§ 2. Die Prüfungen bestehen in einer Vorprüfung und einer Haupt¬
prüfung.

Die Hauptprüfung zerfällt in einen technischen und einen wissenschaft¬
lichen Abschnitt.

A. Vorprüfung.
§ 3. Die Kommission für die Vorprüfung besteht unter dem Vor¬

sitz eines Verwaltungsbeamten aus einem oder zwei Lehrern der Chemie
und je einem Lehrer der Botanik und der Physik.

Der Vorsitzende leitet die Prüfung und ordnet bei Behinderung eines
Mitgliedes dessen Vertretung an.

!) ©ine ©ommtung nllet SSeftttnmungen über bie Prüfung bet ■Ro.fitungS'
mtttei-ffiiyeirtiiet für bä8 Xcutfdje {Reich unb bie einjelnen Söunbeäftaaten ift unter¬
läge Bon QuliuS Springer in SSetttn erfdjteneit.

2) 2)ic ^riifuugsuorfrfjnften finb im S3unbe3rat nur „beretn&art" rootben, ihre
ledj'tiidje SBirrfamleil ftnben fte erft burd) cntfprerijeubc Uinfü^tungSdetoibnungen
ber (Sinjelftaotcn. J^ür ^3reuftcn ift bie (Jinfttnrung ber SBorfd^riftett burd) ©rl. bc£
SKinifterä bet 3BebtatnaIongelegen|eiten uom 10. SRai 1895 erfolgt. Qn btejem ©vi. ijeifst
e% ferner:

Diejenigen Chemiker, welche den Befähigungsausweis erworben haben,
sollen vorzugsweise berücksichtigt werden, und zwar vornehmlieh:

a. bei der öffentlichen Bestellung (§ 30 der Gew.O.) von Sachverständigen für
Nahrungsmittelchemie;

b. bei der Auswahl von Gutachtern für die mit der Handhabung des Nahrungs¬
mittelgesetzes in Verbindung stehenden chemischen Fragen, sowie

c. bei der Auswahl der Arbeitskräfte für die öffentlichen Anstalten zur techni¬
schen Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln (§ 17 des Nahrungs¬
mittelgesetzes).
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§ 4. In jedem Studienhalbjahr finden Prüfungen statt. Gesuche,
welche später als vier Wochen vor dem amtlich-festgesetzten Schluß der
Vorlesungen eingehen, haben keinen Anspruch auf Berücksichtigung im
laufenden Halbjahr. Die Prüfung kann nur bei der Prüfungskommission
derjenigen Lehranstalt, bei welcher der Studierende eingeschrieben ist oder
zuletzt eingeschrieben war, abgelegt werden.

§ 5. Dem Gesuche sind beizufügen:
1. Das Zeugnis der Reife von einem Gymnasium, einem Realgym¬

nasium, einer Oberrealschule oder einer durch Beschluß des Bundes¬
rats als gleichberechtigt anerkannten anderen Lehranstalt des
Reichs»). (

Das Zeugnis der Reife einer gleichartigen außerdeutschen Lehr¬
anstalt kann ausnahmsweise für ausreichend erachtet werden.

2. Der,durch Abgangszeugnisse oder, soweit das Studiuni noch fort¬
gesetzt wird, durch das Anmeldebuch zu führende Nachweis eines
naturwissenschaftlichen Studiums von sechs Halbjahren,
deren letztes indessen zurzeit der Einreichung des Gesuchs noch
nicht abgeschlossen zu sein braucht. Das Studium muß auf Uni¬
versitäten oder auf technischen Hochschulen des Reichs zurück¬
gelegt sein.

Ausnahmsweise kann das Studium auf einer gleichartigen äußer-
deutschen Lehranstalt oder die einem anderen Studium gewidmete
Zeit in Anrechnung gebracht werden.

3. Der durch Zeugnisse der Laboratoriumsvorsteher zu führende Nach¬
weis, daß der Studierende mindestens fünf Halbjahre in chemischen
Laboratorien der unter Nr. 2 bezeichneten Lehranstalten gear¬
beitet hat.

§ 6. Der Vorsitzende der Prüfungskommission entscheidet über die
Zulassung und verfügt die Ladung des Studierenden. Letztere erfolgt
mindestens zwei Tage vor der Prüfung, unter Beifügung eines Abdrucks
dieser Bestimmungen. Die Prüfung kann nach Beginn der letzten sechs
Wochen des sechsten Studienhalbjahres stattfinden. Zu einem Prüfungs-
termirj werden nicht mehr als vier Prüflinge zugelassen. Wer in dem Termin
ohne ausreichende Entschuldigung nicht rechtzeitig erscheint, wird in dem
laufenden Prüfungshalbjahr zur Prüfung nicht mehr zugelassen.

§ 7. Die Prüfung erstreckt sich auf unorganische, organische und
analytische Chemie, Botanik, Physik. Beider Prüfung in der unorganischen
Chemie ist auch die Mineralogie zu berücksichtigen.

Die Prüfung ist mündlich; der Vorsitzende und zwei Mitglieder müssen
bei derselben ständig zugegen sein.

Die Dauer der Prüfung beträgt für jeden Prüfling etwa eine Stunde,
wovon die Hälfte auf Chemie, je ein Viertel auf Botanik und Physik entfällt.

Wer die Prüfung für das höhere Lehramt bestanden hat, wird sofern
er in Chemie oder Botanik die Befähigung zum Unterricht in allen Klassen
oder in Physik die Befähigung zum Unterricht in den mittleren Klassen
erwiesen hat, in dem betreffenden Fach nicht geprüft.

!) ®et SBunbeStal foni in feinet Si&ung Dom 13. 3Roi 1902 befcfiloffen, ba3 an
Ber rBemifd)-ted)nifc6en Abteilung einet baöetifcben Snbuftriefchule ertnorbene «Reife
jeugniS für ben Ctbetttül in bie tedjnifdje öocbfdjule, [ohne ba2 an bet djenttfdjen 8Tb
teüung bet Stimiglidj fäd)ftfd)en ©eroetbeafabemie,ut Ehetnnifc erlangte Slbfolutorial
jeugniä als gleichberechtigt im Sinne beä § 5 Siffeic 1 bet »otfdhtiften betr. bie ißrüfung
bet siafirungämtttelchemtlet,anjuerlennen.

Böttger, ipothekengeseUe 8. Aufl. 11
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§ 8. Die Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung werden von
dem Examinator für jeden Geprüften in ein Protokoll eingetragen, welches
von dem Vorsitzenden und sämtlichen Mitgliedern der Kommission zu
unterzeichnen ist.

Die Zensur wird für das einzelne Fach von dem Examinator erteilt,
und zwar unter ausschließlicher Anwendung der Prädikate „sehr gut",
„gut", „genügend" oder „ungenügend".

Wenn in der Chemie von zwei Lehrern geprüft wird, haben beide sich
über die Zensur für das gesamte Fach zu einigen. Gelingt dies nicht, so
entscheidet die Stimme desjenigen Examinators, welcher die geringere Zen¬
sur erteilt hat.

§ 9. Ist die Prüfung nicht bestanden, so findet eine Wiederholungs¬
prüfung statt. Dieselbe erstreckt sich, wenn die Zensur in der ersten
Prüfung für Chemie und für ein zweites Fach „ungenügend" war, auf sinnt
liehe Gegenstände der Vorprüfung und findet dann nicht vor Ablauf von
sechs Monaten statt.

In allen anderen Fällen beschränkt sieh die Wiederholungsprüfung auf
die nicht bestandenen Fächer. Die Frist, vor deren Ablauf sie nicht statt
finden darf, beträgt mindestens zwei und höchstens sechs Monate und wird
von dem Vorsitzenden nach Benehmen mit dein Examinator festgesetzt.
Meldet sich der Prüfling ohne eine nach dem Urteil des Vorsitzenden aus¬
reichende Entschuldigung innerhalb des nächstfolgenden Studiensemesters
nach Ablauf der Frist nicht rechtzeitig (§ 4) zur Prüfung, so hat er die
ganze Prüfung zu wiederholen.

Lautet in jedem Fache die Zensur mindestens „genügend", so ist die
Prüfung bestanden. Als Schlußzensur wird erteilt „sehr gut", wenn die
Zensur für Chemie und ein anderes Fach „sehr gut", für das dritte Fach
mindestens „gut" lautet; „gut", wenn die Zensur nur in Chemie „sehr
gut" oder in Chemie und noch einem Fach mindestens „gut" lautet; ..ge¬
nügend" in allen übrigen Fällen.

§ 10. Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urteil des Vorsitzenden
ausreichende Entschuldigung im Laufe der Prüfung zurück, so hat er
dieselbe vollständig zu wiederholen. Die Wiederholung ist vor Ablauf von
sechs Monaten nicht zulässig.

§ 11. Die Wiederholung der ganzen Prüfung kann auch bei einer
anderen Prüfungskommission geschehen. Die Wiederholung <.\n- Prüfung
in einzelnen Fächern muß bei derselben Kommission stattfinden.

Eine mehr als zweimalige Wiederholung der ganzen Prüfung oder der
Prüfung in einem Fache ist nicht zulässig.

Ausnahmen von vorstehenden Bestimmungen können aus besonderen
Gründen gestattet werden.

§ 12. Über den Ausfall der Prüfung wird ein Zeugnis erteilt. Ist die
Prüfung ganz oder teilweise zu wiederholen, so wird statt einer Gesamt¬
zensur die Wiederholungsfrist in dem Zeugnis vermerkt. Dieser Vermerk
ist, falls der Prüfling bei einer akademischen Lehranstalt nicht mehr ein
geschrieben ist, auch in das letzte Abgangszeugnis einzutragen. Ist der
Prüfling bei einer akademischen Lehranstalt noch eingeschrieben, so hat
der Vorsitzende den Ausfall (\cv Prüfung und die Wiederholungsfristen als¬
bald der Anstaltsbehörde mitzuteilen. Von dieser ist, falls der Studierende
vor vollständig bestandener Vorprüfung die Lehranstalt verläßt, ein ent¬
sprechender Vermerk in das Abgangszeugnis einzutragen.

§ 13. An Gebühren sind für die Vorprüfung vor Beginn derselben
30 Mark zu entrichten.
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Für Prüflinge, welche das Befähigungszeugnis für das höhere Lehramt
besitzen, betragen in den im § 7 Abs. 5 vorgesehenen Fällen die Gebühren
20 Mark. Dasselbe gilt für die Wiederholung der Prüfung in einzelnen
Fächern (§ 9 Abs. 2).

B. Hauptprüfung.
§ 14. Die Kommission für die Hauptprüfung besteht unter dem

Vorsitz eines Verwaltungsbeamten aus zwei Chemikern, von dener einer
auf dem Gebiete der Untersuchung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und
Gebrauchsgegenständen praktisch geschult ist, und aus einem Vertreter der
Botanik. Der Vorsitzende leitet die Prüfung und ordnet bei Behinderung
eines Mitgliedes dessen Vertretung an.

§ 15. Die Prüfungen beginnen jährlich im April und enden im
Dezember.

Die Prüfung kann vor jeder Prüfungskommission abgelegt werden.
Die Gesuche um Zulassung sind bei dem Vorsitzenden bis zum 1. April

einzureichen. Wer die Vorbereitungszeit erst mit dem September beendigt,
kann ausnahmsweise noch im laufenden Prüfungsjahre zur Prüfung zuge¬
lassen werden, sofern die Meldung vor dem I. Oktober erfolgt.

§ 16. Der Meldung sind beizufügen:
1. ein kurzer Lebenslauf;
2. die in § 5 Nr. 1—3 aufgeführten Nachweise;
3. das Zeugnis über die Vorprüfung (§ 12);
4. Zeugnisse der Laboratoriums- oder Anstaltsvorsteher darüber, daß

der Prüfling vor oder nach der Vorprüfung an einer der im § 5
Nr. 2 bezeichneten Lehranstalten mindestens ein Halbjahr an Mikro¬
skopierübungen teilgenommen und nach bestandener Vorprüfung
mindestens drei Halbjahre 1) mit Erfolg an einer staatlichen Anstalt
zur technischen Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln
tätig gewesen ist.

Wer die Prüfung als Apotheker mit dem Prädikat „sehr
gut" bestanden hat 2 ), bedarf, sofern er die im § 5 Nr. 2 bezeich¬
nete Vorbedingung erfüllt hat, der im § 5 Nr. I und 3 vorge¬
sehenen Nachweise sowie des Zeugnisses über die Vorprüfung
nioht 3 ). Wer die Befähigung für das höhere Lehramt in Chemie und
Botanik für alle Klassen und in Physik für die mittleren Klassen dar¬
getan hat, bedarf, sofern er den im § ."> unter Nr. 3 vorgesehenen Nach¬
weis erbringt. tU-^ Zeugnisses über die Vorprüfung nicht. Wer an einer

J ) Marl) einet (EntfcfyeibungbeS babifdjen äRiniftetä bei Innern ift unter „§au>
ifll)v" im Sinne obiger Soxfcfrriften bei Stnftalten, roeldje einet Umberfität angegliebett
finb, ein UniberfitätSfemefter, bei fonftigen Stnftalten ein ffialenbetr)albjar)t ju uerjicben.

-) M'adi bem SBottlout biefet feefrimmunggenügt baS SJeftetjcn ber pfjarma-
*eutif(t)en Staatsprüfung mit S?ote r, bet ©eftg Der Approbation als älpoftjefcr,
Die jejjt erft jwet Qabre nad) bet Staatsprüfung erteilt ttrirö, ift uidjt crforberlid). (£g
bürfte banad) Denjenigen ffianbibaten ber Sßrjarmaäte, toeldje bic Staatsprüfung mit
bem Sßräbifat „fef)r gut" beftanben Ijabcn, freiftebeu, in unmittelbarem Slnfdjtufj Daran
unter ben oben genannten SBergünftigungen 3?at)rung8tmttetct)emie ju ftubteten unb erft
uacr)r)er Die Approbation burd) Slbieiftung ber praftifdjen Xcitigfcit ju erwerben.

3) 5(potI)efer mit beut Sßräbilat „febt gut" in ber Staatsprüfung Ijaben bem«
und) aufet ben in 5 16 8'ff et * unB 4 genannten gotberungen nur ein fecfySfemefterigeS
Stubium nad)äittuei|eu. ©tiaffen ift ü)ncn ber sßadjtoeiS ber Steife, einer fünffemefterigen
Scitigfett in crjcmifcrjcn Saboratorien unb ber beftanbenen Vorprüfung. Über bie Qu«
laffung ber SIpofbefer jut Sßruftmg als 3cafymng3mitteldjemtter erging ferner ber "auf
S. 168 dbgebruette (hl. be« Ket^SlanjletJB bom '26. ganuar 1897.

11*
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technischen Hochschule die Diplom-(Absolutorial-)Prüfung für Chemiker
bestanden hat, bedarf des Zeugnisses über die Vorprüfung nicht, wenn die
bestehenden PrüfungsVorschriften als ausreichend anerkannt sind 1).

Wer nach der Vorprüfung ein halbes Jahr an einer Universität oder
technischen Hochschule dem naturwissenschaftlichen Studium, verbunden
mit praktischer Laboratoriumstätigkoit, gewidmet hat, bedarf nur für zwei
Halbjahre des Nachweises über eine praktische Tätigkeit an Anstalten zur
Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln.

Den staatlichen Anstalten dieser Art können von der Zentralbehörde
sonstige Anstalten zur technischen Untersuchung von Nahrungs- und Ge¬
nußmitteln, sowie landwirtschaftliche Untersuchungsanstalten gleichgestellt
werden 2 ).

§ 17. Der Vorsitzende der Kommission entscheidet über die Zu¬
lassung dos Studierenden. Dieser hat sich bei dem Vorsitzenden
persönlich zu melden.

Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn Tatsachen vor¬
liegen, welche die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in bezug auf die
Ausübung des Berufs als Nahrungsmittelchemiker dartun.

§ 18. Die Prüfung ist nicht öffentlich. Sic beginnt mit dem tech¬
nischen Abschnitt. Nur wer diesen Abschnitt bestanden hat, wird zu dem
wissenschaftlichen Abschnitt zugelassen. Zwischen beiden Abschnitten soll
ein Zeitraum von höchstens drei Wochen liegen; jedoch kann der Vor¬
sitzende aus besonderen Gründen eine längere Frist, ausnahmsweise auch
eine Unterbrechung bis zur nächsten Prüfungsperiode gewähren.

§ 19. Die technische Prüfung wird in einem mit den erforder¬
lichen Mitteln ausgestatteten Staatslaboratorium abgehalten. Es dürfen
daran gleichzeitig nicht mehr als acht Kandidaten teilnehmen.

Die Prüfung umfaßt vier Teile. Der Prüfling muß sich befähigt er¬
weisen :

1. eine, ihren Bestandteilen nacli denn Examinator bekannte chemische
Verbindung oder eine künstliche, zu diesem Zweck besonders zu¬
sammengesetzte Mischung qualitativ zu analysieren und min¬
destens vier einzelne Bestandteile der von dem Kandidaten bereits
qualitativ untersuchten oder einer anderen dem Examinator in bezug
auf Natur und Mengenverhältnis der Bestandteile bekannten chemi¬
schen Verbindung oder Mischung quantitativ zu bestimmen;

2. die Zusammensetzung eines ihm vorgelegten Nahrungs- oder
Genußmittels qualitativ und quantitativ zu bestimmen;

3. die Zusammensetzung eines Gebrauchsgegenstandes aus dem
Bereich des Gesetzes vom 14. Mai 1879 qualitativ und nach dem
Ermessen des Examinators auch quantitativ zu bestimmen;

4. einige Aufgaben auf dem Gebiete der allgemeinen Botanik (der
pflanzlichen Systematik, Anatomie und Morphologie) mit Hilfe des
Mikroskops zu lösen.

!) 9Ü3 gteicrjroerttg mit bet s-8orürüfung für S'cafyrungämtttekrjcmit'er im Sinne
beS § 16 Slbf. 2 bet obigen ^rüfungäorbnung finb bisfjer öon betn iftetä)$fcm}lei cm«
ertnnnt roorben bte ^Diplomprüfungen bet £ecr)nüif)en ,<pocf)fcf)uten in Stuttgart,
SfarlStufje, 3)arm|tabt ntib ikmmfcrjroeig.

2)ie grage, ob bie an einer beutfetjen llnioerfität erfolgte Promotion jum 3)oftor
bet ^rjilofopfjtc aI8 (Etfa$ ber SBorpfßfuncj gelten fönne, roirb in einem CM. beä preu
fjtfcfjen SRebijinalmintfteT* üom 4. Sßobember 1896 berneint.

2) Gin SSeräeicfjniS ber gur 9Xuöbübung ber 9cahtungSnli11c-tdn 1nu tev jugelaffenen
Slnftalten ift im ISfmrmaäeutifcfjen ffialenber Jett II abgebrudt.
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Prüfungsordnung für Nahrungsmittelchemiker.

Die Prüfung wird in der hier angegebenen Reihenfolge ohne mehr¬
tägige Unterbrechung erledigt. Zu einem späteren Teil wird nur zugelassen,
wer den vorhergehenden Teil bestanden hat.

Die Aufgaben sind so zu wählen, daß die Prüfung in vier Wochen
abgeschlossen werden kann.

Sie werden von den einzelnen Examinatoren bestimmt und erst bei
Beginn jedes Prüfungsteils bekannt gegeben. Die technische Lösung der
Aufgabe des ersten Teils muß, soweit die qualitative Analyse in Betracht
kommt, in einem Tage, diejenige der übrigen Aufgaben innerhalb der vom
Examinator bei Überweisung der einzelnen Aufgaben festzusetzenden Frist
beendet sein.

Die Aufgaben und die gesetzten Fristen sind gleichzeitig dem Vor¬
sitzenden von den Examinatoren schriftlich mitzuteilen.

Die Prüfung erfolgt unter Klausur dergestalt, daß der Kandidat die
technischen Untersuchungen unter ständiger Anwesenheit des Examinators
oder eines Vertreters desselben zu Ende führt und die Ergebnisse täglich
in ein von dem Examinator gegenzuzeichnendes Protokoll einträgt.

§ 20. Nach Abschluß der technischen Untersuchungen (§ 19) hat der
Kandidat in einem schriftlichen Bericht den Gang derselben und den
Befund zu beschreiben, auch die daraus zu ziehenden Schlüsse darzulegen
und zu begründen. Die schriftliche Ausarbeitung kann für die beiden
Analysen des ersten Teils zusammengefaßt werden, falls dieselbe Substanz
qualitativ und quantitativ bestimmt worden ist; sie hat sich für Teil 4
auf eine von dem Examinator zu bezeichnende Aufgabe zu beschränken.
Die Berichte über die Teile 1, 2 und 3 sind je binnen drei Tagen nach Ab¬
schluß der Laboratoriumsarbeiten, der Bericht über die mikroskopische
Aufgabe (Teil 4) binnen zwei Tagen, mit Namensunterschrift versehen,
dein Examinator zu übergeben.

Der Kandidat hat bei jeder Arbeit die benutzte Literatur anzugeben
und eigenhändig die Versicherung hinzuzufügen, daß er die Arbeit ohne
fremde Hilfe angefertigt hat.

§ 21. Die Arbeiten werden von den Fachexaminatoren zensiert und
mit den Untersuchungsprotokollen und Zensuren dem Vorsitzenden der
Kommission binnen einer Woche nach Empfang vorgelegt.

§ 22. Die wissenschaftliche Prüfung ist mündlich. Der Vor¬
sitzende und zwei Mitglieder der Kommission müssen bei derselben ständig
zugegen sein. Zu einem Termin werden nicht mehr als vier Kandidaten
zugelassen.

Die Prüfung erstreckt sieh:
1. auf die unorganische, organische und analytische Chemie mit be¬

sonderer Berücksichtigung der bei der Zusammensetzung der Nah-
rungs- und Genußmittel in Betracht kommenden chemischen Ver¬
bindungen, der Nährstoffe und ihrer Umsetzungsprodukte, sowie
auf die Ermittlung der Aschenbestandteile und der Gifte minera¬
lischer und organischer Natur;

2. auf die Herstellung und die normale und abnorme Beschaffenheit
der Nahrungs- und Genußmittel, sowie der unter das Gesetz
vom 14. Mai 1879 fallenden Gebrauchsgegenstände. Hierbei ist
auch auf die sogenannten landwirtschaftlichen Gewerbe (Bereitung
vmi Molkereiprodukten, Bier, Wein, Branntwein, Stärke, Zucker
u. dgl, m.) einzugehen;

.'S. auf die allgemeine Botanik (pflanzliche Systematik, Anatomie und
Morphologie) mit besonderer Berücksichtigung der pflanzlichen Roh-
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stofflehre (Drogehkunde u, dgl.), sowie ferner auf die bakterio¬
logischen Untersuchung.smethoden des Wassers und der übrigen
Nahrungs- und Genußmittel, jedoch unter Beschränkung auf die
einfachen Kulturverfahren;

4. auf die den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Ge¬
brauchsgegenständen regelnden Gesetze und Verordnungen,
sowie auf die Grenzen der Zuständigkeit des Nahrungsmittelchemi¬
kers im Verhältnis zum Arzt, Tierarzt und anderen Sachverstän¬
digen, endlich auf die Organisation der für die Tätigkeit eines Nah¬
rungsmittelchemikers in Betracht kommenden Behörden.

Die Prüfung in den ersten drei Fächern wird von den Fachexamina-
toren, im vierten Fache von dem Vorsitzenden, geeignetenfalls unter Be¬
teiligung des einen oder des anderen Fachexaniinators abgehalten. Die
Dauer der Prüfung beträgt für jeden Kandidaten in der Regel nicht über
eine Stunde.

§ 23. Für jeden Kandidaten wird über jeden Prüfungsabschnitt ein
Protokoll unter Anführung der Prüfungsgegenstände und der Zensuren,
bei der Zensur „ungenügend" unter kurzer Angabe ihrer Gründe aufge¬
nommen.

§ 24. Über den Ausfall der Prüfung in den einzelnen Teilen des tech¬
nischen Abschnitts und in den einzelnen Fächern des wissenschaftlichen
Abschnitts werden von den betreffenden Examinatoren Zensuren unter
ausschließlicher Anwendung der Prädikate ..sehr gut", ..gut". ..genügend",
„ungenügend" erteilt.

Für Botanik und Bakteriologie muß die gemeinsame Zensur, wenn
bei getrennter Beurteilung in einem dieser Zweige „ungenügend" gegeben
werden würde, „ungenügend" lauten.

§ 25. Ist die Prüfung in einem Teile des technischen Abschnitts nicht
bestanden, so findet eine Wiederholungsprüfung statt. Die Frist,
vor deren AMauf die Wiederholungsprüfung nicht erfolgen darf, beträgt
mindestens drei Monate und höchstens ein Jahr; sie wird von dem Vor¬
sitzenden nach Benehmen mit dem Fxaminator festgesetzt.

Hat der Kandidat die Prüfung in einem Fache des wissenschaftlichen
Abschnitts nicht bestanden, so kann er nach Ablauf von sechs Wochen zu
einer Nach prüf ung zugelassen «erden. Die Nachprüfung findet in Gegen¬
wart des Vorsitzenden und der beteiligten Fachexaminatoren statt. Bestellt
der Kandidat auch in der Nachprüfung nicht, oder verabsäumt er es, ohne
ausreichende Entschuldigung sich innerhalb 14 Tagen nach Ablauf der
für die Nachpfrüung gestellten Frist zu melden, so hat er die Prüfung in
dem ganzen Abschnitt zu wiederholen. Dasselbe gilt, wenn der Kandidat
die Prüfung in mehr als einem Fache dieses Abschnitts nicht bestanden
hat. Die Wiederholung ist vor Ablauf von sechs Monaten nicht zulässig.

§ 26. Erfolgt die Meldung zur Wiederholung eines Prüfungsteils
nicht spätestens in dem nächsten Prüfungsjahre, so muß die ganze Prüfung
von neuem abgelegt werden.

Wer bei der Wiederholung nicht besteht, wird zu einer weiteren Prü¬
fung nicht zugelassen.

Ausnahmen von vorstehenden Bestimmungen können aus besonderen.
Gründen gestattet werden.

§ 27. Nachdem die Prüfung in allen Teilen bestanden ist, ermittelt
der Vorsitzende aus den Einzelzensuren die Schlußzensur, wobei die
Zensuren für jeden einzelnen Teil des ersten Abschnitts doppelt gezählt
werden, so daß im ganzen zwölf Finzelzensuren sich ergeben.
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Die Schlußzensur „sehr gut" darf nur dann gegeben werden, wenn
die Mehrzahl der Einzelzensuren ..sein- gut", alle übrigen „gut lauten:
die Schlußzensur „gut" nur dann, wenn die Mehrzahl mindestens „gut"
oder wenigstens sechs Kinzelzensuren „sehr gut" lauten. In allen übrigen
Fällen wird die Schlußzensur ..genügend" gegeben.

Nach Peststellung der Schlußzensur legt der Vorsitzende die Prüfungs¬
verhandlungen derjenigen Behörde vor, welche den Ausweis über die Be¬
fähigung als Nahrungsmittelchemiker (§ 1) erteilt.

§ 28. Wer einen Prüfungstermin ohne ausreichende Entschuldigung
versäumt, wird in dem laufenden Prüfungsjahr zur Prüfung nicht mehr
zugelassen. Der Vorsitzende hat die Zurückstellung bei der im § 27 be¬
zeichneten Behörde zu beantragen, falls er die Entschuldigung nicht für
ausreichend hält.

Tritt ein Prüfling ohne ausreichende Entschuldigung von einem be¬
gonnenen Prüfungsabschnitt zurück, oder hält er eine der im § 19 Abs. 4
und § 20 vorgesehenen Fristen nicht ein, so hat dies die Wirkung, als wenn
er in allen Teilen des Abschnitts die Zensur ..ungenügend" erhalten hätte.

§ 29. Die Prüfung darf nur bei derjenigen Kommission fortgesetzt
und wiederholt werden, bei welcher sie begonnen ist. Ausnahmen können
aus besonderen Gründen gestattet werden.

Die mit dem Zulassungsgesuch eingereichten Zeugnisse werden dem
Kandidaten nach bestandener Gesamtprüfung zurückgegeben. Verlangt
er sie früher zurück, so ist, falls die Zulassung zur Prüfung bereits aus¬
gesprochen war. vor der Rückgabe in die Urschrift des letzten akademischen
Abgangszeugnisses ein Vermerk hierüber, sowie über den Ausfall der schon
zurückgelegten Prüfungsteile einzutragen.

§ 30. An Gebühren sind für die Hauptprüfung vor Beginn derselben
ISO Mark zu entrichten. Davon entfallen:

1. auf den technischen Abschnitt für jeden der ersten drei Teile
25 Mark, für den vierten Teil 15 Mark,

IL auf den wissenschaftlichen Abschnitt 30 Mark,
III. auf allgemeine Kosten 60 Mark.

Wer von der Prüfung zurücktritt oder zurückgestellt wird, erhält die
Gebühren für die noch nicht begonnenen Prüfungsteile ganz, die allge¬
meinen Kosten zur Hälfte zurück, letztere jedoch nur dann, wenn der
drille Teil des technischen Abschnitts noch nicht begonnen war.

Bei einer Wiederholung sind die Gebührensätze für diejenigen Prü¬
fungsteile, »eiche wiederholt werden, und außerdem je 15 Mark für jeden
zu wiederholenden l'rüfungstoil auf allgemeine Kosten zu entrichten. Für
die Nachprüfung in einem Fache des wissenschaftlichen Abschnitts sind
15 Mark zu zahlen.

§ 31. Über die Zulassung der in vorstehenden Bestimmungen vor¬
gesehenen Ausnahmen entscheidet die Zentralbehörde.

Ausweis für geprüfte Nahrungsmittelchemiker.
Dem Herrn......aus.......wird hierdurch bescheinigt, daß

er seine Befähigung zur chemisch-technischen Untersuchung und Beurtei¬
lung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen durch
die von der......Prüfungskommission zu......mit dem Prädi-
kate......abgelegte Prüfung nachgewiesen hat.

......, den . . .<*»...... 18 ___

(Siegel und Unterschrift der bescheinigenden Behörde.)
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1>ie in borftetjenber ^rtifungäorbnung für SRa^rungämttteld^emilct bor«
gefeierten SSergünfiigungen für Wpotfyetet bei ber gutaffung pr ipaubtbrüfuug
erfuhren eine Erläuterung burd) bie folgenbe IBefarattmacrjung be£ 8teid>8«
fan^Ietö:

Bk.. betr. die Zulassung von Apothekern zur Prüfung als Nahrungsmittelchemiker.
Vom 26. Januar 1897.

Nachdem die in § 16 Abs. 2 der Prüfungsvorschriften für Nahrungs¬
mittelchemiker den Apothekern mit der Prüfungsnote „sehr gut" einge¬
räumten Vergünstigungen hinsichtlich ihrer Zulassung zur Hauptprüfung
mehrfach zu Zweifeln Anlaß gegeben haben, beehre ich mich in nach¬
stehendem die Auslegung, welche diesseits den gedachten Bestimmungen
gegeben wird, mitzuteilen.

Zunächst steht nach dem Wortlaute und Sinne der bezeichneten Vor¬
schriften nichts entgegen, daß denjenigen Apothekern, welche das für
die Zulassung der Prüfung erforderliche naturwissenschaftliche Studium
von sechs Halbjahren vor Ablegung der Apothekerprüfung noch nicht ganz
zurückgelegt haben, die Nachholung der fehlenden Studiensemester nach
der bestandenen Apothekerprüfung gestattet wird. Was femer die prak¬
tische Tätigkeit an einer staatlichen Untersuchungsanstalt für Nahrungs¬
und Gonußmittel (§ 16 Abs. 1 Ziffer 4 der Prüfungsvorschriften) anlangt,
so darf dieselbe, ebenso wie sie bei Nahrungsmittelchomikern niil regel¬
mäßigem Studiengange nach ausdrücklicher Vorschrift erst für die Zeit
nach bestandener Vorprüfung vorgesehen ist, bei Apothekern erst nach
der als Ersatz für die Vorprüfung geltenden A pothekerprüf ung erfolgen.

Diese praktische Tätigkeit in der Untersuchung von Nahrungs- und
Genußmitteln zeitlich zusammenfallen zu lassen mit demjenigen Univer¬
sitätsstudium, welches ein Apotheker behufs Erreichung der vorgeschrie¬
benen sechssemesterigon Studienzeit nach der bestandenen Apothekerprü¬
fung ablegt, ist meines Erachtons mit den geltenden Vorschriften nicht ver¬
einbar. Durch die Bestimmung in § 16 Abs. 2 Satz 1 der- Prüfungsvorschriften
ist denjenigen Apothekern, welche die Prüfung mit dem Prädikate „sehr
gut" bestanden haben, mit Rücksicht auf die hierdurch nachgewiesenen
Kenntnisse die Vorprüfung sowie der Nachweis der Gymnasial reife und
der 2 1/ 2 jährigen Beschäftigung in chemischen Laboratorien erlassen, da¬
gegen ist die Einräumung noch größerer Vergünstigungen nicht beab¬
sichtigt. Ais eine weitere und zwar nicht unerhebliche Erleichterung würde
es aber anzusehen sein, wenn die bei den Nahrungsmittelchemikern ge¬
trennten Teile dos Studienganges, nämlich das theoretische Studium auf
einer Hochschule und die praktische Tätigkeit in einer Untersuelmngs
anstalt, bei den in Erage stehenden Apothekern miteinander verbunden
werden dürften.

Außerdem erscheint eine so weitgehende Begünstigung der Prüfungs¬
kandidaten mit pharmazeutischer Vorbildung auch im Interesse einer tun¬
lichst gründlichen Ausbildung der Nahrungsmittelchemiker nicht wünschens¬
wert, es ist vielmehr besonderer Wert darauf zu legen, daß die praktische
Tätigkeit erst nach Abschluß des gesamten theoretischen Studiums beginnt.

Berlin, den 26. Januar 1897.
Der Reichskanzler.

I. V.: von Boetticher.
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